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Protokoll

über die 69. Sitzung vom 18. Juni 2009

Beginn: 9:32 Uhr

Präsident Peter Straub:	Meine	Damen	und	Herren!	Ich	er-
öffne	die	69.	Sitzung	des	14.	Landtags	von	Baden-Württem-
berg	und	begrüße	Sie.

Krankgemeldet	sind	heute	Frau	Abg.	Dr.	Unold	und	Herr	Abg.	
Reichardt.

Aus	dienstlichen	Gründen	haben	sich	entschuldigt	Herr	Mi-
nister Rau, Herr Minister Pfister, Frau Ministerin Dr. Stolz, 
Herr	Minister	Professor	Dr.	Frankenberg,	Frau	Staatsrätin	Dr.	
Hübner	und	–	für	heute	Nachmittag	–	Frau	Ministerin	Gön-
ner.

Meine	Damen	und	Herren,	unser	Kollege	Rivoir	hat	heute	Ge-
burtstag.	Herr	Rivoir,	im	Namen	des	ganzen	Hauses	gratuliere	
ich	Ihnen	herzlich	und	wünsche	Ihnen	alles	Gute.

(Beifall	bei	allen	Fraktionen	–	Abg.	Wolfgang	Drex-
ler	SPD:	Martin,	wir	trinken	Sekt!	Wir	gehen	ins	Res-
taurant!	–	Gegenruf	des	Abg.	Rainer	Stickelberger	
SPD:	 Das	 ist	 ein	 Schwabe!	 Der	 gibt	 doch	 nichts	

aus!)

Wir	treten	nun	in	die	Tagesordnung	ein.

Ich	rufe	Punkt 1 der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – Sprachförder-
angebote für alle förderbedürftigen Kinder – Drucksache 
14/4280

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Antrags	fünf	Minuten,	in	der	Aussprache	fünf	
Minuten	je	Fraktion.

Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Mentrup.

Abg. Dr. Frank Mentrup	SPD:	Herr	Präsident,	Kolleginnen	
und	Kollegen!	„Sprachförderangebote	für	alle	förderbedürf-
tigen	Kinder“	ist	das	Thema	der	aktuellen	Debatte,	und	das	
ist	auch	gut	so.	

In	der	Medizin	bezeichnet	man	als	Multiorganversagen	einen	
Vorgang,	bei	dem,	ausgehend	von	einer	Problematik	an	einem	
Ort,	am	Ende	eine	Kettenreaktion	bei	verschiedenen	Organen	
erfolgt	und	bei	dem	der	Eingriff	zur	Stabilisierung	des	einen	
Organs	dazu	führt,	dass	dann	ein	anderes	Organ	möglicher-
weise	nicht	mehr	so	mitkommt.	Das,	was	wir	im	Moment	bei	
der Einführung einer flächendeckenden Sprachförderung auf-
bauend auf einer flächendeckenden vorgezogenen Einschu-

lungsuntersuchung	erleben,	droht	zu	einem	Multiorganversa-
gen	zu	werden.	

(Abg.	 Günther-Martin	 Pauli	 CDU:	 So	 ein	 Blöd-
sinn!)

Ich	fordere	Sie	an	dieser	Stelle	schon	einmal	dringend	auf,	
hier	endlich	umzusteuern,	um	Ihre	richtigen	Ziele	auch	vor	
Ort	umzusetzen.

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	 der	Abg.	 Bärbl	 Mielich	
GRÜNE)

Worum	geht	es?	Wir	wissen	seit	acht	Jahren,	dass	etwa	30	%	
der	Kinder	zum	Einschulungstermin	einen	Sprachförderbe-
darf	haben.	Da	gibt	es	einen	therapeutischen	Sprachförderbe-
darf	–	dessen	Anteil	liegt	bei	etwa	5	bis	7	%	der	Kinder	–,	und	
es	gibt	einen	allgemeinen	Sprachförderbedarf,	der	nicht	aus	
einer	besonderen	Störung	folgt,	sondern	eine	Art	verzögerten	
Spracherwerb	 darstellt;	 dessen	Anteil	 liegt	 bei	 etwa	 25	 bis	
27	%	der	Kinder.	

Seit	dieser	Zeit	experimentieren	wir	und	erforschen	wir,	wie	
wir	mit	diesem	Thema	umzugehen	haben.	Zwei	Ergebnisse	
sind	festzustellen.	Das	eine	ist:	Sprachförderung	ohne	Förde-
rung	des	Kindes	insgesamt	hat	keinen	Sinn.	Daraus	ist	eine	
Bildungsdiskussion	geworden,	die	Gott	sei	Dank	dazu	führt,	
dass	die	Landesregierung	heute	zumindest	bei	der	Wahrneh-
mung	des	Bildungsauftrags	auch	an	den	Kindertagesstätten	
im	Wort	steht	und	sich	hierfür	verantwortlich	fühlt.	Die	Ein-
führung	des	Orientierungsplans	ist	hier	sozusagen	der	fach-
liche	Background	und	das	fachliche	Abbild	einer	solchen	Dis-
kussion.

Gleichzeitig	macht	man	sich	aber	auch	seit	acht	Jahren	daran,	
dem	speziellen	Sprachförderbedarf,	den	man	feststellt,	durch	
besondere,	zusätzliche	Programme	zu	begegnen.	Hier	haben	
sich	viele	Kommunen	auf	den	Weg	gemacht,	hier	hat	sich	die	
Landesstiftung	auf	den	Weg	gemacht,	hier	haben	sich	viele	
Wissenschaftler	auf	den	Weg	gemacht.	Viele	Kinder	erhalten	
ein solches Sprachförderangebot. Es ist aber noch kein flä-
chendeckendes	 System	 entwickelt	 worden,	 das	 dazu	 führt,	
dass	alle	Kinder	dieses	Sprachförderangebot	erhalten.	

Nach	einer	achtjährigen	Diskussion	ist	es	jetzt	endlich	an	der	
Zeit,	aus	diesem	Projektstatus	herauszukommen	und	zu	einem	
flächendeckenden Versorgungsstatus zu gelangen.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	
Genau	das	machen	wir!)
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Es	ist	an	der	Zeit,	nicht	nur	zu	beschwören,	wie	wichtig	das	
alles ist, sondern endlich auch eine flächendeckende Versor-
gung	sicherzustellen,	und	zwar	mit	zwei	Zielen:	Die	Kinder	
müssen	früher	erreicht	werden,	und	jedes	Kind	muss	mit	dem	
richtigen	Angebot	erreicht	werden.	Das	sollten	eigentlich	die	
Ziele	der	Diskussion	sein,	die	wir	seit	einiger	Zeit	führen.

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	 der	Abg.	 Bärbl	 Mielich	
GRÜNE)

Dazu	gehört,	dass	man	zu	einem	festgelegten	Zeitpunkt	und	
rechtzeitig	den	Sprachstand	überhaupt	erhebt.	Da	unterschei-
den	wir	uns	von	manchen	anderen,	die	sagen:	Das	geht	alles	
nicht,	das	ist	zu	früh,	das	ist	eine	Zumutung.	Wir	sind	der	Mei-
nung,	 dass	 man,	 wenn	 man	 einen	 solchen	 Bildungsauftrag	
ernst nimmt, auch von außen und in einer gewissen vordefi-
nierten	Norm	–	die	in	der	Ausgestaltung	durchaus	noch	dis-
kussionswürdig	sein	kann	–	versuchen	muss,	einen	Stand	zu	
erheben.	Denn	man	kann	Sprachförderung	nicht	sicherstellen,	
wenn	man	nicht	vorher	den	Eltern	und	auch	den	Kindern	und	
den	Einrichtungen	klar	sagt:	Wo	liegt	denn	noch	ein	eventu-
eller	zusätzlicher	Sprachförderbedarf?

In	der	Umsetzung	dieser	vorgezogenen	Einschulungsuntersu-
chung	–	das	gehört	an	dieser	Stelle	zur	Kaskade	des	Multior-
ganversagens	–	hapert	es	dann	aber	schon	wieder.	Man	lässt	
zu,	dass	man	eine	gesetzliche	Regelung	verabschiedet,	der	der	
Städte-	 und	 der	 Gemeindetag	 ablehnend	 gegenüberstehen,	
weil	sie	die	Fragen	stellen:	Wie	sollen	wir	das	umsetzen?	Wie	
soll das dauerhaft finanziert werden? Sie sagen: Wir stehen 
auch	in	der	Verantwortung.	Wir	geben	Versprechungen	an	die	
Eltern	ab	und	fühlen	uns	dann	aber	als	Träger	von	Einrich-
tungen,	aber	auch	als	kommunalpolitisch	Verantwortliche	in	
der	Umsetzung	der	entsprechenden	Sprachförderung	allein-
gelassen.

Wir	halten	es	für	ein	Unding,	ein	so	wichtiges	Ziel	in	einem	
ersten	Schritt	einzuführen,	obwohl	die	anderen	Beteiligten	da-
mit	nicht	einverstanden	sind.	Das	ist	politisch	nicht	in	Ord-
nung,	und	das	delegiert	Verantwortung	an	eine	Stelle,	an	der	
man	dann	am	Ende	vor	Ort	dieser	Verantwortung	nicht	ge-
recht	 werden	 kann,	 obwohl	 man	 es	 in	 der	 Sache	 durchaus	
will.

(Beifall	bei	der	SPD)

Nun	führen	diese	zusätzliche	Untersuchung	und	die	diesmal	
gleichzeitig	anstehenden	zwei	Jahrgänge	zu	einem	Personal-
problem.	Wir	haben	nicht	genug	Personal,	wir	können	es	nicht	
schaffen,	bis	zum	nächsten	Jahr	alle	Kinder,	die	jetzt	eigent-
lich	anstehen,	zu	untersuchen.	Frau	Stolz	hat	gestern	gesagt,	
sie	peile	90	%	an.	Unsere	Rückmeldungen	von	vor	Ort	spre-
chen	eine	ganz	andere	Sprache.	Hier	stehen	Kindertagesstät-
ten	bereit,	Sprachförderung	zu	machen.	Sie	planen,	entspre-
chende	Anträge	zu	stellen,	oder	haben	sie	zum	Teil	auch	schon	
gestellt.	Sie	können	es	aber	nicht	umsetzen,	weil	die	für	die	
Förderung verpflichtende, vorgezogene Einschulungsuntersu-
chung nicht stattfinden kann, und zwar nicht deshalb, weil die 
Leute	vor	Ort	nicht	wollen,	sondern	weil	einfach	das	Perso-
nal	noch	nicht	da	ist.

Das	ist	ein	zweiter	Punkt,	bei	dem	man	sagen	muss:	Das	kann	
nicht	 sein.	Wir	dürfen	Kindertagesstätten,	die	 schon	bisher	
Sprachförderung	über	die	Landesstiftung	gemacht	haben,	die	

zum	Teil	 eigene	 Untersuchungsergebnisse	 zugrunde	 legen	
durften,	jetzt	nicht	gängeln	und	ihnen	nicht	die	Mittel	für	die	
Sprachförderung	verwehren,	bloß	weil	wir	es	auf	der	anderen	
Seite	nicht	geregelt	bekommen,	diese	vorgezogene	Einschu-
lungsuntersuchung	für	alle	sicherzustellen.

(Beifall	bei	der	SPD)

Das	wird	sich	zwar	ändern,	aber	Sie	müssen	trotzdem	auf	die-
se	Situation	so	reagieren,	dass	Sie	auch	andere	Sprachunter-
suchungsergebnisse	dann	anerkennen,	wenn	es	eben	nicht	ge-
lingt,	die	Ergebnisse	 im	Rahmen	dieser	vorgezogenen	Ein-
schulungsuntersuchung	zu	erheben,	einfach	weil	der	Zeitpunkt	
nicht	eingehalten	werden	kann,	zu	dem	diese	Untersuchung	
eigentlich	erfolgen	sollte.

Die	nächste	Frage	ist	dann:	Was	passiert	mit	den	Kindern,	die	
einen	Sprachförderbedarf	haben?	Darauf	haben	Sie	in	Ihrer	
Stellungnahme	 zu	 unserem	Antrag	 geantwortet,	 dass	 etwa	
13	%	der	Anträge	abgelehnt	werden	und	dass	das	etwa	8	%	
der	Kinder	betrifft.	Das	kann	uns	nicht	zufriedenstellen.	Stel-
len	Sie	sich	vor,	wir	schaffen	es,	bis	zum	Sommer	maximal	
90	%	der	anstehenden	Kinder	überhaupt	zu	untersuchen.	Von	
diesen	90		%	der	Kinder	haben	dann	voraussichtlich	30	%	ei-
nen	Sprachförderbedarf,	und	von	denen	werden	wiederum	8	%	
auf	keinen	Fall	in	eine	solche	Förderung	durch	die	Landes-
stiftung	kommen.

Wir	haben	am	Ende	die	schon	jetzt	bestehenden	Förderange-
bote	für	etwa	70	%	der	Kinder	im	Land	nicht	wirklich	ausge-
weitet,	wenn	wir	auf	der	einen	Seite	10	%	Kinder	haben,	die	
nicht	zum	Tragen	kommen,	und	dann	in	einem	zweiten	Schritt	
wiederum	weitere	8	bis	10	%.	Das	kann	uns	nicht	zufrieden-
stellen.	Denn	eines	muss	Ihnen	doch	klar	sein:	Sie	fordern	von	
den Eltern die Teilnahme an einer verpflichtenden Untersu-
chung.	Sie	können	diese	Untersuchung	nicht	überall	anbieten.	
Sie	stellen	einen	Sprachförderbedarf	fest,	Sie	können	ihn	aber	
an vielen Stellen nicht decken. Sie erfüllen die Verpflichtung 
erst	für	Kinder	ab	dem	fünften	Lebensjahr.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Viel	zu	spät!)

Wir	wollten	es	ja	eigentlich	einmal	früher	haben.	Das	heißt,	
Ihre	wesentlichen	strategischen	Ziele	–	ein	Angebot	für	alle	
Kinder	schaffen	und	alle	Kinder	überhaupt	erst	einmal	für	ein	
solches	Angebot	vorbereiten	und	auch	überprüfen	und	dann	
für	alle	ein	solches	Angebot	sicherstellen,	sodass	wir	an	100	%	
kommen;	das	muss	doch	unser	Ziel	sein	–	haben	Sie	verfehlt.	
Ich	fordere	Sie	auf,	in	allen	diesen	Punkten	nachzubessern.

Jetzt	erweist	sich,	dass	es	falsch	ist,	eine	staatliche	Aufgabe	
ohne	eigene	Haushaltsmittel	und	ohne	eigene	Haushaltsstel-
len	über	eine	Stiftung	abzuwickeln,	die	auf	einem	Antragsver-
fahren	bestehen	muss,	die	auf	Bedingungen	bestehen	muss,	
die	möglicherweise	nicht	eingehalten	werden.	Ein	Kind,	das	
einen	Sprachförderbedarf	hat,	kommt	dann	möglicherweise	
nicht	in	den	Genuss	einer	Sprachförderung,	weil	eben	der	An-
trag	falsch	gestellt	ist,	die	Gruppe	zu	klein	ist,	das	Kind	zu	
jung	ist	oder	was	auch	immer.	Das	darf	nicht	sein.

Ihr	strategisches	Ziel	verfehlen	Sie	hier,	und	ich	fordere	Sie	
dringend	auf,	nachzubessern.	Das	ist	zum	Nutzen	unserer	Kin-
der, und genau das ist unsere Verpflichtung, gerade wenn wir 
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auf	der	anderen	Seite	andere	Institutionen	und	auch	die	Eltern	
verpflichten, sich auf einen solchen Weg zu begeben. 

Danke	schön.

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	Abgeordneten	 der	 Grü-
nen)

Präsident Peter Straub:	 Das	Wort	 erteile	 ich	 Herrn	Abg.	
Schebesta.

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Herr	Präsident,	sehr	geehrte	
Damen	und	Herren!	Nach	dieser	Rede	–	ohne	medizinische	
Befunde	mit	meinen	Worten	ausgedrückt:	„Es	ist	alles	Mist“	
–	will	ich	gleich	am	Anfang	auf	zwei	Dinge	hinweisen.

Erstens:	Für	die	allgemein	notwendige	Sprachförderung	ha-
ben	wir	zur	Arbeit	in	den	Kindergärten	mit	dem	Orientierungs-
plan	und	mit	dem,	was	damit	seit	Jahren	in	den	Kindergärten	
Anwendung findet, eine Antwort gegeben. Diese wird immer 
weiter	und	immer	besser	umgesetzt,	

(Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Wo	sind	denn	die	Rah-
menbedingungen	für	die	Arbeit?)

sodass	Sprachförderung	allgemein	verbessert	worden	ist.	

Das	Zweite:	Für	den	besonderen	Sprachförderbedarf	stehen	
die	Mittel	in	dem	Umfang	zur	Verfügung,	dass	mit	dem	Pro-
gramm	der	Landesstiftung	im	nächsten	Kindergartenjahr	rund	
doppelt	so	viele	Kinder	an	einer	solchen	Sprachfördermaß-
nahme	teilnehmen	können.	Wir	erreichen	damit	nicht	mehr	
rund	 10	%,	 wie	 in	 diesem	 Kindergartenjahr,	 sondern	 rund	
20	%.

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Na	also!)

Das	zeigt,	glaube	ich,	deutlich,	dass	wir	in	der	Analyse	so-
wohl	die	Einschätzung	teilen,	dass	Sprachförderung	notwen-
dig ist, als auch den Anspruch verfolgen, die Kinder flächen-
deckend	zu	erreichen,	die	diese	Sprachförderung	brauchen.	
Wir	sind	uns	nur	in	der	Bewertung	nicht	einig,	ob	es	richtig	
ist,	wie	wir	es	tun.

Da	haben	Sie	als	Opposition	den	Vorteil,	dass	Sie	immer	sa-
gen	können:	Das	läuft	nicht	gut.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Jetzt	lassen	Sie	das	doch	
einmal!	–	Zuruf	des	Abg.	Reinhold	Gall	SPD)	

–	Herr	Zeller,	es	ist	halt	so!

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Nein,	ist	es	nicht!)

–	Doch,	das	ist	so.	

(Widerspruch	bei	der	SPD)

Als	Opposition	können	und	sollen	Sie	das	kritisieren,	aber	ich	
habe	in	einer	Rede	hier	im	Landtag	zur	gesetzlichen	Veranke-
rung	der	Einschulungsuntersuchung	gesagt	–	–

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Setzen	Sie	sich	inhaltlich	
auseinander!)

–	Habe	ich	gerade	gemacht.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Ach	was!)

Jetzt	sage	ich	Ihnen,	Herr	Zeller:	In	der	Rede	zur	Verankerung	
der	Einschulungsuntersuchung	im	Schulgesetz	habe	ich	da-
rauf	hingewiesen,	dass	es	ein	ehrgeiziges	Ziel	und	eine	Her-
kulesaufgabe	 ist,	 in	 diesem	 Kindergartenjahr	 den	 Einschu-
lungsjahrgang	für	das	Schuljahr	2009/2010	und	den	Einschu-
lungsjahrgang	2010/2011	–	zwei	Jahrgänge	in	einem	Kinder-
gartenjahr	–	im	Rahmen	der	Einschulungsuntersuchung	zu	un-
tersuchen.	Das	ist	ein	ehrgeiziges	Ziel.	Dass	das	in	der	Um-
setzung	einen	großen	Aufwand	in	den	Gesundheitsämtern	be-
deutet,	haben	wir	angesprochen.	Ich	halte	es,	obwohl	es	ein	
ehrgeiziges	Ziel	ist	und	man	möglicherweise	sagen	kann:	„Da	
und	da	ist	es	erst	im	Juni“,	für	richtig,	diesen	Weg	zu	gehen,	
um	 die	 Einschulungsuntersuchung	 ein	 Jahr	 vorzuziehen.	
Dieses	Umstellungsproblem	haben	wir	einmal,	nämlich	dieses	
Mal.	Aber	einmal	haben	Sie	es	immer,	wenn	Sie	sich	dem	Ziel	
stellen,	und	ich	halte	das	Ziel	für	richtig.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP)

Sie,	Herr	Dr.	Mentrup,	sagen,	das	könne	man	erst	machen,	
wenn	alle	Kindergartenträger	einverstanden	sind.	Wir	haben	
anhaltende	Diskussionen	mit	den	kommunalen	Landesverbän-
den	an	der	Schnittstelle	von	Bildung	und	Betreuung,	anhal-
tende	Diskussion	vor	allem	über	das	Geld.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Macht	es	doch	ordent-
lich,	dann	habt	ihr	keine	Diskussionen!)

Sollen	wir	Schulen	schließen,	weil	die	kommunalen	Landes-
verbände	sagen:	„Wir	wollen	den	Betrag“,	während	wir	sa-
gen:	 „Wir	 geben	 einen	 anderen	 Betrag;	 in	 den	 Finanzaus-
gleichsverhandlungen	treffen	wir	uns	in	der	Mitte“?	Natürlich	
gibt	es	über	die	Finanzbeziehungen	zwischen	Land	und	Kom-
munen	im	Bereich	„Bildung	und	Betreuung“	und	in	vielen	an-
deren	Fragen	Diskussionen.	Aber	das	ist	doch	kein	Grund	zu	
sagen:	„Wir	machen	es	nicht.“	Wir	stellen	das	Geld	zur	Ver-
fügung,	das	erforderlich	ist,	damit	im	nächsten	Jahr	rund	20	%	
der	Kinder	–	dies	ist	schon	jetzt	im	Haushalt	der	Landesstif-
tung	vorgesehen,	und	wenn	mehr	notwendig	ist,	sehen	wir	das	
auch	für	mehr	Kinder	vor	–	diese	Sprachstandsmaßnahmen	
durchlaufen	können.

Neben	dem	Geld,	das	die	Landesstiftung	zur	Verfügung	stellt,	
sind	in	der	Qualitätsoffensive	Bildung	–	vor	einem	Jahr	be-
schlossen	–	Mittel	für	die	Arbeitszeit	der	Erzieherinnen	vor-
gesehen,	die	 in	den	Kindergärten	die	Einschulungsuntersu-
chung	begleiten	müssen,	und	ist	Geld	für	Fortbildungsmaß-
nahmen	vorgesehen.	Wir	haben	Ende	April	auch	erklärt,	dass	
sich	die	Landesregierung	und	die	Regierungsfraktionen	dafür	
einsetzen,	dass	die	Elternbeteiligung,	bisher	von	30	%	der	För-
dergruppen	in	Anspruch	genommen,	weiter	unterstützt	wer-
den	kann.	

(Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Bei	30	%	Förderbe-
darf!)

Es	ist	auch	wiederholt	worden,	dass	wir,	wenn	sich	schon	jetzt	
zusätzlicher	Bedarf	für	das	nächste	Kindergartenjahr	abzeich-
net, natürlich ein flächendeckendes Angebot sicherstellen und 
die	Finanzmittel	dafür	zur	Verfügung	stellen.	

Deshalb:	Wir	sind	auf	einem	guten	Weg,	

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Habe	ich	das	nicht	ge-
sagt?	Die	sind	so	berechenbar!)
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im	„Kinderland“	Baden-Württemberg	das	 richtige	Angebot	
einer	frühen	Sprachstandsdiagnose	und	einer	frühen	Sprach-
förderung	zu	erreichen.	Das	schaffen	wir	auf	dem	Weg,	den	
wir	gehen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ma-
rianne	Wonnay	SPD:	Diese	Selbstzufriedenheit!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	hat	Frau	Abg.	Lösch.	

(Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE:	Brigitte,	sag	es	ih-
nen!)

Abg. Brigitte Lösch	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Dass	Sprachförderung	 im	
Kindergarten	 in	der	Zwischenzeit	Normalität	 ist,	 ist	unum-
stritten.	Deshalb	ist	die	richtige	Fragestellung:	Sprachförde-
rung	ja,	aber	wie	wird	sie	umgesetzt,	und	vor	allem	wer	setzt	
sie	um?

Dabei	muss	man	feststellen,	dass	der	Kollege	Schebesta	zwar	
gesagt	hat,	die	Landesregierung	sei	auf	dem	Weg,	dass	aber	
nach	wie	vor	kein	schlüssiges	Gesamtkonzept	zur	Sprachför-
derung	in	Baden-Württemberg	vorliegt.	

Die	Landesregierung	steht	doppelt	in	der	Kritik.	Zum	einen	
ist	das	Sprachförderangebot,	das	jetzt	über	die	Landesstiftung	
angeboten	wird,	völlig	ungenügend,	da	es	sich	nur	noch	auf	
die	Sprachstandsdiagnose	nach	der	Einschulungsuntersuchung	
für	Fünfjährige	bezieht.	Zum	anderen	wird	vonseiten	der	Lan-
desregierung	für	eine	alltagsintegrierte	Sprachförderung	für	
Kinder	unter	fünf	Jahren	bis	zum	heutigen	Zeitpunkt	nichts	
angeboten.	

Herr	Kollege	Schebesta	hat	gerade	die	allgemeine	Sprachför-
derung	und	die	besondere	Sprachförderung	angesprochen.	Die	
allgemeine	Sprachförderung	soll	über	den	Orientierungsplan	
umgesetzt	werden.	Herr	Kollege	Schebesta,	wir	haben	seit	30	
Jahren	die	gleichen	Mindeststandards	 im	Kindergarten,	das	
heißt	anderthalb	Fachkräfte	für	eine	Gruppengröße	von	ma-
ximal	28	Kindern.	

(Zuruf	des	Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU)	

Die	Erwartungen,	die	Ansprüche	an	den	Kindergarten	sind	ge-
stiegen.	Ich	frage	Sie:	Wie	wollen	Sie	eine	individuelle	För-
derung,	eine	allgemeine	Sprachförderung	mit	diesen	Rahmen-
bedingungen	im	Kindergarten	umsetzen?	Da	fehlt	bis	heute	
die	Antwort.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Volker	 Schebesta	 CDU:	 Dann	 schauen	 Sie	
doch	 einmal	 in	 die	 Kindergärten!	 Das	 wird	 doch	

schon	selbstverständlich	gemacht!)

–	Herr	Kollege	Schebesta,	gehen	Sie	einmal	in	die	Kinderta-
geseinrichtungen.	Reden	Sie	einmal	mit	den	Erzieherinnen,	
reden	Sie	einmal	mit	den	Eltern,	und	reden	Sie	vor	allem	ein-
mal	mit	den	Trägern!

Baden-Württemberg	ist	das	zweite	Bundesland,	das	überhaupt	
eine	verbindliche	Sprachstandserhebung	eingeführt	hat.	Nun	
gilt	 diese	 Sprachstandsdiagnose	 als	Voraussetzung,	 um	 die	
Sprachförderung	durch	die	Landesstiftung	zu	bekommen.	Da-

zu	 hat	 die	 Landesstiftung	 neue	 Förderrichtlinien	 für	 die	
Sprachförderung	herausgegeben.	Die	Zugangsvoraussetzung	
und	die	praktische	Umsetzung	weisen	in	der	Praxis	erhebliche	
Schwierigkeiten	auf.	Auch	Sie,	Kolleginnen	und	Kollegen	von	
den	Regierungsfraktionen,	haben	die	Kritik,	die	Schreiben	be-
kommen,	nicht	nur	vom	Gemeindetag	und	vom	Landesfami-
lienrat,	sondern	auch	von	vielen	Trägern,	die	zu	Recht	darauf	
hinweisen,	dass	dadurch	zukünftig	viele	Kinder	von	der	not-
wendigen	Sprachförderung	ausgeschlossen	werden.

Wo	liegen	die	Schwierigkeiten?	Einzelne	Gesundheitsämter	
haben	die	Kindergärten	angeschrieben,	dass	sie	die	Sprach-
standserhebung	 aufgrund	 fehlender	 personeller	 Ressourcen	
nicht	abdecken	können	und	somit	einzelne	Kinder	in	diesem	
Jahr	gar	nicht	getestet	werden	können.	Die	Untersuchungen	
haben	nur	bedingt	begonnen.	Es	gibt	also	Kindertageseinrich-
tungen,	in	denen	die	Einschulungsuntersuchung	noch	gar	nicht	
durchgeführt	worden	ist.	Die	Phase	der	Untersuchungen	dau-
ert	mindestens	noch	bis	zur	Sommerpause	an.

Die	Ergebnisse	der	Untersuchung	werden	aber,	um	die	Mittel	
für	die	Sprachförderung	bei	der	Landesstiftung	zu	beantragen,	
bis	zum	31.	Mai	benötigt.	Vielen	Kindertageseinrichtungen	
ist	es	aus	organisatorischen	Gründen	nicht	möglich,	diese	Frist	
einzuhalten.	Sie	haben	erkannt,	dass	personelle	Engpässe	ent-
stehen,	weil	es	zwei	Jahrgänge	gibt.	Deshalb	muss	diese	Frist	
vom	31.	Mai	bis	zum	Jahresende	verlängert	werden.

Bei	der	vorgeschriebenen	Mindestgröße	einer	Fördergruppe	
von	sechs	Kindern	mit	intensivem	Sprachförderbedarf	besteht	
gerade	im	ländlichen	Bereich	das	Problem,	dass	vor	allem	in	
kleinen	Einrichtungen,	also	in	Einrichtungen	mit	einer	Grup-
pe	oder	zwei	Gruppen,	die	Mindestanzahl	von	sechs	Kindern	
gar	 nicht	 erreicht	 werden	 kann.	 Somit	 können	 auch	 keine	
Gruppen	gebildet	und	keine	Kinder	gefördert	werden.

Die	Landesstiftung	weist	darauf	hin,	dass	auch	Kooperationen	
mit	anderen	Einrichtungen	gebildet	werden	können.	Meine	
Damen	 und	 Herren,	 dies	 widerspricht	 jedoch	 der	 wissen-
schaftlichen	 Tatsache,	 dass	 Sprachförderung	 im	 pädago-
gischen	Alltag	der	jeweiligen	Einrichtung	eingebettet	sein	soll.	
Deshalb	halten	wir	eine	Reduzierung	der	Mindestgröße	von	
Fördergruppen	von	derzeit	sechs	Kindern	für	dringend	not-
wendig.

Ein	weiterer	inhaltlicher	Kritikpunkt	bei	den	Förderrichtlinien	
ist	der,	dass	das	Testverfahren,	das	jetzt	eingesetzt	wird	–	al-
so	das	SETK	3-5,	das	auch	die	Voraussetzung	ist,	um	die	För-
dermittel	von	der	Landesstiftung	zu	bekommen	–,	aus	fach-
licher	Sicht	für	die	Zielgruppe	der	Kinder	mit	Migrationshin-
tergrund	nicht	geeignet	ist.	Hierfür	ist	ein	eigenes	Testverfah-
ren	notwendig.

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	wir	fordern	die	Landesre-
gierung	auf,	die	Förderkriterien	für	die	Sprachstandsdiagno-
se	im	Anschluss	an	die	Einschulungsuntersuchung	zu	überar-
beiten,	da	aus	Sicht	der	Grünen	die	Förderrichtlinien	nicht	auf	
die	Praxis	ausgerichtet	sind	und	erhebliche	Mängel	aufwei-
sen.	Wir	fordern	die	Landesregierung	auf,	zukünftig	eigene	
Mittel	im	Landeshaushalt	für	eine	alltagsintegrierte	Sprach-
förderung	bereitzustellen.

Danke	schön.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)



	 4937

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	69.	Sitzung	–	Donnerstag,	18.	Juni	2009

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Dr.	
Arnold.

(Unruhe)

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	 und	 Kollegen,	 meine	 sehr	 verehrten	 Damen	 und	
Herren!	Sprachförderung	–	das	sehen	wir	auch	so	–	ist	eine	
der	wichtigsten	bildungspolitischen	Maßnahmen,	die	wir	in	
der	letzten	Zeit	auf	den	Weg	gebracht	haben.	Es	liegt	auf	der	
Hand: Ein Kind, das eine erfolgreiche Bildungsbiografie in 
der	Schule	durchlaufen	soll,	muss	ausreichend	Deutsch	kön-
nen.	Da	ist	gerade	der	Kindergarten	der	Ort,	wo	das	geschafft	
und	diese	Voraussetzung	erfüllt	werden	kann.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Dann	macht	doch	ein-
mal!	–	Unruhe)

Wir	lassen	uns	auch	nicht	durch	Medienberichte	beirren.	Es	
ging	ja	durch	die	Presse,	dass	es	vonseiten	der	PH	Weingar-
ten	und	der	PH	Heidelberg	eine	Evaluation	der	Sprachförde-
rung	der	Landesstiftung	gegeben	hat.	Angeblich	soll	das	Er-
gebnis	dieser	Evaluation	negativ	gewesen	sein.	Dies	ist	nur	
die	eine	Seite	der	Medaille.	Die	andere	Seite	der	Medaille	ist,	
dass	 hier	 von	Wissenschaftlern	 heftig	 kritisiert	 worden	 ist,	
welche	Methode	zur	Evaluation	gewählt	und	welche	Messin-
strumente	 verwendet	 wurden.	 Sie	 sind	 alt,	 sie	 entsprechen	
nicht	dem	Stand	der	Forschung.	Bei	der	Methodik	hat	man	
auch	nicht	die	Mehrsprachigkeit	von	Migrantenkindern	be-
rücksichtigt.

Wir	lassen	uns	nicht	beirren.	Sprachförderung	ist	richtig	und	
wichtig.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Zuruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE)

Allerdings	bedauern	wir	auch	von	unserer	Seite,	dass	wir	vor	
allem	durch	personelle	Engpässe	im	Bereich	der	Gesundheits-
ämter	–	 ich	habe	deshalb	gestern	auch	während	der	Regie-
rungsbefragung	noch	einmal	bei	der	Frau	Ministerin	nachge-
fragt	–	in	diesem	Jahr	einen	solchen	Engpass	haben.

(Zuruf	der	Abg.	Katrin	Altpeter	SPD)	

Wir	gehen	davon	aus,	dass	das	eine	Ausnahmeerscheinung	ist.	
Das	darf	kein	Dauerzustand	werden.

(Zuruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE)	

Wir	wollen	unsere	Sprachförderpläne	wirklich	so	umsetzen,	
wie	wir	sie	auf	den	Weg	gebracht	haben.	Das	heißt,	das	muss	
eine	Ausnahmesituation	bleiben.	Das	darf	kein	Dauerzustand	
werden.

Nun	komme	ich	zu	der	Frage,	wie	groß	die	Gruppen	eigent-
lich	sein	sollen.	Dazu	ist	im	Moment	festgelegt:	grundsätzlich	
mindestens	sechs,	maximal	elf	Kinder.	Maximal	elf	Kinder	ist	
in	Ordnung.

(Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Aber	wir	waren	auch	
schon	bei	weniger!)

Aber	ich	denke,	wir	müssen	uns	auch	Gedanken	darüber	ma-
chen,	ob	die	Vorgabe	„grundsätzlich	mindestens	sechs“	noch	
in	 Ordnung	 ist;	 denn	 es	 gibt	 kleinere	 Kindertageseinrich-

tungen,	z.	B.	im	ländlichen	Raum,	die	manchmal	nicht	in	der	
Lage	sind,	diese	Gruppengröße	zusammenzubringen.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP)

In	 der	 Stellungnahme	 der	 Landesregierung	 zu	 dem	Antrag	
wurde	noch	einmal	deutlich	zum	Ausdruck	gebracht,	was	un-
ser	Ziel	ist.	Ich	darf	das	einmal	zitieren:	

Ziel der Landesregierung ist es, allen Kindern eine 
Sprachförderung zuteilwerden zu lassen, bei denen ein 
entsprechender Förderbedarf im Rahmen der Einschu-
lungsuntersuchung festgestellt wird.

Wenn	wir	dieses	Ziel	wirklich	ernst	nehmen	–	das	tun	wir	von	
unserer Seite –, dann müssen wir auch die sächlichen und fi-
nanziellen	Voraussetzungen	dafür	schaffen.	

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Dann	macht	das	doch!)

Das	heißt,	wir	brauchen	in	unseren	Kindertagesstätten	auch	
ausreichend	und	gut	ausgebildetes	Personal.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 –	 Zurufe	
von	der	SPD)	

Das	müssen	wir	bedenken,	wenn	wir	im	nächsten	Jahr	in	die	
anstehenden	Verhandlungen	einsteigen.	Für	dieses	Jahr	ver-
trauen	wir	auf	die	Zusage	des	Herrn	Ministerpräsidenten.	Er	
hat	zugesagt,	dass	die	Finanzierung	der	Sprachfördermaßnah-
men	steht.	Wir	gehen	davon	aus,	dass	diese	Zusage	auch	um-
gesetzt	wird.	

Ich	danke	Ihnen	für	Ihre	Aufmerksamkeit.	Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 des	
Abg.	Dr.	Stefan	Scheffold	CDU)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Staats-
sekretär	Wacker.

(Abg.	 Dr.	 Klaus	 Schüle	 CDU:	 Jetzt	 sind	 wir	 ge-
spannt!)

Staatssekretär Georg Wacker:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
meine	Damen	und	Herren!	Ich	bin	über	die	Debatte	insofern	
etwas	überrascht,	als	offensichtlich	doch	einige	Nebelkerzen	
geworfen	werden.	

(Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	Das	ist	so	üblich!)

Herr	Kollege	Mentrup,	ich	will	gleich	am	Anfang	darauf	ein-
gehen,	dass	Sie	davon	sprachen,	es	gebe	seit	acht	Jahren	Er-
kenntnisse	darüber,	dass	30	%	der	Kinder	offensichtlich	einen	
besonderen	Sprachförderbedarf	hätten.	

(Zurufe	 der	 Abg.	 Marianne	 Wonnay	 und	 Ursula	
Haußmann	SPD)	

Ich	weiß	nicht,	wie	Sie	zu	einer	solchen	Zahl	kommen.

(Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Sie	haben	das	in	den	
Debatten	gesagt!)	

–	Moment,	Frau	Wonnay!	Ich	habe	mit	meiner	Rede	erst	be-
gonnen.	Daher	müssen	Sie	mir	schon	Gelegenheit	geben,	mei-
ne	Gedanken	auszuführen.
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(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Zuruf	der	Abg.	
Brigitte	Lösch	GRÜNE)	

Wir	 haben	 in	 Baden-Württemberg	 bereits	 seit	 2002	 Erfah-
rungen	im	Bereich	der	individuellen	Sprachförderung	in	Form	
von	Fördergruppen	gesammelt.	Baden-Württemberg	war	mit	
das	erste	Bundesland,	das	solche	Sprachförderinstrumente	an-
gelegt	hat.

(Abg.	 Jörg	Döpper	CDU:	Aha!	–	Abg.	Dieter	Hil-
lebrand	CDU:	Hört,	hört!)

Wer	behauptet,	wir	seien	in	dieser	Frage	sehr	spät	dran,	der	
behauptet	etwas	völlig	Falsches.	Baden-Württemberg	ist	eines	
der	Bundesländer,	die	in	diesem	Bereich	–	nicht	nur	im	Be-
reich	der	Sprachförderung,	in	der	Gruppenförderung	–

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Lobet	und	danket!)

besondere	Maßnahmen	in	die	Wege	geleitet	haben.	Wir	haben	
auch	 im	Rahmen	eines	Gesamtkonzepts,	auf	das	 ich	gleich	
noch	eingehen	werde,	

(Zuruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE)	

wegweisende	Beschlüsse	nicht	nur	bereits	gefasst,	sondern	sie	
befinden sich in der konkreten Umsetzungsphase.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	So	ist	es!	–	Zu-

ruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE)	

Meine	Damen	und	Herren,	Frau	Kollegin	Lösch,	

(Abg.	 Brigitte	 Lösch	 GRÜNE:	Wo	 haben	 Sie	 das	
Konzept	versteckt?)

wir	werden	nach	dem	30.	September	wissen,	wie	viele	An-
meldungen	wir	haben	und	wie	viele	Fördergruppen	letztlich	
eingerichtet	werden.	Wir	haben	im	Moment	lediglich	die	Er-
fahrungswerte,	die	seit	2002	vorliegen.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	So	ist	es!)

Die	Landesstiftung	hat	nämlich	seither	Fördergruppen	ange-
boten,	an	denen	etwa	10	%	der	Kinder	eines	Jahrgangs	parti-
zipieren.	Wir	werden	nach	dem	30.	September	wissen,	wie	
viele	Fördergruppen	wir	einrichten	müssen.	In	der	folgenden	
Entwicklung	in	den	kommenden	Jahren	wird	das	Angebot	suk-
zessive	ausgeweitet.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!)

Dann	haben	wir	zum	ersten	Mal	fundierte	Zahlen	über	den	
Bedarf	in	der	gesamten	Fläche	des	Landes	Baden-Württem-
berg.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Genau	richtig!	–	Abg.	
Brigitte	Lösch	GRÜNE	meldet	sich.)

–	Liebe	Frau	Kollegin	Lösch,	bevor	ich	Ihre	Zwischenfrage	
zulasse,	muss	ich	Ihnen	sagen:	Wenn	Sie	davon	sprechen,	in	
den	letzten	30	Jahren	habe	sich	hinsichtlich	der	Entwicklung	
unserer	Erzieherinnen	und	unserer	Kindergärten	nichts	getan,	
muss	ich	Ihnen	einfach	sagen:	Sie	haben	diese	Entwicklung	
offensichtlich	verschlafen.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP	–	Oh-Rufe	von	der	SPD)

Ich	sage	Ihnen	auch:	Ich	werde	Ihnen	zu	Weihnachten	–	mög-
licherweise	schon	zum	Nikolaustag	–	einen	Orientierungsplan	
als	Bettlektüre	überreichen.

(Heiterkeit	des	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU)

Darin	werden	Sie	deutlich	erkennen,	dass	wir	in	der	Entwick-
lung	 unserer	 Qualitätsstandards	 bereits	 sehr	 weit	 vorange-
schritten	sind	und	sich	die	Sprachförderung	als	roter	Faden	
durch	diesen	Orientierungsplan	zieht.	Gleichzeitig	haben	wir	
eine	Erzieherinnenausbildung	nicht	nur	im	Jahr	2004	in	die	
Wege	geleitet.	Vielmehr	haben	wir	diese	bereits	fortentwickelt	
mit	dem	Ergebnis,	dass	es	nach	der	Sommerpause	neue	Bil-
dungspläne	für	unsere	Fachschulen	für	Sozialpädagogik	gibt,	
an	denen	die	Sprachförderung	einen	ganz	zentralen	Stellen-
wert	haben	wird.	

Wer	meint,	Sprachförderung	würde	nur	in	Form	von	beson-
deren Fördergruppen stattfinden, irrt. Denn wichtig ist, dass 
Kinder	von	Anfang	an	im	integrativen	Sinn	besonders	in	den	
Kindergärten	–	im	Elternhaus	natürlich	zuerst	–	eine	intensive	
Sprachförderung	im	Rahmen	des	Alltags	im	Kindergarten	er-
fahren.	 Es	 ist	 das	 primäre	 Ziel	 der	 Landesregierung,	 dass	
Sprachförderung	als	roter	Faden	im	Rahmen	eines	Gesamt-
bildungskonzepts	zu	verstehen	ist.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE	meldet	sich.	–	

Glocke	des	Präsidenten)

–	Nein,	jetzt	nicht.

(Lachen	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Zuruf	des	Abg.	
Peter	Hofelich	SPD)	

Ich	mache	es	konkret.	Ich	verstehe	das	Ganze	auch	als	Infor-
mation	für	Sie,	weil	Sie,	Frau	Kollegin	Lösch,	manche	Sach-
verhalte	offensichtlich	nicht	verstanden	haben.	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Nein!	Sie	reden	doch	
falsche	Sachen!)

Ich	 darf	 einfach	 zitieren.	Wir	 haben	 im	 Orientierungsplan	
sechs	Bildungs-	und	Entwicklungsfelder.	Eines	dieser	Felder	
ist	 der	Themenbereich	Sprache.	Das	 ist	 der	 große	Schwer-
punkt.	Ich	darf	aus	dem	Entwurf	des	Orientierungsplans	nur	
eine	Passage	zitieren,	die	eigentlich	alles	Wesentliche	umfasst.	
Ich	zitiere:

Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen wird nicht 
als isoliertes Sprachtraining verstanden, 

–	ich	betone:	wird	nicht	als	isoliertes	Sprachtraining	verstan-
den	–	

sondern als gezielte Erweiterung der Sprachkompetenz 
durch in den Alltag integrierte sprachanregende Ange-
bote. 

Für	einen	Teil	der	Kinder	sind	darüber	hinaus	intensivere	Un-
terstützungsangebote	nötig:	

Eltern einzubeziehen ist eine wesentliche Erfolgsvoraus-
setzung 

(Zuruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE)	
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und ist mitentscheidend für die Wirksamkeit jeglicher 
Sprachfördermaßnahme.

(Glocke	des	Präsidenten)	

Genau	dies	war	auch	Thema	der	wissenschaftlichen	Anhö-
rung,	die	die	Landesstiftung	im	Rahmen	der	Evaluation	durch-
geführt	hat.	Denn	dabei	haben	die	Wissenschaftler	genau	das	
Gleiche	gesagt.	Die	Wissenschaftler	haben	sinngemäß	gesagt,	
dass	isolierte	Sprachfördermaßnahmen	ein	wichtiges	Element	
sind. Deswegen wollen wir diese ja auch flächendeckend 
durchführen.	 Denn	 gleichzeitig	 wiesen	 die	Wissenschaftler	
darauf	hin,	dass	isolierte	Sprachfördermaßnahmen	nur	dann	
zur	Wirkung	kommen,	wenn	im	Rahmen	eines	Gesamtkon-
zepts	Sprachförderung	im	Sinne	der	Vernetzung	der	verschie-
denen	Maßnahmen	durchgeführt	werden	kann.

(Zuruf	des	Abg.	Norbert	Zeller	SPD)	

Deswegen	wehre	ich	mich	dagegen,	wenn	man	bei	der	Dis-
kussion	über	die	Sprachförderung	von	Kindern	nur	einen	be-
stimmten	Aspekt	herausgreift	und	meint,	die	Kritik	an	diesem	
Punkt	ansetzen	zu	müssen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Glocke	des	Prä-
sidenten)	

Präsident Peter Straub:	Herr	Staatssekretär,	gestatten	Sie	
jetzt	eine	Zwischenfrage	der	Frau	Abg.	Lösch?

Staatssekretär Georg Wacker:	Frau	Kollegin	Lösch,	bitte	
schön,	Ihre	Zwischenfrage.

Abg. Brigitte Lösch	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Staatsse-
kretär,	Sie	haben	jetzt	einige	Ausführungen	gemacht,	die	nicht	
alle	falsch	sind.	

(Lachen	und	Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	und	
der	FDP/DVP	–	Zurufe	von	der	CDU,	u.	a.:	Die	sind	

alle	richtig!)	

Wir	sind	uns	ja	über	die	grundsätzliche	Bedeutung	der	Sprach-
förderung	einig.	Aber	Sie	haben	mich	in	einem	Punkt	wohl	
falsch	verstanden.	Ich	habe	angesprochen,	dass	sich	die	Rah-
menbedingungen	für	die	Kindertageseinrichtungen	in	den	letz-
ten	Jahren	nicht	verändert	haben.	Die	Rahmenbedingungen	
für	die	Kindertageseinrichtungen	werden	über	die	Mindest-
standards definiert, die für eine Betriebserlaubnis notwendig 
sind.	Sie	wissen,	dass	da	nach	wie	vor	eineinhalb	Fachkräfte	
für	Gruppen	bis	maximal	28	Kinder	ein	Kriterium	sind.	

(Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU:	Mindestvorausset-
zungen!)

–	Mindestvoraussetzungen.	–	Jetzt	frage	ich	Sie,	ob	Sie	wis-
sen,	seit	wann	diese	Kriterien	in	Kraft	sind,	und	ob	Sie	mir	
nicht	darin	recht	geben,	dass	mit	diesen	Mindestkriterien	ei-
ne	allgemeine	Sprachförderung	–	so,	wie	Sie	sie	angespro-
chen	haben	–	im	Rahmen	des	Orientierungsplans	nicht	um-
setzbar	ist.	

Wenn	ich	jetzt	schon	die	Möglichkeit	habe,	möchte	ich	Ihnen	
eine	zweite	Frage	stellen.	

(Unruhe)	

Sie	sprachen	vom	Gesamtkonzept	der	Landesregierung	zur	
Sprachförderung.	Ich	frage	Sie,	wie	Sie	dieses	Gesamtkon-
zept zur Sprachförderung definieren.

Staatssekretär Georg Wacker:	Ich	habe	es	gerade	getan.	Sie	
müssen	nur	zuhören,	Frau	Kollegin	Lösch.

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Das	habe	ich	doch	ge-
macht!)	

Ich	habe	gerade	eine	wichtige	Passage	aus	dem	Orientierungs-
plan	zitiert,	wonach	es	eine	tägliche	Aufgabe	unserer	Fach-
kräfte	 in	 den	 Kindergärten	 ist,	 Sprachförderung	 zu	 betrei-
ben,	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Aber	doch	nicht	bei	
diesen	Rahmenbedingungen!)

indem	 mit	 den	 Kindern	 täglich	 gesprochen	 und	 gesungen	
wird,	 indem	 auf	Artikulation	 Wert	 gelegt	 und	 vorgelesen	
wird.

(Unruhe)	

Ich gehe auf Ihre Frage ein, Frau Kollegin Lösch, was die fi-
nanziellen	Rahmenbedingungen	betrifft.	Ich	nehme	die	Aus-
sage,	dass	Sie	die	Entwicklung	der	letzten	30	Jahre	verschla-
fen	haben,	nicht	zurück.	Denn	wenn	Sie	einmal	genau	in	die	
Archive	des	Landes	schauen,	stellen	Sie	fest,	dass	es	in	jeder	
Legislaturperiode	des	Landtags	mindestens	eine	große	Ver-
handlungsrunde	mit	den	kommunalen	Landesverbänden	gab,	
in der über die finanziellen Rahmenbedingungen der Aufga-
ben	gesprochen	wurde,	bei	denen	Land	und	Kommunen	in-
tensiv	kooperieren.	Das	gilt	auch	für	den	frühkindlichen	Be-
reich.	

Gleichzeitig	stellen	Sie	beim	Blick	in	die	Archive	fest,	dass	
in jeder Legislaturperiode finanzielle Mehrleistungen seitens 
des	Landes	gerade	für	die	Bildung	vor	Ort	erbracht	werden.	

(Zuruf	von	der	CDU	–	Gegenruf	der	Abg.	Brigitte	
Lösch	GRÜNE)	

Der	letzte	Satz	dazu:	Es	gibt	eine	Vereinbarung	zwischen	den	
kommunalen	Landesverbänden	und	der	Landesregierung	von	
Baden-Württemberg,	dass	es	im	Herbst	dieses	Jahres	wieder	
zu	einer	größeren	Verhandlungsrunde	kommen	wird,	bei	der	
auch	über	dieses	Thema	gesprochen	wird.	Ich	bin	zuversicht-
lich,	dass	die	kommunale	Seite	gemeinsam	mit	dem	Land	ei-
nen vernünftigen Weg finden wird, um die finanziellen Rah-
menbedingungen	so	zu	gestalten,	dass	auch	die	qualitativen	
Maßstäbe	 des	 Orientierungsplans	 umgesetzt	 werden	 kön-
nen.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	Einmalig!	–	Glocke	

des	Präsidenten)	

–	Nein,	jetzt	lasse	ich	keine	Zwischenfrage	mehr	zu.	–	Ich	darf	
in	wenigen	Sätzen	konkret	auf	das	Projekt	Sprachförderung	
der	Landesstiftung	eingehen.	Hier	nimmt	die	Landesstiftung	
eine	qualitative	Weiterentwicklung	vor.	Zum	einen	verbinden	
wir	das	mit	der	Zusage,	dass	die	Finanzierung	für	dieses	Jahr	
in	jedem	Fall	gewährleistet	ist.	Nach	dem	30.	September,	dem	
letzten	Anmeldetermin,	wird	die	Landesstiftung	gebeten,	uns	
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die	aktuellen	Anmeldedaten	zu	liefern.	Daraufhin	werden	wir	
die	politischen	Beschlüsse	unter	der	Maßgabe,	dass	die	Finan-
zierung	auch	im	Jahr	2010	uneingeschränkt	gewährleistet	ist,	
vorbereiten.	

Darüber	hinaus	wird	die	Sprachförderung	durch	eine	Doku-
mentation	für	die	Kinder	begleitet,	damit	die	Ergebnisse	die-
ser	Fördermaßnahmen	auch	den	Fachkräften	vor	Ort	zur	Ver-
fügung	gestellt	werden	können,	damit	genau	die	Vernetzung,	
die die Wissenschaftler in diesem Bereich anmahnen, stattfin-
den	kann.	

Ich	stimme	dem	Kollegen	Schebesta	in	folgendem	Punkt	zu:	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Das	überrascht	nicht!)

Eine flächendeckende Umsetzung dieser Sprachfördermaß-
nahme	ist	eine	Kraftanstrengung	aller	Beteiligten	–	sowohl	
seitens	der	Gesundheitsämter,	was	die	ESU	betrifft,	als	auch	
in	der	Fläche.	Aber	wir	werden	auch	in	diesem	Bereich	–	da	
bin	ich	sehr	sicher	–	sehr	bald	Spitzenreiter	in	Deutschland	
sein.	

Vielen	Dank	für	die	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	CDU	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	
Sehr	gut!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Won-
nay.

Abg. Marianne Wonnay	SPD:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen,	 liebe	 Kollegen!	 Es	 fällt	 manchmal	 außerordentlich	
schwer,	in	diesem	Haus	die	ständig	gleiche	Klaviatur,	die	Sie	
bedienen,	 auszuhalten:	 „Wir	 sind	 auf	 dem	 richtigen	Weg“,	
auch	wenn	Sie	selbst	einräumen	–	wie	es	Frau	Kollegin	Ar-
nold	in	schöner	Offenheit	getan	hat	–,	dass	Sie	zumindest	in	
Teilbereichen	nicht	glauben,	auf	dem	richtigen	Weg	zu	sein.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	

Diese	Selbstgefälligkeit	hilft	uns	 in	der	Sache	nicht	weiter,	
und	sie	hilft	vor	allem	den	Kindern	nicht	weiter.

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	 der	Abg.	 Bärbl	 Mielich	
GRÜNE)

Werter	Herr	Staatssekretär,	es	gehört	schon	etwas	Chuzpe	da-
zu,	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Warum	immer	so	hoch-
mütig?)

an	dieser	Stelle	so	zu	tun,	als	ob	mit	dem	Aufschreiben	eines	
Orientierungsplans,	bei	dem	wir	inhaltlich	durchaus	bei	Ihnen	
sind	und	den	auch	nicht	Sie,	sondern	Gott	sei	Dank	Fachleu-
te	entwickelt	haben,	alles	getan	sei.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	
Was	soll	diese	Arroganz?	So	etwas	Arrogantes!)

Die	entscheidende	Frage,	die	Sie	gemeinsam	mit	den	Regie-
rungsfraktionen	zu	beantworten	haben,	ist,	ob	Sie	diesen	Ori-
entierungsplan	umsetzen,	ob	Sie	das	Ihre	dazu	tun,	dass	dies	
auch	im	Bereich	der	Sprachförderung	wirklich	erfüllt	werden	
kann.	Wenn	Sie	im	Moment	sehen,	dass	Erzieherinnen	auch	

deshalb	auf	die	Straße	gehen	–	Erzieherinnen,	die	das	ganz	
selten	tun	–,	wenn	sich	Träger	zu	Wort	melden,	wenn	sich	vor	
allem	auch	diejenigen	zu	Wort	melden,	die	den	ganzen	Pro-
zess	 der	 Implementierung	 des	 Orientierungsplans	 wissen-
schaftlich	begleiten	und	genau	das	wiederholen,	was	uns	die	
Fachleute	der	OECD	schon	seit	vielen	Jahren	sagen,	nämlich	
dass	dieser	Anspruch	bei	der	jetzigen	Gruppengröße	und	dem	
Personalschlüssel	nicht	zu	erfüllen	ist,	dann	können	Sie	sich	
als	Verantwortlicher	doch	nicht	hier	 ans	Rednerpult	 stellen	
und	wie	ein	Mantra	immer	wieder	sagen:	„Alles	wird	gut!“

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Das	ist	arrogant!)

Sie	müssen	endlich	klipp	und	klar	sagen,	dass	Sie	auch	bei	der	
Umsetzung	dabei	sind.	Sie	müssen	die	Sprachförderung	aus	
der	Obhut	der	Landesstiftung	entlassen	und	sie	endlich	zu	ei-
ner	im	Haushalt	verankerten	Landesaufgabe	machen.

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	 der	Abg.	 Bärbl	 Mielich	
GRÜNE	 –	 Zuruf	 des	Abg.	 Helmut	Walter	 Rüeck	

CDU)

Sie	müssen	zudem	endlich	dafür	sorgen,	dass	durch	verbes-
serte	Rahmenbedingungen,	durch	kleinere	Gruppen	und	mehr	
Personal, unter partnerschaftlicher finanzieller Beteiligung des 
Landes	die	inhaltliche	Sprachförderung	nicht	nur	auf	dem	Pa-
pier	festgelegt	wird,	sondern	dass	sie	vor	allem	in	der	Praxis	
zum	Wohl	aller	Kinder	umgesetzt	werden	kann.

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	Abgeordneten	 der	 Grü-
nen)

Präsident Peter Straub:	Meine	Damen	und	Herren,	es	lie-
gen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	Wir	kommen	daher	
zur	geschäftsordnungsmäßigen	Behandlung	des	Antrags.

Abschnitt	I	des	Antrags	Drucksache	14/4280	ist	ein	Berichts-
teil,	der	mit	der	heutigen	Aussprache	erledigt	ist.

Ich	lasse	nun	über	Abschnitt	II	dieses	Antrags	abstimmen.	Wer	
diesem	Abschnitt	 zustimmt,	den	bitte	 ich	um	das	Handzei-
chen.	 –	 Gegenstimmen?	 –	 Enthaltungen?	 –	 Der	Antrag	 ist	
mehrheitlich	abgelehnt.

Punkt	1	der	Tagesordnung	ist	damit	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 2 der	Tagesordnung	auf:	

Aktuelle Debatte – Der Landarzt – ein Auslaufmodell? 
Konsequenzen der verfehlten Gesundheitspolitik des 
Bundes – beantragt von der Fraktion der FDP/DVP

Es	gelten	die	üblichen	Redezeiten:	fünf	Minuten	für	die	Red-
ner	in	der	ersten	Runde	und	fünf	Minuten	für	die	Redner	in	
der	zweiten	Runde.

Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Noll.

Abg. Dr. Ulrich Noll	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	verehrte	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Politischer	Weitblick	zeigt	sich	darin,	
dass	man	Themen	rechtzeitig	erkennt,	sie	benennt	und	nach	
Lösungen	sucht.	Hinterher	recht	haben	zu	wollen	bekommt	
einem	nicht	immer.

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	Abgeordneten	aller	Frak-
tionen)
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Dennoch	möchte	ich	heute	einige	Zitate	bringen.	Man	muss	
sich	selbst	ja	immer	die	Frage	stellen:	„Was	hast	du	selbst	vor	
fünf	Jahren	gemacht?“	Das	war	eine	interessante	Zeit.

(Heiterkeit)

Aus	dieser	Zeit	stammt	ein	Antrag	des	Abg.	Dr.	Noll	zum	The-
ma	Ärztemangel	in	Baden-Württemberg.	Die	Stellungnahme,	
die	die	Landesregierung	hierzu	abgab,	ist	von	Herrn	Dr.	Rep-
nik	unterzeichnet.	Man	wird	schon	nostalgisch,	und	ich	hoffe,	
dass	der	Landarzt	zukünftig	nicht	nur	nostalgisch	im	Fernse-
hen,	nämlich	Freitagabend	im	ZDF,	besichtigt	werden	kann.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP)

Aber	jetzt	mit	allem	gebotenen	Ernst:	In	der	Stellungnahme	
–	wie	gesagt,	unterzeichnet	von	Herrn	Dr.	Repnik	–	wurde	
ausgeführt,	dies	werde	äußerstenfalls	in	den	östlichen	Bun-
desländern	zu	einem	Problem.	Auch	gebe	es	nur	wenige	Zah-
len,	auch	bezüglich	ausscheidender	Kolleginnen	und	Kolle-
gen;	da	gebe	es	nirgendwo	eine	Statistik.	 Inzwischen	weiß	
man	dies	allerdings	besser	und	hat	selbstverständlich	auch	ei-
ne	entsprechende	Statistik.	Ferner	stand	darin,	dass	in	Baden-
Württemberg	dagegen	im	Wesentlichen	mit	Überversorgung	
zu	rechnen	bzw.	eine	Überversorgung	zu	konstatieren	sei.	–	
So	Herr	Repnik.

In	der	darauffolgenden	Beratung	im	Sozialausschuss	habe	ich	
noch	einmal	alle	Argumente	vorgetragen.	Eine	Abgeordnete	
der	SPD	–	in	den	Berichten	ist	das	ja	immer	anonymisiert	–	
hat	damals	ausweislich	des	Berichts	über	die	Beratung	ge-
sagt,

… das Sozialministerium komme zu dem Schluss, dass in 
Baden-Württemberg größtenteils sogar eine Überversor-
gung an Ärzten herrsche und dass in den nächsten Jah-
ren

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Ulla,	pass	auf,	es	
geht	um	dich!)

–	jetzt	mag	man	einwenden,	wenn	sich	das	auf	die	folgenden	
zwei	Jahre	bezogen	hätte,	wäre	diese	Aussage	richtig	gewe-
sen;	 über	 einen	 Zeitraum	 von	 fünf	 Jahren	 jedoch	 war	 dies	
falsch,	denn	jetzt	sind	diese	fünf	Jahre	vorbei	–

nicht mit einer Unterversorgung zu rechnen sei.

Mit	der	ihm	eigenen	Ironie	hat	der	damalige	Vorsitzende	des	
Sozialausschusses	–	er	ist	inzwischen	nicht	mehr	im	Landtag	
–	den	Antragsteller	dann	gefragt,	„wann	dieser	damit	rechne,	
dass	der	befürchtete	Ärztemangel	im	Land	manifest	werde“.	
Dieser	antwortete	–	er	ist	derjenige,	der	jetzt	hier	am	Redner-
pult	steht;	das	Ganze	war	im	Jahr	2004	–:	

… beispielsweise in Krankenhäusern und ländlichen Re-
gionen gestalte sich die Realität an der einen oder ande-
ren Stelle schon etwas anders als dargestellt. 

(Zuruf	von	der	FDP/DVP:	Sehr	richtig!)

Sicherlich könne sich ein attraktives Land wie Baden-
Württemberg noch einige Jahre lang zulasten anderer Re-
gionen schadlos halten. 

–	Nämlich	aus	dem	Osten.	

Er hielte es jedoch für unverantwortlich, so zu tun, als sei 
dies alles kein Problem, wenn Tendenzen erkennbar seien, 
die andernorts schon akut würden. 

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP)

Irgendwo	muss	man	auch	einmal	sagen	dürfen,	man	habe	recht	
behalten.	Das	nützt	natürlich	alles	nichts.	

(Zuruf	von	der	FDP/DVP:	Jawohl!)

Das	Thema	Landarzt	ist	inzwischen	in	aller	Munde,	überhaupt	
keine	Frage.	

(Zuruf	von	den	Grünen)	

–	Danke,	Frau	Kollegin,	für	den	Hinweis.	

Das	bezieht	sich	natürlich	auf	alle	Teile	der	Gesundheitsver-
sorgungskette.	Das	sind	die	Hausärzte	und	die	Fachärzte	schon	
heute.	Versuchen	Sie	einmal,	einen	Termin	bei	einem	Augen-
arzt	im	ländlichen	Raum	zu	bekommen.	Bis	hin	zu	den	Kran-
kenhäusern	werden	die	Probleme	doch	erkennbar.	„Kranken-
hausärzte	verzweifelt	gesucht“	–

(Der	Redner	hält	einen	Zeitungsartikel	hoch.)

heute,	und	zwar	im	ländlichen	Raum.	Das	ist	also	innerhalb	
von	fünf	Jahren	zu	einem	derart	brennenden	Problem	gewor-
den.	

Der	Gemeindetagspräsident,	Herr	Kehle,	hat	recht,	wenn	er	
sagt,	das	 sei	 eine	Riesenaufgabe,	die	wir	gemeinsam	 lösen	
müssen.	

Herr	Bullinger	hat	in	diesem	Zusammenhang	auch	einmal	die-
sen	Teil	der	Probleme	des	ländlichen	Raums	thematisiert.	Es	
ist	eigentlich,	wenn	ich	in	der	ersten	Runde	zu	dem	Fazit	kom-
men	darf,	immer	das	gleiche	Problem:	Alle	benennen	das	The-
ma,	z.	B.	Schule.	Warum	debattieren	wir	über	die	Zukunft	von	
Schulen	im	ländlichen	Raum?	

(Abg.	Rainer	Stickelberger	SPD:	Wer	ist	denn	in	der	
Regierung?)

Versorgung	mit	Grundnahrungsmitteln,	Einzelhandel:	Warum	
debattieren	wir	darüber?	Versorgung	mit	schnellem	Anschluss	
ans	Internet	–	ja,	warum?	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Genau!	Weil	es	fehlt!)

Es	lässt	sich	wirtschaftlich	nicht	darstellen.	Das	Gleiche	gilt	
für	die	Versorgung	mit	ärztlichen	Leistungen,	und	zwar	so-
wohl	 im	ambulanten	 als	 auch	 im	 stationären	Bereich.	Und	
wieder	ist	das	für	viele	offensichtlich	betriebswirtschaftlich	
nicht	mehr	darstellbar.	Das	hängt	bei	der	Versorgung	mit	Le-
bensmitteln	daran,	dass	der	Verbraucher	zwar	wünscht,	dass	
der	Laden	vor	Ort	bleibt,	 aber	nicht	bereit	 ist,	die	höheren	
Preise	zu	zahlen.	

In	der	Politik	ist	es	so:	Man	wünscht	zwar,	dass	sich	die	Ärzte	
auf	dem	Land	niederlassen,	aber	man	ist	nicht	bereit,	die	or-
dentliche	Honorierung	für	die	Tätigkeit	in	diesem	Bereich	zu	
erbringen.	

Ich	nenne	Ihnen	einmal	die	Zahlen	–	ich	versuche	es	nur	an-
deutungsweise	–:	Ein	Landarzt	erhält	für	einen	Hausbesuch	
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7 € pro Doppelkilometer in einer Pauschale bis zu einer Ent-
fernung	von	6	km.	

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)	

Schauen	Sie	sich	einmal	an,	was	Ihr	Handwerker	auf	seiner	
Rechnung	verlangt.	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Pauschaliert!)

–	Pauschaliert,	ja.	

Der Arzt erhält 15 € insgesamt für die Behandlung beim ers­
ten	Besuch.	Da	muss	man	sich	schon	einmal	fragen,	ob	die	
Proteste	der	Ärzteschaft	nicht	wirklich	mehr	Unterstützung	
und	weniger	Tadel	hier	in	diesem	Haus	verdient	hätten.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
Grünen)

Probleme	zu	benennen	ist	das	eine.	Lösungswege	aufzeigen	
werde	ich	in	der	zweiten	Runde.	Das	hängt	natürlich	an	den	
Grundrahmenbedingungen	 im	Gesundheitswesen.	Das	geht	
weit	über	das	hinaus,	was	wir	regional	und	als	Land	tun	kön-
nen.	Ich	benenne	hier	an	dieser	Stelle	schon	einmal	–	mit	gu-
ten	Gründen	verfolgt	man	unterschiedliche	Ziele	–	die	Kon-
zentration	im	Krankenhauswesen.	Sie	wird	doch	hier	von	uns	
durch	unsere	Förderpolitik	befördert.	Warum?	Natürlich	stellt	
sich	auch	die	Frage:	Kann	ich	in	jedem	kleinen	Krankenhaus	
volle	Leistung	anbieten?	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Arbeitsteilung!	–	Zuruf	
der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)	

Ist	es	unter	Qualitätsaspekten	nicht	besser,	Leistungen	zu	kon-
zentrieren?	Das	geht	bis	hin	zur	Mindestmengenverordnung.	
Da	schreien	alle	Experten:	„Toll,	klar,	wenn	du	nicht	mindes-
tens	soundso	viele	OPs	machst.“	Aber	in	einer	ländlichen	Re-
gion	kann	ich	das	gar	nicht	machen.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Sehr	rich-
tig!)

Wir	sehen	also:	Man	sollte	einfache	Lösungen	nicht	populis-
tisch	in	den	Vordergrund	stellen,	denn	man	muss,	wie	immer	
in	der	Medizin,	versuchen,	Wirkung	und	Nebenwirkung	ab-
zuwägen.	Zu	diesem	Teil	werde	ich	mich	in	meinem	zweiten	
Redebeitrag	noch	äußern.	

Danke	schön.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	des	Abg.	Dr.	Klaus	
Schüle	CDU)

Präsident Peter Straub:	Ich	kann	jetzt	auch	den	Vorsitzen-
den	der	FDP/DVP-Landtagsfraktion,	Herrn	Abg.	Dr.	Rülke,	
begrüßen.	Seine	Verspätung	ist	ausreichend	begründet:	Er	ist	
heute	 Nacht	 zum	 dritten	 Mal	Vater	 geworden.	 Herzlichen	
Glückwunsch!	

(Beifall	bei	allen	Fraktionen)	

Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Abg.	Hoffmann.	

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Lieber	Herr	Rülke,	herzlichen	Glück-
wunsch!	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP	nimmt	Glück-
wünsche	entgegen.)

–	Die	Gratulationscour	reißt	nicht	ab.	–	Herr	Rülke,	ich	hoffe,	
Ihre	Frau	hat	nicht	ambulant	beim	Landarzt	entbunden.	Sonst	
wären	Sie	jetzt	–	nach	der	Vorrede	–	in	Schwierigkeiten.

(Heiterkeit	–	Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	
Zuruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)	

Der	Kollege	Noll	hat	die	Sendung	„Der	Landarzt“	im	ZDF	er-
wähnt.	Ich	will	eine	SWR-3-Sendung	zitieren,	nämlich	„Die	
Ländärztin	–	Marianne	014“,	allzeit	bereit,	aber	nicht	immer	
kompetent.	Das	gilt	für	unsere	Landärzte	garantiert	nicht.	Aber	
eines	ist	klar:	Das	Bild	vom	heutigen	Landarzt	entspricht	in	
keinster	Weise	mehr	dem,	was	die	Menschen	draußen	erwar-
ten	und	vor	allem	was	sie	brauchen,	lieber	Uli	Noll.	

(Unruhe)

Die	heutige	Situation	ist	folgendermaßen:	Die	größte	Gefahr	
für	einen	Landarzt	ist	nicht	der	nächtliche	Besuch	bei	Nebel	
und	auf	winterglatten	Straßen,	sondern	die	größte	Gefahr	für	
einen	Landarzt	heißt	ganz	eindeutig	Ulla	Schmidt.	

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	
und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	

Sehr	gut!)

Ich	sage	auch,	warum:	Wir	erleben	seit	Jahren	–	da	bin	ich	mit	
Uli	Noll	einig	–,	dass	das	Gesundheitssystem	vom	niederge-
lassenen	Arzt	wegentwickelt	wird,	dass	immer	mehr	statio-
näre	Einrichtungen	an	der	ambulanten	Behandlung	beteiligt	
werden.	Die	Bundespolitik	 –	Ulla	Schmidt	 –	 schwächt	 die	
Hausärzte.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Aber	da	 sind	Sie	 ja	
auch	beteiligt!	–	Zurufe	von	der	SPD,	u.	a.	Abg.	Ur-

sula	Haußmann:	Wer	regiert	denn	in	Berlin?)

Im	Vertragsrecht,	 bei	 der	 Zulassung	 der	 niedergelassenen	
Ärzte	wird	nicht	mit	gleichem	Maß	gemessen.	–	Sie	können	
ja	nachher	reden.	Sie	haben	ja	selbst	Redezeit.	

(Zurufe	 von	 der	 SPD	 –	 Gegenruf	 des	Abg.	 Stefan	
Mappus	CDU:	Ganz	ruhig	bleiben!)

Polikliniken,	Praxiskliniken	und	zum	Schluss	–	Uli	Noll	hat	
es	erwähnt	–	die	Honorarreform:	Das	sind	die	wahren	Feinde	
der	Landärzte.	

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Das	 ist	 doch	

nicht	zu	glauben!)

Ich	bin	froh,	dass	unser	Minister	Peter	Hauk	vor	zwei	Jahren	
die	Initiative	ergriffen	und	dafür	gesorgt	hat,	dass	das	Thema	
„Medizinische	Versorgung	im	ländlichen	Raum“	angegangen	
worden	ist.	Es	wurde	eine	interministerielle	Arbeitsgruppe	ge-
bildet,	die	Ergebnisse	präsentiert	hat.	Die	Ergebnisse	sind	be-
kannt.	Ich	will	das	eine	oder	andere	heute	noch	einmal	anspre-
chen.

(Glocke	des	Präsidenten)	
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Präsident Peter Straub:	Herr	Abg.	Hoffmann,	gestatten	Sie	
eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Winkler?

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Nein.

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD	–	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Landarzt	Winkler!)

Wir	können	in	Baden-Württemberg	einiges	tun.	Das	meiste	
kann	allerdings	die	Bundespolitik	tun.	Ich	sage	Ihnen,	was	im	
Moment	unsere	Sorgen	sind.	

Wir	stehen	heute	vor	der	Situation,	dass	wir	eigentlich	bei	der	
Diskussion	aus	dem	Jahr	1996	nie	weitergekommen	sind.	Im	
Jahr	1996	durften	sich	letztmals	Ärzte	niederlassen.	Dann	gab	
es	die	Niederlassungssperre	für	sogenannte	überversorgte	Re-
gionen.	Damals	hat	dies	zu	einem	Ärzteboom	geführt.	

(Unruhe)

1990	–	diese	Zahlen	möge	man	sich	einmal	anhören	–	waren	
in	 Baden-Württemberg	 11	964	 Ärzte	 niedergelassen.	 Nach	
dem	Niederlassungsstopp,	vor	dem	viele	Ärzte	noch	in	Pra-
xen	gedrängt	sind,	waren	1998	bei	gleich	hoher	Bevölkerungs-
zahl	16	373	Ärzte	niedergelassen.	Viele	dieser	Ärzte	haben	
sich	leider	nicht	im	ländlichen	Bereich	niedergelassen,	son-
dern	haben	ihren	Weg	gesucht	und	sind	dorthin	gegangen,	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Wo	es	schön	
ist!)

wo	es	schon	viele	Ärzte	gab,	nämlich	in	die	städtischen	Re-
gionen,	nicht	in	den	ländlichen	Bereich.	

Es	 wurde	 also	 durchaus	 eine	 von	 der	 Politik	 implizierte	
schlechte	Verteilung	der	Ärzte	erreicht,	indem	man	die	Ent-
wicklung	zwar	gestoppt,	aber	nicht	gelenkt	hat.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP)

Ich	will	einmal	Zahlen	aus	Baden-Württemberg	nennen.	In	
der	Stadt	Heidelberg	kommen	auf	einen	Arzt	245	Einwohner.	
Im	Hohenlohekreis,	lieber	Kollege	Rüeck,	kommen	auf	einen	
Arzt	839	Einwohner.	Allein	diese	Zahlen	sollen	einmal	zei-
gen,	wie	ungleich	die	Verteilung	der	Ärzte	 in	Baden-Würt-
temberg	ist.

(Unruhe)

Was	hat	man	getan?	Es	gibt	ja	auch	Lösungsansätze.	Immer-
hin	hat	man	verstanden,	dass	diese	ungleiche	Verteilung	zu	
Wiederbesetzungsproblemen	führt.	Die	Politik	–	auch	die	Ber-
liner	Politik	–	hat	reagiert.	Seit	1.	Januar	gibt	es	theoretische	
Honorarzuschläge,	sogenannte	Sicherstellungszuschläge,	für	
unterversorgte	Planungsbereiche,	und	es	gibt	die	Möglichkeit,	
Teilplanungsbereiche	neu	einzurichten.	Das	heißt	auf	Deutsch:	
Dort,	wo	eine	lokale	Unterversorgung	besteht,	kann	nachge-
steuert	werden.

Jetzt	will	ich	ganz	deutlich	sagen:	Lieber	Uli	Noll,	der	Blick	
in	die	Politik	ist	richtig,	der	Blick	in	die	Selbstverwaltung	ist	
aber	notwendig.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Ja!)

Seit	Januar	haben	wir	diese	gesetzliche	Regelung.	Ich	kenne	
keine	einzige	Entscheidung	der	Kassenärztlichen	Vereinigung	
Baden-Württemberg,	bei	der	von	diesen	neuen	Instrumenten	
Gebrauch	gemacht	worden	wäre.	

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Jetzt	sind	wir	am	Punkt!	
Genau!)

Warum	wurde	kein	Gebrauch	davon	gemacht?	Vielleicht	er-
klärt	es	sich	damit,	dass	man,	wenn	man	das	so	machen	wür-
de,	den	Ärzten	in	den	Städten	Honorar	abziehen	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Richtig!)

und	dieses	Honorar	in	den	ländlichen	Bereich	steuern	müsste.

(Beifall	des	Abg.	Reinhold	Gall	SPD)

Das	ist	die	Wahrheit,	und	das	muss	man	natürlich	auch	wis-
sen.	Wir	haben	eine	Kombination	aus	politischem	Versagen	
durchgängig	seit	1996,	was	das	Thema	Planung	betrifft,	und	
auch	einem	Versagen	der	Selbstverwaltung,	die	bis	heute	nicht	
imstande	ist,	die	Honorare	dahin	zu	lenken,	wo	die	Not	am	
größten	ist.	So	ist	es,	und	daran	wird	sich	wohl	leider	auch	
nicht	viel	ändern	lassen.

Wenn	sich	ein	Arzt	heute	neu	niederlässt	und	eine	Praxis	in	
einem	überversorgten	Gebiet	übernimmt,	dann	geht	er	ganz	
automatisch	davon	aus,	dass	er	in	diesem	überversorgten	Ge-
biet	das	gleiche	Honorar	bekommt	wie	sein	Vorgänger	und	
das	gleiche	Honorar	wie	sein	Kollege,	der	schon	seit	25	Jah-
ren	seine	Praxis	in	Heidelberg	hat.	Auch	das	gehört	zur	Wahr-
heit.	Wenn	wir	umsteuern	wollen,	kann	das	nicht	so	bleiben.	
Das	heißt,	ein	junger	Arzt,	der	sich	irgendwo	in	einem	sehr	
angenehmen	Bereich	niederlässt,	wo	es	keine	Landarztpraxis	
ist,	muss	damit	rechnen,	dass	er	in	Zukunft	möglicherweise	
Einbußen	hat.

Was	kann	das	Land	tun?	Ich	will	ausdrücklich	die	Kollegen	
unseres	Landwirtschaftsarbeitskreises	in	der	CDU	loben.	Der	
Sozialarbeitskreis	hat	an	dessen	Sitzungen	auch	teilgenom-
men.	Es	gibt	interessante	Vorschläge,	die	im	Bereich	der	För-
derung	liegen.	Der	Kollege	Kübler	hat	in	diesem	Arbeitskreis	
einige	Förderinstrumente	genannt.

Wir	haben	die	Möglichkeit,	Folgendes	zu	tun:	Aus	dem	Mi-
nisterium	wurde	vorgeschlagen,	ein	Transportsystem	Land-
arzt-Taxi	als	Modellprojekt	einzurichten.	Das	haben	die	kom-
munalen	Landesverbände	sehr	begrüßt.	Die	Gemeinden,	die	
Kommunen	haben	das	Thema	erkannt.	Herr	Kehle	hat	sich	
ausdrücklich	 dazu	 geäußert.	 Es	 gibt	 die	 Möglichkeit,	 über	
mietfreie	Praxisräume	oder	Mietreduzierungen	Landärzte	zu	
werben.

Ich	will	ausdrücklich	einen	Vorschlag	machen,	den	Kommu-
nen	in	anderen	Bundesländern	zum	Teil	umsetzen.	Die	setzen	
nämlich	schlicht	und	ergreifend	für	junge	Studierende	Stipen-
dien	aus	und	sagen:	„Liebe	Studenten,	wenn	ihr	Medizin	stu-
diert und wir euch finanziell unterstützen, dann helfen wir 
	euch	nachher	auch,	eine	Praxis	bei	uns	einzurichten.	Wir	er-
warten	dann,	dass	ihr	euch	bei	uns	niederlasst.“	Es	gibt	Bun-
desländer,	bei	denen	ein	solches	Stipendiensystem	der	Kom-
munen	bestens	funktioniert.	Wir	sollten	gemeinsam	mit	den	
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Kommunen	überlegen,	ob	wir	das	nicht	auch	bei	uns	einfüh-
ren.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Sehr	guter	Gedan-
ke!)

Wir	 müssen	 die	 Notarztversorgung	 im	Auge	 behalten.	 Ich	
schaue	Herrn	Dr.	Lasotta	an.	Er	versteht	hier	drin	wahrschein-
lich	am	meisten	von	diesem	Thema.	Die	Notarztversorgung	
ist	für	uns	von	zentraler	Bedeutung.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Zuruf	der	
Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)

Wir	müssen	 sicherstellen,	dass	nicht	das	 eintritt,	 lieber	Uli	
Noll,	was	eben	befürchtet	worden	ist:	dass	irgendwann	ganze	
Regionen	unterversorgt	sein	werden.	Wir	haben	einen	Riesen-
berg	von	Medizinern,	die	sich	dem	60.	Lebensjahr	nähern.	Das	
ist	das	eigentliche	Problem.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)

1996	niedergelassen,	inzwischen	in	die	Jahre	gekommen,	jetzt	
kein Praxisnachfolger zu finden – das ist nicht nur für die Be-
völkerung	 schlecht,	 das	 ist	 sicher	 auch	 für	 die	 Mediziner	
schlecht,	die	sich	ihre	Situation	bei	der	Übergabe	der	Praxis	
in	einer	Verantwortung	für	die	Patienten	auch	anders	vorstel-
len.

Ich	sehe	das	Blinken	der	Redezeitanzeige.	

Ich	will	zum	Schluss	eines	sagen:	Ich	glaube,	die	beste	Lö-
sung	für	die	niedergelassenen	Ärzte	wäre	es,	die	gesundheits-
feindliche	Politik	der	SPD	zu	beenden.	Wir	würden	gern	mit	
einer	deutlichen	CDU-Mehrheit	im	September	2009	neue	Zei-
chen	für	die	Gesundheitspolitik	setzen,

(Zurufe	von	der	SPD	und	den	Grünen	–	Abg.	Rein-
hold	Gall	SPD:	Aber	dann	gute	Nacht	für	Kranke	auf	

dem	Land!)

wenn	es	sein	muss,	auch	mit	der	FDP.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Präsident Peter Straub:	 Das	Wort	 erteile	 ich	 Frau	Abg.	
Haußmann.

(Abg.	 Heiderose	 Berroth	 FDP/DVP:	 Jetzt	 geht’s	
los!)

Abg. Ursula Haußmann	SPD:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Ich	muss	mich	schon	sehr	über	meine	
beiden	Vorredner	wundern.

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Ja,	genau!	–	Abg.	Hel-
mut	Walter	 Rüeck	 CDU:	Weil	 du	 nicht	 aufgepasst	

	hast!)

2004	hat	Uli	Noll	die	Situation	schon	beschrieben;	da	waren	
Sie	schon	Teil	dieser	Landesregierung.	Passiert	ist	bis	heute	
nichts,	lieber	Kollege	Noll.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU:	
Bundespolitik,	Frau	Kollegin!)

Dann	macht	der	Kollege	Hoffmann	dicke	Backen.	Es	ist	alles	
in	der	Großen	Koalition	auch	von	Ihrer	CDU	abgesegnet,	lie-
ber	Kollege	Hoffmann.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Von	der	Kanzlerin	per-
sönlich!	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU)

Im	Gegensatz	zum	Land	hat	der	Bund	relativ	schnell	reagiert	
mit	einer	Änderung	im	Vertragsarztrechtsänderungsgesetz.	Ich	
habe	auch	heute	keinen	einzigen	Lösungsansatz	von	der	FDP/
DVP	gehört,	wie	die	Gesundheitsversorgung	nach	den	Vor-
stellungen	der	FDP	aussehen	wird.	Das	möge	Gott	auch	nach	
der	nächsten	Bundestagswahl	verhüten.	Es	wird	allein	eine	
Basisversorgung	bezahlt,	und	alle	weiteren	Gesundheitsdienst-
leistungen müssen die Menschen selbst finanzieren. 

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Um	Gottes	willen!)

Da	graust	es	mir	–	das	sage	ich	ganz	deutlich	–,	weil	wir	na-
türlich an unserem solidarisch finanzierten Gesundheitssystem 
festhalten	wollen.	Das	 ist	die	 feste	Überzeugung	der	SPD-
Fraktion.	

(Beifall	bei	der	SPD	–	Glocke	des	Präsidenten)	

Präsident Peter Straub:	Frau	Abg.	Haußmann,	gestatten	Sie	
eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Winkler?

Abg. Ursula Haußmann	SPD:	Gern.

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Frau	Kollegin,	ich	möchte	auf	den	
Vorredner,	Herrn	Hoffmann,	eingehen,	der	mangels	argumen-
tativer	Logik

(Lachen	bei	der	CDU)

die	Zulassung	einer	Frage	abgelehnt	hat.	

Abg. Ursula Haußmann	 SPD:	 Gern,	 Herr	 Kollege	Wink-
ler.

(Heiterkeit	–	Abg.	Stefan	Mappus	CDU:	Das	ist	neu,	
aber	das	ist	gut!	Gute	Idee!)

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Können	Sie	meine	Meinung	be-
stätigen?	Er	meinte,	an	der	von	ihm	beschriebenen	schwie-
rigen	Situation	der	Landärzte	sei	nach	seiner	Ansicht	die	Ge-
sundheitsministerin	schuld.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Da	hat	er	ja	auch	
recht!)

Ist	es	nicht	richtiger,	dass	die	Patienten	per	Fuß	in	Richtung	
Fachärzte	laufen	und	das	Fachärztesystem	dadurch	gestärkt	
und	 gefördert	 haben,	 dass	 sie	 direkt	 hingegangen	 sind,		
und	die	Frau	Gesundheitsministerin	das	durch	die	Praxisge-
bühr	eigentlich	etwas	einschränken	wollte,	indem	die	Praxis-
gebühr	–	–

(Zuruf	von	der	CDU:	Die	Redezeit	 ist	um!	–	Abg.	
Thomas	Blenke	CDU:	Können	Sie	das	nochmals	zu-

sammenfassen,	Herr	Winkler?	–	Unruhe)

Die	konnten	ja	direkt	zu	den	Fachärzten	gehen.	Bezahlen	müs-
sen	sie	es,	wenn	sie	über	die	Hausärzte	gehen,	nicht.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Alfred,	jetzt	re-
dest	du	dich	um	Kopf	und	Kragen!	–	Heiterkeit)
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Durch	die	Gesundheitsministerin	wird	also	das	Gegenteil	ge-
macht,	 eine	 Linie	 eingezogen:	 nicht	 um	 die	 Fachärzte	 zu	
schützen,	sondern	um	die	Hausärzte	und	Landärzte	zu	schüt-
zen.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Lachen	bei	der	
CDU)

Abg. Ursula Haußmann	SPD:	Kollege	Winkler,	vielen	Dank	
für	 dieses	 Koreferat.	 Das	 gibt	 mir	 auch	 gleich	 das	 Stich-
wort:	

(Abg.	Stefan	Mappus	CDU:	Können	Sie	die	Frage	
wiederholen?	–	Heiterkeit)

Eigentlich	ist	hier	auch	die	Selbstverwaltung	gefragt.	Wenn	
wir	die	Einkommensskala	der	Ärzte	anschauen,	 stellen	wir	
fest: Unter den gut verdienenden finden sich in erster Linie 
die Fachärzte; die Hausärzte und Allgemeinärzte befinden sich 
gerade	einmal	an	vorletzter	Stelle.	Deshalb	erwarte	ich	auch	
von	der	Selbstverwaltung,	dass	der	Arbeit	von	Haus-	und	All-
gemeinärzten	hier	endlich	einmal	angemessen	Rechnung	ge-
tragen	wird	und	sie	auch	besser	entlohnt	werden.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	So	
ist	es!)	

Ich	komme	zurück	zum	Vertragsarztrechtsänderungsgesetz.	
Das	Bundesgesundheitsministerium	hat	schon	im	Jahr	2007	
reagiert	–	im	Gegensatz	zur	Landesregierung,	die	gerade	in	
diesem	Jahr	2009	einmal	anfängt,	gemeinsam	mit	dem	Sozi-
alministerium	und	dem	Ministerium	Ländlicher	Raum	regio-
nale	Gesundheitskonzepte	zu	erstellen.	

Dieses	Vertragsarztrechtsänderungsgesetz,	das	der	Bund	auf	
den	Weg	gebracht	hat,	besagt,	dass	Ärzte	zukünftig	nicht	mehr	
am	 Ort	 der	 Praxis	 wohnen	 müssen.	 Es	 sind	Teilniederlas-
sungen	möglich,	und	beim	Honorarsystem	können	ab	2010	
regionale	Zuschläge	 für	Ärzte	 im	 ländlichen	Raum	gezahlt	
werden.

Ich	habe	bisher	von	der	Landesregierung,	der	Sie	zum	Teil	an-
gehören,	noch	nichts	Ähnliches	gehört,	Herr	Kollege.	

(Zuruf	des	Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU)	

Es	wird	nur	gejammert	und	auf	Ulla	Schmidt	gezeigt.	Das	ist	
klar.	Demnächst	ist	Bundestagswahl.	Aber	den	Blick	darauf,	
wie	Ihre	Gesundheitsversorgung	aussieht	–	mit	der	Kopfpau-
schale,	die	ja	sehr	unsozial	gehandhabt	wird	–,	will	ich	mir	
nicht	„gönnen“.	

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	
FDP/DVP:	Aber	das	von	der	SPD	ist	sozial?	3,5	Mil-

liarden!	Ein	Moloch!)

Die	Altersgrenze	wurde	mittlerweile	aufgehoben.	Das	ist	Ih-
nen	vielleicht	nicht	bekannt,	Herr	Kollege	Hoffmann.	Sie	lag	
bisher	bei	55	Jahren;	zukünftig	wird	sie	aufgehoben	sein.	

In	den	Honorarstreit	hat	sich	auch	der	Ministerpräsident	dieses	
Landes	eingemischt.	Diese	Honorarreform	–	ich	sage	es	noch	
einmal	ganz	deutlich	–,	die	Umstellung,	war	 auf	Euro	und	
Cent	von	den	Ärzten	so	gewünscht.	Er	hat	sich	in	den	Hono-
rarstreit	eingemischt.	Die	Selbstverwaltung	war	sehr,	sehr	ru-

hig.	Ich	habe	bis	heute	noch	keine	konkreten	Vorschläge	ge-
hört,	wie	die	Ärztehonorierung	zukünftig	bewerkstelligt	wer-
den	soll.	Er	hat	mit	der	Kanzlerin	–	ich	weiß	nicht,	wann	er	
das	gemacht	hat;	vielleicht	haben	sie	abends	einmal	bei	einem	
Gläsle zusammengesessen – 140 Millionen € auf den Weg ge-
bracht.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Sagt	er!)

– Sagt er. – Aber aus welchem Topf diese 140 Millionen € 
kommen	–	–	Jetzt	ist	er	gerade	nicht	da.	Vielleicht	telefoniert	
er	mit	Angela	Merkel,	um	weitere	Millionen	für	das	Land	lo-
cker	zu	machen.	

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Aber	die	kommen	doch	
gar	nicht	an!	–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Wo	sind	

sie	denn?)

Ich	würde	heute	schon	gern	eine	Antwort	haben,	aus	welchem	
Topf diese 140 Millionen € kommen. Vielleicht kann mich da 
jemand	aufklären.

(Zuruf	des	Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU)	

–	Aber	Sie	wissen	das	auch	nicht,	Kollege	Hoffmann.	

(Zuruf	des	Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU)	

–	Ach	je;	das	tut	mir	aber	leid.	

Wir	 erwarten	 von	 der	 Landesregierung,	 dass	 sie	 sich	 ein-
mischt,	dass	sie	die	Selbstverwaltung	dazu	auffordert,	regio-
nale	Konzepte	zu	erstellen.	Wir	brauchen	im	ländlichen	Raum	
eine	ordentliche	Versorgung.	Das	ist	kein	Thema.	

Ich	will	nicht	nur	über	Telemedizin	zwischen	Arzt	und	Pati-
ent	verhandeln,	sondern	ich	will,	dass	die	Leute	vor	Ort,	auch	
im	ländlichen	Raum,	gut	versorgt	sind.	Auch	da	ist	die	Lan-
desregierung in der Pflicht. Bisher habe ich leider noch keine 
konkreten	Ergebnisse	von	dieser	Landesregierung	gehört.	Die	
Weichen	in	Berlin	sind	zum	Teil	gestellt,	aber	ich	wünschte	
mir	natürlich	auch	hier	Aktivitäten.	Uli	Noll	stellt	wahrschein-
lich	schon	seine	nächste	Anfrage,	aber	in	Baden-Württemberg	
geschieht	leider	nichts.	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Uli	macht	das!)

Sie	sind	über	die	Rechtsaufsicht	im	Sozialministerium	dafür	
verantwortlich, dass hier eine ordentliche Versorgung stattfin-
det.	

(Beifall	bei	der	SPD)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Mie-
lich.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Da	hilft	der	Landarzt	
auch	nichts!)

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Ich	habe	mich	über	die	De-
batte	„Der	Landarzt	–	ein	Auslaufmodell?“,	die	die	FDP/DVP	
beantragt	hat,	sehr	gefreut.	Es	ist	eine	sehr	aktuelle	Debatte,	
wie ich finde. 

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	
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Sie	ist	in	der	Auswirkung	sehr	aktuell	und	konkret,	vor	allem	
wenn	es	darum	geht,	die	Konsequenzen	aus	der	Einführung	
des	Gesundheitsfonds	und	auch	aus	der	Einführung	der	Ho-
norarreform	zu	benennen.	Wir	haben	nun	das	Pech,	in	diesem	
Jahr	beides	bekommen	zu	haben:	zum	1.	Januar	2009	die	Ge-
sundheitsreform	und	damit	verbunden	auch	die	Honorarre-
form,	an	der	seit	Jahren	gearbeitet	worden	ist	und	die	letzt-
endlich	 ein	 Ergebnis	 der	Verhandlungen	 der	 Selbstverwal-
tungsorgane	war.	

(Unruhe)

–	Jetzt	warte	ich	ein	bisschen,	bis	wieder	Ruhe	ist.	

(Abg.	Ute	Vogt	SPD:	Der	Präsident	muss	noch	Ge-
spräche	führen	und	kann	nicht	für	Ruhe	sorgen!)

Die	Honorarreform	ist	ja	ein	Ergebnis	der	Verhandlungen	der	
Selbstverwaltungsorgane,	 der	 Kassenvertreter	 mit	 der	 Kas-
senärztlichen	Vereinigung	 auf	 Bundesebene	 gewesen.	 Das,	
was	letztendlich	dabei	herausgekommen	ist,	war	genau	das,	
was	die	Ärzteschaft	insgesamt	wollte,	nämlich	weg	von	dem	
Punktesystem,	hin	zu	einem	System,	das	anscheinend	deut-
lich	transparenter	ist.	

Aber	die	Mängel,	die	zu	beklagen	sind,	sind	sehr	deutlich.	Das	
ist auch immer wieder gesagt worden. Ich finde, die Ärztepro-
teste	 sind	 sehr	 berechtigt.	 Denn	 es	 ist	 von	 der	 Kassenärzt-
lichen	Vereinigung	aus	nicht	gelungen,	mit	der	Honorarreform	
eine	vernünftige	Steuerung	hinzubekommen	und	die	Ärzte-
gruppen,	die	für	die	Basisversorgung	zuständig	sind,	auch	für	
die	Basisversorgung	im	ländlichen	Raum,	die	Landärzte,	deut-
lich	zu	stärken.	

Das	ist	auch	eine	Frage	an	die	FDP.	Sie	stärken	immer	das	
Selbstverwaltungsorgan	Kassenärztliche	Vereinigung.	So,	wie	
sich	die	Kassenärztliche	Vereinigung	verhalten	hat,	die	einer-
seits	verantwortlich	für	die	Honorarreform	war	und	sich	auf	
der	 anderen	Seite	hinterher,	 als	 die	Proteste	kamen,	 an	die	
Spitze	des	Protestes	gesetzt	und	eine	entsprechende	Anzei-
genkampagne	gestartet	hat,	war	das	wirklich	ziemlich	dane-
ben.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Es	hat	gezeigt,	dass	man	die	Frage	stellen	muss,	ob	diese	Form	
der	 Selbstverwaltung	 tatsächlich	 noch	 zeitgemäß	 ist,	 wenn	
letztendlich	 solche	 schrägen	 Ergebnisse	 dabei	 herauskom-
men.	

Dennoch	ist	die	Analyse,	die	von	allen	meinen	Vorrednerinnen	
und	Vorrednern	aufgestellt	worden	ist,	richtig.	Wir	haben	zu-
nehmend	Schwierigkeiten,	die	medizinische	Versorgung	im	
ländlichen	Raum	sicherzustellen.	Wir	haben	vor	allem	Pro-
bleme,	wenn	es	darum	geht,	die	Hausarztversorgung	sicher-
zustellen.	Wir	haben	–	auch	das	ist	schon	gesagt	worden	–	ei-
nen	ziemlich	hohen	Anteil	älterer	Ärzte.	20	%	der	Hausärzte	
in	Baden-Württemberg	sind	mittlerweile	60	Jahre	und	älter.	
Das	heißt,	die	Frage,	wer	die	Praxen	übernimmt,	ist	aktuell.	
Genau	da	liegt	die	Schwierigkeit,	denn	die	Praxen	sind	viel-
fach	so	unattraktiv,	dass	sie	eben	nicht	übernommen	werden.	
Das	heißt,	sie	stehen	leer,	oder	die	Ärzte	müssen	eben	entspre-
chend	länger	arbeiten.	In	der	Konsequenz	wird	dies	bedeuten,	
dass	 es	 vor	 allem	 im	 ländlichen	 Raum	 immer	 schwieriger	
wird,	die	medizinische	Basisversorgung	sicherzustellen.

Das	Ergebnis	dieser	Analyse	 ist	klar;	da	sind	wir	uns	auch	
überfraktionell	einig.	Nun	kommt	es	darauf	an,	zu	schauen,	
was	wir	tun	können.	Es	macht	überhaupt	keinen	Sinn,	zu	sa-
gen:	Das	kommt	von	Ulla	Schmidt.	Das	kann	man	natürlich	
sagen.	Aber	daran	sind	auch	Sie	von	der	CDU	beteiligt.	Sie	
können	sich	nicht	reinwaschen	und	sagen:	Das	ist	die	SPD.	
Sie	sind	genauso	daran	beteiligt.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Ich	nicht!	–	Gegen-
ruf	der	Abg.	Ute	Vogt	SPD:	Das	stimmt!)

Es	gibt	nun	einmal	die	Große	Koalition.	Sie	tragen	die	Ergeb-
nisse	mit.	Frau	Merkel	ist	eine	der	entschiedendsten	Befür-
worterinnen	der	Einführung	des	Gesundheitsfonds	gewesen.	
Erinnern	Sie	sich	bitte	einmal	daran.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	sowie	des	Abg.	
Hagen	Kluck	FDP/DVP)

Ich	 habe	 wirklich	 großes	Verständnis	 für	 die	 Proteste	 der	
Ärzte.	Ich	habe	aber	kein	Verständnis	für	das,	was	Sie	von	der	
FDP	im	Rahmen	der	MEDI-Proteste	gemacht	haben.	Wenn	
Sie	sich	hinstellen	und	den	Leuten	ohne	Realitätsbezug	das	
Blaue	vom	Himmel	versprechen,	

(Abg.	 Dr.	 Hans-Peter	Wetzel	 FDP/DVP:	Tun	 wir	
nicht!)

dann	ist	das	nicht	in	Ordnung.

(Abg.	Gustav-Adolf	Haas	SPD:	Das	ist	FDP-Politik!	
–	Gegenruf	des	Abg.	Winfried	Scheuermann	CDU)

Sie	müssen	schon	klar	sagen,	wie	Sie	das	letztendlich	bezah-
len	wollen.	Ich	befürchte,	dass	die	FDP	eine	ganz	klare	Vor-
stellung	hat.

(Abg.	 Jürgen	Walter	 GRÜNE:	 Steuererhöhung!	 –	
Abg.	Gustav-Adolf	Haas	SPD:	So	ist	es!)

–	Eben	nicht	Steuererhöhung,	sondern	sie	will	eine	minimale	
Basisversorgung.	

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Das	war	doch	immer	
Steuererhöhung!)

Alles,	was	darüber	hinausgeht,	ist	für	sie	im	Sinne	der	Stär-
kung	der	Selbstverantwortung	von	jedem	selbst	zu	bezahlen.	
Das	ist	nicht	unsere	Antwort.	Wir	wollen	in	der	Gesundheits-
versorgung bei dem solidarisch finanzierten System bleiben, 

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Eine	breite	solida-
rische	Grundversorgung!)

und	das	wollen	wir	stärken.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Jürgen	
Walter	GRÜNE:	Sehr	gut!)

Wenn	wir	das	wollen,	dann	werden	wir	auch	sagen,	wie	wir	
das finanzieren wollen und wie wir die Strukturen verändern 
wollen.	Wir	müssen	Anreize	schaffen,	denn	jetzt	ist	es	total	
unattraktiv,	aufs	Land	zu	gehen	und	dort	eine	Praxis	aufzu-
machen.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Warum?)
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–	Sie	haben	das	eben	selbst	gesagt,	Kollege	Noll.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Wer	diktiert	die	Ho-
norare?	Doch	nicht	die	Selbstverwaltung!	Die	Poli-
tik	diktiert	die	Honorare!	–	Gegenruf	der	Abg.	Katrin	
Altpeter	SPD:	Das	stimmt	so	nicht!	–	Gegenruf	des	

Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)

–	Die	Honorarordnung	und	die	Pauschalen	sind	von	der	Selbst-
verwaltung	ausgemacht	worden.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Nein!	20	Seiten	Ge-
setzestext	zur	Honorarordnung!)

–	Wir	reden	nicht	beide;	jetzt	rede	ich.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Okay!	–	Heiterkeit	
–	Beifall	bei	den	Grünen	–	Abg.	Dr.	Stefan	Scheffold	
CDU:	Aber	 Zwischenrufe	 werden	 Sie	 noch	 erlau-

ben!)

–	Das	mit	den	Zwischenrufen	ist	in	Ordnung,	aber	wir	reden	
nicht	parallel.

(Abg.	Dr.	Stefan	Scheffold	CDU:	Wir	sind	hier	kei-
ne	Mumien!	–	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Noch	

ist	Noll	keine	Mumie!	–	Heiterkeit)

–	Nein,	nein.	Sie	werden	sicherlich	auch	nicht	so	bald	eine	
Mumie	sein,	Herr	Kollege.

Es	ist	völlig	klar:	Wenn	es	diese	Pauschalbeträge	gibt,	die	in	
der	Honorarreform	festgesetzt	worden	sind,	z.	B.,	dass	es	für	
einen Hausbesuch 15 € gibt, egal, wie weit der Weg ist, und 
egal,	wie	lange	der	Besuch	insgesamt	dauert	–	–

(Der	Rednerin	wird	das	Ende	 ihrer	Redezeit	ange-
zeigt.)

–	Habe	ich	nicht	insgesamt	zehn	Minuten	Redezeit?	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Nö!)

Warum	leuchtet	jetzt	„Ende	der	Sprechzeit“?	

(Lebhafte	Heiterkeit	–	Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	
Das	 hängt	 mit	 dem	 Inhalt	 der	 Rede	 zusammen!	 –	
Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Weil	Ihre	Sprechzeit	
budgetiert	ist!	–	Beifall	der	Abg.	Heiderose	Berroth	
FDP/DVP	–	Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	

CDU	–	Unruhe)

Präsident Peter Straub:	Die	Uhr	läuft	ab.

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Wie	bitte?

Präsident Peter Straub:	Die	Uhr	läuft	ab.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Das	war	die	Land-
tagsselbstverwaltung!	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	
CDU:	 Frau	 Mielich,	 Sie	 haben	 Ihre	 Praxisgebühr	

nicht	bezahlt!	–	Heiterkeit	–	Unruhe)

Ich	sage	es	Ihnen	nur.	Sie	haben	jetzt	nur	noch	eineinhalb	Mi-
nuten	Redezeit.

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Ich	habe	mich	bei	der	Aktu-
ellen	Debatte	in	der	Tat	auf	zehn	Minuten	Redezeit	eingestellt	
und	bin	jetzt	etwas	irritiert.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Zweimal	fünf	Mi-
nuten!	Das	sind	ja	zehn!)

–	Ja,	zweimal	fünf,	aber	ich	kann	es	ja	auch	anders	machen.

(Zuruf:	 Zweimal	 zehn!	 –	Abg.	 Gustav-Adolf	 Haas	
SPD:	Feuer	frei!)	

Ich	möchte	 jetzt	zumindest	noch	eine	Äußerung	zu	den	lo-
gischen	Auswirkungen	der	Honorarreform	machen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Die	Sprechzeit	beim	
Landarzt	wäre	schon	lange	zu	Ende!	–	Abg.	Helmut	
Walter	Rüeck	CDU:	Hier	gibt	es	keine	erhöhten	Ab-

rechnungssätze!	–	Heiterkeit	–	Unruhe)

Solange	es	dabei	bleibt,	dass	diese	Pauschalen	so	festgesetzt	
werden,	 dass	 es	 speziell	 für	 die	Hausärzte,	 speziell	 für	 die	
Landärzte	so	wenig	Geld	gibt,	so	lange	ist	es	kein	Wunder,	
wenn	Praxen	in	Zukunft	nicht	mehr	besetzt	werden.	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP	–	Abg.	
Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

Es	ist	momentan	wirklich	keinem	jungen	Arzt	zuzumuten,	sich	
unter	diesen	Bedingungen	niederzulassen.

(Abg.	 Dr.	 Hans-Peter	Wetzel	 FDP/DVP:	 Gute	 Er-
kenntnisse!	Sinnvolle	Erkenntnisse!)

Zu	unseren	Vorstellungen,	was	wir	uns	wünschen	und	was	wir	
uns	vorstellen,	komme	ich	in	der	zweiten	Runde,	wenn	ich	
noch	ein	bisschen	Zeit	habe.

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Zuruf:	Sie	haben	überzo-
gen!)

–	Nein,	habe	ich	nicht.

(Unruhe)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Frau	Ministe-
rin	Dr.	Stolz.

Ministerin für Arbeit und Soziales Dr. Monika Stolz:	Herr	
Präsident,	meine	Damen	und	Herren!	Ich	stehe	sicher	nicht	
im	Verdacht,	ein	Anhänger	der	zentralistischen	Gesundheits-
politik	einer	Ulla	Schmidt	zu	sein.	Das	wollen	wir	nicht.	Das	
wäre	auch	nicht	gut	für	Baden-Württemberg.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Das	war	deutlich!)

Wir	von	der	Landesregierung	tun	alles,	um	die	Auswirkungen	
dieses	Zentralismus	für	Baden-Württemberg	abzumildern.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

Ich	halte	auch	nichts	von	Staatsdirigismus.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

Da	müssen	wir	bei	der	Diskussion	über	die	Ärzte	ein	bisschen	
aufpassen.

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)	
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Ich	halte	allerdings	sehr	viel	von	der	Selbstverwaltung.	Das	
ist	ein	Ordnungsprinzip,	das	uns	bisher	eine	gute	Versorgung	
zugesichert	hat,	das	vom	Staatsdirigismus	weggeht.	Denn	auf	
die	 Frage,	 was	 wäre,	 wenn	 wir	 die	 Selbstverwaltung	 nicht	
mehr	hätten,	ob	der	Staatsdirigismus	dann	besser	wäre,	sage	
ich	eindeutig:	Sicher	nicht.	

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)	

Das	sind	einige	wichtige	persönliche	Erkenntnisse,	wenn	es	
um	die	Gesundheitspolitik	geht.

Heute	 geht	 es,	 wenn	 ich	 die	 Überschrift	 dieser	 Diskussion	
richtig	verstehe,	um	den	Landarzt	und	um	die	Versorgungsla-
ge	auf	dem	Land.	Ich	möchte	einfach	darum	bitten:	Bleiben	
wir	bitte	bei	diesem	Thema.

Dazu	habe	ich	den	ganz	aktuellen	Versorgungsbericht	vor	mir.	
Da	müssen	wir	einfach	einmal	feststellen,	dass	wir	in	keinem	
Bezirk	in	Baden-Württemberg	einen	Versorgungsgrad	von	un-
ter	100	%	haben.	In	den	meisten	Bezirken	des	Landes	haben	
wir	eine	hausärztliche	Versorgung	von	110	%,	120	%,	mindes-
tens	aber	von	100	%.	Deswegen	würde	ich	herzlich	darum	bit-
ten,	hier	keine	Panikmache	zu	betreiben	und	hier	nicht	zu	sug-
gerieren,	dass	die	ärztliche	Versorgung	in	einem	Land	wie	Ba-
den-Württemberg	nicht	gesichert	sei.	Wenn	ich	höre,	dass	in	
einem	kleinen	Ort	in	Oberschwaben	–	das	ist	kein	Ballungs-
raum	–	mit	2	850	Einwohnern	drei	Hausärzte	zur	Verfügung	
stehen	–	

(Abg.	 Helmut	Walter	 Rüeck	 CDU:	 Da	 ist	 halt	 ein	
raues	Klima!)

ich	nehme	einmal	an,	dass	das	bei	diesen	Zahlen	kein	Einzel-
fall	in	Baden-Württemberg	ist	–,	dann	denke	ich,	wir	sollten	
etwas	sensibler	mit	diesem	Thema	umgehen,	anstatt	pausen-
los	zu	suggerieren,	dass	die	Menschen	hier	nicht	ausreichend	
versorgt	wären.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Zuruf	des	Abg.	
Gustav-Adolf	Haas	SPD)	

Das	ist	die	erste	Feststellung.

Die	zweite	Feststellung	ist,	dass	wir	in	der	Tat	Entwicklungen	
haben,	die	mit	Ulla	Schmidt	–	ich	sage	das	jetzt	einmal;	ich	
nehme	Ulla	Schmidt	eigentlich	ungern	in	Schutz	–	nichts	zu	
tun	haben.	Wir	haben	die	Entwicklung,	dass	wir	nun	auch	ei-
ne	neue	Ärztegeneration	haben.	Das	sind	nicht	mehr	die	Ärzte	
wie	vor	30	oder	40	Jahren,	wie	freitagabends	–	oder	wann	die-
se	Sendung	läuft	–	der	smarte	Landarzt,	der	ein	Alleinkämp-
fer	ist.	Es	ist	eine	neue	Ärztegeneration	da.	67	%	der	Medi-
zinstudenten	sind	mittlerweile	Frauen.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Die	Medizin	wird	
weiblich!)	

Wenn	 ich	das	 so	 sagen	darf:	Frauen	haben	vielleicht	einen	
breiteren	Blick	auf	das	Leben.	Sie	denken	da	vielleicht	auch	
breiter:	Wie	kann	ich	Familie	und	Beruf	vereinbaren?	

(Beifall	der	Abg.	Nicole	Razavi	CDU	–	Abg.	Helmut	
Walter	Rüeck	CDU:	Aber	auch	nicht	alle,	wenn	man	
manche	Rednerin	heute	gehört	hat!	–	Abg.	Thomas	
Blenke	CDU:	Das	tut	uns	aber	auch	weh!	–	Zuruf	des	

Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP	–	Unruhe)

–	 Ich	nehme	das	gern	zurück.	Es	 ist	mir	aber	so	herausge-
rutscht.

(Heiterkeit)

Es	gibt	in	diesem	Beruf	viele	Frauen.	Wir	haben	aber	auch	ei-
ne	 Ärztegeneration,	 die	 ganz	 eindeutige	Vorstellungen	 hat.	
Wenn	Medizinstudenten	heute	gefragt	werden:	„Wie	stellt	ihr	
euch	euren	Beruf	vor?“,	dann	sagen	sie	durch	die	Bank	über-
wiegend:	„Wir	wollen	im	Team	arbeiten.	Wir	wollen	nicht	ei-
ne finanzielle Gesamtverantwortung übernehmen. Wir wollen 
unsere	Arbeitszeit	 einteilen.	Wir	 wollen	 mehr	 Freizeit	 ha-
ben.“

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Dann	müssen	sie	
Lehrer	werden!)

Das	ist	durchgängig,	ob	Sie	die	Ärzte	oder	die	Zahnärzte	fra-
gen.	

(Zuruf	des	Abg.	Fritz	Buschle	SPD)	

Das	ist	eine	Realität,	die	wir	zur	Kenntnis	nehmen	müssen.	
Deswegen	 ist	 es	 natürlich	 gefährlich,	 jetzt	 so	 zu	 tun,	 als	
könnten	wir	dieses	schöne	Modell	des	Landarztes	einfach	in	
die	nächsten	Jahrzehnte	perpetuieren.	

(Zuruf	der	Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE)	

Deswegen	muss	es	natürlich	Möglichkeiten	geben,	die	ärzt-
liche	Versorgung	der	Menschen	–	darum	geht	es	hier	immer	
–	auch	unter	diesen	Bedingungen	sicherzustellen.	Da	gibt	es	
in	der	Tat	Ansatzpunkte,	die	genutzt	werden	müssen.	Das	hat	
nichts	mit	der	Landespolitik	zu	tun	oder	damit,	dass	wir	nicht	
darüber	reden	würden.	Wir	haben	mit	dem	Vertragsarztrechts-
änderungsgesetz	in	der	Tat	Instrumente,	die	auf	diese	Entwick-
lungen	eingehen	können.	Es	können	überärztliche	Berufsaus-
übungsgemeinschaften	gegründet	werden.	Die	Ärzte	können	
andere	Ärzte	einstellen,	was	bisher	nicht	möglich	war.	Es	ist	
also	durchaus	möglich,	Frauen,	die	in	Teilzeit	angestellt	ar-
beiten	wollen,	auch	anzustellen.	Und	es	gibt	Vergütungszu-
schläge	für	Bereiche,	die	unterversorgt	sind.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	„Buschprämie“!)

Es gibt also Möglichkeiten, hier einen finanziellen Anreiz zu 
setzen.	Dabei	bin	ich	zutiefst	davon	überzeugt,	dass	es	nicht	
grundsätzlich und ausschließlich eine Sache der finanziellen 
Vergütung	ist.	Vielmehr	stellt	sich	da	auch	die	Frage,	wie	sich	
eine	neue	Generation	von	Ärzten	ihre	Arbeit	vorstellt.	

Das	Vertragsarztrechtsänderungsgesetz	gilt	noch	nicht	allzu	
lange.	 Die	 Kassenärztlichen	Vereinigungen	 und	 die	 Ärzte-
schaft	selbst	sind	angehalten,	diese	Instrumente	zu	nutzen.	Da	
brauchen	wir	keinen	Dirigismus	oder	sonst	etwas.	Es	sind	In-
strumente	vorhanden,	die	genutzt	werden	sollten.

Weil	sich	die	Zeiten	ändern,	müssen	wir	uns	in	der	Tat	auch	
auf	neue	Angebotsformen	einstellen.	Dazu	gehören	natürlich	
auch	medizinische	Versorgungszentren,	wobei	ich	hinzufüge:	
in	ärztlicher	Trägerschaft.	Denn	es	geht	auch	hier	um	Team-
bildung.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)	
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Da	muss	man	auch	sagen:	Der	Patient	von	heute	will	nicht	nur	
irgendeinen	Arzt	oder	den	Arzt	vor	der	Haustür	haben.	Er	will	
auch	eine	hohe	medizinische	Qualität	haben	–	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Richtig!	Zielkon-
flikt!)

in	der	ganzen	Differenziertheit,	die	die	Medizin	heute	mög-
lich	macht.	Da	sind	solche	gemeinsamen	Teams,	Berufsaus-
übungsgemeinschaften,	medizinischen	Versorgungszentren	–	
wie	 auch	 immer	–	 sicher	gut	 für	 die	Versorgung	der	Men-
schen.

Deswegen	mein	nochmaliger	Appell,	bei	dieser	Diskussion	
etwas	abzurüsten.	

Wir	haben	unter	Federführung	des	Ministeriums	 für	Arbeit	
und	Soziales	eine	interministerielle	Arbeitsgruppe	gegründet,	
weil	wir	diese	Entwicklung	ein	Stück	weit	begleiten	und	vo-
rantreiben	wollen.	Wir	haben	vereinbart,	Modellprojekte	zu	
starten.	

Das	ist	zum	einen	das	Modellprojekt	Landarzt.	Dabei	geht	es	
um	die	Weiterbildung	des	Arztes.	Die	Weiterbildung	für	All-
gemeinmediziner	ist	gegenwärtig	in	der	Tat	etwas	schwierig,	
zum	Teil	sicher	auch	weniger	attraktiv.	Wir	wollen	mit	dem	
Kompetenzzentrum	der	Universität	Heidelberg	einen	Weiter-
bildungsverbund	modellhaft	initiieren,	bei	dem	Kliniken	im	
ländlichen	Raum	im	Verbund	mit	diesem	universitären	Kom-
petenzzentrum,	im	Verbund	mit	den	Kommunen	eine	attrak-
tive	und	qualitativ	gute	Weiterbildung	anbieten,	und	auf	die-
sem	Weg	durchaus	den	Versuch	starten,	eine	verstärkte	Iden-
tität	auch	für	den	im	ländlichen	Raum	tätigen	Arzt	zu	errei-
chen.

Das	ist	das	eine	Projekt.	Daran	arbeiten	wir	im	Moment.

Ein	zweites	Projekt	ist	das	Thema	Landarzt-Taxi.	Wir	wollen	
Kommunen	gewinnen,	die	einmal	etwas	Neues	ausprobieren.	
Wir	müssen	ja	ehrlich	bleiben:	Wir	können	und	dürfen	den	
Bürgern	nicht	versprechen,	dass	in	jedem	Ort	dieses	Landes	
Baden-Württemberg,	in	jeder	kleinen	Gemeinde	ein	Arzt	sei-
ne	Praxis	haben	wird.	Das	ist	unrealistisch,	das	wird	nie	mög-
lich	sein	–	einmal	abgesehen	davon,	dass	der	betreffende	Arzt	
von	dem	erzielbaren	Einkommen	nicht	leben	kann.	Wir	brau-
chen	also	auch	ein	Stück	weit	Mobilität	für	die	Menschen.	Sie	
werden	im	Durchschnitt	zunehmend	älter.	Hierfür	ist	das	Mo-
dellprojekt	Landarzt-Taxi	auf	den	Weg	gebracht	worden.	Da-
bei	probiert	man	einmal	aus,	was	ein	Taxi,	also	ein	Verbund	
von	Mobilität,	erreichen	kann.	

Ein	Drittes,	was	wir	gemeinsam	mit	den	Gemeinden	angehen,	
ist	das	Thema	Landarztpraxis.	Wir	werden	–	das	ist	ein	Ergeb-
nis	der	interministeriellen	Arbeitsgruppe	–	einen	runden	Tisch	
mit	den	Kommunen,	mit	der	Kassenärztlichen	Vereinigung,	
mit	 allen	 beteiligten	Akteuren	 einrichten.	Wir	 suchen	 nach	
Möglichkeiten,	wie	sich	Kommunen	im	ländlichen	Raum	at-
traktiv	machen	können,	damit	sich	Ärzte	dort	niederlassen.

Das	sind	die	drei	Maßnahmen,	die	wir	ergreifen.	Das	Interes-
se	der	Kommunen	an	diesen	Projekten	ist	aber	umgekehrt	pro-
portional	zu	der	Aufgeregtheit	der	Diskussion	über	den	an-
geblichen	Notstand	in	unserem	ländlichen	Raum.	Das	muss	
ich	der	Ehrlichkeit	halber	auch	dazusagen.

Ich	plädiere	also	dafür,	bei	diesem	Thema	etwas	abzurüsten.	
Wir	dürfen	unsere	Bevölkerung	nicht	verunsichern,	vor	allem	
nicht,	wenn	diese	Bevölkerung	nach	wie	vor	gut	versorgt	ist.	
Wir	 müssen	 vielleicht	 wirklich	 öfter	 darüber	 reden,	 Frau	
Haußmann,	 was	 wir	 machen,	 damit	 nicht	 gesagt	 wird,	 wir	
würden	nichts	tun.	Wir	müssen	vielleicht	lauter	klappern	und	
zeigen,	dass	wir	zusammen	mit	der	Kassenärztlichen	Vereini-
gung	und	mit	den	kommunalen	Landesverbänden	versuchen,	
diese	neuen	Instrumente	auch	zur	Wirkung	zu	bringen	und	ei-
ner	Zeit	gerecht	zu	werden,	die	neue	Erfordernisse	stellt.	Ich	
gehe,	wenn	wir	in	die	Zukunft	blicken,	davon	aus,	dass	unse-
re	medizinische	Versorgung,	auch	was	die	Ausbildung	derer	
betrifft,	die	Versorgungsleistungen	erbringen,	sicher	noch	dif-
ferenzierter	 wird.	 Ich	 wage	 zu	 behaupten,	 dass	 wir	 in	 den	
nächsten	Jahren	auch	an	dieser	Stelle	über	das	Thema	„Ge-
meindeschwester“	oder	„Schwester	Agnes“	diskutieren	wer-
den.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	
Noll.

Abg. Dr. Ulrich Noll	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	verehrte	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Es	ging	mir	nicht	um	Panikmache	und	
nicht	um	Aufrüsten.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Natürlich!	Nur!)

–	Liebe	Kollegin	Haußmann,	ich	bin	dankbar,	dass	das	The-
ma	von	der	Kollegin	Mielich,	aber	derzeit	auch	sehr	stark,	ja	
massiv	von	den	Medien,	und	zwar	im	ganzen	Land,	benannt	
wird.	

(Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE:	Das	glaube	ich!)

Denn	Politik	heißt	eben	nicht	Panikmache,	sondern	heißt,	er-
kennbare	Probleme	zu	benennen.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Noch einmal: Schule, Postfiliale, Arztpraxis, das sind The-
men,	die	im	ländlichen	Raum	drängen.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullin-
ger	FDP/DVP:	Jawohl!	So	ist	es!)

Deswegen	geht	es	nicht	um	Aufrüsten,	sondern	um	vernünf-
tiges,	rechtzeitiges	Gegensteuern.	Fast	alles,	was	gesagt	wor-
den	ist,	bezieht	sich	auf	Lösungsmöglichkeiten.	Es	ist	so:	Wir	
tun	ja	etwas.	Nicht	zuletzt	deswegen	hat	man	den	Kabinetts-
ausschuss	gebildet.	Es	gilt	jetzt,	die	vielen	vernünftigen	Vor-
schläge,	die	es	ja	gibt,	umzusetzen	und	die	Probleme	anzuge-
hen.	Ich	wünsche	mir	wirklich,	dass	alle	Beteiligten	–	auch	
die,	die	besonders	 laut	 schreien	–	mitmachen.	Da	hat	Herr	
Kehle,	Präsident	des	Gemeindetags,	recht.	Ich	darf	zitieren:	

Deswegen müssen alle, die zur Gesundheitsversorgung 
im ländlichen Raum beitragen, an einen Tisch.

Den	Tisch	gibt	es;	nutzen	Sie	ihn.	

Da	ich	weiß,	dass	ich	nicht	alle	Themen	abräumen	kann,	noch	
wenige	Bemerkungen.	Liebe	Frau	Mielich,	ich	verspreche	nie-
mandem	das	Blaue	vom	Himmel.	Aber	solange	nicht	guter	
Leistung,	egal,	ob	auf	dem	Land	oder	in	der	Stadt,	das	not-
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wendige	Geld	folgt,	weil	die	Bundesgesundheitsministerin	an	
der	rigiden	Sparpolitik	festhält,

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Das	macht	doch	die	
Selbstverwaltung!	Das	ist	unglaublich!)

wird	sich	grundsätzlich	durch	Umverteilung	zulasten	anderer	
überhaupt	nichts	ändern.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	–	 Zuruf	 der	Abg.	 Bärbl	
Mielich	GRÜNE	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	So	

ist	es!)	

Zweitens:	Wenn	wir	eine	gute	Gesundheitsversorgung	wol-
len,	müssen	wir	den	Menschen	klipp	und	klar	und	ehrlich	sa-
gen:	Das	wird	in	Zukunft	mehr	Geld	kosten.	Und	wir	müssen	
hinzufügen: Das können wir nicht alles solidarisch finanzie-
ren.	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Das	ist	das,	was	ich	
meine!)

Wir	wollen	eine	breite,	solidarische	Grundversorgung,	in	der	
keiner,	ob	auf	dem	Land	oder	in	der	Stadt,	durch	das	Raster	
fällt,	aber	wir	wollen,	dass	die	Menschen	mit	dem	Geld,	das	
sie	mehr	zahlen,	selbst	bestimmen	können,	welche	Versorgung	
sie	wünschen.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Denn	das	ist	jeder	planwirtschaftlichen	Steuerung	weit	über-
legen.	

Sie	gestatten	mir	–	weil	ich	nicht	wie	der	Blinde	von	der	Far-
be	rede;	es	ist	ja	einer	meiner	Vorzüge,	dass	ich	etwa	30	Jah-
re	 lang	Landzahnarzt	war	–,	humorvoll	zu	schließen,	wenn	
man	mich	noch	lässt.	Alles	war	schon	einmal	da.	Als	wir	stu-
diert	haben,	sind	schon	die	Headhunter	etwa	von	den	Banken	
gekommen	und	haben	gesagt:	Wer	schließt	mit	uns	ab?	Egal,	
wie	viel	die	Praxis	kostet,	Sie	bekommen	noch	das	Geld	für	
ein	Auto	dazu,	und	ein	Haus	bauen	Sie	doch	auch.	

Das	war	einmal.	Inzwischen	weiß	jeder,	dass	in	der	Medizin	
chronischer	Finanzmangel	herrscht.	Deswegen	haben	Sie	heu-
te	Probleme,	eine	Finanzierung	für	die	Praxis	hinzubekom-
men.	An	eine	Finanzierung	des	Autos	und	des	Hauses	ist	gar	
nicht	zu	denken.	

(Abg.	Heiderose	Berroth	FDP/DVP:	Genau!)

Ich	wünsche	mir	die	Zeiten	nicht	zurück,	aber	man	muss	das	
einfach	sehen.	

Zweite	Bemerkung:	Es	hat	auch	etwas	mit	gesellschaftlichem	
Klima	zu	tun.	Das	bitte	ich	all	die,	die	über	die	Ärzteselbst-
verwaltung	herziehen,	zu	bedenken.	Im	ländlichen	Raum	war	
es	so:	Der	Bürgermeister,	der	Pfarrer,	der	Lehrer	und	der	Dok-
tor	waren	Respektspersonen.	

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Der	Bürgermeister	
auch!)	

Man	hat	dem	Doktor	ein	etwas	schöneres	Grundstück	und	ein	
etwas	schöneres	Haus	gegönnt.	Dabei	hat	man	ihm	geholfen,	
indem	man	ihm	dies	günstig	verschafft	hat.	Das	ist	praktisch	
eine	Subvention	gewesen.	

Es	gab	auch	eine	Art	Subvention	zur	Vereinbarkeit	von	Fami-
lie	und	Beruf.	Wissen	Sie,	wie	die	ausgesehen	hat?	Man	hat	
gewusst:	„Da	gibt	es	die	Frau	Soundso,	die	ist	sowieso	da-
heim,	 die	 können	 Sie	 als	 Haushälterin	 günstig	 einstellen.“	
Dann	war	die	Vereinbarkeit	von	Familie	und	Beruf	gegeben.	
Das	ist	damals	also	alles	auf	ganz	informeller	Ebene	gelau-
fen;	das	hat	man	einfach	gemacht.	

Diese	Strukturen	sind	weggebrochen.	Übrigens	beginnt	das	
schon	damit,	dass	man	heutzutage	–	nicht	zuletzt	durch	poli-
tische	Diskussionen	–	jedem,	der	in	Bezug	auf	Haus	oder	Au-
to	etwas	hat,	was	ein	bisschen	besser	 ist,	 dies	neidet.	Man	
muss	 sich	 nicht	 wundern,	 dass,	 wenn	 man	 jahrzehntelang	
Ärzte	und	Zahnärzte	als	Raffkes	dargestellt	hat,	die	Lust,	sich	
diesen	Beruf	anzutun,	nicht	mehr	besonders	groß	ist.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	
Wie	hat	sich	denn	diese	Diskussion	entwickelt?)

Meine	letzte	Bemerkung:	Wenn	man	bezüglich	der	„pauscha-
lierten	Honorarverordnung“	dann	noch	zynischerweise	sagt:	
„Die	Doktoren	können	sich	doch	durch	zusätzliche	Leistungen	
etwas	darüber	hinaus	verdienen“,	dann	weiß	doch	jeder,	dass	
das	in	der	Stadt	vielleicht	gehen	mag,	weil	dort	eine	andere	
Klientel	ist,	auf	dem	Land	jedoch	nicht.	Ich	halte	es	für	zy-
nisch,	den	Ärzten	auf	ihre	Klage,	es	fehle	Geld,	zu	antworten:	
„Ihr	könnt	euch	doch	noch	etwas	zusätzlich	verdienen.“

Nun	meine	wirklich	allerletzte	Bemerkung,	und	zwar	zu	der	
Frage:	Tut	man	sich	das	an?

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU)

Wenn	du	als	junger	Zahnarzt,	der	gerade	eine	Praxis	eröffnet	
hat,	auf	einem	Fest	warst	–	es	war	das	Göggelesfest	in	Siel-
mingen	–,	dann	konnte	es	dir	passieren,	dass	du	am	Samstag-
abend	von	einem	Nachbarn	gebeten	worden	bist:	„Fahr	mit	
mir	doch	geschwind	in	deine	Praxis	–	ich	fahre	dich	auch	–	
und	zieh	mir	schnell	den	Zahn,	und	dann	können	wir	zusam-
men	das	nächste	Bier	trinken.“	Ich	habe	das	gemacht.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Ojemine!	–	Unruhe)

Das	sind	nette	Anekdoten.	Aber	sie	enthalten	natürlich	auch	
einen	 Hinweis	 auf	Arbeitsbedingungen.	 Junge	 Kolleginnen	
und	 Kollegen	 haben	 sicherlich	 ein	 Problem,	 wenn	 sie	 sich	
gleichzeitig	immer	noch	sagen	lassen	müssen,	sie	seien	mit	
ihren	Forderungen	unverschämt.

Ich	sage:	Alle	müssen	sich	an	einen	Tisch	setzen.	Die	Gesund-
heitspolitik	muss	wegkommen	vom	Zentralismus	und	muss	
zu	mehr	Ehrlichkeit,	zu	Lösungen	vor	Ort	gelangen.	Auch	da-
bei	werden	wir	dann	alle	mit	am	Tisch	sitzen	müssen.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/
DVP:	Jawohl!)

Präsident Peter Straub:	 Das	Wort	 erteile	 ich	 Herrn	Abg.	
Hoffmann.

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Keine	Angst,	ich	werde	nicht	
noch	einmal	eine	lange	Rede	halten.	Ich	will	nur	auf	den	Kol-
legen	Winkler	–	er	ist	offensichtlich	nicht	mehr	hier	–	repli-
zieren.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Der	ist	beim	Arzt!)
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Denn	er	hat	eine	Frage	in	den	Raum	gestellt,	die	man	so	nicht	
stehen	lassen	kann.	Er	sagte,	es	habe	einen	Trend	vom	Haus-
arzt	hin	zum	Facharzt	gegeben,	und	das	sei	der	Grund,	dass	
der	Landarzt	ein	Problem	habe.	Es	ist	leider	genau	umgekehrt.	
Der	Landarzt	von	heute	ist	nicht	Hausarzt,	sondern	er	ist	in	
der	Regel	ein	Allgemeinarzt	mit	internistischer	Zusatzausbil-
dung.	Dies	zeigt	sich	auch	in	seinem	Titel.	Er	bekommt	des-
wegen	mehr	Honorar,	und	er	 ist	deswegen	auch	den	Fach-
ärzten	zuzuordnen.	Wir	haben	also	eher	das	gegenteilige	Pro-
blem.

Wenn	wir	in	der	Gesundheitspolitik	über	das	Thema	Honorar-
reform	reden,	liebe	Frau	Mielich,	dann	reden	wir	über	Verord-
nungen	und	nicht	über	Gesetze.	Verordnungen	macht	das	Mi-
nisterium	allein,	das	gilt	auch	für	das	Bundesgesundheitsmi-
nisterium.

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	So	

ist	es!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erhält	Frau	Abg.	Hauß-
mann.

Abg. Ursula Haußmann	SPD:	Ich	will	noch	hinzufügen:	Für	
die	Honorarverteilung	ist	die	ärztliche	Selbstverwaltung	aus	
Kassenärztlicher	Vereinigung	und	Krankenkassen	zuständig.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	
Genau!	–	Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Es	ist	al-

les	gesagt!)

Lieber	Kollege	Noll,	wir	haben	in	der	Landesregierung	schon	
einige	gute	Ansätze,	auch	befördert	durch	das	Vertragsarzt-
rechtsänderungsgesetz.	Diese	gilt	es	jetzt	zu	nutzen.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)

Ich	habe	überhaupt	keine	Lust	auf	Ihren	vorgezogenen	Bun-
destagswahlkampf.	Ich	weiß,	dass	die	FDP	gern	dicke	Backen	
in	diese	Richtung	macht	und	auf	Ulla	Schmidt	schimpft.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Kommst	du	
nicht	aus	dem	ländlichen	Raum?)

Aber	ich	würde	mich	doch	freuen,	wenn	Sie	sich	ordentlich	
informierten.	Wir	haben	in	diesem	Land	eine	ordentliche	Ver-
sorgung.	Der	letzte	Bericht	der	Kassenärztlichen	Vereinigung	
hat	das	auch	aufgezeigt.	Die	Weichen	sind	durch	das	Vertrags-
arztrechtsänderungsgesetz	gestellt.	Das	gilt	gerade	auch	für	
weibliche	Ärzte	–	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Das	ist	richtig!)

die	Landärztinnen	haben	Sie	in	Ihrer	Überschrift	übrigens	völ-
lig	vergessen.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Die	Krankenhäu-
ser	auch!)

Daher	gilt	es	jetzt,	diese	Regeln	auch	mit	Leben	zu	erfüllen.	
Hierzu	lade	ich	Sie	ein.	Arbeiten	Sie	konstruktiv	mit,	anstatt	
immer	mit	dem	Finger	auf	andere	zu	zeigen.

(Beifall	 bei	 der	SPD	–	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/
DVP:	Seid	ihr	das	Sprachrohr	von	Ulla	Schmidt?	So	
nach	dem	Motto:	„Die	Rente	ist	sicher,	die	Gesund-

heit	auch!“)

Präsident Peter Straub:	Frau	Abg.	Mielich,	Sie	haben	das	
Wort.

(Zuruf	von	der	CDU:	Fünf	Minuten?)

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Vielen	Dank.	–	Sehr	geehrter	
Herr	Präsident,	verehrte	Kolleginnen	und	Kollegen!	Frau	Mi-
nisterin	Stolz,	Sie	haben	davon	gesprochen,	dass	die	Versor-
gung	 auch	 im	 ländlichen	 Raum	 in	 fast	 allen	 Regionen	 zu	
100	%	gesichert	sei,	und	Sie	haben	gesagt,	es	sei	doch	wich-
tig,	die	Kirche	im	Dorf	zu	lassen	und	das	ganze	Thema	ein-
mal	etwas	herunterzukochen.	Ich	kann	Ihnen	aus	der	Region	
Südbaden	nur	vermelden,	dass	es	in	den	letzten	Jahren	anders	
ist.	Im	Wiesental	beispielsweise	hat	man	zwei	Jahre	lang	hän-
deringend	nach	einem	Hausarzt	gesucht,

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	„Machen	Sie	doch	
keine	Panik“,	Frau	Kollegin!	Das	war	jetzt	ironisch	

gemeint!)

der	bereit	gewesen	wäre,	einen	solch	großen	Bereich	abzude-
cken.	Auch	mit	ganz	vielen	Anreizen	–	es	wurde	ein	Grund-
stück	bereitgestellt	etc.	–	ist	es	nicht	gelungen,	diese	Haus-
arztstelle	zu	besetzen.

Das	heißt,	auch	wenn	statistisch	gesehen	–	im	Durchschnitt	
mag	das	tatsächlich	so	sein	–	eine	gute	und	ausgewogene	Ver-
sorgung	besteht,	gibt	es	bereits	jetzt	Regionen,	in	denen	eine	
Unterversorgung	herrscht.	Dem	müssen	wir	uns	deutlich	stel-
len.	Das	ist	das	eine.	

Zum	Zweiten:	Wir	haben	die	Honorarreform.	Wir	müssen	na-
türlich	auch	sagen,	dass	die	Honorarreform	Verlierer	und	Ge-
winner in den jeweiligen Arztgruppen hat. Ich finde, es muss 
innerhalb	der	Honorarreform	und	innerhalb	des	Budgets	der	
niedergelassenen	Ärzte	umgesteuert	werden.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Damit	woanders	
Mangel	entsteht?)

Wenn	wir	wollen,	dass	eine	Basisversorgung,	eine	Gesund-
heitsversorgung auf dem Land entsprechend finanziert wird 
und	entsprechend	attraktiv	ist,	dann	brauchen	wir	eine	Stär-
kung	genau	dieser	Disziplin.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Umverteilung	wird	
nicht	reichen!)

Wir	brauchen	eine	Stärkung	der	sprechenden	Medizin.	Auf	
dem	Land	sind	Ärzte	auch	Ansprechpartner	z.	B.	für	Leute,	
die	alleine	sind.	Ganz	viele	Krankheiten	–	das	wissen	wir	doch	
alle	–	sind	psychosomatischer	Natur.	Das	heißt,	es	 ist	ganz	
wichtig,	diesen	Bereich	der	sprechenden	Medizin	zu	stärken.	
Und	da	muss	eben	auch	deutlich	mehr	Geld	hineingesteckt	
werden.	Das	ist	das	Zweite.	

Das	Dritte	ist,	lieber	Herr	Kollege	Noll:	Das,	was	Sie	zu	der	
Frage gesagt haben, wie Gesundheit in Zukunft finanziert wer-
den	soll,	war	ja	sehr	holzschnittartig.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Es	geht	nicht	an-
ders!)
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Damit	–	das	muss	man	dann	natürlich	schon	sagen	–	schaffen	
Sie	klar	eine	Zweiklassenmedizin.	Patienten,	die	kein	Geld	
für	Zusatzversicherungen	haben,	können	nur	eine	Basisversi-
cherung	abschließen,	und	das	war	es	dann.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sie	schaffen	jetzt	
die	Nullversorgung	im	ländlichen	Raum!)

In diese Richtung gehen wir gerade mit der Unterfinanzierung 
im	Gesundheitswesen.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Dann	gibt	es	nur	
noch	eine	Klasse:	Keine	Versorgung!)

Das	ist	auf	gar	keinen	Fall	das,	was	wir	wollen.	Wir	wollen	
eine	 Stärkung.	Wir	 wollen	 eine	 breitere	 Finanzierung.	Wir	
wollen	auf	Bundesebene	auf	jeden	Fall	den	Systemwechsel	
hin	zu	einer	Bürgerversicherung.	

(Abg.	 Dr.	 Ulrich	 Noll	 FDP/DVP:	 Bürgersteuer!	 –	
Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Staatsmedi-

zin!)

Jetzt	möchte	ich,	wenn	es	um	die	Basisversorgung	im	länd-
lichen	Raum	geht,	aber	noch	einmal	deutlich	sagen:	Die	Ideen,	
die	Sie,	Frau	Ministerin,	eben	vorgestellt	haben,	sind	die	eine	
Sache.	Wir	haben	schon	jetzt	Modellprojekte;	ich	denke	etwa	
an	die	integrierte	Versorgung	im	Kinzigtal.	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP	–	Abg.	
Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

Das	ist	ein	Erfolgsmodell.	Da	gibt	es	nach	einer	zweijährigen	
Praxis	bereits	die	ersten	Evaluationen,	die	deutlich	sagen:	Man	
erreicht	auf	diese	Weise	nicht	nur	einen	Verbund	in	der	Patien-
tenschaft,	 sondern	man	schafft	es	auch	 tatsächlich,	die	Ge-
sundheitskosten	insgesamt	zu	senken	und	den	präventiven	Be-
reich	zu	stärken.	Damit	ist	es	möglich,	beides	gleichzeitig	hin-
zubekommen,	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Das	ist	sehr	gut!	Da	
sind	wir	uns	einig!)

also	eine	qualitativ	hochwertige	Versorgung	zu	sichern	und	
gleichzeitig	 auch	 die	 Gesunderhaltung	 schwerpunktmäßig	
nach	vorn	zu	bringen.	Gleichzeitig	gibt	es	die	freie	Arztwahl.	
Das ist, wie ich finde, z. B. für den ländlichen Raum ein sehr, 
sehr	erfolgversprechendes	Modell,	das	man	wirklich	auswei-
ten	kann.	

Schönen	Dank.	

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/
DVP:	In	vielem	Zustimmung!)

Präsident Peter Straub:	Meine	Damen	und	Herren,	es	lie-
gen	keine	Wortmeldungen	mehr	vor.	Die	Aktuelle	Debatte	un-
ter	Tagesordnungspunkt	2	ist	damit	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 3 der	Tagesordnung	auf:	

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Faktion GRÜNE 
– Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes für Baden-
Württemberg – Drucksache 14/4586

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Gesetzentwurfs	fünf	Minuten,	in	der	Ausspra-
che	über	den	Gesetzentwurf	fünf	Minuten	je	Fraktion.	

Zur	Begründung	des	Gesetzentwurfs	erteile	ich	Frau	Abg.	Ra-
stätter	das	Wort.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Baden-Württemberg	verfügt	über	ei-
nen	sehr	hohen	Standard	in	der	Ausbildung	von	Sonderpäda-
gogen,	und	an	den	Sonderschulen	in	Baden-Württemberg	wird	
sehr	gute	Arbeit	geleistet.	

(Beifall	des	Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU)

–	Vielen	Dank,	Herr	Kollege	Hoffmann.	

Ich	begrüße	die	seit	Jahren	überfällige	Entscheidung	der	Lan-
desregierung, die Sonderschulpflicht in Baden­Württemberg 
endlich	abzuschaffen.	Wir	wissen	aber	auch,	dass	diese	Ent-
scheidung	ausschließlich	der	UN-Menschenrechtskonvention	
für	die	Rechte	von	Menschen	mit	Behinderungen	zu	verdan-
ken	ist.	Freiwillig	 ist	diese	Entscheidung	nicht	erfolgt.	Das	
zeigt	u.	a.	der	hartnäckige	Kampf,	den	diese	Landesregierung	
gegen	die	 Integrative	Waldorfschule	Emmendingen	geführt	
hat,	die	erst	wirklich	anerkannt	werden	konnte,	als	sie	das	in	
einem	Gerichtsurteil	erzwungen	hat.	

In	 Artikel	 24	 der	 UN-Menschenrechtskonvention	 ist	 ein	
Rechtsanspruch	für	Kinder	mit	Behinderungen	auf	einen	un-
entgeltlichen	 Grundschulunterricht	 und	 einen	 Unterricht	 in	
den	weiterführenden	Schulen	festgeschrieben.	Zugleich	wird	
aber	in	der	UN-Menschenrechtskonvention	gefordert,	dass	ein	
inklusives	Schulsystem	auf	allen	Stufen	des	Bildungswesens	
eingerichtet	werden	muss.	

Nun	ist	ganz	klar:	Die	UN-Menschenrechtskonvention	wird	
in	den	174	Ländern,	die	die	Konvention	unterschrieben	ha-
ben,	unterschiedlich	umgesetzt	werden.	Es	gibt	Länder,	etwa	
in	Afrika	oder	in	Asien,	in	denen	es	nicht	einmal	einen	Schul-
anspruch	für	behinderte	Kinder	oder	gar	einen	allgemeinen	
Schulanspruch	gibt,	in	denen	es	auch	keine	Sonderpädagogik	
gibt.	Klar	ist,	dass	dort	erst	einmal	der	Zugang	zur	Bildung	
für	diese	Kinder	gewährleistet	werden	muss.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)

Aber	–	jetzt	komme	ich	zu	unserem	Land	–	in	Ländern	mit	
hoch	entwickelten	Bildungssystemen	wie	Deutschland	geht	
es	darum,	dass	endlich	der	Anspruch	auf	ein	inklusives	Schul-
system	umgesetzt	wird,	dass	also	an	der	Schule	behinderte	
und	nicht	behinderte	Kinder	gemeinsam	unterrichtet	und	da-
bei	individuell	gefördert	werden.	Das	ist	die	Herausforderung,	
vor	der	wir	hier	in	Deutschland	und	insbesondere	in	Baden-
Württemberg	stehen.

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	wir	wollen	mit	unserem	Ge-
setzentwurf	zur	Umsetzung	der	UN-Menschenrechtskonven-
tion	in	Baden-Württemberg	zunächst	zwei	für	die	Eltern,	für	
die	Kinder	und	für	die	Schulen	unerträgliche	Situationen	be-
enden.	

Erstens:	Der	kräftezehrende	Hürdenlauf	von	Eltern,	die	einen	
integrativen	bzw.	inklusiven	Unterricht	für	ihre	Kinder	wün-
schen,	muss	endlich	beendet	werden.	Sie	werden	selbst	wis-
sen,	wie	viele	Eltern	einen	Antrag	auf	Teilnahme	ihres	Kin-
des	an	einem	integrativen	Schulentwicklungsprojekt,	auf	Auf-
nahme	des	Kindes	in	eine	Außenklasse	oder	auf	eine	wohn-
ortnahe	Integration	des	Kindes	stellen.	Nach	wie	vor	gibt	es	
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viele	Fälle,	in	denen	sich	die	Eltern	die	Türklinken	von	Schu-
len	in	die	Hand	geben,	in	denen	sie	bei	der	Schulverwaltung	
anklopfen	und	bei	denen	doch	keine	Lösung	erreicht	wird.	Für	
Eltern,	die	mit	ihren	Kindern	ohnehin	schwierige	Herausfor-
derungen	zu	bewältigen	haben,	ist	dies	ein	zusätzlicher	Stress,	
der	auf	keinen	Fall	akzeptiert	werden	darf.	Deshalb	stehen	wir	
Grünen	für	ein	uneingeschränktes	Wahlrecht	von	Eltern	auf	
eine	inklusive	Beschulung.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Zur	zweiten	unerträglichen	Situation:	Die	„Graue	Integrati-
on“	in	Baden-Württemberg	muss	beendet	werden.	Ich	möch-
te	Ihnen	hier	ein	Zitat	aus	einem	Schreiben	des	Elternbeirats	
des	Bildungs-	und	Beratungszentrums	für	Hörgeschädigte	Ste-
gen	vorlesen,	in	dem	die	Eltern	u.	a.	mit	folgenden	Worten	be-
gründen,	warum	sie	eine	Beschulung	ihrer	Kinder	in	der	Son-
derschule	wünschen:	

Unsere Kinder haben nicht selten leidvolle Erfahrungen 
gemacht in allgemeinen Schulen mit großen Klassen, 
nicht entsprechend ausgebildeten Lehrkräften, fehlenden 
sächlichen und räumlichen Ausstattungsnotwendigkeiten. 
Sie waren häufig Diskriminierungen ausgesetzt. Einige 
unserer Kinder benötigen zusätzlich gebärdensprachliche 
Kommunikation. 

Das	heißt	doch	im	Klartext:	Nicht	die	Sonderschulen	sind	das	
Problem,	sondern	die	fehlende	Integrationsfähigkeit	der	all-
gemeinen	Schulen	und	des	allgemeinen	Bildungswesens.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Deshalb	begehrt	unser	Gesetzentwurf:	Die	allgemeinen	Schu-
len	müssen	verändert	werden.	Sie	müssen	integrationsfähig	
ausgestaltet	werden.	Nicht	das	Kind	muss	integrationsfähig	
sein	–	wie	das	heute	der	Fall	ist;	es	wird	danach	geschaut,	ob	
das	Kind	zur	Schule	passt	–,	sondern	die	öffentliche	Schule,	
die	allgemeinbildende	Schule	muss	integrationsfähig	gemacht	
werden.	Eltern	müssen	sich	darauf	verlassen	können,	dass	ihr	
Kind	eine	optimale	–	auch	sonderpädagogische	–	Förderung	
erhält,	wenn	sie	sich	entscheiden,	das	Kind	an	einer	Regel-
schule	einzuschulen.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Nur	dann	macht	das	Elternwahlrecht	überhaupt	einen	Sinn.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Genau!)

Ein	Elternwahlrecht	anzubieten,	bei	dem	den	Kindern	dann	
die	Förderung	an	der	allgemeinen	Schule	vorenthalten	wird,	
führt	nur	dazu,	dass	Eltern,	wie	wir	gehört	haben,	leidvolle	
Erfahrungen	machen	und	sich	dann	anders	entscheiden.	

Die	Eltern	müssen	auch	weiterhin	ein	Wahlrecht	für	folgende	
Sonderschulen	 haben	 –	 ich	 sage	 das	 ganz	 bewusst,	 weil		
uns	unterstellt	wurde,	wir	wollten	alle	Sonderschulen	abschaf-
fen	–:	Wir	wollen,	dass	alle	Sonderschultypen	in	Kompetenz-	
und	Beratungszentren	für	sonderpädagogische	Förderung	und	
Bildung	umgewandelt	werden.	An	den	sonderpädagogischen	
Förder-	und	Beratungszentren	für	geistige	Entwicklung,	kör-
perliche	Entwicklung,	für	Hören	und	Sehen	sollen	auch	wei-
terhin	Förderschulen	angegliedert	werden,	bedarfsorientiert	
auch	Internatsschulen,	sodass	die	Eltern	für	diese	vier	Förder-

schwerpunkte	 in	der	Tat	eine	Entscheidung	 treffen	können.	
Aber	wenn	sie	sich	für	eine	allgemeine	Schule	entscheiden,	
dann	müssen	dort	die	individuellen	Förderbedürfnisse	erfüllt	
werden,	die	in	einer	individuellen	Diagnose	für	das	Kind	er-
hoben	werden.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	ich	sage	aber	genauso	deut-
lich:	Die	Sonderschulen,	die	wir	in	Baden-Württemberg	ha-
ben,	in	denen	der	soziale	Faktor	massiv	zu	Buche	schlägt	–	
ich	nenne	hier	insbesondere	die	Förderschule	für	Lernbehin-
derte	–,	haben	in	einem	inklusiven	Bildungssystem	keine	Zu-
kunft	mehr.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Aufgrund	 ihrer	 sozialen	Zugehörigkeit	 landen	Kinder,	weil	
sie	unzureichend	gefördert	wurden	–	ich	nenne	an	erster	Stel-
le	die	Kinder	mit	Migrationshintergrund	–,	in	der	Förderschu-
le	für	Lernbehinderte,	obwohl	sie	lediglich	nicht	ausreichend	
gefördert	wurden	und	mit	entsprechender	zusätzlicher	indivi-
dueller	Förderung	sehr	gut	an	den	allgemeinen	Schulen	ihren	
Schulabschluss	machen	könnten.

Ich	sage	noch	einmal	ganz	deutlich	zu	den	Förderschulen	für	
Lernbehinderte:	Ich	bin	1997	zum	ersten	Mal	in	eine	Förder-
schule	für	Lernbehinderte	gegangen,	um	mich	darüber	zu	in-
formieren,	 weil	 ich	 das	 Sonderschulwesen	 überhaupt	 nicht	
kannte.	Der	Rektor	dieser	Sonderschule	hat	mir	als	Erstes	ge-
sagt:	„Frau	Rastätter,	heute	bekommen	wir	die	Kinder	unserer	
ehemaligen	Schüler.“	Das	heißt,	die	Zugehörigkeit	zu	den	För-
derschulen	 für	 Lernbehinderte	 wird	 „vererbt“.	Wir	 wollen,	
dass	diese	Kinder	endlich	Chancen	bekommen.	Sie	sollen	ge-
meinsam	mit	 anderen	Kindern	 lernen	und	 aufwachsen.	Sie	
brauchen	andere	Vorbilder,	sie	brauchen	das	Lernen	mit-	und	
voneinander.	Wenn	Kinder	sonderpädagogische	Förderung	im	
Bereich	 der	 Sprachentwicklung	 brauchen,	 dann	 sollen	 die	
hierfür	zuständigen	Lehrkräfte	der	Förderschulen	alle	in	die	
allgemeinen	Schulen	integriert	werden.	Sie	alle	müssen	in	die	
allgemeinen	Schulen	hinein.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	für	die	Umsetzung	unseres	
Gesetzentwurfs	 sind	 folgende	 Rahmenbedingungen	 an	 den	
allgemeinen	Schulen	notwendig:	

Zunächst	das	Rucksackprinzip.	Das	Kind	muss	seine	Förde-
rung	in	die	allgemeinen	Schulen	hineinbekommen.	Für	den	
Bereich	Förderschulen	müssen	alle	Sonderpädagogen	in	die	
allgemeinen	Schulen	integriert	werden.	Wenn	diese	Sonder-
pädagogen	an	den	allgemeinen	Schulen	integriert	sind,	dann	
profitieren davon auch die Kinder, die heute dort sind und 
nicht	ausreichend	gefördert	werden,	die	sogenannten	Grenz-
fallkinder,	in	erheblichem	Umfang.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Wollen	das	alle	El-
tern,	Frau	Rastätter?)

–	Ich	habe	kein	einziges	Protestschreiben	von	Eltern	von	För-
derkindern	bekommen,	in	dem	es	heißt:	Wir	wollen	aber,	dass	
unsere	Kinder	in	eine	Förderschule	für	Lernbehinderte	kom-
men.
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(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Die	haben	alle	wir	be-
kommen!	–	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Die	an-

deren	schreiben	uns,	Frau	Rastätter,	das	ist	klar!)

Im	Gegenteil	bekomme	ich	ständig	Schreiben	und	Aussagen	
von	Rektoren	der	Förderschulen	für	Lernbehinderte:	Unsere	
Kinder	können	mit	unserer	Hilfe	an	den	allgemeinen	Schulen	
gut	gefördert	werden.

(Zuruf	von	der	CDU:	Aber	doch	nicht	alle!)

–	Für	die	Sinnesgeschädigten	und	für	geistig	und	körperlich	
Behinderte	bleiben	die	Sonderschulen	–	das	habe	ich	eben	aus-
führlich	dargestellt	–,	sodass	wir	in	dem	Bereich,	in	dem	die	
sozialen	Faktoren	zu	Buche	schlagen,	sagen:	Diese	Kinder	kön-
nen	in	einem	inklusiven	Bildungssystem	integriert	werden.

Ich	möchte	abschließend	noch	sagen:	Wir	werden	die	inklu-
sive	Schule	natürlich	nicht	von	heute	auf	morgen	erreichen.	
Unsere	Ziele	werden	natürlich	Veränderungen	im	allgemei-
nen	Schulwesen	erforderlich	machen.	Wir	brauchen,	um	ein	
inklusives	 Schulsystem	 vollständig	 umzusetzen,	 auch	 eine	
Überwindung	der	Trennung,	die	ein	hierarchisch	gegliedertes	
Schulsystem	mit	sich	bringt.	Ich	möchte	Sie	darauf	hinwei-
sen,	 dass	 die	 Lebenshilfe	 gerade	 ein	 neues	 Positionspapier	
verabschiedet	und	verschickt	hat,	in	dem	sie	eine	Schule	für	
alle	fordert,	weil	man	dort	weiß,	dass	nur	in	einer	Schule,	die	
die	Kinder	individuell	mit	allen	Hilfen,	die	Kinder	brauchen,	
fördert,	die	Kinder	von	den	Schwächsten	bis	zu	den	Hochbe-
gabten	bestens	gefördert	und	sozial	integriert	werden	und	in	
eine	solidarische	Gemeinschaft	hineinwachsen	können,	in	der	
kein	Kind	zurückbleibt,	in	der	jedes	Kind	seine	Potenziale	und	
Stärken	 entwickeln	 kann	 und	 in	 der	 niemand	 mehr	 ausge-
grenzt	wird.

(Abg.	Winfried	 Scheuermann	 CDU:	 Das	 Himmel-
reich	auf	Erden!)

Wir	haben	in	Baden-Württemberg	Ansätze	dafür.	Wir	haben	
schon	heute	gut	funktionierende	Integrationsklassen.	Das	ist	
die	gute	Botschaft.	Wir	knüpfen	daran	an	und	entwickeln	das	
fort.	Wir	brauchen	mutige	Entscheidungen.

Unser	Gesetzentwurf	soll	zur	weiteren	Diskussion	beitragen.	
Ich	freue	mich	auf	die	weiteren	kritischen	und	konstruktiven	
Auseinandersetzungen	im	Interesse	aller	Kinder,	insbesonde-
re	der	Kinder	mit	Behinderungen	in	Baden-Württemberg.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Präsident Peter Straub:	 Das	Wort	 erteile	 ich	 Herrn	Abg.	
Hoffmann.

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Liebe	Frau	Rastätter,	ganz	persönlich,	
ein für alle Mal: Das Thema „Neudefinition unserer Schulen 
für	Kinder	mit	Behinderungen“	steht	in	der	Koalitionsverein-
barung	dieser	Landesregierung	aus	dem	Jahr	2006.	Die	UN-
Konvention	ist	aus	dem	Jahr	2008.	Selbst	Leute,	die	sich	mög-
licherweise	ideologisch	mit	diesem	Thema	beschäftigen,	müs-
sen	feststellen,	dass	der	Wille	der	beiden	Parteien,	die	hier	die	
Regierung	 tragen,	 im	 Jahr	 2006	 zu	 einer	Veränderung	 des	

Schulsystems	zu	kommen,	bereits	zwei	Jahre,	bevor	es	über-
haupt	eine	UN-Konvention	gab,	bestand.

(Beifall	bei	der	CDU)

Vielleicht	können	wir	uns	das	in	Zukunft	sparen.	Ich	kopiere	
es	Ihnen	gern	noch	einmal,	wenn	Sie	es	brauchen.	

Zweitens:	Ich	bin	begeistert.	Sie	haben	die	Kurve	gekriegt,	
liebe	Frau	Rastätter,	und	Sie	wissen,	was	ich	damit	meine.	

(Lachen	der	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE)

Noch	vor	sechs	Wochen	wollten	auch	die	Grünen	die	Sonder-
schulen	abschaffen.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Überhaupt	nicht!	–	
Zuruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)	

Herr	Zeller	will	es	noch	heute.	Jetzt	will	Frau	Rastätter	nicht	
mehr	die	Sonderschulen	abschaffen,	sondern	die	Schulen	für	
Lernbehinderte,	also	auch	die	E-Schulen.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Sie	haben	den	inklu-
siven	Gedanken	nicht	verstanden!)

Wir	suchen	ja	Gemeinsamkeiten,	Frau	Rastätter.	Wir	suchen	
durchaus	Gemeinsamkeiten.	Sie	haben	in	Ihrer	Rede	sehr	viele	
Formulierungen	gewählt,	die	genau	das	beinhalten,	was	Hel-
mut	Rau	in	seiner	letzten	Landtagsrede	und	auch	Georg	Wa-
cker,	der	nachher	sprechen	wird,	dazu	gesagt	haben.	Wir	tun	
genau	das,	was	Sie	jetzt	in	Ihrem	Gesetzentwurf	vorschlagen,	
nämlich	aus	unseren	Sonderschulen	Bildungs-	und	Kompe-
tenzzentren	zu	machen.	Also	haben	Sie	abgeschrieben	und	die	
Kurve	gekriegt,	weil	Sie	gemerkt	haben,	dass	es	bei	den	an-
deren Einrichtungen mit der Auflösung nicht so leicht ist.

Trotzdem,	 liebe	Frau	Rastätter,	hat	 Ihr	Gesetzentwurf	noch	
die	eine	oder	andere	Schwierigkeit.	Wir	sind	nicht	einig	bei	
den	Schulen	für	Lernbehinderte.	Ich	sage	Ihnen	auch,	warum.	
In	der	letzten	Plenardebatte	hat	Helmut	Rau	angekündigt,	dass	
er	ein	Expertengremium	einsetzen	will.	Sie	haben	gestern	oder	
heute	mitgeteilt	bekommen,	wer	in	diesem	Expertengremium	
tätig	ist.	Jetzt	kann	man	ja	so	vermessen	sein,	zu	meinen,	dass	
man,	wenn	man	im	Landtag	sitzt,	die	Sache	am	besten	beur-
teilen	könne.	Wir	meinen,	dass	es	der	Politik	genau	aus	die-
sem	Grund,	weil	es	Kinder	mit	Behinderungen	sind,	sehr	gut	
ansteht,	wenn	sie	sich	Expertenrat	einholt.	Sie	werden	gese-
hen	haben,	dass	der	Vorstand	der	Lebenshilfe	Mitglied	dieses	
Expertengremiums	ist.	Glauben	Sie	ernsthaft,	wir	diskutieren	
heute	über	Ihren	Gesetzentwurf	und	übergehen	die	Arbeit	des	
Expertengremiums,	das	noch	nicht	getagt	hat?

Liebe	Frau	Rastätter,	ich	glaube,	Ihr	Gesetzentwurf	dient	ein	
bisschen	dem	Thema:	„Wir	waren	die	Ersten,	egal,	was	drin-
steht;	Hauptsache,	wir	haben	als	Erste	die	Plenardebatte	vom	
Zaun	gebrochen.“	Das	ist	aber	sehr	ungründlich.	Liebe	Frau	
Rastätter,	ich	kenne	Sie	anders.	Ich	habe	Sie	bei	diesem	The-
ma	schon	als	sehr	ernsthafte	Politikerin	erlebt,	und	ich	wun-
dere	mich.	

Beim	letzten	Mal	waren	wir	uns	doch	in	der	Debatte	einig,	
dass	das	Thema	„Kinder	mit	Behinderungen“	nicht	nur	ein	
Bildungsthema	ist,	sondern	dass	es	da	die	Jugendhilfe	und	die	
Eingliederungshilfe	gibt	und	dass	es	vor	Ort	Integrationsplä-
ne	gibt,	an	denen	sich	die	Landratsämter	und	die	Schulämter	
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beteiligen	müssen.	Es	geht	nicht	nur	um	die	paar	Stunden	Un-
terricht.	Ein	behindertes	Kind	ist	24	Stunden	am	Tag	behin-
dert.	Wenn	ich	eine	gescheite	Schule	will,	dann	muss	ich	für	
Assistenz	sorgen,	muss	ich	für	Unterrichtsassistenz,	aber	auch	
für	Familienbetreuung	und	für	außerunterrichtliche	Assistenz	
sorgen,	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Das	steht	alles	im	
Gesetzentwurf!)

und	ich	muss	klären,	wie	die	behinderten	Kinder,	die	nicht	mit	
öffentlichen	Verkehrsmitteln	fahren	können,	vom	Ort	A	zum	
Ort	B	kommen	können.	Dazu	braucht	es	nicht	nur	Landespo-
litik,	sondern	dazu	braucht	es	auch	die	Kreispolitik.

Wir	haben	also	nicht	nur	den	kleinen	Fokus	auf	das	Thema	
Bildungspolitik.	Sie	haben	sich	in	Ihrem	Gesetzentwurf	auf	
das	Thema	Bildungspolitik	reduziert.	Sie	haben	sich	rein	auf	
den	kleinen	Teil	des	Unterrichts	im	Tagesablauf	eines	behin-
derten	Kindes	reduziert.	Das	ist	schlicht	zu	wenig.	Deswegen	
sind	in	den	Expertenrat	auch	Leute	berufen	worden,	die	den	
anderen	Teil	mit	abdecken	können.	Das	halten	wir	für	sehr,	
sehr	wichtig.	

Die	CDU-Fraktion	hält	es	für	existenziell,	bei	diesem	Thema	
keinen	Versuch	auf	dem	Rücken	der	Kinder	zu	starten	und	ir-
gendetwas	umzuorganisieren.	Wir	wollen,	wenn	wir	das	The-
ma	in	die	Hand	nehmen,	vielmehr	einen	Gesamtansatz,	bei	
dem	wir	wissen,	dass	die	behinderten	Kinder	hinterher	besser	
beschult	sind	als	zuvor.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	Abg.	Dr.	Birgit	Arnold	
FDP/DVP)

Zum	Thema	„Kinder	mit	einer	Lernbehinderung“.	Eigentlich,	
Frau	Rastätter,	wissen	Sie	–	Sie	sind	ja	selbst	vom	Fach	–,	
dass	kein	Kind	die	E-Schule	besucht,	ohne	dass	vorher	mit	
zusätzlichem	 sonderpädagogischem	 Personal	 in	 der	 Regel-
schule,	in	der	das	Kind	war	–	in	der	Regelschule!	–,	versucht	
worden	ist,	einen	Verbleib	in	dieser	Regelschule	zu	gewähr-
leisten.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Gerade	nicht!	Das	
Gegenteil	ist	der	Fall!)

Sie	wissen	auch,	dass	diese	Schulen	nicht	den	Auftrag	haben,	
die	Schulzeit	von	der	fünften	bis	zur	neunten	Klasse	zu	orga-
nisieren,	 sondern	 dass	 es	 der	 Schulauftrag	 der	 Schulen	 für	
Kinder	mit	einer	Lernbehinderung	ist,	eine	Rückschulung	zu	
erreichen.	Knapp	2	000	Kinder	im	Jahr	–	die	letzte	Statistik,	
die	 ich	habe,	 stammt	aus	dem	Jahr	2005	–	verlassen	diese	
Schulen	nach	einer	gewissen	Zeit	wieder	und	gehen	zurück	in	
ihre	Regelschule.	Nachdem	sie	entsprechend	sonderpädago-
gisch	beschult	worden	sind,	ist	eine	Rückschulung	möglich.	

Andere	Kinder,	die	erst	spät	in	eine	solche	Schule	kommen,	
werden	in	Modelle	mit	den	Berufsfachschulen	überführt	und	
einem	Beruf	zugeführt.	Ich	glaube,	es	ist	schon	ziemlich	ver-
messen,	wenn	man	sagt,	dem	Land	fehle	Integration.	Wir	ha-
ben	in	Baden-Württemberg	19	000	Kinder	mit	einem	Förder-
bedarf,	mit	einer	Unterstützungsnotwendigkeit,	die	an	einer	
Regelschule	sind.	Ein	ganz	großer	Teil	von	Kindern	sind	also	
an	einer	Regelschule	und	sollen	da	auch	bleiben.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Auch	integriert!)

Wir	sollten	jetzt	den	Expertenrat	abwarten.	Liebe	Frau	Rastät-
ter,	 am	 besten	 wäre	 es,	 Sie	 würden	 diesen	 völlig	 ungenü-
genden	Gesetzentwurf	–	Note	5,5	–	zurückziehen.	

(Lachen	der	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE)

Er	ist	unsinnig,	er	ist	unvollständig,	er	kommt	zur	Unzeit,	und	
er	maßt	der	Politik	die	Rolle	an,	Fachmann	und	Fachfrau	in	
einem	Bereich	zu	sein,	der	weit	über	unsere	Möglichkeiten	
hinausgeht.	Das	nehme	ich	ausdrücklich	auch	für	mich	in	An-
spruch.	Ich	brauche	Expertenrat;	wenn	Sie	ihn	nicht	brauchen,	
sei es recht. Aber ich finde, er schadet uns nicht. 

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	Abg.	Dr.	Birgit	Arnold	
FDP/DVP)

Ein	Wort	zum	Schluss.	Man	könnte	den	Gesetzentwurf	–	ich	
bin	ja	Betriebswirt	–	mit	dem	Motto	„Quick	and	dirty“	kenn-
zeichnen.	Er	hat	es	nicht	verdient,	dass	er	in	die	nächste	Le-
sung findet. Ziehen Sie ihn zurück, Frau Rastätter! 

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Abg.	Zel-
ler.	

Abg. Norbert Zeller	SPD:	Herr	Präsident,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	
Frau	Rastätter,	die	Richtung	des	Gesetzentwurfs	stimmt.	Das	
will	ich	ausdrücklich	festhalten.	Um	die	letzte	Äußerung	von	
Herrn	Hoffmann	aufzugreifen:	Herr	Hoffmann	hat	mit	seiner	
Rede	die	Note	5,5	verdient.	

(Beifall	der	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE	–	Abg.	
Dieter	 Hillebrand	 CDU:	 Im	 Gegenteil!	 –	Abg.	 Dr.	
Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Der	Lehrer	spricht!)

Seit	über	20	Jahren,	meine	Damen	und	Herren,	will	die	SPD	
die	Inklusion.	Wir	haben	in	der	Vergangenheit	mehrere	Ge-
setzesinitiativen	vorgelegt,	und	wir	haben	vor	allem	in	der	Zeit	
der	Großen	Koalition	Schulversuche	durchgeführt,	die	alle-
samt	erfolgreich	waren.	Das	haben	auch	Sie	–	Herr	Hoffmann,	
Sie	waren	damals	nicht	 im	Landtag,	aber	 Ihre	Vorgänger	–	
nicht	bestritten.	

Insofern	ist	klar	geworden,	dass	das,	was	wir	mit	der	Inklusi-
on wollen, nicht nur machbar, sondern auch tragfähig und fi-
nanziell	umsetzbar	ist.	

Nun	hat	der	Artikel	24	der	UN-Konvention	hier	eine	neue	Dis-
kussion	entfacht.	Allerdings	ist	es	wenig	hilfreich,	wenn	der	
Kultusminister	in	der	Schulausschusssitzung	eine	semantische	
Definition von Integration oder Inklusion vornimmt. Die ver-
tragliche Verpflichtung und Formulierung ist eindeutig klar: 
Das	Land	–	Deutschland	und	damit	auch	Baden-Württemberg	
– hat eine völkerrechtliche Verpflichtung, diesen Vertrag um-
zusetzen.	Im	Übrigen	war	das	schon	1994	in	Spanien	–	ich	er-
innere	nur	daran	–	in	der	sogenannten	Salamanca-Erklärung	
der	OECD-Staaten,	auch	mit	Zustimmung	Deutschlands,	so	
beschlossen	worden.	

Der Artikel 24 der UN­Konvention verpflichtet die Staaten 
zur	vollen	 Inklusion,	und	zwar	vom	Kindergarten	über	die	
Schule bis zur beruflichen Ausbildung. Begründet wird diese 
Haltung	–	ich	will	das	nochmals	deutlich	machen	–	mit	den	
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allgemeinen	Menschenrechten	auf	volle	Partizipation,	auf	ei-
ne	bessere	Förderungschance,	auf	eine	größere	Effektivität	im	
Kosten-Nutzen-Verhältnis.	

Nochmals:	Es	geht	hier	um	einen	Rechtsanspruch,	und	zwar	
–	ich	füge	das	hinzu	–	unabhängig	von	Haushaltsvorbehalten.	
Ich	kann	nicht	sagen:	Wenn	kein	Geld	da	 ist,	kann	 ich	das	
nicht	machen.	Es	hat	damit	nichts	zu	tun.	Es	gilt	auch	nicht	
mit	Einschränkungen,	etwa	„nur	für	Sinnesbehinderungen“	–	
da	können	wir	es	gelten	lassen	–,	sondern	es	gilt	insgesamt.	

Im	Übrigen	gibt	es	auch	einschlägige	Forschungsergebnisse	
–	Herr	Hoffmann,	die	empfehle	ich	Ihnen	einmal;	ich	bin	gern	
bereit,	Ihnen	diese	zur	Verfügung	zu	stellen	–	aus	der	Zeit	seit	
den	Neunzigerjahren	bis	heute,	die	eindeutig	belegen,	dass	in	
Sonderklassen	und	Sonderschulen	für	Schülerinnen	und	Schü-
ler	mit	Behinderungen,	die	Lernprobleme	haben,	keine	Ver-
besserung	erreicht	wird,	sondern	dass	im	Gegenteil	dort,	wo	
es	um	gemeinsamen	Unterricht	geht,	um	sogenannte	Integra-
tionsklassen,	mehr	und	bessere	Lernleistungen	erzielt	werden.	
Das	gilt	sowohl	für	den	kognitiven	Bereich	als	auch	für	den	
sozialen	Bereich.	Das	ist	unbestritten,	und	–	wie	gesagt	–	un-
sere	Schulversuche	haben	dies	auch	eindeutig	bestätigt.	

Wie	sieht	die	Realität	in	Baden-Württemberg	aus?	Wir	haben	
erst	kürzlich	von	der	Landesregierung	den	Bericht	zum	Son-
derschulwesen	bekommen.	In	Baden-Württemberg	gilt	nach	
wie	vor:	Wer	dem	Leistungsgang	einer	Schulart	nicht	folgen	
kann,	wird	zunächst	einmal	zusätzlich	gefördert.	Wenn	dies	
nicht	hilft,	wird	er	umgeschult.	Das	ist	Fakt.

Eltern	haben	kein	Wahlrecht,	zu	sagen:	Wir	wollen	unser	Kind	
auf	eine	allgemeinbildende	Schule	schicken,	und	wir	wollen,	
dass	unser	Kind	dort	mit	all	dem,	was	notwendig	ist,	geför-
dert	wird.	Dies	ist	in	Baden-Württemberg	nicht	der	Fall	und	
ist	im	Übrigen	so	auch	nicht	angekündigt	worden.	Lassen	wir	
uns	da	nichts	vormachen:	Nach	wie	vor	gibt	es	keine	klare	
Richtung,	ob	das,	was	in	diesem	Artikel	24	der	UN-Konven-
tion	festgelegt	ist,	hier	tatsächlich	umgesetzt	werden	soll.

Im	Übrigen	könnte	ich	Sie	jetzt	zitieren.	Viele	Ihrer	CDU-Kol-
legen	haben	vor	noch	nicht	allzu	langer	Zeit	auf	genau	dieser	
Position	beharrt	und	haben	alle	weiteren	inklusiven	Entwick-
lungen	radikal	abgelehnt.

(Zuruf	des	Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU)	

Auch	Ihr	Schwerpunkt	auf	der	Entwicklung	von	Außenklas-
sen,	die	Betonung	von	Außenklassen	sowie	die	Ablehnung	der	
integrativen	Schulentwicklungsprojekte	und	das	Zurückfah-
ren	dieser	Projekte	–	nicht	zuletzt	 in	Emmendingen	festge-
stellt	–	zeigen	dies	deutlich.

Was	wollen	wir?	Die	SPD	will	eine	Wahlmöglichkeit	für	die	
Eltern	haben.	Herr	Hoffmann,	es	ist	einfach	unrichtig,	was	Sie	
hier	sagen.	Ich	bitte	Sie,	hierherzukommen	und	die	Quelle	für	
Ihre	Aussagen	zu	nennen.	Ansonsten	haben	Sie	die	Unwahr-
heit	gesagt.	Die	SPD	und	auch	ich	haben	zu	keinem	Zeitpunkt	
behauptet,	dass	wir	für	die	Abschaffung	des	Sonderschulwe-
sens	sind,	

(Abg.	Andreas	Hoffmann	CDU:	Ach!)

sondern	wir	haben	immer	gesagt:	Eltern	sollen	das	Wahlrecht	
bekommen.	Zum	Wahlrecht	gehört,	dass	ich	beide	Möglich-

keiten	habe.	Deswegen	geht	es	nicht	um	die	Abschaffung,	son-
dern	es	geht	um	die	Schaffung	der	Voraussetzungen	für	das	
allgemeinbildende	Schulwesen,	damit	Kinder	mit	Behinde-
rungen auch dort qualifiziert gefördert werden. Das ist der ent-
scheidende	Punkt.

(Beifall	der	Abg.	Fritz	Buschle	SPD	und	Ilka	Neuen-
haus	GRÜNE)

Wir	haben	auch	in	mehrfacher	Weise	deutlich	gemacht,	dass	
man	dazu	Rahmenbedingungen	braucht.	Ich	nenne	sie	noch	
ganz	kurz.	Es	geht	um	die	Klassengröße.	Wir	wollen	keine	In-
klusionsklassen	haben,	die	größer	als	20	Kinder	–	mit	maxi-
mal	fünf	Kindern	mit	Behinderungen	–	sind.	Wir	wollen	prin-
zipiell	in	diesen	Klassen	das	Zweiklassenlehrerprinzip	haben.	
Wir	wollen	diese	Schulen	als	gebundene	Ganztagsschulen	füh-
ren.	Nebenbei	ist	im	Übrigen	klar,	dass	dazu	auch	die	entspre-
chende	Fort-	und	Ausbildung	gehört.

Lassen	Sie	mich	zum	Schluss	noch	sagen:	Heute	haben	wir	
an	den	Förderschulen	–	ich	bin	einer,	der	noch	tagtäglich	in	
dieser	Arbeit	drinsteckt,	

(Abg.	Elke	Brunnemer	CDU:	Tagtäglich	aber	nicht!	
–	Gegenruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Vor	

allem	heute	nicht!)

im	Gegensatz	zu	manch	anderem,	der	hier	steht	und	irgend-
welche	Dinge	behauptet	–	und	anderen	Sonderschulen	eben	
keine	entsprechende	Versorgung	mit	Sonderpädagogen.	Tun	
Sie	deswegen	nicht	so,	als	ob	dort	praktisch	die	heile	Welt	
stattfände.

(Dem	Redner	wird	das	Ende	seiner	Redezeit	ange-
zeigt.)

Noch	einen	letzten	Satz,	der	mit	diesem	Thema	nichts	zu	tun	
hat	–	Herr	Präsident,	erlauben	Sie	mir	dies	noch	–:	Wir	haben	
derzeit	eine	Diskussion	über	die	Beteiligung	von	Baden-Würt-
temberg	an	der	PISA-Studie.	Ich	fordere	für	meine	Fraktion	
den	Kultusminister	auf,	sich	einer	erneuten	PISA-Studie	nicht	
zu	entziehen.	Baden-Württemberg	muss	auch	künftig	daran	
teilnehmen. Er soll seine Empfindlichkeiten lassen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Lachen	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU	–	Abg.	
Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	beeindruckt	uns	aber	

sehr!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Dr.	
Arnold.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	verehrte	
Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	
Herren!	In	der	Zielrichtung	sind	wir	uns	alle	einig.	Wir	wol-
len	eine	möglichst	gleichberechtigte	Teilhabe	aller	Menschen,	
auch	der	behinderten	Menschen,	an	unserer	Gesellschaft,	und	
zwar	nicht	am	Rande	der	Gesellschaft,	sondern	mitten	in	un-
serer	Gesellschaft.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP	–	
Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Prima!)
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Deshalb	werden	auch	wir	uns	–	das	ist	überhaupt	keine	Fra-
ge;	Herr	Hoffmann	hat	dies	schon	breit	ausgeführt	–	intensiv	
Gedanken	darüber	machen,	was	die	UN-Konvention,	die	jetzt	
nationales	Recht	geworden	ist,	für	unsere	Bildungslandschaft	
bedeutet.	Aber	wir	wollen	dies	in	Ruhe	und	mit	der	nötigen	
Sachkompetenz,	mit	dem	nötigen	Sachverstand	machen.	Denn	
da	ist	noch	manche	Frage	offen.	Dies	sehen	wir	genauso	wie	
Kollege	Hoffmann.

Wir	wollen	auch	das	Wahlrecht	der	Eltern	stärken.	Aber	ich	
habe	schon	in	der	letzten	Plenardebatte	zu	diesem	Thema	ge-
sagt:	Das	bedeutet	für	uns	nicht	absolute	Freiheit	für	die	El-
tern,	zu	entscheiden,	wo	ihr	Kind	beschult	wird,	sondern	es	
bedeutet,	 dass	 zunächst	 einmal	 das	 Kindeswohl	 im	 Mittel-
punkt	steht.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Zuruf	des	
Abg.	Norbert	Zeller	SPD)	

Das	begrenzt	dann	unter	Umständen	auch	das	Wahlrecht	der	
Eltern.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Dennoch	werden	wir	Ihren	Gesetzentwurf	ablehnen,	Frau	Ra-
stätter,	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Das	habe	 ich	be-
fürchtet!)

weil	er	einen	Teil	enthält,	den	wir	auf	keinen	Fall	mittragen.	
Sie	haben	das	ausgeführt:	Sie	wollen	drei	Sonderschularten	
abschaffen.	Diesen	Weg	gehen	wir	auf	keinen	Fall	mit.	Das	
kommt	für	uns	überhaupt	nicht	infrage.	Es	handelt	sich	um	
die	Förderschulen	für	Lernbehinderte,	die	Schulen	für	Erzie-
hungshilfe	und	die	Schulen	für	Sprachbehinderte.	Wir	wollen	
diese	Sonderschulen	erhalten.	Denn	es	gibt	noch	immer	–	das	
wird	es	auch	in	Zukunft	geben	–	Eltern,	die	ihre	Kinder	in	die-
sen	Schulen	beschulen	lassen	wollen,	weil	sie	Kinder	haben,	
die	einen	Förderbedarf	haben,	der	deutlich	über	das	hinaus-
geht,	was	eine	allgemeine	Schule	 leisten	kann.	Wir	wollen	
auch	die	Sachkompetenz,	die	in	diesen	Schulen	vorhanden	ist,	
weiter	behalten	und	ausbauen.	Wir	wollen	darauf	nicht	ver-
zichten.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP)

Wenn	man	sich	das	etwas	genauer	anschaut,	sieht	man:	Mit	
Ihrem	Vorschlag	schränken	Sie	mittelbar	auch	das	Wahlrecht	
der	Eltern	ein.	Deshalb	dürften	Sie,	Herr	Zeller,	hier	eigent-
lich	nicht	Ja	und	Amen	sagen.	Denn	wenn	diese	Sonderschu-
len	abgeschafft	sind,	können	die	Eltern	sie	auch	nicht	mehr	
auswählen.	Das	ist	eine	Begrenzung	des	Wahlrechts	der	El-
tern.	Auch	diesen	Weg	wollen	wir	nicht	mitgehen.	

Wir	müssen	aufpassen,	meine	Damen	und	Herren,	dass	wir	
die	Sonderschulen,	die	wir	im	Land	haben,	nicht	schlechtre-
den	und	dass	nicht	dasselbe	passiert	wie	mit	der	Hauptschu-
le.	Da	müssen	wir	sehr	vorsichtig	sein.	Auch	die	Eltern,	die	
es	für	nötig	erachten,	ihr	Kind	auf	eine	Sonderschule	zu	schi-
cken,	sollen	kein	schlechtes	Gewissen	haben.	An	dieser	Stel-
le	also	bitte	Vorsicht!	

Zur	Frage	der	Förderschulen:	Wir	haben	versucht,	uns	auch	
hier	kundig	zu	machen.	Ich	habe	vor	einiger	Zeit	mit	Kolle-

gin	Berroth	eine	Schule	in	ihrem	Wahlkreis	besucht.	Da	habe	
ich	ganz	andere	Informationen	bekommen	als	die,	die	Sie	hier	
jetzt	wiedergegeben	haben.	Es	ist	sicher	richtig,	dass	ein	Teil	
der	Förderschüler	–	das	ist	auch	das	Ziel,	das	wir	mit	dieser	
Beschulung	 anstreben	 –	 wieder	 in	 die	 allgemeinbildende	
Schule	zurückgeführt	werden	können.	Das	ist	wunderbar.	Das	
wollen	wir	auch.	Aber	es	gibt	eben	auch	Kinder,	für	die	das	
nicht	möglich	ist.

Der	 dortige	 Rektor	 sagte	 –	 das	 hört	 sich	 erst	 paradox	 an,	
stimmt	aber	–:	„Je	weiter	die	Bildungsziele	für	behinderte	und	
nicht	behinderte	Kinder	auseinander	liegen,	desto	leichter	ist	
die	Integration.“	Die	Gefahr	der	Stigmatisierung	ist	gerade	für	
lernbehinderte	Kinder	sehr	groß,	weil	sie	sich	auf	den	ersten	
Blick	nicht	von	den	„normalen“	Kindern	unterscheiden	und	
dann	sehr	schnell	in	die	Rolle	dessen	geraten,	der	immer	der	
Schlechteste	 ist	 und	 dann	 als	 Einzelschüler	 in	 einer	 inte-
grierten	Klasse	doch	seine	Probleme	bekommt.	Dieser	Rek-
tor	hat	uns	dringend	gebeten:	„Macht	uns	die	Förderschulen	
nicht	kaputt!	Wir	brauchen	sie.“	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 der	
CDU)

Ich	bestreite	auch	heftig,	dass	–	wie	soll	ich	das	sagen?	–	das	
schlechte	soziale	Standing,	das	ein	Stück	weit	mit	dieser	Schü-
lerklientel	verbunden	wird,	generell	„vererbt“	wird.	Der	Rek-
tor	hat	klipp	und	klar	gesagt:	Zentraler	Bildungsauftrag	die-
ser Lernbehindertenschulen ist die berufliche Orientierung. 
Herr	Hoffmann	hat	schon	die	Instrumente	genannt,	die	wir	ha-
ben,	um	gerade	diese	Schülerinnen	und	Schüler	zu	unterstüt-
zen,	damit	sie	ein	eigenständiges	und	erfolgreiches	Leben	füh-
ren	können.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	So	ist	es!	Ge-

nau!)

Also	Hände	weg	von	den	Lernbehindertenschulen!

Ich	sehe,	meine	Redezeit	ist	abgelaufen.	Herr	Präsident,	ge-
statten	Sie	mir	zum	Abschluss	noch	einen	Gedankengang.

(Abg.	 Karl-Wilhelm	 Röhm	 CDU:	 Der	 Präsident	
schaut	kritisch!)

Ich	möchte	kurz	noch	einmal	einen	Blick	in	das	europäische	
Ausland	werfen.	Das	wird	uns	ja	immer	als	das	große	Vorbild	
vorgehalten.	Da	gibt	es	Länder,	 in	denen	85	%	der	Sonder-
schülerinnen	 und	 Sonderschüler	 eben	 keine	 Sonderschulen	
besuchen,	sondern	im	allgemeinen	Schulwesen	integriert	sind.	
Aber	da	muss	man	etwas	genauer	hinschauen.	

(Abg.	Dieter	Hillebrand	CDU:	So	ist	es!)

Ich	habe	Informationen	vom	Landtag	von	Schleswig-Holstein.	
Er	hat	sich	eine	Gemeinschaftsschule	in	Finnland	angesehen	
und	zu	seiner	Überraschung	festgestellt:	Jawohl,	ein	Viertel	
der	Kinder	werden	dort	integrativ	beschult.	Aber	drei	Viertel	
der	Kinder,	die	unter	dem	Etikett	„inklusiv“	laufen,	werden	
trotzdem	in	mehr	oder	weniger	großen	Gruppen	bis	hin	zu	
Sonderklassen	 aus	 dem	 Klassenverband	 herausgenommen.	
Das	ist	in	meinen	Augen	auch	ein	Stück	weit	Etikettenschwin-
del.	Hier	wird	nämlich	genauso	separiert	und	genauso	ausge-
sondert,	und	diese	Schüler	werden	auch	nur	von	speziellen	
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Lehrern	unterrichtet.	Da	müssen	wir	wirklich	etwas	genauer	
hinschauen.	

Unser	Ziel	ist	der	Ausbau	des	inklusiven	Unterrichts	in	un-
serem	Land.	Das	wissen	Sie.	Aber	wir	müssen	die	richtigen	
Rahmenbedingungen	dafür	schaffen.	Etikettenschwindel	wol-
len	wir	nicht.

Ich	danke	Ihnen	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	Herrn	Staatssekretär	Wacker	das	Wort.

Staatssekretär Georg Wacker:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
meine	Damen	und	Herren!	Man	kann	bei	diesem	Thema	zum	
einen	zweifelsohne,	Frau	Kollegin	Rastätter,	über	Gemein-
samkeiten	sprechen.	Man	muss	aber	auch	zum	Ausdruck	brin-
gen,	dass	es	deutliche	Unterschiede	zwischen	Ihrem	Gesetz-
entwurf	 einerseits	 und	 dem	Vorhaben	 der	 Landesregierung	
und	vor	allem	der	Istsituation	andererseits	gibt,	die	sich	sehr	
gut	darstellt,	was	die	Integration	von	Behinderten	in	unserem	
Schulwesen	insgesamt	betrifft.	

Die	Rechte	der	Eltern	von	Kindern	mit	Behinderungen	und	
sonderpädagogischem	Förderbedarf	sowie	dieser	Kinder	selbst	
haben	uns	mehrfach	beschäftigt	und	werden	sicher	auch	im	
Mittelpunkt	der	Beratungen	gerade	zu	diesem	Thema	stehen	
–	nicht	nur	im	Rahmen	der	Debatte	über	Ihren	Gesetzentwurf,	
sondern	 auch	 im	 Rahmen	 der	 Debatte	 über	 unseren	 später	
noch	vorzulegenden	Gesetzentwurf,	über	den	wir	dann	auch	
gemeinsam	zu	diskutieren	haben.	

Zum	einen	liegen	uns	die	betroffenen	Kinder	am	Herzen.	Wir	
stehen	 immer	 wieder	 aufs	 Neue	 vor	 großen	 Herausforde-
rungen,	um	ihren	Bedürfnissen	zu	entsprechen.	Auch	die	ge-
sellschaftspolitischen	Vorstellungen	zu	diesem	Thema	ändern	
sich.	 Zum	 anderen	 gibt	 es	 im	 Bereich	 der	 sonderpädago-
gischen	Förderung	von	Kindern	mit	Behinderungen	und	Be-
nachteiligungen	eine	enorme	Entwicklungsdynamik,	mit	der	
wir	uns	ebenfalls	auseinanderzusetzen	haben.

Ich	habe	am	13.	Mai	2009	in	diesem	Haus	gesagt,	dass	Akti-
vität	und	Teilhabe	von	Menschen	mit	Behinderungen	und	son-
derpädagogischem	Förderbedarf	in	verantwortungsvoller	Wei-
se zu verwirklichen auch heißt, subsidiär spezifische Bildungs­
angebote	in	Spezialschulen	vorzuhalten.	Möglicherweise	ha-
ben	wir	auch	da	noch	keinen	Widerspruch	im	Allgemeinen.	
Aber	ich	habe	gleichzeitig	betont,	dass	es	nicht	um	Radikal-
lösungen	gehen	kann.	Vielmehr	geht	es	um	die	sorgsame	Ab-
wägung	der	Gesichtspunkte.	

Im	Übrigen	wurde	bereits	der	Expertenrat	der	Landesregie-
rung	skizziert.	Der	Expertenrat	hat	sich	konstituiert.	Diesem	
Expertenrat	gehören	alle	relevanten	Fachleute	an:	die	Vertre-
terinnen	und	Vertreter	der	Behindertenverbände,	die	Vertrete-
rinnen	und	Vertreter	der	Fachverbände,	die	Vertreterinnen	und	
Vertreter	der	Häuser	–	auch	das	Haus	des	Behindertenbeauf-
tragten	unseres	Landes	ist	vertreten	–	sowie	die	Verbände,	die	
wir	im	Gesetzgebungsverfahren	ohnehin	mit	einzubinden	ha-
ben.	

In	einer	ersten	Aussage	haben	die	Experten	–	nur	 insoweit	
kann	ich	heute	überhaupt	von	einer	Aussage	des	Expertenrats	
sprechen	–	zum	Ausdruck	gebracht:	Es	wird	schwierig	sein,	
in	diesem	Bereich	Patentlösungen	zu	formulieren.	Denn	dieses	
Thema	ist	viel	zu	kompliziert,	als	dass	es	über	ein	einfaches	
Gesetzgebungsverfahren	auf	die	Schnelle	abgearbeitet	wer-
den	könnte.	

Ich	weise	nur	darauf	hin,	dass	es	wirklich	gut	 ist,	dass	wir	
sorgfältig	über	die	Ergebnisse	des	Expertenrats	sprechen.	Wir	
rechnen	mit	der	Vorlage	der	Ergebnisse	bis	zum	Ende	dieses	
Jahres.	Ich	gehe	selbstverständlich	davon	aus,	Herr	Kollege	
Zeller,	dass	der	Schulausschuss	an	diesem	Thema	besonders	
interessiert	ist.	Insofern	sollten	Sie	die	Ergebnisse	durchaus	
abrufen,	damit	wir	im	Anschluss	daran	eine	vernünftige,	aus-
gewogene	Diskussion	im	Schulausschuss	führen	können.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP)

Nun	zu	Ihrem	Gesetzentwurf,	Frau	Kollegin	Rastätter.	Darin	
geht	es	um	die	Abschaffung	der	Förderschulen.	Das	steht	in	
dem	Entwurfstext	nun	einmal	so.	Das	können	Sie	heute	auch	
nicht	leugnen.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Das	leugne	ich	doch	
gar	nicht!)

Gleichzeitig	 geht	 es	 um	 die	Abschaffung	 der	 Schulen	 für	
Sprachbehinderte	und	der	Schulen	für	Erziehungshilfe,	aber	
nicht	um	die	Weiterentwicklung	des	Systems	der	sonderpäda-
gogischen	Förderung	in	Baden-Württemberg.	Damit	wider-
spricht	Ihr	Entwurf	sehr	deutlich	unserem	bereits	dargelegten	
Standpunkt.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE	meldet	sich.)

–	Ich	komme	auf	die	Gemeinsamkeiten	zu	sprechen.	Dadurch	
erübrigt	sich	vielleicht	auch	Ihre	Zwischenfrage.	

Ich	will	nicht	verschweigen,	dass	ich	durchaus	Übereinstim-
mungen	feststelle:	

Erstens:	Sie	erkennen	eine	Hinwendung	zu	der	Auffassung,	
dass	 es	 einen	Anspruch	 auf	 ein	 sonderpädagogisches	 Bil-
dungs-	und	Unterstützungsangebot	gibt.	

Ich finde zweitens auch Ihre Vorstellung gut, dass die Sonder-
pädagogik	nicht	von	sich	aus	aufgrund	von	Nachfragen	zum	
Kind	kommt,	sondern	ein	Verfahren	zur	Feststellung	des	son-
derpädagogischen	Förderbedarfs	vorgeschaltet	sein	muss.	

Drittens	–	ich	bin	noch	nicht	am	Ende	–:	Wir	sind	uns	auch	
darüber	einig,	dass	der	Beitrag	der	Sonderpädagogik	zum	ge-
meinsamen	Unterricht	von	den	sonderpädagogischen	Einrich-
tungen	aus	erbracht	wird.	

Aber	es	gibt	grundsätzliche,	wichtige	Unterschiede,	und	die-
se	treten	sehr	offen	zutage:	

Erstens	wird	im	Gesetzentwurf	auf	der	einen	Seite	allen	Kin-
dern	mit	Behinderungen	das	Recht	auf	sonderpädagogische	
Förderung	zugebilligt.	Dabei	sagen	wir,	dass	die	Behinderung	
allein	noch	keinen	Grund	für	die	Inanspruchnahme	eines	son-
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derpädagogischen	Bildungsangebots	darstellt.	Vielmehr	–	ich	
glaube,	 das	 ist	 einer	 der	 grundsätzlichen	 Unterschiede,	 die	
zwischen	uns	auch	in	der	Sprachregelung	bestehen	–	ist	der	
sonderpädagogische	Förderbedarf	und	nicht	die	Behinderung	
an	sich	entscheidend.	

Auf	der	anderen	Seite	wird	eine	Grundlage	für	die	Abschaf-
fung	der	Förderschulen,	der	Schulen	für	Sprachbehinderte	und	
der	Schulen	für	Erziehungshilfe	vorgelegt.	Das	ist	ein	diame-
traler	Widerspruch;	das	passt	nicht	zusammen.	

Zu	den	Förderschulen	ist	schon	einiges	gesagt	worden.	Auch	
ich	besuche	viele	Förderschulen	und	kann	Ihnen	nur	empfeh-
len,	sich	sehr	intensiv	mit	den	Eltern	auseinanderzusetzen,	de-
ren	Kinder	 eine	Förderschule	besuchen.	Wenn	wir	die	Bil-
dungsverläufe	der	Förderschüler	beobachten,	stellen	wir	fest,	
dass	nahezu	100	%	der	Schülerinnen	und	Schüler,	die	Förder-
schulen besuchen, nachfolgende Qualifizierungsmaßnahmen, 
Bildungsgänge	absolvieren.	Das	heißt,	die	Chance,	sie	über	
die	Fortsetzung	der	Bildungsmaßnahmen	in	den	Berufspro-
zess	 einzugliedern,	 ist	 gerade	durch	diese	Bildungseinrich-
tung	gegeben.	Insofern	wäre	es	ein	Fehler	–	zum	Schaden	der	
Kinder	–,	wenn	wir	einfach	eine	Bildungseinrichtung	abschaf-
fen	würden	und	uns	danach	überlegen	müssten,	wie	wir	mit	
diesen	potenziellen	Schulabbrechern	später	auf	anderen	Schul-
arten	zurechtkommen.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP)

Dieser	Passus,	Frau	Rastätter	–	ich	sage	es	ganz	ehrlich	–,	är-
gert	mich	am	meisten.	

Zweitens:	Der	klassische	Behindertenbegriff	 ist	 bei	Fragen	
der	Weiterentwicklung	nicht	zeitgemäß,	und	er	entsprach	noch	
nie	 dem	Verständnis,	 das	 die	 Sonderpädagogik	 in	 Baden-
Württemberg	von	ihrer	Aufgabe	hat.	Entscheidend	ist	nicht	
die	Behinderung,	Schädigung	oder	Beeinträchtigung,	wie	sie	
im sozialmedizinischen Sinn definiert ist, sondern entschei-
dend	sind	die	Auswirkungen	einer	Behinderung,	Schädigung,	
Beeinträchtigung	 oder	 Benachteiligung	 auf	 das	 schulische	
Lernen.	

Dem	entspricht	übrigens	das	Subsidiaritätsprinzip	der	Son-
derpädagogik,	wie	wir	es	in	Baden-Württemberg	praktizieren	
und	weiter	aufrechterhalten	werden.	Schülerinnen	und	Schü-
ler,	 die	 im	 sozialmedizinischen	 Sinn	 nicht	 zur	 Gruppe	 der	
Menschen	mit	einer	wesentlichen	Behinderung	zählen,	sollen	
aber,	obwohl	sie	im	Einzelfall	einen	sehr	umfassenden	und	
sehr	weitreichenden	Förderbedarf	und	damit	einen	Anspruch	
auf ein ihren Voraussetzungen entsprechendes spezifisches 
Bildungsangebot	haben	können,	ein	solches	Angebot	nach	Ih-
rem	Entwurf,	Frau	Rastätter,	nicht	mehr	erhalten.	Den	Eltern	
dieser	 Kinder	 wird	 nach	 Ihrem	 Entwurf	 nun	 einmal	 keine	
Wahlmöglichkeit	eingeräumt.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	So	ist	es!)

Darin	vermag	ich	keine	Gerechtigkeit	zu	erkennen,	schon	gar	
keine	–	um	einen	Ihrer	Lieblingsbegriffe	zu	verwenden	–	so-
ziale	Gerechtigkeit.	

Ich	nenne	einen	weiteren	Unterschied.	In	der	Debatte	über	den	
besten	Weg	der	Förderung	von	Kindern	und	Jugendlichen	mit	

Behinderungen	und	sonderpädagogischem	Förderbedarf	muss	
Sorgfalt	walten.	Es	darf	keiner	Diskussion	Vorschub	geleistet	
werden,	die	ausschließlich	an	Zahlen	festgemacht	wird	und	
die	die	bundesweit,	insbesondere	aber	in	Baden-Württemberg	
erreichten	fachlichen	Standards	unberücksichtigt	lässt.	Hier	
geht	es	um	junge	Menschen,	nicht	um	Zahlen.	

Ich	denke	hier	insbesondere	an	Kinder	und	Jugendliche	mit	
schweren	Mehrfachbehinderungen	und	an	Kinder	mit	Lern-
behinderungen,	Sprachbeeinträchtigungen	und	Verhaltensauf-
fälligkeiten.	 Bei	 Kindern	 und	 Jugendlichen	 mit	 schweren	
Mehrfachbehinderungen	wird	der	 sonderpädagogische	För-
derbedarf teilweise in der Kategorie Pflege und nicht in der 
Kategorie	Pädagogik	liegend	gesehen	und	gezählt.	Über	die	
Verhältnisse	in	Baden-Württemberg	hat	sich	erst	kürzlich	ei-
ne	hochrangige	EU-Besucherdelegation,	über	die	wir	im	Schul-
ausschuss	bereits	berichtet	haben,	sehr	lobend	geäußert.	Wir	
haben in Baden­Württemberg best­ und höchstqualifizierte 
Einrichtungen	in	diesem	Bereich.	Das	sollte	man	in	diesem	
Zusammenhang	nicht	verschweigen.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Bei	Kindern	und	Jugendlichen	mit	einem	sehr	umfassenden,	
sehr	 weitreichenden	 sonderpädagogischen	 Förderbedarf	 im	
Bereich	des	Lernens,	 der	Sprache	und	des	Verhaltens	wird	
fälschlicherweise	angenommen,	dass	man	dem	Förderbedarf	
dieser	Kinder	durch	einfache	Zusatzangebote	an	allgemeinen	
Schulen	Rechnung	tragen	könne.	Schüler,	die	im	sozialmedi-
zinischen	Sinn	nicht	als	„wesentlich	behindert“	gezählt	wer-
den,	denen	man	eine	Behinderung	nicht	ansieht,	die	jedoch	
teilweise	einen	Förderbedarf	haben,	der	deutlich	über	das	hi-
nausgeht,	was	man	von	jungen	Menschen	mit	einer	wesent-
lichen	Behinderung	annimmt,	geraten	völlig	aus	dem	Blick.	

Lassen	Sie	mich	das	am	Beispiel	der	Schülerschaft	der	Schu-
len	für	Erziehungshilfe	kurz	konkretisieren,	für	die	nach	dem	
Gesetzentwurf	Ihrer	Fraktion	zukünftig	–	ich	zitiere	–

… im Einzelfall Kriseninterventionen mit kurzzeitigem 
oder längerem Trennen von anderen Schülerinnen und 
Schülern mit separaten Intensivförderphasen erforderlich 
sind ... 

Das	würde,	meine	Damen	und	Herren,	nachdem	zunehmend	
mehr	Kinder	und	Jugendliche	 in	außerordentlich	belasteten	
Verhältnissen	 aufwachsen	 müssen	 und	 teilweise	 schon	 in	
einem	sehr	frühen	Kindesalter	sehr	umfängliche	Psychiatrie-
erfahrungen	haben,	für	einen	Großteil	der	Schülerschaft	der	
Schulen	für	Erziehungshilfe	bedeuten,	dass	sie	überhaupt	kein	
Schulangebot	 mehr	 vorfänden.	 Das	 wäre	 doch	 die	 Konse-
quenz.	Weder	in	einer	allgemeinen	Schule	gäbe	es	ein	geeig-
netes	Angebot	noch	in	einer	Sonderschule,	die	in	der	Regel	
als	Schule	am	Heim	ihre	Schulangebote	mit	Jugendhilfeange-
boten	verknüpft.

Diese	jungen	Menschen	würden	von	einer	Kriseneinrichtung	
zur	nächsten,	von	einem	Kurzzeitförderplatz	zum	anderen	ge-
hen.	Was	diese	Kinder	und	Jugendlichen	aber	in	erster	Linie	
brauchen,	ist	Klarheit	und	Verlässlichkeit.	Ferner	brauchen	sie	
einen	Rahmen,	den	sie	verantwortungsvoll	ausgestalten	und	
innerhalb	 dessen	 sie	 lernen	 können,	 mit	 den	 Problemlagen	
umzugehen.	Kein	Kind	darf	aus	dem	Spektrum	der	Schulan-
gebote herausdefiniert werden.
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In	diesem	Zusammenhang	könnte	man	weitere	Beispiele	auf-
zählen,	beispielsweise	was	das	Schulangebot	für	Kinder	mit	
einer	längeren	Krankenhausbehandlung	betrifft.	15	%	der	Kin-
der	sind	irgendwann	einmal	längerfristig	erkrankt.	Auch	die-
se	Kinder,	die	ja	einer	besonderen	Förderung	bedürfen,	haben	
Sie	in	Ihrem	Gesetzentwurf	nicht	berücksichtigt.

In	diesem	Sinne,	meine	Damen	und	Herren,	rate	ich	uns,	die	
Ergebnisse	des	Expertenrats	gemeinsam	auszuwerten	und	da-
nach	auch	noch	einmal	über	die	Frage	der	Finanzierung	zu	
sprechen.	Ich	gebe	zu:	Das	Gesamtthema	ist	zu	wichtig,	als	
dass	in	erster	Linie	über	die	Frage	der	Finanzen	gesprochen	
werden	sollte.	Ausblenden	können	wir	diese	Frage	dennoch	
nicht,	denn	bezahlt	werden	muss	ein	System,	egal,	um	welches	
System	es	sich	handelt.

Frau	Kollegin	Rastätter,	mich	wundert	Folgendes	schon:	Sie	
haben	im	Jahr	2006	einen	„Bildungspakt	2016“	vorgelegt,	in	
dem	Sie	umfassende	Bildungsmaßnahmen	einfordern	und	dies	
mit	 präzisen	 haushaltspolitischen	 Forderungen	 verknüpfen.	
Ich	 habe	 mir	 diesen	 Bildungspakt,	 der	 nach	 Ihren	Vorstel-
lungen	immerhin	bis	zum	Jahr	2016	Gültigkeit	haben	soll,	an-
geschaut	und	festgestellt,	dass	das	Thema,	abgesehen	von	der	
Unterrichtsversorgung	 an	 Sonderschulen,	 keinen	 Platz	 hat.	
Wenn	Sie	also	ernsthaft	über	Ihren	Gesetzentwurf	diskutieren	
wollen,	dann	legen	Sie	auch	einen	seriösen	Finanzierungsplan	
vor.	Auf	einen	solchen	Plan	warte	ich	heute.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

In	diesem	Sinne	würde	es	mich	freuen,	wenn	wir	auf	sach-
licher	Ebene	zum	Wohl	gerade	dieser	Kinder,	die	einen	be-
sonderen	Förderbedarf	haben,	weiterdiskutieren.	Ich	bin	zu-
versichtlich,	dass	die	Landesregierung	am	Ende	ein	ausgewo-
genes	Konzept	vorlegen	wird.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Es	 liegen	keine	wei-
teren	Wortmeldungen	vor.	Es	ist	vorgeschlagen,	den	Gesetz-
entwurf	zur	weiteren	Beratung	an	den	Schulausschuss	zu	über-
weisen.	–	Sie	stimmen	dem	zu.	Es	ist	so	beschlossen.

Punkt	3	der	Tagesordnung	ist	damit	beendet.

Ich	rufe	Punkt 4 der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des Um-
weltministeriums – Lärmaktionsplanung in Baden-Würt-
temberg – Drucksache 14/2616

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Antrags	fünf	Minuten	und	für	die	Aussprache	
über	den	Antrag	fünf	Minuten	je	Fraktion.

Für	die	Fraktion	GRÜNE	darf	ich	Frau	Abg.	Dr.	Splett	das	
Wort	erteilen.

Abg. Dr. Gisela Splett	GRÜNE:	Herr	Präsident,	sehr	geehr-
te	Damen	und	Herren!	Die	Landesregierung	bezeichnet	Lärm-
schutz	als	einen	ihrer	umweltpolitischen	Schwerpunkte.	Auf	
EU-Ebene	hat	man	sich	2002	auf	eine	Richtlinie	über	die	Be-

wertung	und	Bekämpfung	von	Umgebungslärm	verständigt.	
Diese	schreibt	u.	a.	vor,	dass	die	Mitgliedsstaaten	dafür	sor-
gen,	dass	bis	zum	18.	Juli	2008	für	lärmbelastete	Bereiche	Ak-
tionspläne	ausgearbeitet	werden.	Dies	gilt	für	Ballungsräume	
mit	mehr	als	250	000	Einwohnerinnen	und	Einwohnern,	für	
Gebiete	 an	 Hauptverkehrsstraßen	 und	 Haupteisenbahnstre-
cken sowie im Bereich von Großflughäfen. Die EU schreibt 
vor,	dass	diese	Pläne	alle	fünf	Jahre	überprüft	und	überarbei-
tet	werden.

Das	sind	gute	Nachrichten.	Die	Voraussetzungen	sind	da,	da-
mit	der	Lärmschutz	angegangen	wird	und	damit	die	Bürge-
rinnen	und	Bürger,	die	in	diesem	Land	unter	Lärm	leiden	–	
und	das	sind	mehrere	Millionen	Menschen	–,	entlastet	wer-
den.	Der	Nachhaltigkeitsbeirat	der	Landesregierung	hat	dies	
Anfang	letzten	Jahres	wie	folgt	formuliert:

Die verpflichtende Umsetzung dieser EU-Verordnung 
sollte die Landesregierung als Chance nutzen, die gra-
vierenden kollektiven Versäumnisse der Lärmschutzpoli-
tik der letzten 30 Jahre zu beseitigen und in Deutschland 
eine Vorreiterrolle einzunehmen.

Jetzt	kommen	die	schlechten	Nachrichten.	Die	Landesregie-
rung	hat	diese	Chance	nicht	genutzt.	Wenn	ich	mir	ansehe,	
wie	viel	Energie,	wie	viel	Man-	bzw.	Womanpower,	wie	viele	
Ressourcen	man	beispielsweise	in	die	Umsetzung	der	Was-
serrahmenrichtlinie	steckt	–	um	im	selben	Ressort	zu	bleiben	
–,	wie	viele	Besprechungen,	wie	viele	Arbeitsgruppen	es	da	
gibt,	und	dann	schaue,	wie	im	Vergleich	dazu	mit	der	EU-Um-
gebungslärmrichtlinie	umgegangen	wird,	dann	sehe	ich	schon,	
dass	das	Thema	noch	immer	stiefmütterlich	behandelt	wird.	
Lärmschutz	hat	noch	nicht	einmal	einen	eigenen	Haushaltsti-
tel.	

Dabei	hatte	Baden-Württemberg	einmal	hehre	Ziele.	Im	Um-
weltplan	aus	dem	Jahr	2000	steht,	dass	man	die	Lärmbelas-
tung flächendeckend auf ein gesundheitsverträgliches Maß be-
schränken	will	und	dass	die	Bevölkerung	keinem	Schallpegel	
von	im	Mittel	über	65	dB(A)	ausgesetzt	sein	soll.	Langfristig	
wurde	ein	Zielwert	von	55	dB(A)	tagsüber	entsprechend	dem	
Richtwert	der	WHO	und	den	Zielsetzungen	der	EU	vorgese-
hen.	

Was	hat	man	im	Umweltplan	2007	daraus	gemacht?	Man	hat	
festgestellt,	dass	die	Ziele	zu	ehrgeizig	waren.	Anstatt	die	An-
strengungen	zu	 erhöhen,	hat	man	die	Ziele	nach	unten	ge-
schraubt.	Inzwischen	will	man	nur	noch	die	Anzahl	der	Be-
wohner,	auf	die	gesundheitsschädliche	Lärmbelastungen	ein-
wirken,	verringern.	Das	ist	nicht	sonderlich	ehrgeizig,	und	das	
reicht	nicht	aus.	

Was	hat	die	Landesregierung	nun	konkret	zur	Umsetzung	der	
Umgebungslärmrichtlinie	 beigetragen?	 Das	 Land	 hat	 die	
Kommunen,	die	ja	für	die	Erstellung	der	Aktionspläne	zustän-
dig	sind,	mit	einer	Lärmkartierung	unterstützt.	Hierfür	mei-
nen	Dank	und	mein	Lob	an	die	zuständigen	Mitarbeiterinnen	
und	Mitarbeiter.	

Das	Land	hätte	aber	mehr	tun	müssen.	Sie,	Frau	Ministerin	
Gönner,	haben	2006	gesagt:	Uns	ist	es	wichtig,	dass	wir	den	
Kommunen	 Hilfestellung	 sowohl	 in	 der	 Lärmkartierung	 in	
den	nächsten	zwei	Jahren	geben	als	auch	in	der	Frage,	wie	wir	
anschließend finanzierbare Maßnahmen ergreifen können. 
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Nach	Ansicht	des	Nachhaltigkeitsbeirats	ist	das	Land	gefor-
dert,	gemeinsam	mit	den	Kommunen	ein	Verkehrslärmsanie-
rungsprogramm	aufzulegen.	Wichtig,	so	betont	der	Beirat,	ist	
auch eine ausreichende Ausstattung und Qualifizierung sowie 
eine	hohe	Motivation	des	Fachpersonals.	Zudem	hat	der	Nach-
haltigkeitsbeirat	ein	Lärmschutzbewertungs-	und	Auszeich-
nungssystem	für	Kommunen	vorgeschlagen.	

Für	mich	ist	nicht	erkennbar,	dass	das	Land	diese	Vorschläge	
aufgegriffen	 hat.	 Ich	 sehe	 nicht,	 dass	 das	 Land	 den	 Lärm-
schutz	aktiv	und	intensiv	vorangetrieben	hat.	Im	Gegenteil:	
Das	Land	hat	sich	in	einigen	Bereichen	als	Bremser	betätigt.	
Baden-Württemberg	hat	versucht,	mit	einer	Bundesratsiniti-
ative	Auslösewerte	für	Lärmaktionspläne	festzuschreiben,	et-
was,	was	dem	Geist	der	EU-Richtlinie,	die	ja	auch	lärmarme	
Gebiete	schützen	soll,	völlig	widerspricht.	Obwohl	dieser	Vor-
stoß gescheitert ist, empfiehlt man auch weiterhin, Aktions-
pläne	nur	bei	Überschreitung	dieser	Auslösewerte	und	nur	ab	
bestimmten	Betroffenenzahlen	durchzuführen.	Ich	halte	das	
für	rechtlich	nicht	haltbar.	

Auch	bei	der	Abgrenzung	der	Ballungsräume	bin	ich	nicht	si-
cher,	ob	die	gewählte	Vorgehensweise	der	EU-Richtlinie	ent-
spricht.	In	diesem	Zusammenhang	ist	es	für	mich	noch	immer	
eine	offene	Frage,	wer	denn	im	Fall	eines	Vertragsverletzungs-
verfahrens	die	Kosten	tragen	würde.	Das	Land?	

Das	Land	setzt	auf	das	sogenannte	Kooperationsprinzip.	Das	
klingt	gut.	Aber	das	heißt,	im	Zweifelsfall	bestimmt	die	Stra-
ßenverkehrsbehörde,	was	im	Lärmschutz	geht	und	was	nicht	
geht,	ob	z.	B.	eine	Kommune	eine	gewünschte	und	aus	Lärm-
schutzgründen	notwendige	Geschwindigkeitsbegrenzung	auf	
der	Bundesstraße,	auf	der	angrenzenden	Autobahn	bekommt	
oder	nicht.	

Die	Landesregierung	führt	dazu	aus:	

Auf Bundesfernstraßen … hat das Interesse des fließenden 
Verkehrs besonderes Gewicht, weil diese Straßen ihre 
Aufgabe, dichten Verkehr auch über längere Strecken zü-
gig zu ermöglichen und das übrige Straßennetz zu entlas-
ten, nur erfüllen können, wenn möglichst wenig Beschrän-
kungen vorhanden sind. 

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE:	Hört,	hört!)

Das	lässt	mich	für	den	Lärmschutz	im	Land	nichts	Gutes	ah-
nen.	Da	läuft	viel	Arbeit,	die	in	den	Kommunen	mit	der	Auf-
stellung	der	Lärmaktionspläne	gemacht	wird,	ins	Leere.	Da	
verpufft	 die	 Mitwirkung	 der	 Öffentlichkeit,	 und	 es	 wider-
spricht	der	Zielsetzung	der	EU-Richtlinie.	

(Beifall	 bei	 den	 Grünen	 und	 Abgeordneten	 der	
SPD)

Mancherorts	verzögert	sich	auch	die	Aufstellung	der	Pläne	da-
durch,	dass	 sich	Landesbehörden	 im	Beteiligungsverfahren	
Zeit	lassen.	In	der	Tat	bereitet	die	fristgerechte	Fertigstellung	
der	Aktionspläne	Probleme.	Fristgerecht	zum	18.	Juli	2008	
waren	im	Land	ganze	zwei	Aktionspläne	fertig.	Ende	Febru-
ar	dieses	Jahres	waren	sechs	Pläne	fertig	und	ca.	60	noch	in	
Erarbeitung.	Ende	April	sprach	das	Umweltministerium	noch	
immer	von	60	Kommunen,	in	denen	aktuell	Aktionspläne	er-
stellt	würden,	also	noch	nicht	fertig	waren.	Wie	viele	es	im	
Moment	sind,	weiß	ich	leider	nicht.	Ich	hoffe,	dass	das	Um-

weltministerium	das	weiß.	Aber	ich	habe	da	meine	Zweifel.	
Denn	im	letzten	Jahr	wusste	man	zwei	Monate	vor	Ende	des	
Fristablaufs	noch	nicht,	ob	die	Kommunen	fristgerecht	fertig	
werden	würden.

(Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP:	Bürokratie!)	

Klar	ist,	dass	die	Kommunen	ein	sehr	enges	Zeitfenster	hat-
ten.	 Die	 Daten	 des	 Eisenbahn-Bundesamts	 kamen	 ohnehin	
erst	mit	jahrelanger	Verzögerung.	Aber	auch	bei	den	vom	Land	
erstellten	Karten	war	das	Zeitfenster	eng.	Auch	diese	Karten	
kamen	zu	spät.	Zudem	basieren	diese	Karten	auf	einer	Daten-
basis	 von	 2005,	 was	 im	 Einzelfall	 zu	 Problemen	 führen	
kann.

Wir	Grünen	haben	in	den	Haushaltsberatungen	mehr	Geld	für	
Lärmschutz	beantragt.	Wir	halten	es	für	dringend	erforderlich,	
dass	dieses	Thema	noch	einmal	einen	Schub	erhält,	dass	das	
Land	mit	dem	Bund	und	mit	den	Kommunen	noch	einmal	ehr-
geizig	an	das	Thema	herangeht.	Wir	halten	es	für	wichtig,	dass	
die	Probleme,	die	in	der	ersten	Stufe	der	Erstellung	der	Lärm-
aktionspläne	sichtbar	geworden	sind,	analysiert	werden	und	
dafür	gesorgt	wird,	dass	in	der	zweiten	Stufe	diese	Probleme	
vermieden	werden.	

Wichtig	erscheint	mir	insbesondere,	dass	wir	in	der	zweiten	
Stufe,	wenn	für	weitere	Kommunen	Lärmaktionspläne	erstellt	
werden,	 frühzeitig	einsteigen,	dass	ein	Zeitgerüst	erarbeitet	
wird,	das	berücksichtigt,	dass	wir	Zeit	brauchen	für	die	Mit-
wirkung	der	Öffentlichkeit,	für	interkommunale	Koordinati-
on	und	auch	für	die	Beteiligung	der	Landesbehörden.	

Wichtig	erscheint	mir,	zu	klären,	was	mit	den	Daten	passiert,	
die	jetzt	erst	mit	großer	Verspätung	vom	Eisenbahn-Bundes-
amt	kamen,	wie	die	noch	eingearbeitet	werden	können	und	
was	das	Land	den	Kommunen,	die	schon	Lärmaktionspläne	
erstellt haben, empfiehlt, um diese Daten nachträglich noch 
einfließen zu lassen oder die nächste Evaluation vorzuzie-
hen.

Ich	denke,	wir	müssen	auch	darüber	 reden,	wie	die	Daten-
grundlage	für	die	zweite	Stufe	ist.	Es	gibt	also	noch	viel,	wo-
rüber	zu	sprechen	sein	wird,	sicherlich	auch	im	Umweltaus-
schuss.	

Was	den	Beschlussteil	unseres	Antrags	angeht,	gehe	ich	da-
von	aus,	dass	wir	zum	aktuellen	Stand	noch	Ausführungen	hö-
ren	werden.	Denn	die	beiden	Beschlussziffern	haben	auf	Ge-
spräche	 verwiesen,	 die	 damals	 noch	 zu	 führen	 waren.	 Die	
müssten	jetzt,	ein	Jahr	später,	geführt	sein.	Ich	hoffe,	dass	wir	
heute	befriedigende	Antworten	darauf	bekommen.

Danke.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Lusche	das	Wort.

Abg. Ulrich Lusche	CDU:	Herr	Präsident,	Kolleginnen	und	
Kollegen!	Die	vorliegende	Drucksache	hat	ja	–	ich	will	es	ein-
mal	vornehm	formulieren	–	etwas	Zeit	gehabt,	zu	reifen.	In-
sofern	möchte	ich	lieber	direkt	auf	das	eingehen,	was	Sie,	Frau	
Kollegin	Dr.	Splett,	heute	angesprochen	haben,	als	mich	mit	
den	 seinerzeitigen	Ausführungen	 zu	 intensiv	 zu	 beschäfti-
gen.
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Ich	möchte	zunächst	für	meine	Fraktion	ausdrücklich	klarstel-
len,	weil	da	immer	ein	gewisser	Zungenschlag	hineinkommt:	
Im	Umweltplan,	auch	im	aktuellen	Umweltplan,	steht,	dass	
die	Lärmbekämpfung,	die	Lärmminderung	für	die	Landesre-
gierung	erhebliche	Priorität	hat.	Weil	wir	in	der	CDU-Frakti-
on	wissen,	dass	Lärm	ein	erhebliches	Problem	ist	–	mit	Ge-
sundheitsgefahren	und	allem	anderen	–,	stehen	wir	voll	hin-
ter	dieser	Aussage.	Die	ist	und	bleibt	richtig.	

Aber	im	Umweltplan	steht	auch	etwas	von	Haushaltsmitteln.	
Das	ist	ein	weiteres	gutes	Beispiel	dafür,	dass	sich	das	Ganze	
nicht	im	luftleeren	Raum	abspielen	kann,	sondern	–	die	Dis-
kussion	hatten	wir	schon	2006	zum	Thema	Auslösewerte	–	
dass	wir	bei	der	unbestreitbaren	Problemlage,	die	wir	haben,	
abschichten	 müssen,	 wie	 wir	 vorgehen.	 Genau	 das	 ist	 der	
Grundgedanke,	weswegen	auch	die	EU	Stufen	–	nach	Größe	
der	Ballungsräume,	Anzahl	der	Kfz	usw.	–	einer	zeitlichen	
Versetzung	vorsieht.	

Nach	Ihrer	Rede,	Frau	Kollegin,	konnte	man	ein	bisschen	den	
Eindruck	bekommen,	es	wäre	bei	diesem	Thema	überhaupt	
nichts	gegangen.

(Abg.	Thomas	Oelmayer	GRÜNE:	Dieser	Eindruck	
ist	richtig,	Herr	Kollege!)

Vielleicht	einmal	ein	paar	Zahlen	dazu,	lieber	Herr	Kollege	
Oelmayer.	In	der	ersten	Stufe	haben	wir	950	Karten	erstellt.	

(Abg.	Thomas	 Oelmayer	 GRÜNE:	 120	000	 Fahr-
zeuge!)

Wenn	man	weiß,	wie	komplex	diese	Dinge	sind,	dann	weiß	
man	auch,	dass	das	halt	Zeit	braucht.	Sie	haben	es	angespro-
chen:	Um	die	70	Pläne	sind	entweder	schon	fertig	oder	in	der	
Erarbeitung.	Z.	B.	hat	die	Stadt,	bei	der	ich	im	Stadtrat	sitze,	
schon	einen	fertigen	Plan.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Liegt	das	an	Ihnen	oder	
an	der	Stadt?)

–	Das	überlasse	ich	Ihrer	Interpretation,	Herr	Schmiedel.	–	Es	
ist	also	nicht	so,	dass	da	nichts	ginge.	

Aber	–	jetzt	bin	ich	bei	dem	Thema	Kommunen;	das	hat	mich,	
ehrlich	gesagt,	schon	bei	Ihrem	Antrag	damals	etwas	gestört	
–	man	hat	bei	Ihnen	ein	bisschen	den	Eindruck	–	das	schwingt	
als	Tenor	mit	–,	als	müsste	das	Land	da	den	Kommunen	auf	
die	Finger	gucken,	weil	die	nicht	so	richtig	vorankommen.

(Abg.	Dr.	Gisela	Splett	GRÜNE:	Hilfestellung!)

Dazu	kann	ich	nur	sagen:	Ad	1:	Es	gibt	hervorragende	Hilfs-
mittel.	Die	können	Sie	z.	B.	über	die	Homepage	des	Umwelt-
ministeriums	abrufen.	Ad	2:	Sogar	Kommunen,	die	noch	gar	
nicht	–	ich	will	es	einmal	so	sagen	–	fällig	gewesen	wären,	
konnten	mit	Unterstützung,	mit	Hilfestellung	des	Landes	Maß-
nahmen	vorziehen.

Ich	könnte	jetzt	eine	Liste	dessen	vorlesen,	was	Mindestinhalt	
eines	solchen	Lärmaktionsplans	ist.	Weil	wir	eben	wissen	–	
das	 müsste	 ein	Anwaltskollege	 wie	 der	 Kollege	 Oelmayer	
auch wissen –, dass solche Planungen natürlich Einfluss auf 
andere	Bereiche	haben,	also	z.	B.	die	Frage,	wie	zukünftig	

Straßen	geplant	werden,	wie	es	dann	mit	der	Lärmverteilung	
und	Ähnlichem	ist,	kann	ich	nur	dringend	dazu	raten,	das	im	
Konsens	und	gemeinsam	mit	den	Kommunen	sinnvoll	zu	ma-
chen.

Genau	das	ist	die	Linie	der	Landesregierung.	Wir	machen	ge-
gen	Kommunen	und	Betroffene	nicht	irgendetwas	und	han-
deln	uns	nachher	einen	Riesenstreit	ein,	sondern	wir	versu-
chen,	gemeinsam	mit	den	Kommunen	und	den	Betroffenen	
vernünftige	Politik	zu	betreiben.

Das	ist	umso	wichtiger,	als	es	–	Sie	weisen	auch	darauf	hin	–	
bei	der	Umgebungslärmrichtlinie	noch	diverse	Punkte	gibt,	
die	noch	nicht	endgültig	geklärt	sind.	Wir	wissen	ja,	wie	groß	
heutzutage	das	Risiko	ist,	dass	am	Ende	geklagt	wird.	Inso-
fern	ist	es	aus	meiner	Sicht	absolut	sinnvoll,	wenn	die	Lan-
desregierung	versucht,	hier	Konsens	zu	erreichen,	gerade	an-
gesichts	von	Fragen	wie:	Was	ist	mit	Außenwirkung?	Ist	es	
jetzt	eine	Rechtsverordnung,	Verwaltungsvorschrift	usw.?	Al-
so,	es	ist	klug,	hier	pragmatisch	vorzugehen.

Richtig	ist	und	bleibt	zudem:	Die	Zeiträume	sind	sehr,	sehr	
knapp	bemessen.	Das	kennen	wir	ja	aus	Brüssel.	Eine	Bemer-
kung	am	Rande:	Es	geht	ja	aktuell	nicht	nur	um	die	Lärmpro-
blematik,	die	wir	gemäß	Brüssel	bewältigen	müssen,	sondern	
parallel	 dazu	 haben	 wir	 das	Thema	 Luftqualität	 und	 Ähn-
liches.	 Das	 kommt	 alles	 auf	 einmal,	 weil	 Brüssel	 gern	 be-
schließt,	sich	aber	relativ	wenig	darum	kümmert,	wer	es	dann	
bezahlt	und	wie	es	gemacht	wird.

(Abg.	Dr.	Gisela	Splett	GRÜNE:	Sieben	Jahre	alt!)

Langer	Rede	kurzer	Sinn:	Ich	glaube,	dass	die	Landesregie-
rung	insgesamt	eine	wirklich	gute	Figur	gemacht	hat,	was	die	
Unterstützung	der	Kommunen	anbelangt.

Sie	haben	 ja	auch	 schon	die	Erstellung	der	Karten	bei	den	
Bundesverkehrsstraßen	oder	bei	den	Eisenbahnstrecken	an-
gesprochen.	Dass	es	da	zu	Verzögerungen	gekommen	ist	und	
kommt,	können	Sie	nun	beim	besten	Willen	nicht	der	Landes-
regierung	anlasten.	Denn	die	Landesregierung	ist	nach	meinem	
Kenntnisstand	 zusammen	mit	 anderen	Ländern	beim	Bund	
vorstellig	geworden	und	hat	gesagt:	Wir	brauchen	beim	Ei-
senbahn-Bundesamt	mehr	Druck	dahinter,	dass	da	endlich	et-
was	geschieht.	Also	erwecken	Sie	auch	hier	nicht	den	Ein-
druck,	es	geschehe	im	Land	nichts.

Lärm	bleibt	eine	Problematik,	die	uns	auch,	wenn	die	Pläne	
vorliegen,	 liebe	 Frau	 Kollegin,	 noch	 massiv	 beschäftigen	
wird.	Denn	durch	einen	Plan	ist	es	noch	keinen	Deut	leiser	ge-
worden.	Die	Pläne	–	schauen	Sie	sich	das	Regelwerk	an	–	sol-
len	ja	selbst	strategische	Maßnahmen	beinhalten	und	sind	zum	
Teil	in	die	Zukunft	gerichtet.

(Abg.	 Dr.	 Hans-Peter	Wetzel	 FDP/DVP:	 Planwirt-
schaft!)

–	Manchmal	muss	man	planen,	Herr	Kollege.

(Zuruf	des	Abg.	Rainer	Stickelberger	SPD)

Das	Ganze	ist	ein	Prozess.	Dieser	Prozess	wird	sich	unabhän-
gig	von	den	Grünen	weiterentwickeln	und	–	da	bin	ich	sicher	
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–	auch	nicht	zum	letzten	Mal	Gegenstand	eines	Antrags	von	
Ihrer	Seite	gewesen	sein.

Wir	stehen	hinter	der	Politik	der	Landesregierung.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Frau	Abg.	Grünstein	das	Wort.

Abg. Rosa Grünstein	SPD:	Herr	Präsident,	verehrte	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Lärm	macht	krank.	Das	war	schon	im-
mer	so,	aber	noch	nie	waren	so	viele	Menschen	so	direkt	und	
unmittelbar	von	Lärm	betroffen,	und	diese	Menschen	fühlen	
sich	dadurch	auch	stark	beeinträchtigt.	

Die	Folgen	dieser	Lärmbelastung	sind	teuer.	Es	wird	ange-
nommen,	dass	bis	zu	12	%	der	jährlichen	Gesamtkosten	von	
rund 22 Milliarden € für die Behandlung von Herz­ und Kreis-
lauferkrankungen	 auf	 Straßenverkehrslärm	 zurückzuführen	
sind.	Allein	 die	 Betrachtung	 dieses	 kleinen	Teilausschnitts	
zeigt,	welche	monetäre	Dimension	dieses	Problem	besitzt.	Ins-
gesamt	 entstehen	 infolge	 der	 zunehmenden	 Lärmbelastung	
der	Bevölkerung	extrem	hohe	Folgekosten	für	die	Volkswirt-
schaft.

Diese	ökonomischen	Folgen	des	Lärms	werden	vor	allem	von	
den	Gesundheitskosten,	von	Produktionsausfällen	 inklusive	
lärmbedingter	Beeinträchtigungen	an	Arbeitsplätzen,	von	den	
Kosten	für	Lärmschutz	und	Raumplanung	sowie	von	den	Aus-
wirkungen	auf	Miet-	und	Immobilienpreise	bestimmt.	Viele	
andere	 Zahlen	 hat	 die	 Kollegin	 Splett	 schon	 genannt.	 Da	
braucht	man	nicht	mehr	viel	hinzuzufügen.

Lärm	kann	die	unterschiedlichsten	Quellen	haben.	Ich	nenne	
die	Maschinen	am	Arbeitsplatz	oder	den	Lärmpegel,	dem	z.	B.	
Erzieherinnen	im	Kindergarten	ausgesetzt	sind,	den	Laubsau-
ger	und	den	Rasenmäher	des	Nachbarn,	die	Straße	vor	der	
Haustür,	den	nahe	gelegenen	Flughafen	–	ich	weiß,	wovon	ich	
da	rede;	ich	habe	mehrere	nicht	allzu	weit	weg	–	oder	auch	
den	freizeitbedingten	Lärm	durch	Sportanlagen	oder	überlaute	
Musik.	

Gerade im Freizeitbereich finden wir viele völlig überflüssi-
ge	Lärmindikatoren.	Da	wird	z.	B.	für	ein	sehr	kleines	Grund-
stück	ein	großer	Rasenmäher	angeschafft,	da	gibt	es	dann	auch	
im	Herbst	frühmorgens	den	Nachbarn,	der	mittels	des	Laub-
saugers	die	ganze	Nachbarschaft	aufweckt.	

(Heiterkeit	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)

Die vielen kleinen Privatflugzeuge – da habe ich wirklich sehr 
viel	Erfahrung;	da	gibt	es	bei	uns	Bürgerbewegungen	dage-
gen	–,	die	besonders	an	den	Wochenenden	über	uns	schwe-
ben,	verursachen	weitaus	mehr	Lärm	als	die	großen.	

Aus	Meinungsumfragen	ergibt	sich,	dass	der	Straßenverkehrs-
lärm	mit	Abstand	als	der	größte	Störfaktor	empfunden	wird.	
Nach	 Untersuchungen	 des	 Umweltbundesamts	 fühlen	 sich	
50	%	der	Bürgerinnen	und	Bürger	vor	allem	durch	Straßen-
lärm	belästigt,	20	%	davon	sogar	sehr	stark	belästigt.	Studien	
und	Modellrechnungen	zufolge	sind	ca.	sechs	Millionen	Bür-
gerinnen	und	Bürger	in	den	Städten	Lärmwerten	ausgesetzt,	
bei	denen	wissenschaftlichen	Untersuchungen	zufolge	ein	er-

höhtes	Risiko	für	Herz-Kreislauf-Erkrankungen	zu	befürch-
ten	ist.	Zudem	treten	Lern-,	Konzentrations-	und	Schlafstö-
rungen	auf.	

Deshalb	ist	die	EU-Umgebungslärmrichtlinie	der	richtige	Weg	
und	zu	begrüßen.	Bekanntlich	aber	nützt	ein	Gesetz	ja	nur	in	
dem	Maß,	in	dem	es	auch	ernsthaft	und	zügig	umgesetzt	wird.	
Natürlich	ist	völlig	richtig,	dass	man	sich	dabei	vorrangig	auf	
die	Lärmemissionen	von	Verkehr	konzentriert	und	hier	wie-
derum	auf	den	Straßenverkehr,	von	dessen	Lärmauswirkungen	
ja	die	meisten	Menschen	beeinträchtigt	sind.	Allerdings	sind	
auch	die	Lärmbelastungen	durch	Flugzeuge	und	Eisenbahnen	
dort,	wo	sich	entsprechende	Bahntrassen	und	Flugplätze	be-
finden, für die Betroffenen ein ebensolches, manchmal sogar 
ein	noch	schlimmeres	Problem.

Einen	Sonderaspekt	störenden	Lärms	stellen	übrigens	die	Mo-
torräder	dar,	und	zwar	insbesondere	dann,	wenn	sie	auch	noch	
manipuliert	und	deshalb	erheblich	lauter	sind,	als	sie	es	zuläs-
sigerweise	eh	schon	wären.	An	einzelnen	Brennpunkten	wie	
im	Welzheimer	Wald	oder	auf	bestimmten	Schwarzwaldstre-
cken	kumuliert	dieser	Lärm	dann	auch	noch	in	solchem	Aus-
maß,	dass	die	Lebensqualität	der	dort	lebenden	Menschen	zu-
mindest	im	Sommer	erheblich	beeinträchtigt	ist,	von	den	wan-
dernden	und	radfahrenden	Touristen	ganz	zu	schweigen.	

Ich	habe	das	vor	einigen	Wochen	direkt	selbst	vor	Ort	sozu-
sagen	 überprüft,	 indem	 ich	 einige	 Kilometer	 die	 Schwarz-
waldhochstraße	entlanggelaufen	bin.	

(Abg.	Winfried	Scheuermann	CDU:	Das	macht	man	
aber	nicht!	Da	gibt	es	schönere	Wege!	–	Zuruf	von	

der	CDU:	Es	gibt	schönere	Wanderstrecken!)

–	Es	gibt	sicher	schönere	Wege,	aber	manchmal	muss	man	vor	
Ort	gehen.	

Hier empfinde ich es als äußerst unbefriedigend, wie schlep-
pend	auf	Bund-Länder-Ebene	an	diesem	Problem	gebastelt	
wird,	zumal	dieser	Bereich	in	die	Zuständigkeiten	mehrerer	
Ressorts	fällt.	Wer	glaubt,	dass	man	illegale	und	zu	mehr	Lärm	
und	Unfallgefahren	führende	Manipulationen	mit	Bußgeldern	
von 20 oder 50 € verhindern könne, dem ist doch nun wirk-
lich	nicht	mehr	zu	helfen.	Ich	darf	in	diesem	Zusammenhang	
auf	meinen	Antrag	Drucksache	14/4445	verweisen.	

Zum	Lärmschutz	in	diesem	Land	ganz	allgemein	ist	aber	auch	
noch	anzumerken,	dass	er	doch	sehr	stiefmütterlich	behandelt	
wird,	wobei	Sie,	Frau	Ministerin,	als	eine	Art	Stiefmutter	nicht	
so	ganz	allein	dastehen;	denn	jedes	Kind	hat	ja	bekanntlich	
auch	einen	Vater.	Dieser	war	in	seiner	Amtszeit	der	geschätzte	
Kollege Müller. So beschränkte sich die finanzielle Beteili-
gung	des	Landes	über	etliche	Jahre	hinweg	lediglich	auf	den	
Lärmaktionsplan	Filder	und	darüber	hinaus	nur	auf	sehr	we-
nige	Einzelprojekte.	Kein	Wunder	also,	dass	unser	Antrag	auf	
Aufstockung der Mittel trotz seriöser Gegenfinanzierung ab-
geschmettert	worden	ist.	

(Abg. Ulrich Lusche CDU: „Seriöse Gegenfinanzie-
rung“!)

Es	ist	schon	auffällig,	dass	über	Lärmschutz	viel	geredet	wird,	
konkrete	Maßnahmen	wie	Lärmschutzwände,	Flüsterasphalt	
oder	Hilfen	für	Lärmschutzfenster	jedoch	Mangelware	sind.	
Gern	zeigt	hier	jeder	auf	den	anderen,	und	so	schieben	je	nach	
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Gemengelage	die	Bahn	AG,	der	Bund,	das	Land	und	die	Kom-
munen	den	Schwarzen	Peter	einfach	hin	und	her.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Und	die	Stiefmutter!)

Der	Lärmschutz	bleibt	dabei	auf	der	Strecke.	–	Die	Stiefmut-
ter	verweist	dann	fröhlich	auf	den	Stiefvater,	der	das	ja	alles	
eingebrockt	hat.	Aber	trotzdem	bleibt	der	Lärmschutz	auf	der	
Strecke.	

(Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Frau	Kollegin,	ich	darf	
Sie	bitten,	zum	Schluss	zu	kommen.	

Abg. Rosa Grünstein	SPD:	Ich	weiß;	ich	bin	auch	schon	am	
Schluss.	

Es	wäre	sehr	nützlich,	liebe	Frau	Gönner,	wenn	Sie	einmal	
aufzeigten,	was	im	Land	nun	tatsächlich	und	konkret	gegen	
Lärm	unternommen	wird,	und	dies	bitte	abseits	von	Broschü-
ren	und	Tagungen.	Obwohl	diese	selbstverständlich	wichtig	
sind,	dürfen	sie	nicht	nur	als	Alibi	und	Ersatz	für	echte	und	
greifende	Maßnahmen	stehen,	und	genau	solche	Maßnahmen	
erwarten	die	Menschen	von	Ihnen.

Das,	was	ich	am	Anfang	zitiert	habe,	steht	genauso	im	Um-
weltplan	der	Landesregierung,	aber	dort	 steht	es	nach	dem	
Motto	„Papier	ist	geduldig“.	

Danke.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	 Franz	 Untersteller	 GRÜNE:	 Da	 steht	 viel	

drin!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für	die	Fraktion	der	
FDP/DVP	erteile	ich	Frau	Abg.	Chef	das	Wort.	

Abg. Monika Chef	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	werte	Kolle-
ginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren!	
Wir,	 die	FDP/DVP-Fraktion,	nehmen	den	Lärmschutz	 sehr	
ernst.	

(Zuruf	von	der	SPD)	

–	Sie	müssen	halt	ruhig	sein,	dann	hören	Sie	vielleicht	auch	
besser.	

(Abg.	 Karl-Wilhelm	 Röhm	 CDU:	 Genau!	 –	Abg.	
Reinhold	Gall	SPD:	So	kann	man	auch	viel	Lärm	ver-

meiden!	Das	ist	wahr!)

Denn	nur	ein	Mensch,	der	vor	Lärm	geschützt	ist,	ist	auch	ein	
gesunder	Mensch	und	kann	sich	mit	Tatkraft	und	Energie	für	
unser	Land	einsetzen.	Lärm	bedeutet	 für	Körper	und	Seele	
Stress	und	kann	zu	gesundheitlichen	Schäden	und	Beeinträch-
tigungen	führen.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	wenn	man	über	 das	Thema	Lärm	 redet,	wäre	 es	
wirklich	gut,	wenn	man	ruhiger	wäre.	

(Heiterkeit)

Bitte,	Frau	Abgeordnete.

Abg. Monika Chef	FDP/DVP:	Ich	stelle	fest,	dass	einige	hier	
schon	Gehörschäden	haben.	–	Ich	nenne	hier	vegetative	Stö-
rungen,	Schlafstörungen	und	psychische	Beeinträchtigungen.	
Lärm	steht	auch	im	Verdacht,	die	Entstehung	von	Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen	zu	fördern.

Aber	neben	dem	Verkehr	stellt	der	Freizeitlärm	eine	nicht	zu	
unterschätzende	Lärmquelle	dar,	vor	allem	das	Hören	lauter	
Musik	über	Kopfhörer	oder	in	Diskotheken.	Einer	Studie	des	
Umweltbundesamts	zufolge	sind	bei	10	bis	20	%	der	Jugend-
lichen	aufgrund	heute	üblicher	Hörgewohnheiten	nach	zehn	
Jahren	leichte,	aber	deutlich	nachweisbare	Gehörschäden	fest-
zustellen.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Hört,	hört!)

Der	Schutz	der	Menschen	vor	Geräuschen	wird	durch	eine	
Vielzahl	von	Verordnungen	und	Einzelfallregelungen	sicher-
gestellt.	In	den	nächsten	Jahren	wird	aufgrund	der	EU-Umge-
bungslärmrichtlinie	die	Lärmbelastung	durch	die	Hauptlärm-
quellen	wie	Hauptverkehrsstraßen,	Haupteisenbahnstrecken,	
Großflughäfen und Ballungsgebiete systematisch ermittelt und 
in	Lärmkartierungen	dargestellt.	In	Aktions-	und	Lärmminde-
rungsplänen	werden	anschließend	mögliche	Maßnahmen	zur	
Lärmminderung	ausgearbeitet	und	dargestellt.	Wir	haben	es	
vorhin	schon	gehört.	

Die	Öffentlichkeit	wird	zu	gegebener	Zeit	über	den	aktuellen	
Stand	der	Erhebungen	informiert	und	auch	bei	der	Lärmmin-
derungsplanung	beteiligt.	Ein	Beispiel	für	die	Erhebung	der	
Lärmbelastung	und	die	Lärmminderungsplanung	ist	der	Lärm-
minderungsplan	Filder.

Mechanische	Wellen,	 hervorgerufen	 durch	 natürliche	 oder	
künstliche	Quellen,	breiten	sich	im	Erdboden	aus,	regen	Ge-
bäude zu Schwingungen an und werden von den darin befind-
lichen	Menschen	zum	Teil	auch	als	Erschütterungen	wahrge-
nommen.	Erschütterungsimmissionen	werden	vor	allem	durch	
Industrieverfahren,	Baumaßnahmen	und	Verkehr	hervorgeru-
fen.	Die	Beurteilung,	ob	diese	Einwirkungen	schädlich	oder	
belästigend	sind,	erfolgt	anhand	von	technischen	Regeln.	Das	
Umweltministerium	wird	fachlich	unterstützt	von	der	Landes-
anstalt	 für	Umwelt,	Messungen	und	Naturschutz,	die	Mes-
sungen	vornimmt,	Prognosen	erstellt	und	Vorhaben	bezüglich	
Lärm	und	vor	allem	Erschütterungen	beurteilt.	

Lärmschutz,	 liebe	 Kolleginnen	 und	 Kollegen,	 heißt	 Men-
schenschutz.	Lärmschutz	ist	die	große	Herausforderung	bei	
der	Lösung	der	Umweltprobleme	der	Zukunft.	Vor	allem	die	
junge	Generation	ist	auf	diesen	Schutz	in	Zukunft	ganz	be-
sonders	angewiesen.	

Die	FDP/DVP-Fraktion	begrüßt	deshalb	die	Lärmaktionspla-
nung	im	Rahmen	der	Fristen	der	Richtlinie	2002/49/EG.	Die-
se EU­Umgebungslärmrichtlinie verpflichtet die Mitglieds-
staaten,	getrennt	 für	Ballungsräume,	Hauptverkehrsstraßen,	
Haupteisenbahnstrecken und Großflughäfen innerhalb vorge-
gebener	Fristen	mehrere	Arbeiten	durchzuführen.	Sie	kennen	
das.	Das	sind	die	Erfassung	und	Darstellung	der	Geräuschbe-
lastung	 in	Form	von	strategischen	Lärmkarten	mit	EU-ein-
heitlichen	 Lärmindizes,	 Betroffenheitsanalysen,	 Erstellung	
von	Aktionsplänen	usw.

In	Baden-Württemberg	waren	in	der	ersten	Stufe	der	Umge-
bungslärmkartierung,	die	bis	zum	30.	Juni	2007	erfolgte,	die	
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Ballungsräume	Stuttgart,	Mannheim	und	Karlsruhe	betroffen.	
In	 der	 zweiten	 Kartierungsstufe,	 nämlich	 bis	 zum	 30.	Juni	
2012,	kommen	voraussichtlich	noch	die	Städte	Freiburg,	Hei-
delberg,	Heilbronn,	Pforzheim,	Reutlingen	und	Ulm	hinzu.	
Bei	den	Hauptverkehrsstraßen	werden	in	der	ersten	Stufe	al-
le	Autobahnen,	Bundes-	und	Landesstraßen	mit	mehr	als	sechs	
Millionen	Kraftfahrzeugen	pro	Jahr	kartiert.

Die	Umsetzung	hängt	allerdings	von	vielen	Faktoren	ab.	Sie	
bedeutet	für	die	betroffenen	Kommunen	–	das	darf	man	nicht	
unterschätzen – einen zusätzlichen personellen und finanzi-
ellen	Kraftakt.	Bedenken	Sie	dabei,	dass	es	sich	bei	diesen	
Maßnahmen	vor	allem	um	neue	Aufgaben	handelt.

Wir	nehmen	dieses	Thema	sehr	ernst,	denn	für	weite	Teile	der	
Bevölkerung	nimmt	die	Lärmbelästigung	vor	allem	durch	den	
Straßenverkehr	zu,	gerade	in	Ballungsräumen.

Die	Kommunen	sind	aufgefordert	–	sie	tun	dies	auch	im	Rah-
men	ihrer	Zuständigkeit	–,	die	erforderlichen	Aktionspläne	zu	
erarbeiten.	Da	gibt	es	auch	schon	jetzt	viele	gute	Beispiele,	
wie	die	Kommunen	bereits	in	der	Vergangenheit	Lärmschutz	
betrieben	haben.	Ich	erinnere	beispielsweise	nur	an	die	Bau-
leitpläne,	durch	die	jede	Kommune	die	Möglichkeit	hat,	Lärm-
schutzwände,	Ausrichtung	von	Gebäuden,	mehrfach	verglaste	
Fenster	usw.	auf	den	Weg	zu	bringen.

Deshalb	sollte	unser	gemeinsames	Ziel	für	die	Zukunft	sein,	
entsprechend	dem	Beschluss	der	Umweltministerkonferenz	
ein	von	Bund,	Ländern	und	Kommunen	getragenes	Lärmsa-
nierungsprogramm	zu	erreichen.

Ich	danke	Ihnen.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Weiter!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Meine	Damen	und	Her-
ren,	in	der	Zwischenzeit	hat	auf	der	Zuhörertribüne	der	Erste	
Stellvertretende	Landeshauptmann	des	österreichischen	Bun-
deslands	Steiermark,	Herr	Hermann	Schützenhöfer,	Platz	ge-
nommen.	Er	besucht	heute	unser	Land	mit	einer	Wirtschafts-
delegation	aus	der	Steiermark	und	wird	anschließend	Herrn	
Ministerpräsident	Oettinger	treffen.

Herr	Schützenhöfer	gehörte	der	ersten	Delegation	des	Steier-
märkischen	Landtags	an,	die	1997	den	Landtag	von	Baden-
Württemberg	besuchte.	Damals	war	Herr	Kollege	Schützen-
höfer	Vorsitzender	der	ÖVP-Landtagsfraktion.

Herr	Kollege	Schützenhöfer,	ich	darf	Sie	und	die	Mitglieder	
Ihrer	Delegation	recht	herzlich	im	Landtag	von	Baden-Würt-
temberg	 begrüßen.	 Ich	 freue	 mich,	 dass	 Sie	 hier	 sind,	 und	
wünsche	Ihnen	einen	angenehmen	und	erfolgreichen	Aufent-
halt	in	unserem	Bundesland.	Herzlich	Willkommen!

(Beifall	bei	allen	Fraktionen)

Für	die	Landesregierung	erteile	 ich	Frau	Umweltministerin	
Gönner	das	Wort.

(Abg.	Fritz	Buschle	SPD:	Jetzt	kein	Geschrei!	–	Abg.	
Gustav-Adolf	Haas	SPD:	Leise!)

Umweltministerin Tanja Gönner:	 Herr	 Präsident,	 meine	
sehr	geehrten	Damen	und	Herren!	Der	Schweizer	Journalist	
Walter	Ludin	hat	auf	den	Punkt	gebracht,	was	viele	Baden-
Württemberger	belastet.	Er	sagte:

Wenn die Stille nicht so schön wäre, wäre der Lärm er-
träglicher.

(Heiterkeit	 des	Abg.	 Karl-Wilhelm	 Röhm	 CDU	 –	
Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	ist	gut!)

Mehr	 als	 drei	 Millionen	 Menschen	 in	 Baden-Württemberg	
fühlen	sich	durch	Lärm	belästigt.	Dies	kam	bereits	durch	die	
Vorredner	zum	Ausdruck.	Aber	Lärm	ist	nicht	nur	in	Baden-
Württemberg	eines	der	wichtigsten	Umweltprobleme,	sondern	
weit	über	Baden-Württemberg	hinaus.

Die	europäische	Umgebungslärmrichtlinie	gibt	den	Weg	vor,	
wie	das	Problem	angegangen	werden	soll,	wobei	man	treff-
lich	 darüber	 streiten	 kann,	 ob	 es	 tatsächlich	 ein	 geeigneter	
Weg	ist,	der	hier	angegangen	werden	soll,	und	ob	die	Kartie-
rung	und	Planung	den	Menschen	tatsächlich	hilft.	Ich	komme	
im	Lauf	meiner	Rede	darauf	zurück.

Es	wurde	dargestellt:	Zunächst	einmal	geht	es	darum,	in	zwei	
Stufen	Lärmkarten	an	den	wichtigsten	Hauptverkehrsstraßen,	
Schienenwegen, für Großflughäfen und Ballungsräume in Ab-
hängigkeit	von	Verkehrsdichte	oder	Einwohnerzahl	zu	erstel-
len.	Die	erste	Stufe	sollte	bis	zum	Jahr	2007	erfolgen.	Wir	wis-
sen,	dass	dieser	Zeitraum	inzwischen	vergangen	ist.	Die	zwei-
te	Stufe	soll	bis	zum	Jahr	2012	abgeschlossen	sein.	Frau	Dr.	
Splett,	Sie	haben	gesagt,	Sie	 seien	gespannt,	wie	 es	 in	der	
zweiten	Stufe	ausgeht.

Anschließend	sollen	dann	an	den	Lärmschwerpunkten	Lärm-
aktionspläne	aufgestellt	werden,	die	Maßnahmen	zur	Lärm-
sanierung	enthalten.	Wichtig	ist	dabei	allerdings,	zu	wissen,	
dass	der	Bund	diese	Aufgabe	–	beides,	die	Erstellung	der	Kar-
ten	sowie	die	Erstellung	und	Umsetzung	der	Lärmaktionsplä-
ne	–	den	Gemeinden	zugewiesen	hat.	Ich	glaube,	dass	man	
	dies	bei	dem,	wie	die	Diskussion	bisher	erfolgt	ist,	auch	deut-
lich	machen	muss.

Das	Land	hat	ganz	bewusst	gesagt,	dass	es	die	Kommunen	so-
wohl	bei	der	Lärmkartierung	als	auch	bei	der	Lärmaktions-
planung	unterstützen	will.	Außerhalb	der	Ballungsräume	ha-
ben	wir	als	Landesregierung	bis	2007	die	Lärmkarten	der	ers-
ten	Stufe	auf	Kosten	des	Landes	erstellt.	Das	war	weder	un-
sere	Aufgabe,	noch	hätten	wir	es	tun	müssen.	Das	war	eine	
Dienstleistung,	die	wir	 als	Landesregierung	gegenüber	den	
Kommunen	erbracht	haben.	

(Abg.	Ulrich	Lusche	CDU:	So	viel	zum	Thema	„Das	
Land	tut	nichts“!)

Das	führt	dazu,	dass	heute	rund	1	000	Lärmkarten	für	jeder-
mann	im	Internet	einsehbar	sind.

Liebe	Frau	Dr.	Splett,	es	kommt	nicht	darauf	an,	ob	es	einen	
eigenen	Haushaltstitel	dafür	gibt	oder	nicht,	sondern	entschei-
dend	ist,	dass	Mittel	zur	Verfügung	stehen.	Darüber	hinaus	ha-
ben	wir	nämlich	die	Aufstellung	der	Lärmaktionspläne	in	den	
Ballungsraumkommunen mit 2 Millionen € unterstützt und 
unterstützen	sie	noch.	Dies	ist	im	Übrigen	bundesweit	einzig-
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artig.	Es	gibt	kein	einziges	anderes	Land,	das,	nachdem	den	
Gemeinden	diese	Aufgabe	zugeteilt	worden	ist,	in	irgendei-
ner	Form	eine	Unterstützung	vorgenommen	hat.	Deswegen	
glaube	ich:	Sie	gehen	fehl,	wenn	Sie	uns	vorwerfen,	dass	wir	
zu	wenig	täten.

(Zuruf	des	Abg.	Thomas	Bopp	CDU)	

Damit	ist	es	im	Übrigen	gelungen,	nicht	nur	den	drei	größten	
Städten	des	Landes	–	Stuttgart,	Mannheim	und	Karlsruhe	–	
Unterstützung	zu	geben,	sondern	wir	haben	es	auch	geschafft	
–	so	haben	wir	die	Förderung	im	Übrigen	auch	ausgelegt	–,	
dass	ein	Großteil	der	Städte	mit	mehr	als	100	000	Einwoh-
nern,	die	erst	im	Jahr	2012	in	der	zweiten	Stufe	an	der	Reihe	
gewesen	wären,	bereits	heute	die	Lärmaktionsplanung	vor-
nehmen.	Das	haben	wir	ganz	bewusst	getan,	weil	wir	gesagt	
haben:	Dann	erhaltet	 ihr	Unterstützung.	Gerade	daran	sieht	
man,	dass	wir	deutlich	mehr	tun,	als	Sie	uns	zugestehen	wol-
len.	

Mit	 den	Daten	 der	Lärmkarten	 können	 die	 Gemeinden	 die	
Lärmaktionspläne	erstellen.	Mehr	als	60	Gemeinden	in	Ba-
den-Württemberg	haben	damit	begonnen.	Elf	Kommunen	sind	
fertig	und	haben	sie	erstellt.	Ich	gebe	zu:	Die	Fristen	sind	nicht	
eingehalten.	Aber	–	das	sage	ich	auch	deutlich	–	das	lag	nicht	
am	Land	und	nicht	an	den	Kommunen,	sondern	die	Schwie-
rigkeit	war,	dass	wir	für	die	entsprechenden	Bundesstraßen	
die	 für	 die	 Lärmkartierung	 der	 Straßen	 erforderlichen	Ver-
kehrsdaten	vom	Bund	nicht	erhalten	haben,	dass	sie	viel	zu	
lange	auf	sich	haben	warten	lassen.	Auch	da	lege	ich	Wert	da-
rauf,	zu	sagen,	dass	wir	uns	intensiv	dafür	eingesetzt	haben,	
dass	wir	sie	bekommen.	Ich	bitte	um	Verständnis	dafür,	dass	
ich	nicht	jeden	Brief,	den	ich	an	Kollegen	im	Bund	schreibe,	
sofort	der	Presse	oder	auch	der	Fraktion	GRÜNE	zur	Verfü-
gung	stelle.	Aber	Sie	können	davon	ausgehen	–	–

(Abg.	Dr.	Gisela	Splett	GRÜNE:	Oh,	das	wäre	schön!	
–	Abg.	Ulrich	Lusche	CDU:	Da	würden	die	sich	freu-
en!	–	Gegenruf	des	Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)

–	 Ich	 werde	 das	 auch	 in	 Zukunft	 nicht	 tun,	 liebe	 Frau	 Dr.	
Splett	–	das	gebe	ich	offen	zu	–,	weil	das	nicht	meine	Aufga-
be	ist.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	ist	kropfunnö-
tig,	ja!)

Manchmal	ist	es	auch	notwendig,	dass	man	am	einen	oder	an-
deren	Punkt	vielleicht	etwas	tut,	ohne	es	sofort	an	die	große	
Glocke	zu	hängen.

Ich	kann	Ihnen	sagen,	dass	sich	auch	die	Länder	mehrfach	ge-
meinsam	an	den	Bundesminister	gewandt	haben,	um	die	Da-
ten	endlich	zu	bekommen,	weil	es	für	die	Länder	ausgespro-
chen	unerfreulich	ist,	immer	zwischen	der	Notwendigkeit	der	
Umsetzung	und	der	Frage,	ob	der	Bund	uns	die	Instrumente	
dazu	an	die	Hand	gibt,	zerquetscht	zu	werden.	Das	ist	sehr	un-
erfreulich.	Ich	stelle	fest,	dass	der	Bund	dort	nicht	in	der	La-
ge ist, seinen Pflichten nachzukommen.

(Abg.	Ulrich	Lusche	CDU:	Wer	stellt	denn	den	Bun-
desminister?)	

–	Genau.	Aber	über	den	Bundesverkehrsminister	sprechen	wir	
jetzt	nicht.	Das	Ministerium	ist	zumindest	nicht	CDU-geführt,	

ähnlich	wie	das	Bundesumweltministerium.	Insofern	müssen	
wir	natürlich	auch	immer	wieder	daran	arbeiten.

(Zurufe	von	den	Grünen)	

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	die	Straßen	sind	das	
eine.	Viel	ärgerlicher	ist	–	das	sage	ich	in	aller	Deutlichkeit;	
das	haben	Sie	auch	deutlich	gesagt	–,	dass	wir	bis	zum	heu-
tigen	Tag	keine	Daten	des	Eisenbahn-Bundesamts	vorliegen	
haben,	mit	denen	die	Aktionspläne	erstellt	werden	können.	
Das	ist	völlig	inakzeptabel.

(Abg.	Thomas	Oelmayer	GRÜNE:	Das	ist	CDU-ge-
führt!)

–	Nein,	das	ist	auch	SPD-geführt.	Es	tut	mir	leid,	Herr	Oel-
mayer.	Ich	habe	immer	die	Hoffnung,	dass	Sie	das	eigentlich	
wissen.	Das	ist	eindeutig	SPD-geführt.	

Insofern	kann	ich	auch	sagen,	dass	es	dort	nicht	nur	mehrere	
Aufforderungen	der	einzelnen	Kolleginnen	und	Kollegen	aus	
den	 Ländern,	 sondern	 darüber	 hinaus	 auch	 Beschlüsse	 der	
Umweltministerkonferenz	gegeben	hat,	diese	Datengrundla-
ge	zur	Verfügung	zu	stellen.	Sie	sehen,	dass	das	trotzdem	noch	
nicht	dazu	geführt	hat,	dass	wir	sie	erhalten.

Sehr	geehrte	Frau	Dr.	Splett,	an	einem	Punkt	bin	ich	völlig	
anderer	Auffassung	als	Sie:	Wenn	Sie	sagen,	das	Land	hätte	
sich	als	Bremser	dargestellt,	indem	wir	eine	Bundesratsiniti-
ative	mit	der	Forderung	nach	Auslösewerten	vorangebracht	
haben,	dann	widerspreche	ich	der	Behauptung,	dass	das	eine	
Bremserfunktion	gehabt	habe.	Ganz	im	Gegenteil:	Die	Um-
gebungslärmrichtlinie	 sieht	 keinerlei	Auslösewerte	 vor.	 Sie	
spricht	von	Kartierung,	von	Planung	und	davon,	dass	die	Pla-
nung	anschließend	umgesetzt	wird	und	regelmäßig	Bericht	er-
stattet	wird.	Aber	sie	beinhaltet	keinerlei	Instrumente,	um	die	
Frage	zu	beantworten,	wann	das	gemacht	werden	muss.	Die	
Kommunen	brauchen	eine	Hilfestellung	in	der	Frage,	wie	sie	
mit	Priorisierungen	vorgehen.	Das	war	der	Grund,	warum	wir	
den	Antrag	auf	Auslösewerte	eingebracht	haben.

Jetzt	sage	ich	ganz	ehrlich	und	weise	an	diesem	Punkt	darauf	
hin:	Die	Umgebungslärmrichtlinie	ist	vor	November	2005,	al-
so vor der Zeit, als die heute im Amt befindliche Bundesre-
gierung	tätig	wurde,	in	nationales	Recht	umgesetzt	worden.	
Auch	Ihr	Kollege,	der	damals	dafür	zuständig	war,	hat	weder	
Auslösewerte	noch	überhaupt	Werte	festgelegt,	was	die	Fra-
ge	angeht,	wann	man	tatsächlich	aktiv	werden	muss	und	wie	
eine	Priorisierung	erfolgt.	

(Zuruf	des	Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)	

Ich	bitte	um	Verständnis:	Dann	machen	Sie	es	anschließend	
doch	bitte	nicht	uns	zum	Vorwurf,	wenn	wir	das	Ganze	hand-
habbar	und	praktikabel	machen	wollen,	praktikabel	vor	allem	
für	 die	 Gemeinden,	 wenn	 es	 um	die	 Frage	 der	 Umsetzung	
geht.	Deswegen	war	unser	Antrag	kein	Bremserantrag.	Viel-
mehr	haben	wir	mit	ihm	das	Interesse	verfolgt,	das	Ganze	für	
Kommunen	praktikabel	und	umsetzbar	zu	machen.	Denn	dort	
bietet	die	europäische	Richtlinie	keinerlei	Handhabung	–	im	
Übrigen	auch	nicht	für	die	Bürgerinnen	und	Bürger	vor	Ort	–,	
um	das	Recht	auf	Umsetzung	zu	erhalten.

(Beifall	bei	der	CDU)
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Das	wiederum	ist	die	Schwierigkeit.	Insofern	halte	ich	es	für	
unfair,	uns	als	Bremser	zu	bezeichnen.	Vielmehr	versuchen	
wir	im	Gegenteil,	das	Ganze	handhabbar	zu	machen.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)	

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	es	geht	um	die	Fra-
ge:	Wie	verschaffen	wir	den	Bürgerinnen	und	Bürgern	tatsäch-
lich	Entlastung?	Bei	dieser	Frage	stoßen	wir	immer	wieder	
auf	das	Thema	Geld.	Das	ist	völlig	klar.

Bund,	 Länder	 und	 Kommunen	 standen	 in	 engen	Verhand-
lungen.	Baden-Württemberg	war	in	diesen	Verhandlungen	mit	
federführend.	Denn	es	ist	klar:	Wir	unterhalten	uns	über	drei-
stellige	Millionenbeträge,	die	notwendig	sind,	um	die	Lärm-
sanierungspläne	umzusetzen.	Ich	weiß,	dass	man	in	Zeiten	der	
Finanzkrise	lieber	über	Milliardenbeträge	spricht.	Aber	wenn	
ich	meinen	eigenen	Haushalt	anschaue,	dann	muss	ich	sagen,	
dass	dreistellige	Millionenbeträge	ziemlich	hohe	Beträge	sind,	
die	auch	entsprechend	angegangen	werden	müssen.

Wir	hatten	Ende	2008	eigentlich	eine	Lösung	erarbeitet,	wie	
wir	den	Weg	gemeinsam	angehen	wollen.	Dann	kamen	die	
Konjunkturpakete.	Der	Bund	hat	dort	einen	Teil	auch	für	das	
Thema	Lärmaktionsplanung	vorgesehen.	In	Baden-Württem-
berg	 baten	 die	 kommunalen	 Landesverbände	 darum	 –	 in	
Klammern:	sie	sind	für	die	Umsetzung	zuständig	–,	dass	pau-
schal	zugewiesen	wird	und	sie	diese	Mittel	dann	selbst	ein-
setzen	können.	Wir	sind	diesem	Wunsch	nachgekommen.	Ich	
gehe	davon	aus,	dass	die	kommunalen	Landesverbände	jetzt	
dafür	werben	werden,	dass	die	Pauschale	für	die	Kommunen,	
die immerhin 110 Millionen € umfasst, dann auch zur Umset-
zung	der	Lärmaktionsplanung	eingesetzt	wird.	

Aber	klar	ist	–	das	sage	ich	auch	–,	dass	wir	außerdem	über	
die	 Jahre	 hinaus,	 die	 über	 das	 Konjunkturpaket	 abgedeckt	
werden	können,	überlegen	müssen:	Wie	sieht	das	Finanzie-
rungskonzept	aus,	und	wie	gehen	wir	dort	voran?	Ich	gehe	da-
von	aus,	dass	wir	an	das	andocken	können,	was	wir	Ende	des	
Jahres	2008	vereinbart	hatten,	dass	wir	uns	noch	einmal	mit	
dem	Bund	zusammensetzen,	um	bewusst	zu	sagen:	Wir	brau-
chen	 einen	gemeinsamen	Kraftakt	 von	Bund,	Ländern	und	
Gemeinden.	

Wir	werden	in	der	nächsten	Woche	im	Rahmen	der	Umwelt-
ministerkonferenz	genau	zu	diesem	Thema	wiederum	einen	
Beschlussvorschlag	beraten,	um	gemeinsam	mit	dem	Bundes-
umweltministerium,	das	wir	dabei	durchaus	auf	unserer	Sei-
te	haben,	noch	einmal	die	notwendigen	Maßnahmen	für	die	
Zeit	danach	vorzuschlagen.	Denn	es	ist	uns	wichtig,	hier	auch	
etwas	voranzubringen.	

Aber	–	auch	das	will	ich	sagen	–	wer	meint,	dass	dies	inner-
halb	von	ein,	zwei	oder	drei	Jahren	erledigt	sei,	gibt	sich	ei-
ner	Illusion	hin.	Das	ist	weder	Inhalt	der	europäischen	Richt-
linie,	noch	entspricht	es	in	irgendeiner	Weise	der	Realität.

Wir	hatten	damals	vorgeschlagen,	dass	der	nach	dem	Finan-
zierungskonzept	notwendige	bundesweite	Finanzbedarf	nach	
Möglichkeit bei 180 Millionen € pro Jahr liegen sollte und 
dass	diese	Finanzhilfen	eine	Laufzeit	von	zehn	Jahren	haben	
sollten	und	gleichermaßen	von	Bund,	Ländern	und	Kommu-
nen	zu	jeweils	einem	Drittel	getragen	werden	sollten.	

Wir	halten	dieses	Programm	nach	wie	vor	für	dringend	erfor-
derlich,	wenn	wir	mit	dem	Schutz	der	Bevölkerung	vor	ge-
sundheitsschädlichem	Lärm	Ernst	machen	wollen.	Das	Land	
wird	sich	weiterhin	dafür	einsetzen,	dass	wir	in	der	Lage	sind,	
dieses	Programm	nach	dem	Auslaufen	der	Konjunkturhilfen	
entsprechend	umzusetzen.	Wir	werden	uns	dann	gemeinsam	
mit	den	Kommunen	bemühen,	die	Komplementärmittel	ent-
sprechend	beizutragen.	Denn	letztlich	geht	es	neben	der	Fra-
ge,	wie	es	organisiert	wird,	neben	dem	Umstand,	dass	es	uns	
Schwierigkeiten	macht,	dabei	darum,	dass	die	Bürgerinnen	
und	Bürger,	beginnend	an	den	Lärmschwerpunkten	–	das	sa-
ge	ich	ganz	bewusst	–,	dort	anschließend	auch	eine	deutliche	
Erleichterung	erhalten.

Noch	eine	letzte	Bemerkung.	Ich	habe	noch	etwas	Zeit	für	ei-
ne	letzte	Bemerkung.	

(Abg.	 Karl-Wilhelm	 Röhm	 CDU:	 Sagen	 Sie	 alles,	
was	wichtig	ist,	Frau	Ministerin!)

Sie	sagten,	wir	hätten	bei	der	Wasserrahmenrichtlinie	deutlich	
mehr	Manpower	eingesetzt.	Das	stimmt	so	nicht.	

(Zuruf	des	Abg.	Rainer	Stickelberger	SPD)	

Die	LUBW	ist	in	nicht	unerheblichem	Umfang	in	die	Frage	
der	Erstellung	der	Lärmkartierung	einbezogen.	Es	gibt	zwi-
schen	den	kommunalen	Landesverbänden	und	dem	Umwelt-
ministerium	eine	Arbeitsgruppe,	die	die	Vorbereitung	gemacht	
hat,	die	auch	jetzt	noch	regelmäßig	tagt.	Es	gibt	eine	intermi-
nisterielle	Arbeitsgruppe	zum	Thema,	wie	man	in	der	Lärm-
aktionsplanung	vorankommt.	Ich	lege	aber	auf	eines	Wert:	So-
weit	es	Verkehrsregelungen	angeht,	ist	weder	der	Landesin-
nenminister	als	Verkehrsminister	noch	die	Landesumweltmi-
nisterin	 zuständig.	 Man	 braucht	 vielmehr	 die	 notwendigen	
Änderungen	in	der	Straßenverkehrsordnung,	um	tatsächlich	
Möglichkeiten	zu	eröffnen.	Auch	hier	besteht	das	Problem,	
dass	der	Bund	zuständig	ist.	Wir	setzen	uns	für	diese	Ände-
rungen	ein.	Ich	bin	überzeugt,	dass	es	uns	im	Lauf	der	Zeit	
gelingen	wird,	im	Interesse	der	Bürgerinnen	und	Bürger	die	
notwendigen	Maßnahmen	zu	ergreifen.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Abg.	Dr.	Splett,	
Sie	haben	noch	51	Sekunden	Redezeit.

Abg. Dr. Gisela Splett	GRÜNE:	Vielen	Dank,	dann	muss	ich	
etwas	schneller	reden.

Ich	möchte	drei	Punkte	ansprechen.	Zum	einen	kommen	wir	
uns	bei	den	Auslösewerten	offensichtlich	nicht	näher.	Meine	
Auffassung	ist:	Die	Auslösewerte	sind	entbehrlich.	Es	ist	de-
finiert, wo kartiert wird. Dort, wo kartiert ist, ist mit Beteili-
gung	und	unter	Mitwirkung	der	Öffentlichkeit	ein	Plan	zu	er-
stellen,	und	dann	sind	Maßnahmen	festzulegen,	die	selbstver-
ständlich	im	Hinblick	auf	die	Belastung	zu	priorisieren	sind.	
Aber	 ich	 kann	 nicht	 erkennen,	 wo	 wir	Auslösewerte	 brau-
chen.	

Zweiter	 Punkt:	 Kollege	 Lusche	 hat	 auf	 die	 Bedeutung	 der	
Kommunen	hingewiesen.	Da	gehe	ich	mit	ihm	einig,	und	ich	
habe	großen	Respekt	vor	dem,	was	die	Kommunen	leisten.	

(Zuruf	von	der	CDU)	



4968

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	69.	Sitzung	–	Donnerstag,	18.	Juni	2009
(Dr. Gisela Splett)

Meine	 Forderung	 ist,	 dass	 die	 Kommunen	 unterstützt	 und	
nicht	behindert	werden.	Für	mich	ist	der	Punkt:	Wenn	eine	
Kommune	eine	Geschwindigkeitsbeschränkung	haben	will,	
sollte	sich	das	Land	bemühen,	dem	Rechnung	zu	tragen,	und	
sollte	das	nicht	verhindern.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen)

Dritter	Punkt:	Ich	freue	mich	über	das,	was	Sie	bezüglich	der	
Mittel	und	über	Ihre	Bemühungen	in	der	Umweltministerkon-
ferenz	gesagt	haben.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	war	Lob!)	

Ich	würde	mich	freuen,	wenn	Sie	uns	zeitnah	informierten,	
welche	Erfolge	erzielt	werden	oder	in	welche	Richtung	die	
Entwicklung	weitergeht.	

Danke.

(Beifall	 bei	 den	 Grünen	 –	Abg.	 Franz	 Untersteller	
GRÜNE:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Wir	kommen	zur	ge-
schäftsordnungmäßigen	Behandlung	des	Antrags	Drucksache	
14/2616.	Abschnitt	I	ist	ein	Berichtsteil,	der	durch	die	Debat-
te	erledigt	ist.	Abschnitt	II	des	Antrags	beinhaltet	Handlungs-
ersuchen.	Wie	sollen	wir	damit	verfahren?

(Abg.	Dr.	Gisela	Splett	GRÜNE:	Wir	verzichten	auf	
die	Abstimmung,	weil	der	Antrag	schon	ein	Jahr	alt	

ist!)

–	Gut,	es	wird	keine	Abstimmung	gewünscht.	Damit	ist	auch	
Abschnitt	II	des	Antrags	Drucksache	14/2616	erledigt.

Wir	treten	jetzt	in	die	Mittagspause	ein.	Die	Sitzung	wird	um	
14:15	Uhr	mit	der	Fragestunde	fortgesetzt.

(Unterbrechung	der	Sitzung:	12:37	Uhr)

*

(Wiederaufnahme	der	Sitzung:	14:15	Uhr)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen!	Wir	setzen	die	unterbrochene	Sitzung	fort.

Ich	rufe	Punkt 5 der	Tagesordnung	auf:	

Fragestunde – Drucksache 14/4531

Ich	rufe	die	Mündliche	Anfrage	unter	Ziffer	1	auf:

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e s 	 A b g . 	 P a u l	
L o c h e r e r 	 C D U 	 – 	 I n v e s t i t i o n s f ö r d e -
r u n g 	 i n 	 d e r 	 M i l c h v i e h w i r t s c h a f t

Bitte,	Herr	Abg.	Locherer.

Abg. Paul Locherer	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren!	Ich	frage	die	Landesregierung:

a)	 In	welcher	Höhe	und	entsprechend	welcher	Kriterien	wur-
den	die	landwirtschaftlichen	Betriebe	in	Baden-Württem-
berg	aus	dem	von	Herrn	Ministerpräsident	Günther	H.	Oet-
tinger	angekündigten	Sonderprogramm	„Milch“	mit	rund	
6 Millionen € für Investitionen in der Milchviehwirtschaft 
bereits	gefördert?

b)	Welche	weiteren	Maßnahmen	sind	vonseiten	der	Landes-
regierung	für	die	Investitionsförderung	und	Stärkung	der	
Wettbewerbsfähigkeit	der	Landwirtschaft	in	Baden-Würt-
temberg	und	insbesondere	in	den	benachteiligten	Regionen	
geplant?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	Frau	Staatssekretärin	Gurr-Hirsch	das	Wort.

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch:	 Sehr	 geehrter	
Herr	Präsident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Die	Münd-
liche	Anfrage	des	Abg.	Paul	Locherer	möchte	ich	für	die	Lan-
desregierung	wie	folgt	beantworten:

Die	Landesregierung	hat	angesichts	der	schwierigen	Lage	auf	
den	Agrarmärkten,	 insbesondere	auf	den	Milchmärkten,	 im	
Kontakt	mit	den	landwirtschaftlichen	Berufsverbänden	bereits	
recht	frühzeitig	Möglichkeiten	zur	Verbesserung	der	Investi-
tionsförderung	 erörtert.	Trotz	 unseres	 strengen	 Sparkurses	
wurde	auf	Vorschlag	des	Herrn	Ministerpräsidenten	Oettinger	
ein	Sonderprogramm	„Milch“	ins	Leben	gerufen,	das	für	das	
Jahr 2009  3 Millionen € Landesmittel für Investitionen in 
viehhaltende Betriebe vorsieht. Diese 3 Millionen € – der Kol-
lege	hat	es	angesprochen	–	werden	durch	weitere	3	Millio-
nen € von der EU ergänzt.

Für	die	Förderung	von	Investitionen	in	landwirtschaftlichen	
Betrieben stehen im laufenden Jahr 2009 damit 41 Millionen € 
an	EU-	und	nationalen	Mitteln	zur	Bewilligung	von	Förder-
anträgen	zur	Verfügung.	In	diesem	Mittelrahmen	sind	auch	
die	Mittel	für	das	Sonderprogramm	„Milch“	enthalten.

Die	gesamten	Mittel	sind	derzeit	durch	Anträge	belegt;	drau-
ßen	läuft	also	etwas.	Rund	die	Hälfte	ist	bereits	durch	Bewil-
ligungen	gebunden.

Man	darf	dazu	sagen,	dass	70	%	des	gesamten	Mittelvolumens	
dieser Anträge dem Sektor Milch zufließen.

Kriterium	bei	der	Bewilligung	ist	insbesondere	ein	zukunfts-
fähiges	Investitionskonzept	der	Antragsteller	–	das	verlangen	
wir	–,	das	dann	auch	eine	nachhaltige	Betriebsentwicklung	
vorsieht.

Zur	weiteren	Frage,	Herr	Abg.	Locherer,	möchte	ich	feststel-
len:

Die Landesregierung sieht sowohl eine Verbesserung der fi-
nanziellen	Ausstattung	als	auch	inhaltliche	Anpassungen	des	
Agrarinvestitionsförderungsprogramms	zur	Verbesserung	der	
Förderbedingungen	vor.	Zur	Stärkung	der	Wettbewerbsfähig-
keit	landwirtschaftlicher	Betriebe	werden	für	die	Begleitmaß-
nahmen	zum	Auslaufen	der	Milchquote	die	zusätzlichen	EU-
Mittel	 aus	 dem	 Europäischen	 Landwirtschaftsfonds	 –	 kurz	
ELER	genannt	–,	die	im	Zuge	des	Health	Checks	der	Gemein-
samen	Agrarpolitik	im	Maßnahmen-	und	Entwicklungsplan	
Ländlicher	Raum	zur	Verfügung	stehen,	umgeschichtet.	Mit-
tel des europäischen Konjunkturprogramms fließen ebenfalls 
in	das	Agrarinvestitionsförderungsprogramm	ein.	–	Ich	spre-
che	ausdrücklich	vom	Konjunkturprogramm	der	EU.

Dadurch	erhöht	sich	der	Anteil	der	ELER-Mittel	am	Förder-
rahmen	für	die	restliche	Laufzeit	des	Maßnahmen-	und	Ent-
wicklungsplans	II	vom	Jahr	2009	bis	zum	Jahr	2013	um	rund	
22,4 Millionen €. Damit stehen in der siebenjährigen Gesamt-
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laufzeit 84 Millionen € an EU­Mitteln zur Verfügung. Ein-
schließlich	der	im	Finanzplan	des	Siebenjahreszeitraums	vor-
gesehenen	nationalen	Mittel	–	das	sind	reine	Landesmittel	so-
wie	 Mittel	 der	 Gemeinschaftsaufgabe	 „Verbesserung	 der	
Agrarstruktur	und	des	Küstenschutzes“,	kurz	GAK	genannt	–	
stehen	somit	von	2007	bis	2013	für	die	Agrarinvestitionsför-
derung in Baden­Württemberg insgesamt 283 Millionen € zur 
Verfügung.

Folgende	Anpassungen	der	AFP-Richtlinie,	also	des	Agrarin-
vestitionsförderungsprogramms,	werden	von	unserem	Minis-
terium	nach	der	Anhörung	der	Wirtschafts-	und	Sozialpartner	
angestrebt:	Wir	wollen	zunächst	einmal	die	Obergrenze	der	
förderfähigen Kosten von bisher 1,25 Millionen € auf 2 Mil-
lionen € erhöhen, um vor allem investitionswilligen Zukunfts-
betrieben hier eine Chance zu geben. Über 1,5 Millionen € 
werden	nur	bewilligt,	wenn	das	MLR	dann	auch	zustimmt.	
Die	Zahl	der	Anträge	ist	also	überschaubar.	

Weiter	soll	hier	die	Erhöhung	des	Zuschlags	zur	Regelförde-
rung	angestrebt	werden.	Wir	hatten	bisher	25	%	und	haben	
dann	um	fünf	Prozentpunkte	erhöht.	Nun	wird	um	insgesamt	
zehn	Prozentpunkte	auf	35	%	erhöht,	und	zwar	für	Stallge-
bäude,	die	dann	allerdings	auch	eine	Verbesserung	des	Tier-
schutzes	 beinhalten	 und	 auch	Tierhygiene	 im	 Blick	 haben	
müssen.	So	sieht	es	ja	auch	die	Richtlinie	vor.	

Außerdem	wollen	wir	hier	die	Förderung	von	Hangspezial-
maschinen	vorsehen.	Da	denken	wir	natürlich	ganz	besonders	
an	den	Schwarzwald,	an	schwierige	Gebiete.

Gerade	die	beiden	letzten	Änderungen	kommen	den	milch-
viehhaltenden	Betrieben	in	den	benachteiligten	Gebieten	ganz	
besonders	zugute.	

Zu	 diesen	 beabsichtigten	 Änderungen	 hat	 der	 Begleitaus-
schuss	des	MEPL	II	 in	der	gestrigen	Sitzung	seine	Zustim-
mung	 gegeben.	 Der	 entsprechende	 Änderungsantrag	 zum	
Maßnahmen-	und	Entwicklungsplan	wird	spätestens	Mitte	Ju-
li	bei	der	EU-Kommission	zur	Genehmigung	vorgelegt.

Ist	damit	Ihre	Frage	beantwortet?	

(Abg.	Paul	Locherer	CDU:	Ja,	vielen	Dank!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Abg.	Pix,	
eine	Zusatzfrage.

Abg. Reinhold Pix	GRÜNE:	Frau	Staatssekretärin,	ist	von	
der	 Landesregierung	 geplant,	 die	 Kürzungen	 bei	 der	Aus-
gleichszulage	in	den	von	der	Natur	benachteiligten	Gebieten	
wieder	aufzuheben?	Diese	waren	drastisch	und	haben	in	den	
letzten	Jahren	bis	zu	30	%	betragen.	Die	Betriebe,	die	zurzeit	
in	ihrer	Existenz	sehr	bedroht	und	krisengeschüttelt	sind,	wä-
ren	darauf	dringend	angewiesen.

Ist	auch	geplant,	die	Umweltzulage	Wald,	die	ebenfalls	dras-
tisch	gekürzt	wurde,	wieder	aufzustocken?	

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch:	Ich	kann	die	Fra-
ge	kurz	beantworten:	Das	ist	nicht	geplant.	Es	gibt	nur	inner-
halb	der	Ausgleichszulage	Landwirtschaft	eine	Änderung,	die	
vor	allem	eine	Tierbindung	von	0,3	Großvieheinheiten	vor-
sieht.	Das	soll	aber	im	Rahmen	der	vorgesehenen	35	Millio-
nen € geleistet werden. 

Was	 die	Ausgleichszulage	Wald	 angeht,	 sind	 keine	 Ände-
rungen	vorgesehen.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Es	gibt	keine	weiteren	
Zusatzfragen.	

Vielen	Dank,	Frau	Staatssekretärin.	Aber	bleiben	Sie	gleich	
vorn	am	Rednerpult,	denn	die	zweite	Frage	betrifft	ja	auch	das	
Landwirtschaftsministerium.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Dann	kann	man	
sie	auch	anschauen!)

Ich	rufe	die	Mündliche	Anfrage	unter	Ziffer	2	auf:

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e s 	 A b g . 	 P a u l	
L o c h e r e r 	 C D U 	 – 	 M e h r g e f a h r e n v e r s i -
c h e r u n g 	 i n 	 d e r 	 L a n d w i r t s c h a f t

Bitte,	Herr	Abg.	Locherer.

Abg. Paul Locherer	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	sehr	
geehrte	Damen	und	Herren!	Ich	frage	die	Landesregierung:	

Wie	beurteilt	die	Landesregierung	die	Chance	einer	Mehrge-
fahrenversicherung	in	der	Landwirtschaft,	um	Unwetterschä-
den	wirtschaftlich	tragbar	abzusichern?	

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch:	 Ich	beantworte	
die	Anfrage	des	Abg.	Paul	Locherer	für	die	Landesregierung	
wie	folgt:	

Nach	jetzigem	Stand	wird	die	Möglichkeit,	Mehrgefahrenver-
sicherungen	 abzuschließen,	 von	 der	 Landwirtschaft	 quasi	
nicht	angenommen.	Das	ist	Fakt.	Der	Druck	auf	die	Landwirt-
schaft	ist	allerdings	da,	auch	aufgrund	der	zunehmenden	Kli-
maereignisse,	der	Unwetter.	Dieser	Druck	stellt	trotzdem	kei-
nen	ausreichenden	Beweggrund	für	die	Landwirte	dar,	weil	
für	die	Versicherungsnehmer	die	Wirtschaftlichkeit	fehlt.	So	
beträgt	z.	B.	die	Versicherungsteuer	bei	der	Mehrgefahrenver-
sicherung	19	%	–	es	gilt	also	der	übliche	Mehrwertsteuersatz	
–,	wohingegen	bei	der	speziellen	Hagelversicherung	nur	2	%	
erhoben	 werden.	 Deswegen	 greifen	 die	 Landwirte	 einfach	
nicht	zu.	Es	wird	daher	nur	dann	zu	einer	breiten	Einführung	
von	Mehrgefahrenversicherungen	kommen,	wenn	die	Prämien	
für	die	Versicherungsnehmer	günstiger	werden.	

In	der	Vergangenheit	 ist	 eine	 staatliche	Beteiligung	an	den	
Prämien	oder	überhaupt	die	Möglichkeit,	dass	der	Staat	ge-
wissermaßen	als	Rückversicherer	eintritt,	schon	intensiv	dis-
kutiert	worden,	weil	sich	ja	die	Unwetterereignisse	gehäuft	
haben.	 Insbesondere	wurde	diskutiert,	die	Prämien	aus	den	
Mitteln der allgemeinen Gemeinsamen Agrarpolitik zu finan-
zieren,	was	aber	bis	jetzt	vom	Bund	und	von	den	Ländern	ein-
vernehmlich	abgelehnt	worden	ist.	

Die Kofinanzierung einer Ernteversicherung kann, soweit der 
EU-Haushalt	betroffen	ist,	laut	Beschluss	zum	Health	Check	
aus	den	Mitteln	der	ersten	Säule	nach	Artikel	68	der	betref-
fenden	EU-Verordnung	–	die	Fachleute	kennen	ihn	–	erfol-
gen.	Das	hätte	aber	nicht	nur	zur	Folge,	dass	dann	die	Direkt-
zahlungen	weiteren	Kürzungen	unterliegen	–	was	ja	durch	die	
Modulation	geschehen	ist	–,	sondern	das	wäre	auch	–	das	müs-
sen	wir	schon	von	vornherein	sagen	–	sehr	verwaltungsauf-
wendig.	Bund	und	Länder	haben	deswegen	vereinbart,	diese	
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Regelung	in	Deutschland	nicht	anzuwenden.	Außerdem	wä-
re	ein	Anteil	staatlicher	Zahlungen	aus	den	nationalen	Haus-
halten	aufzubringen;	das	muss	man	auch	wissen.	

Zum	jetzigen	Zeitpunkt	sind	die	Direktzahlungen	jedoch	ein	
wesentliches	Element	des	 landwirtschaftlichen	Betriebsein-
kommens.	Deswegen	wären	unsere	Landwirte	sicher	nicht	er-
freut, wenn hier eine weitere Kürzung stattfinden würde. 

Die Transfereffizienz von Direktzahlungen wird derzeit von 
Fachleuten	höher	eingeschätzt	als	die	Umwidmung	eines	Teils	
dieser	Mittel	in	Maßnahmen	eines	Risiko-	und	Krisenmanage-
ments,	zumal	die	stabilen	witterungs-	und	marktunabhängigen	
Direktzahlungen	grundsätzlich	als	fester	Einkommensbestand-
teil	 einen	 risikomindernden	Effekt	haben.	Für	die	Bewälti-
gung	von	Naturkatastrophen	wird	deshalb	von	den	bewährten	
Instrumenten	 staatlicher	 Soforthilfen,	Ad-hoc-Hilfen,	 auch	
weiterhin	Gebrauch	gemacht.

Zur	Verringerung	 von	 Produktionsrisiken	 sollten	 die	Wirt-
schaftsbeteiligten	 existierende	 privatwirtschaftliche	 Instru-
mente	nutzen	und	bei	Bedarf	weiterentwickeln;	denn	wir	müs-
sen uns allmählich schon Gedanken über die Häufigkeit und 
den	Umfang	von	Unwetterereignissen	machen.	

Inwieweit	sich	im	Zusammenhang	mit	der	Weiterentwicklung	
der	Gemeinsamen	Agrarpolitik	2013	dann	neue	Ansätze	für	
die	 Förderung	 von	 Mehrgefahrenversicherungen	 ergeben,	
bleibt	noch	abzuwarten.	Die	Landesregierung	wird	die	mög-
lichen	Alternativen	im	Hinblick	auf	die	Praktikabilität,	aber	
auch	auf	deren	Wirkung	kritisch	prüfen	und	gegebenenfalls	
dann	unterstützen.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Zusatzfrage	des	Herrn	
Abg.	Locherer.

Abg. Paul Locherer	CDU:	Ich	stelle	eine	Zusatzfrage,	auch	
aufgrund	der	Aktualität:	 Ist	die	Landesregierung	bereit,	bei	
den	regionalen	Sparkassen	und	Banken	darauf	hinzuwirken,	
bei	Überbrückungsdarlehen	für	Unwetterschäden	Zinsvergüns-
tigungen	zu	gewähren?

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch:	Herr	Abgeord-
neter,	Sie	wissen,	dass	die	Landesregierung	keine	Möglich-
keit hat, auf die Geschäftspolitik von Banken Einfluss zu neh-
men.	Das	wäre	vielleicht	in	den	vergangenen	Jahren	manch-
mal	ganz	gut	gewesen.

(Beifall	 des	Abg.	 Fritz	 Buschle	 SPD	 –	Abg.	 Ernst	
Behringer	CDU:	So	ist	es!	–	Abg.	Claus	Schmiedel	
SPD:	Wer	weiß?	–	Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Was	sa-

gen	da	die	Marktradikalen?)

–	Wir	wissen,	wie	man	spart,	gell?	So	einen	Haushalt,	wie	wir	
ihn	haben,	hat	sonst	kein	Land.

Die	Landesregierung	geht	grundsätzlich	davon	aus,	dass	im	
Rahmen	 der	 oft	 langjährigen	 Geschäftsbeziehungen	 einem	
von	Unwetterschaden	betroffenen	Landwirt	eine	wirtschaft-
liche	 und	 hoffentlich	 auch	 tragfähige	 Lösung	 angeboten	
wird.

Ich	habe	gehört,	dass	im	Kreis	Ravensburg	eine	Sparkasse	ein	
–	so	möchte	ich	sagen	–	sehr	konstruktives	Verhältnis	mit	den	
Landwirten pflegt. Auf so etwas hoffen wir.

Natürlich	ist	im	Einzelfall	auch	immer	die	Bonität	eines	land-
wirtschaftlichen	Betriebs	zu	prüfen.	Die	Landesregierung	wird	
ihrerseits	Unterstützung	für	die	geschädigten	Landwirte	an-
bieten.	

Zur	Überbrückung	von	Liquiditätsengpässen	stehen	in	Kürze	
–	das	wissen	Sie	–	Mittel	des	Bundes	zur	Gewährung	eines	
Liquiditätshilfedarlehens	zur	Verfügung.	Ziel	dieser	Initiati-
ve	ist	in	erster	Linie	die	Milderung	der	marktbedingten	Erlös-
minderungen.	Sie	ist	also	konkret	auf	das	Thema	Milch	und	
die	aus	den	Erlösminderungen	entstandenen	Liquiditätseng-
pässe	ausgerichtet.	Die	Darlehen	werden	von	der	Landwirt-
schaftlichen	Rentenbank	zu	einem	derzeitigen	Zinssatz	von	
2,8	%	 bereitgestellt	 und	 über	 die	 Hausbanken	 ausgereicht.	
Landwirtschaftliche	Unternehmen	erhalten	dadurch	die	Mög-
lichkeit,	den	überwiegenden	Anteil	der	im	Oktober	auszuzah-
lenden	Betriebsprämie	gewissermaßen	schon	im	Vorgriff	als	
Überbrückungsdarlehen zwischenzufinanzieren. Das Darle-
hen	kann	nach	Auszahlung	der	Betriebsprämie	bis	spätestens	
31.	Dezember	2009	als	Sondertilgung	zurückgeführt	werden.	
Die	Zinsverbilligung	soll	für	diesen	Fall	3	%	betragen.	Damit	
ist	das	Darlehen	zinsfrei.

Neben dieser Variante der Überbrückungsfinanzierung der Be-
triebsprämie	kann	das	Liquiditätshilfedarlehen	auch	als	nor-
males	Darlehen	mit	vierjähriger	Laufzeit	mit	einem	tilgungs-
freien	Jahr	und	einer	Zinsverbilligung	von	1	%	in	Anspruch	
genommen	werden.	Der	Bund	hat	die	Länder	beauftragt,	dies	
umzusetzen.	Die	notwendigen	Richtlinien	sind	bei	uns	in	Vor-
bereitung.	Nach	dem	derzeitigen	Stand	ist	davon	auszugehen,	
dass	die	Anträge	wahrscheinlich	Mitte	Juli	eingereicht	wer-
den	können.	Voraussetzung	für	die	Inanspruchnahme	dieser	
Liquiditätshilfedarlehen	 ist,	 dass	 die	 Hausbank	 ins	 Obligo	
geht	und	eine	Kreditbereitschaftserklärung	abgibt.

Das	Liquiditätshilfedarlehen	kann	auch	zur	Überbrückung	von	
Unwetterschäden	in	Anspruch	genommen	werden.	Das	wur-
de	uns	jetzt	ausdrücklich	von	Berlin	mitgeteilt.	Zur	Unterstüt-
zung	der	von	Unwetterereignissen	Betroffenen	wird	die	Lan-
desregierung	Mittel	bereitstellen.	Das	hat	der	Minister	bereits	
beim	Vor-Ort-Besuch	zugesagt.	Hierzu	wird	vom	Ministeri-
um	eine	Richtlinie	Unwetterhilfe	auf	der	Grundlage	einer	Rah-
menregelung	des	Bundes	entwickelt,	die	natürlich	mit	der	EU	
konform	geht.

Insofern	wird	noch	ein	bisschen	Zeit	ins	Land	gehen,	bis	die	
Mittel	ausgezahlt	werden.	Wichtig	ist,	dass	man	sie	jetzt	über-
haupt	richtig	erhebt,	dass	man	Eckdaten	kennt	und	dass	man	
die	Ämter	hört.

An	dieser	Stelle	möchte	ich	sagen:	Ich	war	auch	draußen.	Wir	
haben	 in	 unseren	 Ämtern	 für	 Landwirtschaft	 sehr	 praxis-
orientierte	Landesbedienstete,	die	in	dieser	schwierigen	Situ-
ation	den	Menschen	schon	eine	Hilfe	waren,	die	Überstunden	
gemacht	haben	und	selbst	sehr	betroffen	sind	und	helfen	wol-
len.

Es	ist	halt	immer	ein	individueller	Schaden.	Da	muss	geschaut	
werden,	inwiefern	man	versichert	ist.	Der	Herr	Minister	geht	
davon	aus,	dass	insgesamt	Schäden	in	Höhe	von	52	Millio-
nen € in der Landwirtschaft entstanden sind. Ich habe noch 
nie	gesehen,	dass	irgendwo	mit	solcher	Radikalität	Hagel	und	
Sturm,	ja	Orkan	zugeschlagen	haben.
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Keine	weitere	Zusatz-
frage.	–	Vielen	Dank,	Frau	Staatssekretärin.

Ich	rufe	die	Mündliche	Anfrage	unter	Ziffer	3	auf:

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e s 	 A b g . 	 G u s t a v -
A d o l f 	 H a a s 	 S P D 	 – 	 F ö r d e r u n g 	 d e s	
S t ä d t e t o u r i s m u s

Bitte,	Herr	Abgeordneter.

Abg. Gustav-Adolf Haas	SPD: Herr	Präsident,	meine	Da-
men,	meine	Herren,	Kolleginnen	und	Kollegen!	Ich	frage	die	
Landesregierung:

a)	 Ist	 die	 Landesregierung	 bereit,	 auf	 dem	 amerikanischen	
Kontinent,	speziell	in	den	USA,	für	den	Städtetourismus	in	
Baden-Württemberg	verstärkt	zu	werben,	wie	es	ausweis-
lich	der	Medienberichterstattung	vom	12.	Juni	2009	von	
der	Stadt	Heidelberg	bereits	praktiziert	wird?

b)	In	welchen	anderen	Ländern	muss	dem	Beispiel	Heidel-
bergs	folgend	ebenfalls	geworben	werden,	auch	mit	dem	
Ziel,	den	Langzeittourismus	 in	Baden-Württemberg	ver-
stärkt	bekannt	zu	machen,	damit	die	Übernachtungszahlen	
gesteigert	 werden	 und	 die	Aufenthaltsdauer	 verlängert	
wird?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Antwort	erteile	
ich	Herrn	Staatssekretär	Drautz	das	Wort.

Staatssekretär Richard Drautz:	Herr	Präsident,	meine	Da-
men	und	Herren!	Ich	beantworte	die	Anfrage	des	Abg.	Gus-
tav-Adolf	Haas

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Wie	folgt!	–	Heiter-
keit)

wie	folgt:	

Zu	der	Frage	ist	zunächst	einmal	anzumerken:	Die	Landesre-
gierung	betreibt	selbst	kein	operatives	Tourismusmarketing.	
Die	Aufgabe	der	Bewerbung	einzelner	Städte	als	Tourismus-
ziele	ist	vor	diesem	Hintergrund	im	Wettbewerbsmarkt	Tou-
rismus	vorerst	eine	originäre	Aufgabe	der	Städte	selbst.	

Dies	 vorausgeschickt	 ist	 die	Tourismus-Marketing	 Baden-
Württemberg	GmbH	(TMBW)	seit	dem	vergangenen	Jahr	im	
Rahmen	einer	Sonderzuwendung	des	Wirtschaftsministeriums	
verstärkt	auf	dem	US-amerikanischen	Markt	aktiv.	Im	Rah-
men	des	auf	die	Jahre	2008	und	2009	befristeten	Aktionspro-
gramms	„Zukunftsfähiger	Tourismus“	hat	das	Wirtschaftsminis-
terium	der	TMBW	zur	Orientierung	und	Verstärkung	der	Aus-
landsmarktbearbeitung eine Sonderzuweisung von 280 000 € 
bewilligt.	

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

Davon	werden	für	Marketingmaßnahmen	in	den	USA	insge-
samt 70 000 € eingesetzt. 

(Abg.	Dieter	Hillebrand	CDU:	Das	ist	viel!)

Aus	diesen	Mitteln	werden	Marketingkooperationen	mit	Rei-
severanstaltern	auf	dem	amerikanischen	Markt	eingegangen	

und	gezielte	Maßnahmen	zur	Ansprache	der	amerikanischen	
Reiseindustrie	und	Fachpresse	durchgeführt.	

Daneben	setzt	die	TMBW	im	Rahmen	ihres	regulären	Mar-
ketingplans	2009	für	Marketingmaßnahmen	in	den	USA	und	
Kanada mit 95 000 € den absolut höchsten Betrag für einen 
Auslandsmarkt	ein.	

Die	Bewerbung	des	Städtetourismus	durch	die	TMBW	erfolgt	
im	Rahmen	des	Marketingkreises	Städtetourismus,	in	dem	die	
neun	kreisfreien	Städte	des	Landes	Mitglied	sind.	Im	Rahmen	
ihres	zielgruppen-	und	quellmarktorientierten	Marketings	wird	
das	Thema	Städtetourismus	von	der	TMBW	individuell	auf-
bereitet	und	bei	nahezu	allen	Aktivitäten	auf	dem	amerika-
nischen	Markt	beworben.	

Als	Beispiele	sind	die	Präsentationen	der	TMBW	vor	wich-
tigen	US-Pressevertretern,	Mediatoren	an	der	Ost-	und	West-
küste,	gemeinsame	redaktionelle	Beiträge	in	amerikanischen	
Fachpublikationen,	 die	Teilnahme	 an	 bedeutenden	 Messen	
und	Veranstaltungen	der	US-Reisebranche,	die	Organisation	
von	Presse-	und	Studienreisen	etc.	zu	nennen.

Zu	Frage	b:	Um	das	Potenzial	des	Landes	insbesondere	in	den	
Bereichen	Städte,	Kultur,	Gesundheit	und	Wellnessangebote	
sowie	Genuss	und	Kulinaristik	auf	den	Tourismusmärkten	he-
rauszustellen	und	Baden-Württemberg	langfristig	erfolgreich	
als	Reiseziel	zu	positionieren,	ist	die	TMBW	bereits	seit	vie-
len	Jahren	auf	wesentlichen	Auslandsquellmärkten	in	Europa	
und	Übersee	aktiv.	In	Europa	gehören	dazu	folgende	Märkte:	
Schweiz,	Österreich,	Italien,	Frankreich	und	Großbritannien.	
In	Übersee	sind	dies	die	Märkte	USA,	Kanada,	Japan,	China	
und	die	arabischen	Golfstaaten.	

Im	Rahmen	der	vorgenannten	Sonderzuwendungen	und	mit-
hilfe	des	aus	Mitteln	des	Impulsprogramms	Baden-Württem-
berg	 dotierten	Aktionsprogramms	 „Zukunftsfähiger	Touris-
mus“	führt	die	TMBW	in	den	Jahren	2008	und	2009	verstärk-
te	Marketingmaßnahmen	außer	in	den	USA	auch	in	den	Län-
dern	Japan,	China,	Großbritannien	und	Österreich	sowie	neu	
in	den	als	Zukunftsmärkte	eingestuften	Ländern	Russland	und	
Indien	durch.	

Eine weitere Sonderzuwendung über 140 000 € wurde der 
TMBW	im	Sommer	2008	im	Rahmen	des	Aktionsprogramms	
„Zukunftsfähiger	Tourismus“	zur	Verstärkung	der	Auslands-
marktbearbeitung	in	Frankreich	in	den	Jahren	2008	und	2009	
bewilligt.

Auf	den	europäischen	Märkten	werden	zusätzliche	Aktivitäten	
zur	Ansprache	von	Endkunden	durch	die	Teilnahme	an	Publi-
kumsmessen,	durch	Plakatwerbung	etc.	durchgeführt.	In	den	
Überseemärkten	hat	sich	die	Konzentration	auf	Maßnahmen	
zur	direkten	Ansprache	von	Reiseveranstaltern,	Reisevermitt-
lern	sowie	Presse	und	Multiplikatoren	bewährt.	

In	den	beiden	Zukunftsmärkten	Indien	und	Russland	werden	
diese	Aktivitäten	noch	durch	touristische	Präsentationen	für	
Vertreter	der	Reisebranche	und	der	Fachpresse	 im	Rahmen	
von	 Delegationsreisen	 des	 Herrn	 Ministerpräsidenten	 ver-
stärkt.	Hierbei	sind	die	Baden-Württemberg-Tage	in	Moskau	
–	erst	kürzlich	vom	25.	bis	28.	Mai	2009	–	sowie	die	Delega-
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tionsreise	nach	 Indien	 im	November	2009	explizit	 zu	nen-
nen.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	Zusatzfrage	des	
Herrn	Abg.	Haas.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Der	Staatssekretär	hat	
umfassend	Antwort	gegeben!)

Abg. Gustav-Adolf Haas	SPD:	Herr	Staatssekretär,	es	geht	
nicht	um	eine	Gesamtbetrachtung	dieser	Städtetourismussitu-
ation	in	den	vergangenen	Jahren,	sondern	es	geht	um	die	ak-
tuelle	Situation.	Vor	diesem	Hintergrund	hat	die	Stadt	Heidel-
berg	jetzt	die	Initiative	gestartet.	Meine	Frage	ist	noch	einmal,	
ob die 420 000 €, die für Nordamerika insgesamt – USA und 
Kanada	–	 zur	Verfügung	 stehen,	wirklich	 ausreichend	 sind	
oder	ob	man	nicht	die	Chance	nutzen	sollte,	in	Amerika	auf	
den	Städtetourismus	hinzuweisen	–	in	den	anderen	Ländern	
auch	–;	denn	Baden-Württemberg	hat	es	verdient,	dass	der	
Städtetourismus	auf	hohem	Niveau	erhalten	bleibt	und	nicht	
stagniert.	

Frage:	Sind	Mittel	bereitzustellen,	und	wenn	ja,	 in	welcher	
Höhe,	um	diesem	Werbeziel	wirklich	nachkommen	zu	kön-
nen?	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Staatssekre-
tär.

Staatssekretär Richard Drautz:	 Herr	Abgeordneter,	 ich	
empfehle	Ihnen,	bei	den	nächsten	Haushaltsberatungen	mehr	
Geld	für	uns	zu	beantragen.

(Heiterkeit	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Das	
war	ein	typischer	Drautz!)

Dann	wäre	dies	durchaus	möglich.	

(Beifall	bei	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	weitere	Zusatzfra-
ge	des	Herrn	Abg.	Haas.	

Abg. Gustav-Adolf Haas	SPD:	Herr	Staatssekretär,	haben	
Sie	Verständnis	dafür,	dass	ich	die	Antwort	gern	heute	hät-
te?

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD	zu	Staatssekretär	Richard	
Drautz:	Was	sollen	wir	denn	beantragen?	Wie	viel?	

–	Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

Staatssekretär Richard Drautz:	Die	Gelder,	die	zur	Verfü-
gung	stehen,	sind	total	verplant.	

(Abg.	Gustav-Adolf	Haas	SPD:	Also!)

Eines	steht	in	jedem	Fall	fest:	Für	einzelne	Aktivitäten	von	
einzelnen	Städten	steht	kein	zusätzliches	Geld	zur	Verfügung,	
weil	es	einen	solchen	Haushaltstitel	überhaupt	nicht	gibt.	

(Abg.	Gustav-Adolf	Haas	SPD:	Die	werben	doch	aus	
lauter Hilflosigkeit!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Gibt	es	weitere	Zusatz-
fragen?	–	Das	ist	nicht	der	Fall.

Vielen	Dank,	Herr	Staatssekretär.

(Beifall	bei	der	CDU)

Damit	ist	der	Tagesordnungspunkt	5	–	Fragestunde	–	been-
det.	

(Unruhe)

Sie	wissen,	dass	die	Fragestunde	in	der	Erprobungsphase	der	
neuen	Geschäftsordnung	auf	eine	halbe	Stunde	begrenzt	ist.	
Kollege	Theurer,	ich	kann	Ihnen	deshalb	nur	sagen,	dass	Ihre	
Mündliche	Anfrage	 schriftlich	 beantwortet	 wird.	 Ich	 muss	
mich	an	die	Geschäftsordnung	halten.	

*

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e s 	 A b g . 	 M i c h a e l	
T h e u r e r 	 F D P / D V P 	 – 	 F u n k t i o n 	 d e s	
„ S p r a c h e n b e a u f t r a g t e n “ 	 d e r 	 d e u t -
s c h e n 	 L ä n d e r

In	welchem	Zusammenhang	steht	die	Ausübung	der	Funkti-
on	des	„Sprachenbeauftragten“	der	deutschen	Länder	durch	
Baden-Württemberg	 mit	 der	Werbekampagne	 des	 Landes	
„Wir	können	alles.	Außer	Hochdeutsch.“?

Schriftliche Antwort des Staatsministeriums

Die	Rolle	als	Sprachenbeauftragter	ist	uns	auf	den	Leib	ge-
schrieben,	weil	wir	den	Anspruch	erheben,	wirklich	alles	zu	
können,	auch	Hochdeutsch.	Deshalb	ist	das	Motto	unserer	seit	
zehn	Jahren	sehr	erfolgreichen	Werbe-	und	Sympathiekampa-
gne	„Wir	können	alles.	Außer	Hochdeutsch.“	ähnlich	humo-
ristisch	zu	sehen	wie	die	Anfrage.	Und	es	stimmt	–	genau	ge-
nommen	–	auch	gar	nicht.	Aus	sprachhistorischer	Sicht	sind	
Schwäbisch,	Alemannisch,	Kurpfälzisch	und	Fränkisch	hoch-
deutsche	Dialekte.	Also	können	wir	sogar	besonders	gut	Hoch-
deutsch.	

Das	 sehen	 auch	 die	 Europaminister	 der	 Länder	 so.	 Bereits	
1994	haben	sie	Baden-Württemberg	zum	„Sprachenbeauftrag-
ten	in	EU-Angelegenheiten“	ernannt.	Unsere	Aufgabe	ist	es,	
für	die	Belange	der	deutschen	Sprache	als	Amts-	und	Verhand-
lungssprache	 in	Brüssel	einzutreten.	 In	diesem	Zusammen-
hang	werden	auch	aktuelle	Problemfälle	aufgegriffen	und	in	
Zusammenarbeit	mit	der	Bundesregierung	einer	Lösung	zu-
geführt.	

Auf	unsere	Initiative	hin	werden	auch	seit	Jahren	vom	Goe-
the-Institut	in	Zusammenarbeit	mit	uns	Deutschsprachkurse	
für	EU-Mitarbeiter	angeboten,	die	regen	Zulauf	haben.	

Über	unsere	vielfältigen	Aktivitäten	zur	Stärkung	der	deut-
schen	Sprache	in	der	EU,	zu	denen	auch	direkt	an	die	EU-
Kommission	gerichtete	Stellungnahmen	des	Bundesrats	ge-
hören,	informiert	der	Minister	für	Bundes-	und	Europaange-
legenheiten	sowie	für	den	Geschäftsbereich	des	Staatsminis-
teriums	 auch	 regelmäßig	 den	 EU-Ausschuss	 des	Landtags.	
Ziel	unserer	Bemühungen	ist	es,	wenn	Sie	so	wollen,	alles	da-
ranzusetzen,	dass	es	in	Brüssel	nicht	länger	heißt:	„Wir	kön-
nen	alles	außer	Deutsch“.	Das	gilt	natürlich	auch	für	unsere	
Abgeordneten	in	Brüssel.	

*
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Ich	rufe	Punkt 6 der	
Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – Der Stellen-
wert der Lernmittelfreiheit in Baden-Württemberg – 
Drucksache 14/2612

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Antrags	fünf	Minuten	und	für	die	Aussprache	
über	den	Antrag	fünf	Minuten	je	Fraktion.	

Für	die	SPD-Fraktion	darf	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Mentrup	das	
Wort	erteilen.	

Abg. Dr. Frank Mentrup	SPD:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
Kolleginnen	und	Kollegen!	Unsere	Landesverfassung	gewähr-
leistet	die	Lernmittelfreiheit.	Das	ist	gut	so.	Darauf	sind	wir	
als	Baden-Württemberger	stolz.	Trotzdem	ist	es	immer	wie-
der	wichtig,	über	dieses	Thema	zu	reden	und	sich	die	Umset-
zung	 der	 Lernmittelfreiheit	 in	 diesem	 Land	 anzuschauen.	
Denn	ein	solches	Verfassungsgebot	hat	nur	dann	einen	Sinn,	
wenn	vor	Ort	die	Lernmittelfreiheit	auch	so	ankommt	und	so	
verstanden	 wird,	 dass	 das	 damit	 verbundene	 Ziel	 erreicht	
wird.	

Wir	können	dem	absolut	zustimmen,	was	in	Ihrer	Stellung-
nahme	zu	Ziffer	1	des	Antrags	Drucksache	14/2612	dargestellt	
ist:

Die Lernmittelfreiheit hat sich bewährt. Sie ist eine der 
wesentlichen Voraussetzungen dafür, dass jeder junge 
Mensch die ihm nach Artikel 11 der Verfassung zustehen-
de, seiner Begabung entsprechende Erziehung und Aus-
bildung erhält. Eine Änderung der Regelung ist nicht er-
forderlich.

(Unruhe)

Fragt	man	allerdings	nach,	wie	denn	die	Umsetzung	der	Lern-
mittelfreiheit	in	diesem	Land	konkret	aussieht,	wird	man	in	
der	Antwort	auf	einige	weitere	rechtliche	und	verfahrensrecht-
liche	Weisungen	aufmerksam	gemacht.	Da	gibt	es	im	Schul-
gesetz	eine	Regelung,	die	sehr	stark	danach	unterscheidet,	ob	
es	sich	bei	den	Lernmitteln	um	leihweise	überlassene	Lern-
mittel	handelt	oder	um	Lernmittel,	die	den	Schülerinnen	und	
Schülern	zum	weiteren	Verbrauch	überlassen	werden.	Lern-
mittel	dieser	zweiten	Kategorie	sollen	nach	dem	Schulgesetz	
nur	ausnahmsweise	überlassen	werden.	

In	einer	dritten	Regelungstiefe	–	das	ist	die	Lernmittelverord-
nung	–	werden	bestimmte	Lernmittel	nicht	mehr	als	Lernmit-
tel	anerkannt,	wenn	sie	zur	Schulausstattung	der	Schülerinnen	
und	Schüler	gehören.	Hier	wird	neben	dem	Schulträger	auch	
die einzelne Schule als ein Regulativ eingeführt, das definiert, 
was	unter	die	Lernmittel	fällt,	die	vom	Staat	zu	beschaffen	
sind,	und	was	nicht	unter	diese	Lernmittel	fällt.

(Anhaltende	Unruhe)

Das	scheint	im	ersten	Moment	die	Rechtsprechung	des	VGH	
nicht	zu	berücksichtigen.	Denn	der	VGH	in	Mannheim	hat	im	
Jahr	2001	befunden,	Lernmittel	seien

… Gegenstände, die für den Unterricht … notwendig und 
zur Nutzung durch den einzelnen Schüler bestimmt sind.

Der	VGH	macht	also	nicht	diese	Unterscheidung,	ob	jeman-
dem	etwas	leihweise	überlassen	oder	ob	es	endgültig	zum	Ge-
brauch	überlassen	wird.	So	hat	man	zunächst	den	Eindruck,	
dass	es	eine	 rechtliche	Unklarheit	gibt,	 indem	diese	Unter-
scheidung	im	Schulgesetz	getroffen	wird,	der	VGH	diese	Un-
terscheidung	jedoch	nicht	trifft.	

Dann	ist	auch	ein	wenig	befremdlich,	dass	man	gleichzeitig	
mit	 dem	 Städte-	 und	 dem	 Gemeindetag	 sagt,	 Gegenstände	
minderen Werts seien solche, die weniger als 1 € kosten, dass 
man	es	dann	aber	den	Schulträgern	und	vielfach	den	einzel-
nen	Schulen	überlässt,	auch	deutlich	teurere	Gegenstände	aus	
dem	Lernmittelverzeichnis	der	Lernmittelverordnung	und	da-
mit	der	Lernmittelfreiheit	herauszunehmen.

In	der	Stellungnahme	zu	Ziffer	5	des	Antrags,	in	der	wir	auf	
diesen	Umstand	hinweisen,	machen	Sie	wieder	die	Kehrtwen-
de.	Sie	sagen	zwar,	dass	es	keinerlei	Bedenken	gibt,	dass	El-
tern	freiwillig	zu	höheren	Beträgen	herangezogen	werden	kön-
nen,	dass	aber	„Arbeitshefte	und	Ganzschriften“,	die	„aus	pä-
dagogischen	Gründen	zum	notwendigen	Lernmittel“	erklärt	
werden,	dann	auch	kostenfrei	zur	Verfügung	gestellt	werden.	
Das	wiederum	entspricht	eigentlich	nicht	der	Auslegung,	die	
im Schulgesetz zu finden ist. Vor allem – das ist mein Punkt 
heute	–	entspricht	das	nicht	der	Realität.	

Denn	wir	müssen	zur	Kenntnis	nehmen,	dass	es	im	Rahmen	
neuer	pädagogischer	Konzepte	mittlerweile	üblich	 ist	–	 ich	
weiß	das	als	Vater	von	vier	Kindern	aus	eigener	Anschauung	
–,	dass	es	in	fast	jedem	Fach	Arbeitshefte	und	Arbeitsbücher	
gibt,	die	nicht	nur	der	Lektüre,	dem	Nachlesen	dienen,	son-
dern	so	aufgebaut	sind,	dass	Schülerinnen	und	Schüler	darin	
auch	selbst	Aufgaben	erfüllen	sollen.	Daran	hangelt	man	sich	
im	Wesentlichen	im	Unterricht	entlang;	das	ist	die	Grundlage	
der	pädagogischen	Struktur	des	Unterrichts.

Auf	jedem	Elternabend	werden	Sie	es	bei	jedem	Fach	erle-
ben,	dass	man	sagt:	Da	das	Material	den	Schülerinnen	und	
Schülern	 endgültig	 überlassen	 werde	 und	 die	 Überlassung	
nicht	leihweise	erfolgen	könne	–	dafür	hat	man	im	Schulge-
setz	durchaus	eine	Argumentationslinie	–,	sei	man	doch	ei-
gentlich	der	Meinung,	dass	die	Eltern	das	selbst	beschaffen	
sollten.	Denn	es	steht	nicht	nur	zum	Gebrauch	zur	Verfügung,	
sondern	wird	am	Ende	in	das	Eigentum	der	Schülerinnen	und	
Schüler	überführt.	

Summiert	man	das	einmal,	dann	sind	das	pro	Fach	etwa	zwi-
schen 5 € und 15 €. Dies ist etwa die Preisspanne, die ich aus 
den	verschiedenen	Fächern	kenne.	Das	summiert	sich	für	die	
einzelnen	Eltern	doch	ganz	ordentlich.	Jeder,	der	Kinder	am	
Gymnasium	hat,	wo	diese	Lernmittel	besonders	intensiv	ein-
gesetzt	werden,	kann	sich	erinnern,	dass	auf	Elternabenden	
sehr	vehement	dafür	geworben	wird,	 solche	Arbeitsmateri-
alien	freiwillig	anzuschaffen.	Dann	gibt	es	immer	ein	paar	Vä-
ter	oder	Mütter,	bei	denen	man	genau	merkt,	dass	sie	etwas	
betreten	auf	den	Boden,	unter	den	Tisch	schauen.	Daraufhin	
gibt	es	den	Hinweis,	dass	es	einen	Förderverein	gebe,	an	den	
man	sich	wenden	könne,	der	die	Anschaffung	mit	einer	Spen-
de	unterstützen	werde.

Meine Damen und Herren, hier findet eine Beschämung statt. 
Es findet eine Nichtversorgung von Familien, von Kindern 
mit	pädagogisch	für	den	Unterricht	absolut	notwendigem	Ma-
terial	statt,	dessen	Beschaffung	vorausgesetzt	wird,	und	zwar	
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mit	der	Begründungslinie,	die	zwar	aus	dem	Schulgesetz	he-
rauszulesen	ist,	die	aber	zu	dem,	was	Sie	in	Ihrer	Stellungnah-
me	zu	Ziffer	5	schreiben,	eigentlich	im	Widerspruch	steht.

Wir	möchten	Sie	dringend	bitten,	hier	in	eine	Diskussion	da-
rüber	einzusteigen	–	unser	heutiger	Antrag	soll	der	Auftakt	
dazu sein –, dass wir diesen Widerspruch auflösen müssen.

Sie	argumentieren	jetzt,	es	sei	nicht	Ihre	Aufgabe,	den	Schul-
trägern	und	den	einzelnen	Schulen	vorzuschreiben,	was	sie	
als Lernmittel definieren und was nicht. Das halte ich für ver-
fassungsrechtlich	fragwürdig.	Sie	stehen	sehr	wohl	in	der	Auf-
gabe,	 die	 Umsetzung	 eines	 verfassungsmäßigen	 Rechts	 zu	
überprüfen	und	dann	festzustellen,	ob	Ihre	Regelungen	denn	
ausreichen,	um	eine	verfassungsgemäße	Umsetzung	sicher-
zustellen.	Das	scheint	mir,	wenn	ich	mir	den	Schulalltag	an-
schaue,	hier	absolut	nicht	mehr	gegeben	zu	sein,	und	zwar	
nicht	aus	bösem	Willen	der	Beteiligten,	sondern	einfach	des-
halb,	weil	hier	eine	strategische,	inhaltliche	und	fachliche	Füh-
rung und Diskussion nicht stattfindet.

Das	soll	hier	jetzt	kein	Plädoyer	dafür	sein,	Herr	Wacker,	das	
alles	staatlicherseits	bis	ins	Letzte	regeln	zu	müssen.	Aber	Sie	
können auf die Fragen „Wie hoch ist denn die finanzielle Be-
teiligung	der	Eltern	real?“	und	„Wie	wirkt	sich	denn	die	Lern-
mittelfreiheit	real	auf	eine	solche	Beteiligung	aus?“	doch	nicht	
damit	antworten,	dass	Sie	sagen:	

Weder dem Kultusministerium noch den kommunalen 
Landesverbänden liegen Erkenntnisse vor, wie hoch das 
finanzielle Engagement der Eltern ist. 

Vielmehr	ist	es	doch	Ihre	Aufgabe	auch	als	Hüter	der	Umset-
zung	eines	Gebots	mit	Verfassungsrang,	hier	ein	System	ein-
zuführen,	wie	man	in	den	Dialog	mit	den	Schulträgern	vor	
Ort,	mit	den	Schulen	vor	Ort	eintritt,	um	hier	einmal	stichpro-
benartig	zu	erfahren,	wie	es	denn	aussieht,	und	dann	eine	lan-
desweite	Diskussion	darüber	zu	führen,	wie	Lernmittelfrei-
heit	so	umgesetzt	wird,	dass	dem	Verfassungsanspruch	Rech-
nung	getragen	wird.

Mir	geht	es,	wie	gesagt,	nicht	darum,	dass	Sie	das	alles	bis	ins	
Detail	regeln	sollen.	Wir	stehen	sehr	zur	Selbstständigkeit	von	
Schulträgern	und	Schulen.	Aber	Sie	müssen	die	moralische,	
die	inhaltliche	und	die	fachliche	Diskussion	zusammenfüh-
ren,	 und	Sie	müssen	 sie	 immer	wieder	 initiieren,	 denn	nur	
dann	können	Sie	sicher	sein,	dass	das,	was	die	Verfassung	ga-
rantiert,	in	der	Schullandschaft	in	Baden-Württemberg	auch	
umgesetzt	wird,	dass	die	Bildungschancen	für	alle	Menschen,	
für	alle	Schülerinnen	und	Schüler	wirklich	unabhängig	von	
ihrer	Herkunft	und	ihrem	sozialen	Status	umgesetzt	werden	
und	dass	es	im	Land	nicht	zu	großen	Ungleichheiten	kommt	
und	die	jeweilige	Situation	nicht	davon	abhängt,	an	welcher	
Schule,	bei	welchem	Schulträger	man	nun	gerade	seine	Kin-
der	versorgt	sieht.	Das	muss	Ihre	Aufgabe	sein.

Daher	sind	wir	mit	Ihrer	Stellungnahme	zu	unserem	Antrag	
alles	andere	als	zufrieden,	die	da	sinngemäß	heißt:	„Es	gibt	
doch	ein	paar	Regelungen.	Sie	widersprechen	sich	zwar	in	ei-
nigen	Punkten,	aber	eigentlich	 ist	doch	alles	klar.	Wir	sind	
nicht	die	Entscheidenden,	die	das	vor	Ort	umsetzen	und	alles	
genau	regeln	müssen.	Wir	wissen	aber	auch	nicht,	ob	der	Ver-
fassungsanspruch	hier	wirklich	erfüllt	wird	oder	nicht.	Daher	
haben	wir	damit	nichts	zu	tun.“	

Ich	fordere	Sie	an	dieser	Stelle	auf,	einen	anderen	Weg	einzu-
schlagen.	Ich	fordere	Sie	auf,	zu	überlegen,	wie	man	hier	über	
Stichproben	ein	Stück	weit	ermessen	kann,	was	da	auf	die	El-
tern	zukommt,	und	dann	auch	entsprechende	Korrekturen	vor-
zunehmen	–	nicht	dahin	gehend,	dass	alles	geklärt	wird,	aber	
dahin	gehend,	dass	man	eine	Erwartung	formuliert	und	auch	
versucht,	eine	Erwartung	umzusetzen.	Da,	wo	das	nicht	mög-
lich	ist,	wird	man	auch	das	eine	oder	andere	regeln	müssen.	
Der 1­€­Wert, den der Städtetag vorgeschlagen hat, wäre ei-
ne	gute	Richtschnur.	Die	Diskussion	darüber,	ob	man	für	al-
les	leihweise	Schulbüchersätze	braucht	oder	ob	man	nicht	in	
stärkerem	Maße	zu	diesen	Arbeitsmaterialien	übergeht,	die	
der	Schüler	dann	auch	für	sich	selbst	verwenden	kann,	wür-
de	 der	 pädagogischen	 Entwicklung	 Rechnung	 tragen.	 Das	
kann	aber	nicht	auf	dem	Rücken	der	Eltern	erfolgen.

Sie	brauchen	auch	 irgendein	Messsystem,	mit	dessen	Hilfe	
Sie	die	reale	Belastung	der	Eltern	ungefähr	ermessen	können.	
Denn	 sonst	 können	 Sie	 die	 Frage,	 ob	 der	Verfassung	 hier	
Rechnung	getragen	wird,	gar	nicht	beantworten.

Ihre	Antwort	ist	auch	unvollständig.	Es	gibt	Umfragen	aus	den	
Neunzigerjahren	aus	Mannheim,	sicherlich	aber	auch	aus	an-
deren	Städten.	Da	haben	Sozialverbände	einmal	ermitteln	wol-
len:	Wie	hoch	sind	denn	eigentlich	die	heimlichen	Schulge-
bühren?	Sie	kamen	zum	damaligen	Zeitpunkt	noch	auf	meh-
rere Hundert D­Mark für eine Familie. Da fließen natürlich 
auch Landheimaufenthalte, Ausflüge und Ähnliches ein. Das 
ist	jedoch	ein	Thema,	das	für	mich	hier	gar	nicht	im	Vorder-
grund	steht.	Mir	geht	es	vor	allem	um	das	Material,	das	zur	
Erfüllung	der	Teilnahme	am	Unterricht	absolut	erforderlich	
ist.	Hier	gibt	es	einen	erheblichen	Nachsteuerungsbedarf.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE	–	Zuruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	waren	genau	zehn	
Minuten.	Eine	Punktlandung:	zehn	Minuten,	auf	einmal	weg-
gevespert.	

(Heiterkeit	bei	Abgeordneten	der	Grünen)

Für	die	Fraktion	der	CDU	erteile	ich	Herrn	Abg.	Traub	das	
Wort.

Abg. Karl Traub	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	liebe	
Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	Herren!	Die	
CDU-Landtagsfraktion	ist	der	klaren	Meinung,	dass	die	Lern-
mittelfreiheit	eine	wesentliche	Voraussetzung	dafür	ist,	dass	
jeder	junge	Mensch	die	ihm	nach	der	Verfassung	zustehende,	
seiner	Begabung	entsprechende	Erziehung	und	Ausbildung	
erhält;	die	SPD-Fraktion	hält	die	Lernmittelfreiheit	nur	für	ei-
ne	wichtige	Voraussetzung.

Wir	sollten	dies	alles	nicht	verkomplizieren.	Das	gilt	auch	für	
das,	was	der	Kollege	Mentrup	vorhin	gesagt	hat.	Wir	meinen,	
um	es	vorwegzunehmen:	Die	jetzige	Regelung	ist	praktika-
bel.	Ich	nehme	auch	vorweg,	falls	die	SPD	in	einem	weiteren	
Antrag	eine	entsprechende	Forderung	stellen	sollte:	Eine	Än-
derung	der	bestehenden	Regelung	ist	aus	unserer	Sicht	nicht	
erforderlich.	Der	jetzt	vorliegende	Antrag	der	SPD-Fraktion	
stammt	vom	April	2008,	und	die	Stellungnahme	dazu	wurde	
im	Mai	2008	ausgegeben.	
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Schulgeld-	und	Lernmittelfreiheit	bedeuten	nicht,	dass	die	El-
tern	von	allen	Kosten,	die	mit	dem	Schulbesuch	zusammen-
hängen,	freizustellen	sind.	Auch	sind	nicht	alle	Gegenstände,	
die	im	mittelbaren	oder	im	unmittelbaren	Zusammenhang	mit	
dem	Schulbesuch	stehen,	Lernmittel.	Ich	meine	hiermit	Aus-
stattungsgegenstände	der	Schüler	wie	Schulranzen	oder	Sport-
kleidung.	All	diese	Gegenstände	sind	dem	persönlichen	Be-
reich	zuzuordnen.	

Nach	 dem	 Schulgesetz	 nehmen	 die	 Gemeinden,	 die	 Land-
kreise,	 die	 Schulverbände	 die	 ihnen	 als	 Schulträger	 oblie-
genden Angelegenheiten als Pflichtaufgaben wahr. Der Schul-
träger	beschafft	die	Lehr-	und	Lernmittel.	Gesetzesadressaten	
der	 Bestimmungen	 zur	 Lernmittelfreiheit	 sind	 deshalb	 die	
Schulträger.	Ihnen	obliegt	es,	den	Begriff	„Gegenstände	ge-
ringeren	Werts“	auszulegen.	Da	es	sich	um	die	Unterhaltung	
von	Schulen	und	um	eine	weisungsfreie	Aufgabe	handelt,	ist	
eine	Auslegung	des	Begriffs	durch	die	Landesregierung	oder	
durch	das	Kultusministerium	nicht	vorzunehmen.

Die	Schulträger	können	natürlich	im	Rahmen	der	Auslegung	
des	Begriffs	„Gegenstände	geringeren	Werts“	Utensilien	wie	
Papier,	 Hefte,	 Ordner,	 Schreib-	 und	 Malgeräte,	 Bleistifte,	
Buntstifte,	Farbkästen	usw.	von	der	Lernmittelfreiheit	ausneh-
men. Aber die Höhe des finanziellen Engagements der Eltern 
an	schulischen	Kosten	hängt	ja	von	vielen,	auch	anderen	Fak-
toren	ab.	Eine	konkrete	Handhabung	der	Lernmittelfreiheit	an	
der	einzelnen	Schule	hängt	auch	von	der	Bereitschaft	der	El-
tern	ab,	inwieweit	sie	sich	an	solchen	Kosten	beteiligen.	Bei	
außerunterrichtlichen	Veranstaltungen	ist	ohnehin	ein	Spiel-
raum	gegeben.

Ich stelle aber klar fest, dass niemand verpflichtet ist, Kosten-
anteile	zu	zahlen,	wenn	die	Gegenstände	nicht	von	geringerem	
Wert	sind.	Wir	sollten	auch	nicht	so	weit	gehen,	die	Handha-
bung	der	Lernmittelfreiheit	der	Schulaufsicht	zu	übertragen.	
Schulen	und	Schulträger	haben	für	ihre	Kinder	in	der	Praxis	
genügend	Erfahrung	und	setzen	hier	die	richtigen	Maßstäbe	an.

Wenn	soziale	Unterschiede	bestehen	–	das	ist	ein	wichtiger	
Punkt,	auf	den	ich	besonders	hinweisen	will	–,	können	Rege-
lungen	vor	Ort	getroffen	werden.	Immer	zu	Beginn	eines	je-
den	Schuljahrs	weist	das	Kultusministerium	auf	die	bestehen-
den	gesetzlichen	Regelungen	hin.	

Ich weise zusätzlich darauf hin, dass es bei Ausflügen nicht 
um	Schulgeld-	und	Lernmittelfreiheit	geht,	sondern	um	eine	
allgemeine	soziale	Absicherung	und	darum,	wie	die	einzelne	
Schule	damit	umgeht.	Die	Empfänger	von	Hilfe	zum	Lebens-
unterhalt	 z.	B.	 können	 aufgrund	 bestehender	 Gesetze	 Leis-
tungen	dazu	erhalten.	

Die Schulen gehen in der Regel kostspielige Ausflüge, Schul-
landheimaufenthalte sehr sensibel an. Selten fliegen Schul-
klassen	nach	Mallorca	oder	dergleichen.	An	unseren	Schulen	
gibt	es	aber	für	solche	oder	ähnliche	Angebote	auch	Eltern-
initiativen	und	Fördervereine,	die	sich	immer	gut	bewähren.	

Erlauben	Sie	mir,	kurz	noch	auf	die	im	Antrag	angesprochene	
Schülerbeförderung	einzugehen.	In	den	Satzungen	der	Land-
kreise	steht	auch,	dass	der	Eigenanteil	erlassen	wird,	wenn	die	
Kostentragung	für	die	Eltern	oder	den	Elternteil	aufgrund	ih-
rer	wirtschaftlichen	Verhältnisse	eine	unbillige	Härte	darstel-
len	würde.	

Dazu	zählen	auch	die	Hartz-IV-Empfänger.	In	der	dritten	Neu-
regelung	von	Hartz	IV	steht	auch,	dass	zu	Beginn	eines	neu-
en	Schuljahrs	einmalige	Leistungen	für	schulische	Ausgaben	
von 100 € gewährt werden. Ursprünglich war 2008 in Berlin 
geplant,	dies	nur	bis	zur	zehnten	Klasse	zu	gewähren.	Das	
Land	 Baden-Württemberg	 hat	 darauf	 gedrängt,	 diese	 Leis-
tungen	bis	zum	Abitur	auszudehnen,	um	sozial	Benachteilig-
ten	gleich	gute	Chancen	für	einen	höheren	Bildungsabschluss	
zu	ermöglichen.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Richtig!)

Das	Konjunkturprogramm	II	vom	März	2009	sieht	zusätzlich	
im	SGB	II	und	im	SGB	XII	eine	deutliche	Erhöhung	der	Re-
gelsätze	für	sechs-	bis	13-jährige	Kinder	vor.	Die	Regelleis-
tungen werden von 60 % auf 70 %, also von 211 € auf 251 € 
und damit um 40 € monatlich erhöht. 

Letztlich	verlangen	viele	Kreise	–	dies	 ist	 auch	 in	meinem	
Heimatkreis	so	–	für	Grund-	und	Hauptschüler	keine	Kosten-
anteile	für	Schülerbeförderungen.	Viele	Gemeinden	erstatten	
auch	teilweise	Fahrkosten	für	Kindergartenkinder	oder	beför-
dern	diese	kostenfrei.	Die	CDU-Fraktion	sieht	aufgrund	der	
vielen	angepassten	Regelungen	keine	Notwendigkeit,	hier	et-
was	gesetzlich	zu	ändern.	Denn	was	gut	ist,	braucht	nicht	un-
nötig	verkompliziert	zu	werden.	

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	 Für	 die	 Fraktion	
	GRÜNE	erteile	ich	Frau	Abg.	Neuenhaus	das	Wort.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Das	kann	nicht	mehr	
getoppt	werden!)

Abg. Ilka Neuenhaus	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
sehr	geehrte	Damen	und	Herren!	Der	Gelehrte	Alexander	von	
Humboldt	bemerkte	einst	zynisch:	

In Deutschland gehören netto zwei Jahrhunderte dazu, 
um eine Dummheit abzuschaffen; nämlich eines, um sie 
einzusehen, das andere aber, um sie zu beseitigen. 

Da	liegen	wir	eigentlich	noch	ganz	gut	in	der	Zeit	–	könnte	
man	meinen	–,	wenn	man	betrachtet,	wo	wir	jetzt	in	Baden-
Württemberg	 stehen,	 was	 den	Auftrag	 der	 Verfassungge-
benden	Landesversammlung	von	1953	betrifft.	Dort	wurde	–	
damals	noch	mit	den	Stimmen	der	CDU	–	der	klare	Auftrag	
formuliert,	schrittweise	die	Lernmittelfreiheit	durchzusetzen.	
Dabei	geht	es	nicht	um	die	Frist	im	Sinne	des	Zitats	von	Hum-
boldt,	sondern	es	sollte	der	Zeitraum	von	fünf	bis	zehn	Jah-
ren	berücksichtigt	werden.	Wir	haben	inzwischen	in	Baden-
Württemberg	zusätzliche	Rechtsgrundlagen,	die	dafür	sorgen,	
dass	es	eine	Eindeutigkeit	in	der	Regelung	gibt.	

Der	baden-württembergische	Verwaltungsgerichtshof	hat	sich	
mit	§	94	des	Schulgesetzes	befasst.	Danach	hat	der	Schulträ-
ger	den	Schülern	alle	notwendigen	Lernmittel	mit	Ausnahme	
von	Gegenständen	mit	geringem	Wert	 leihweise	zur	Verfü-
gung zu stellen. Was als geringer Wert zu definieren ist, wür-
de	so	mancher	Schulträger	gern	selbst	entscheiden.	Doch	auch	
hier	hat	das	Urteil	eine	ganz	klare	Vorgabe	gemacht.	Es	wur-
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de	nämlich	festgestellt,	dass	eine	einmal	erreichte	Stufe	der	
Unentgeltlichkeit	nicht	mehr	zurückgenommen	werden	darf.	
Die	Grundlage	dafür	ist	die	in	der	Verfassung	festgeschrie-
bene	stufenweise	Verwirklichung	der	Lernmittelfreiheit.	Den	
Schulträgern	steht	hier	kein	Beurteilungsspielraum	mehr	zu.	

Auch	bei	der	Entscheidung,	welche	Lernmittel	für	den	jewei-
ligen	Unterricht	notwendig	sind,	haben	die	Schulträger	kei-
nen	Ermessensspielraum.	Denn	der	Verwaltungsgerichtshof	
hat	auch	hierzu	eindeutig	Stellung	bezogen.	Es	ist	dem	Fach-
lehrer	überlassen,	die	notwendigen	Lernmittel	zu	bestimmen.	
Dennoch	müssen	wir	feststellen,	dass	der	Versuch,	die	eindeu-
tigen	Regelungen	einzuhalten,	noch	immer	nicht	gelingt.	Denn	
oftmals	werden	die	Eltern	für	die	tatsächliche	Finanzierung	
zur	Kasse	gebeten.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	wenn	ich	gewusst	hätte,	dass	
ich	eines	Tages	hier	stehe	und	zu	dem	Thema	reden	muss,	hät-
te	ich	sicherlich	alle	Schreiben	mit	der	Bitte	zur	Kostenüber-
nahme	für	Lernmittel,	die	ich	von	den	Schulen	bekommen	ha-
be,	abgeheftet.	Da	wäre	einiges	zusammengekommen.	Just	in	
der	letzten	Woche	habe	ich	als	Mutter	ein	Schreiben	von	der	
Schule	auf	den	Tisch	bekommen.	Ich	sollte	unterschreiben,	den	
grafikfähigen Taschenrechner GTR, der laut Bildungsplan Teil 
der Ausbildung ist, mitzufinanzieren. Der Rechner kostet 50 €, 
und	die	Schule	bietet	uns	an,	dass	wir	in	einem	sogenannten	
Bonusverfahren 30 € zahlen. 20 € würde die Schule überneh-
men.	Hier	geht	es	um	ein	Lernmittel,	das	sogar	per	Bildungs-
plan	gefordert	ist	und	das	die	Lehrer	einsetzen	müssen.	

Das	Problem	bei	der	Geschichte	ist	die	Umsetzung,	dass	näm-
lich	die	Elternbeiräte	immer	wieder	angehalten	werden,	den	
Eltern	diese	Briefe	zu	übergeben	und	die	Briefe	über	die	Kin-
der	wieder	an	die	Schulen	zurückzuführen.	Die	Eltern	müs-
sen sich outen, ob sie finanziell in der Lage sind, das zu finan-
zieren,	oder	nicht.	Genau	hier	liegt	das	Problem.	Wenn	wir	
über die finanzielle Seite reden, reden wir darüber, dass die 
Kommunen in Baden­Württemberg 80 Millionen € für Bü-
cher,	Taschenrechner	und	andere	Lernmittel	pro	Jahr	ausge-
ben. Das sind knapp 50 € pro Schüler und Schülerin. 

Es	kann	nicht	zu	viel	sein,	wenn	wir	im	Rahmen	der	Schul-
karriere für die Schüler ungefähr 600 € für Lernmittel inves­
tieren	würden.	Untersuchungen	haben	gezeigt,	dass	die	Eltern	
bereits	 bei	 einer	 garantierten	 Lernmittelfreiheit	 weiterhin	
10 000 € für die Schülerinnen und Schüler investieren müs-
sen.	Genau	hier	liegt	das	Problem.	Bei	den	alarmierenden	Er-
gebnissen	der	PISA-Studien	war	nämlich	genau	der	Haken,	
dass	die	Kinder	aus	sozial	benachteiligten	Familien	vom	Bil-
dungserfolg	ferngehalten	werden.	Uns	wundert	es	also	nicht,	
wenn	Herr	Rau	keine	Lust	mehr	hat,	an	den	PISA-Studien	teil-
zunehmen;	denn	dabei	ist	nach	dem	derzeitigen	Stand	der	ba-
den-württembergischen	Bildungspolitik	tatsächlich	nicht	viel	
Gutes	zu	erwarten.

(Widerspruch	bei	der	CDU	–	Zurufe	der	Abg.	Volker	
Schebesta	und	Dr.	Klaus	Schüle	CDU)

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	ich	möchte	auf	einen	wei-
teren	Punkt	hinweisen.	Jeder,	der	seine	Aufgabe	gewissenhaft	
erledigen	 möchte,	 muss	 hierfür	 vernünftige	 Rahmenbedin-
gungen	haben.

(Abg.	Winfried	Scheuermann	CDU:	Was	ist	hier	drin	
vernünftig?)

Viele	sehen	sich	gezwungen,	das	Geld	über	einen	Förderver-
ein	oder	ähnliche	Organisationen	zu	akquirieren.	Liebe	Kol-
legen,	wir	haben	im	Mai	dieses	Jahres	von	der	Landtagsver-
waltung	ein	Schreiben	erhalten	–	das	haben	Sie	alle	auf	den	
Tisch	bekommen	–	mit	dem	Inhalt,	dass	die	Pauschale	für	die	
mandatsbedingten Aufwendungen in Höhe von zuvor 100 € 
monatlich auf nun 200 € pro Monat erhöht worden ist. Wir be-
kommen	also	pro	Jahr,	um	unsere	mandatsbedingten	Aufwen-
dungen	abzudecken,	also	um	unsere	Aufgaben	ordnungsge-
mäß	und	gewissenhaft	erledigen	zu	können,	eine	Aufwands-
entschädigung von 2 400 €. Wenn wir dagegen sehen, dass ein 
Schüler nur 50 € pro Jahr für einen vergleichbaren Zweck be-
kommt,	dann	meine	ich,	dass	wir	das,	was	wir	uns	leisten,	was	
wir	uns	gönnen,	durchaus	auch	den	Schülerinnen	und	Schü-
lern	im	Land	zugestehen	können.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen)

Ich	komme	zum	Schluss.	Wir	könnten	diese	Angelegenheit	
durchaus	so	regeln,	dass	wir	die	Landesregierung	beauftra-
gen,	im	Rahmen	ihrer	Rechtsaufsicht	einen	Brief	an	die	Schu-
len	zu	versenden,	in	dem	sie	die	Schulen	beauftragt,	es	zu	un-
terlassen,	den	Eltern	Briefe	des	Inhalts	zuzuschicken,	dass	sich	
diese	an	den	Kosten	beteiligen	sollen.	Hierdurch	würde	sie	ih-
re	Aufgabe,	die	in	der	Verfassung	geregelt	ist,	wahrnehmen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Klaus	
Schüle	CDU)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Frau	Abg.	Dr.	Arnold	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	verehr-
te	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	Herren!	Ich	
kann	es	diesmal	ganz	kurz	machen.	Die	rechtliche	Seite	hat	
Kollege	Traub	ausreichend	gewürdigt.	Er	hat	auch	die	Situa-
tion	 so,	wie	 sie	 sich	derzeit	 auf	Bundesebene	darstellt,	 ge-
schildert.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Lauter,	bitte!)

Wir	sehen	von	unserer	Seite	keinen	Handlungsbedarf.	Die	or-
ganisatorischen	Fragen,	die	hier	angesprochen	worden	sind,	
gehören	aus	unserer	Sicht	eindeutig	in	die	Schulen	und	nicht	
in	den	Landtag.	Im	Sinne	einer	operativ	eigenständigen	Schu-
le	müsste	es	möglich	sein,	solche	Probleme	auch	in	den	schu-
lischen	Gremien	vor	Ort	zu	lösen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/
DVP:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Staatssekretär	Wacker.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Noch	kürzer,	bitte!)

Staatssekretär Georg Wacker:	Sehr	geehrte	Frau	Präsiden-
tin,	meine	Damen	und	Herren!	Zugegeben:	Wir	führen	Debat-
ten	–	auch	initiiert	durch	Anträge	von	der	Opposition	–,	die	
sachlich	durchaus	eine	Berechtigung	haben.	Es	gibt	allerdings	
auch	Debatten,	bei	denen	 ich	mir	 schon	überlege,	welchen	
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tiefgründigen	Sinn	diese	haben	sollen.	Die	laufende	Debatte	
um	die	Lernmittelfreiheit	ist	eine	solche	Debatte,	bei	der	ich	
ernsthaft	sagen	muss,	Kollege	Mentrup:	Es	besteht	überhaupt	
keine	Veranlassung,	sich	bei	der	Lernmittelfreiheit	kritisch	mit	
der	 Handhabung	 durch	 die	 Kommunen	 auseinanderzuset-
zen.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Richtig!	–	Abg.	Dr.	
Hans-Peter	Wetzel	 FDP/DVP:	 Hat	 die	 Opposition	

sonst	keine	Themen?)

Denn	wir	haben	in	dieser	Frage	keine	Problemanzeigen.	Es	
gibt	vor	Ort	Einzelsituationen,	in	denen	die	Möglichkeit	be-
steht,	dass	sich	die	Eltern	durch	einen	freiwilligen	Beitrag	an	
den	Kosten	für	Lernmittel	beteiligen.	Dies	kann	man	aber	in-
sofern aufklären, als die Eltern eben nicht die Verpflichtung 
hierzu haben, wenn sie dies finanziell nicht leisten können 
oder wollen. Der Schulträger ist dann verpflichtet, das Mate-
rial	leihweise	zur	Verfügung	zu	stellen.

Die	Verfassungslage	 ist	 völlig	 klar.	 Sechs	 Bundesländer	 in	
Deutschland	haben	die	Lernmittelfreiheit	mit	Verfassungsrang	
festgeschrieben.	Damit	hat	Baden-Württemberg	von	Anfang	
an	einen	fortschrittlichen	Weg	beschritten.	Wir	wollen	an	die-
ser	Regelung	auch	nichts	ändern.

Meine	Damen	und	Herren,	wenn	wir	seitens	des	Landes	die	
Kommunen	und	damit	die	Schulträger	auffordern	würden,	zu	
erheben	–	auch	wenn	es	nur	stichprobenweise	wäre	–,	ob	ein	
zusätzlicher	Kostenaufwand	für	die	Eltern	entsteht,	käme	das	
meines	Erachtens	einem	gewissen	Misstrauensvotum	gegen-
über	der	kommunalen	Seite	gleich.	Denn	es	wäre	falsch,	in	
dieser	Frage	den	Hebel	anzusetzen,	da	vor	Ort	überwiegend	
durchaus	vernünftige	Regelungen	gefunden	werden.	

Ich	darf	allerdings	in	diesem	Zusammenhang	auch	sagen,	dass	
man	nicht	nur	bezüglich	der	Lernmittel	und	bezüglich	der	Ge-
genstände	geringen	Wertes,	sondern	auch	hinsichtlich	der	sons-
tigen	Anforderungen	sagen	muss,	dass	der	Staat	zusätzlich	zu	
der	verfassungsmäßig	garantierten	Lernmittelfreiheit	nicht	die	
Aufgabe	hat,	eine	staatliche	Rundumversorgung	für	die	El-
tern	zu	erzielen.	Denn	eine	staatliche	Rundumversorgung	hat	
bei	uns	keinen	Verfassungsrang	und	ist	somit	auch	kein	Staats-
ziel.	

Ich	denke,	wenn	es	seitens	der	Schule	zusätzliche	Leistungen	
gibt, die für die Eltern erbracht werden, sei es, wenn Ausflü-
ge	geplant	werden,	oder	bei	anderen	Aktivitäten,	bei	denen	
die	Eltern	einen	vernünftigen	Kostenbeitrag	erbringen	müs-
sen,	dann	ist	es	vernünftig,	bei	den	Eltern	das	Bewusstsein	da-
für	zu	schärfen,	dass	ein	eigenständiger	Kostenbeitrag	auch	
das	Verantwortungsbewusstsein	der	Betroffenen	befördert	und	
somit	letztlich	im	Grunde	ein	Eigenanteil	auch	zu	einer	Ei-
genverantwortung	für	diese	Maßnahme	führt.	

In	diesem	Sinne	kann	auch	ich	es	kurz	machen.	Wir	beabsich-
tigen	seitens	der	Landesregierung	nicht,	an	dem	Prinzip	der	
Lernmittelfreiheit	etwas	zu	verändern.	Wir	informieren	regel-
mäßig	sowohl	unsere	Schulen	als	auch	die	Schulträger	über	
die	Handhabung	dieses	Passus	in	der	Landesverfassung,	so-
dass	es	keine	Irritationen	geben	kann.	

Im	Übrigen	noch	eine	positive	Bemerkung	über	die	Verant-
wortungsträger	vor	Ort:	Ich	persönlich	nehme	sehr	wohl	wahr,	

dass	es	bei	Einzelfallentscheidungen	durchaus	vernünftige	Lö-
sungen	zwischen	den	Eltern	und	den	Schulen	gibt.	

(Unruhe	–	Glocke	der	Präsidentin)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	ich	darf	um	Ruhe	bitten.	

Staatssekretär Georg Wacker: Für Familien, die sich in fi-
nanziellen Nöten befinden, gibt es durchaus Unterstützungs-
instrumente,	um	gerade	auch	diesen	Eltern	unter	die	Arme	zu	
greifen,	beispielsweise	durch	Schulfördervereine,	durch	die	
besondere	soziale	Härten	ausgeglichen	werden	können.	Ich	
sage	dazu:	nicht	im	Rahmen	der	Lernmittelfreiheit.	Denn	die	
Lernmittelfreiheit	ist	ein	Verfassungsgut.	Darauf	hat	gesetz-
lich,	verfassungsrechtlich	jeder	einen	Anspruch.	

Aber	was	zusätzliche	Aufwendungen	betrifft:	Das	ist	ein	The-
ma, das den Einzelnen unter Umständen durchaus auch finan-
ziell	belasten	kann.	Aber	auch	da	gibt	es	vernünftige	Wege	vor	
Ort,	 worüber	 letztlich	 die	Verantwortungsträger	 auch	 Lö-
sungen finden. 

In	diesem	Sinne	bedanke	ich	mich	für	die	Aufmerksamkeit.	

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Brillante	Re-

de!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	 es	 liegen	 keine	 weiteren	Wortmeldungen	 vor.	 Ich	
schlage	vor,	den	Antrag	für	erledigt	zu	erklären,	da	er	ein	rei-
ner	Berichtsantrag	ist.	–	Sie	sind	einverstanden.	Es	ist	so	be-
schlossen.	

Damit	ist	Punkt	6	der	Tagesordnung	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 7 der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Arbeit und Soziales – Zukunft der Kran-
kenhausfinanzierung – Drucksache 14/2615

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Antrags	fünf	Minuten,	für	die	Aussprache	über	
den	Antrag	fünf	Minuten	je	Fraktion.	

Das	 Wort	 erteile	 ich	 Frau	Abg.	 Mielich	 für	 die	 Fraktion	
	GRÜNE.	

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Sehr	geehrte	Frau	Präsidentin,	
sehr	geehrte	Kolleginnen	und	Kollegen!	Diesmal	weiß	ich	ja,	
wie	es	mit	der	Redezeit	geht.	

Die	Debatte,	die	wir	heute	Nachmittag	führen,	ist	eigentlich	
die	Fortsetzung	der	Debatte,	die	wir	heute	Morgen	begonnen	
haben.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Richtig!)

Wir	haben	heute	Morgen	über	die	Situation	der	Landärzte	und	
über	eine	mögliche	Ausdünnung	der	medizinischen	Versor-
gung	gesprochen.	Wir	 sprechen	heute	Nachmittag	über	die	
Krankenhäuser, über die zukünftige Krankenhausfinanzierung. 
Das	ist	ein	Punkt,	der	sich	ganz	deutlich	auf	die	stationäre	Ver-
sorgung	im	ländlichen	Raum	auswirkt.	
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Thema	des	Tagesordnungspunkts	ist	ein	Antrag,	den	wir	vor	
14	Monaten	gestellt	haben.	So	lange	dauert	es	ja	in	diesem	
parlamentarischen	Prozedere,	bis	dann	einmal	darüber	disku-
tiert	wird.	Damit	waren	wir	vor	einem	Jahr	sehr	aktuell.	Da-
mals gab es die riesigen Proteste. Da war das gesamte Pflege-
personal	auf	der	Straße.	In	diesem	Jahr	sind	die	Ärzte	auf	der	
Straße.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Warum	wohl?)

Vor	einem	Jahr	ist	sehr	deutlich	geworden,	dass	die	gesund-
heitspolitischen	Auswirkungen	auf	die	Finanzierung	der	Kran-
kenhäuser	katastrophal	sind,	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)	

dass	sie	letztendlich	dazu	führen,	dass	es	den	Krankenhäusern	
überhaupt	nicht	mehr	möglich	ist,	den	Aufgaben	tatsächlich	
gerecht zu werden, dass das Pflegepersonal nicht mehr adä-
quat	 bezahlt	 wird,	 dass	 die	 Krankenhäuser	 die	Tariferhö-
hungen	gar	nicht	mehr	auffangen	können	und	dass	deshalb	
Personal	entlassen	werden	musste.

(Unruhe	–	Glocke	der	Präsidentin)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	ich	darf	Sie	bitten,	die	Unterhaltungen	außerhalb	des	
Plenarsaals	zu	führen.	

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Wir	haben	insgesamt	in	den	
letzten	zehn	Jahren	eine	sehr	dramatische	Umstrukturierung	
in	der	gesamten	Krankenhauslandschaft	gehabt.	Wir	haben	in	
Baden-Württemberg	die	Zahl	der	Krankenhäuser	um	6,3	%	
verringert.	Wir	haben	die	Bettenzahl	um	fast	10	%	reduziert.	
Wir	haben	eine	Steigerung	der	Patientenzahl	um	11	%,	und	
gleichzeitig	hat	sich	die	Verweildauer	um	fast	26	%	reduziert.	
Für das Pflegepersonal ergab sich ein enormer Anstieg der Ar-
beitsbelastung. In Baden­Württemberg kommen auf eine Pfle-
geperson	55	Patienten,	die	versorgt	werden	müssen.	Zum	Ver-
gleich:	In	der	Schweiz,	die	in	diesem	Bereich	sehr	attraktiv	
ist, kommen auf eine Pflegeperson nur 24 Patienten,

(Abg.	 Reinhold	 Pix	 GRÜNE:	 Nur	 die	 Hälfte!	 Un-
glaublich!)

also	weniger	als	die	Hälfte.	Das	heißt,	die	Arbeitsbedingungen	
für das Pflegepersonal sind in deutschen Kliniken, in baden­
württembergischen	Kliniken	ganz	besonders	angespannt.	In	
der	 Kombination	 aus	 der	 Steigerung	 der	 Patientenzahl	 pro	
Pflegekraft bei gleichzeitiger Verminderung der Verweildau-
er bedeutet dies, dass die Pflege sehr intensiv geworden ist. 
Das wiederum bedeutet, dass die Arbeitsbelastung für die Pfle-
gekräfte	doppelt	und	dreifach	erhöht	wird.

Gleichzeitig werden die Pflegekräfte nicht wesentlich besser 
bezahlt.	Zwar	sind	die	Tarifsteigerungen	insgesamt	übernom-
men	

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Nicht	ganz!)

und	 damit	 die	 Einkommensanpassungen	 gesichert	 worden.	
Aber	letztendlich	ist	die	Konsequenz	aus	all	diesen	wirklich	
verfehlten	gesundheitspolitischen	Aspekten,	dass	es	–	das	ist	
eine aktuelle Entwicklung, die ich sehr erschreckend finde – 
bei	Krankenhäusern	zunehmend	dazu	kommt,	dass	Patienten	

abgewiesen werden müssen, weil nicht genügend Pflegeper-
sonal	vorhanden	ist	oder	weil	nicht	genügend	Ärzte	vorhan-
den	sind,

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Ist	das	nicht	Zwei-
klassenmedizin?	Könnte	man	das	Zweiklassenmedi-

zin	nennen?)

die	dann	z.	B.	die	Notfallversorgung	übernehmen	könnten.	
Dazu	gab	es	gerade	in	der	letzten	Woche	verschiedene	Mel-
dungen	 in	 der	 Presse,	 wonach	 in	Tuttlingen	 und	 im	 Kreis	
Schramberg	Patienten	hätten	abgewiesen	werden	müssen.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Stimmt,	ja!)

Das	 heißt,	 wir	 müssen	 insgesamt	 bei	 der	 Finanzierung	 der	
Krankenhäuser	umdenken.	Da	 ist	gerade	das	Land	gefragt,	
wenn es darum geht, die Krankenhausfinanzierung auf sichere 
Füße	zu	stellen.	Sozialministerin	Stolz	hat	deutlich	gemacht,	
dass	sie	an	der	dualen	Finanzierung	festhalten	will.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Gott	sei	Dank!)

Das	ist	auch	unsere	Position.	Das	unterstützen	wir	sehr.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Das	ist	neu!	Frau	
Bender	hat	das	noch	anders	gesagt!)

Aber:	Wer	A	sagt,	der	muss	auch	B	sagen.	Dann	müssen	Sie	
auch	wirklich	Geld	in	die	Hand	nehmen,	um	den	Finanzie-
rungsstau	in	der	Investitionsförderung	abzubauen.	Das	pas-
siert	viel	zu	wenig.	

(Beifall	 bei	 den	 Grünen	 und	 Abgeordneten	 der	
SPD)

Es	gab	zwar	im	Rahmen	des	Konjunkturprogramms	eine	deut-
liche	Steigerung	der	Investitionssumme.	Das	haben	wir	auch	
sehr	begrüßt.	Wir	hätten	gern	noch	eine	Erhöhung	gehabt.	Was	
wir	aber	vor	allem	gern	gemacht	hätten,	wäre,	die	Investiti-
onsförderung	an	bestimmte	Kriterien	zu	knüpfen.	Warum	sind	
denn	die	Betriebskosten	bei	Krankenhäusern	so	hoch?	Weil	
sie	einen	riesigen	Sanierungsstau	 im	energetischen	Bereich	
haben,	weil	sie	überaus	veraltete	Strukturen	haben,	weil	sie	
unglaublich	lange	Wege	haben.	Das	alles	kostet	richtig	Geld.	
Wenn	 man	 in	 diese	 Bereiche	 ordentlich	 Geld	 hineingeben	
würde,	würde	dies	im	Ergebnis	zu	einer	ganzen	Reihe	von	Sy-
nergieeffekten	führen,	die	z.	B.	zu	einer	Verringerung	der	Be-
triebskosten	an	den	Krankenhäusern	führen	würden.	Das	ist	
das	eine	Kriterium.

Das	zweite	Kriterium:	Wir	sind	der	Meinung,	dass	der	Lan-
deskrankenhausplan	komplett	überarbeitet	werden	muss.	Die	
Kriterien,	die	da	jetzt	angewandt	werden,	dass	etwa	die	Bet-
tenzahl	reduziert	werden	solle,	sind	überhaupt	nicht	mehr	zeit-
gemäß. Ich finde, es ist sehr viel wichtiger, zu überlegen: Was 
für	eine	Krankenhauslandschaft	wollen	wir	haben?	Wo	brau-
chen	wir	 eine	Basisversorgung?	Wo	brauchen	wir	Zentren,	
wie	müssen	die	Zentren	aussehen,	was	für	Angebote	müssen	
sie	haben?	Wir	brauchen	z.	B.	nicht	überall	die	irrsinnig	teuren	
Perinatalzentren;	das	sind	die	Zentren	für	Frühchen.	Die	Vor-
haltung	dieser	Infrastruktur	kostet	–	so	sage	ich	jetzt	einmal	
auf	Deutsch	–	ein	Schweinegeld.	Letztendlich	werden	in	Ge-
bieten,	in	denen	vielleicht	nur	ein	oder	zwei	Frühchen	im	Jahr	
behandelt	werden	müssen,	derartige	Strukturen	vorgehalten.	
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Da muss, finde ich, klar gesagt werden, welche Strukturen wir 
im	Land	wollen,	welche	Angebote	wir	 im	Land	wollen.	Es	
muss	ein	Konzept	mit	Leistungskriterien	her.	Dann	kann	man	
auf	der	Grundlage	dieses	inhaltlichen	Konzepts	auch	die	ent-
sprechenden	Investitionsförderungen	tätigen.	Das	ist	das	ei-
ne.	

Zweitens	muss	man	auch	im	ländlichen	Raum	klar	sagen,	wel-
che	Möglichkeiten	es	z.	B.	für	Standorte,	die	geschlossen	wer-
den,	gibt.	Es	ist	eine	Illusion,	zu	glauben,	dass	alle	Standorte,	
die	jetzt	noch	bestehen,	gehalten	werden	können.	Gerade	in	
Südbaden	 gibt	 es	 viele	 kleine	 Krankenhäuser;	 die	 können	
nicht	alle	gehalten	werden.	Da	muss	es	eine	vernünftige	Kon-
zeption	geben,	bei	der	aufgezeigt	wird:	Was	gibt	es	stattdes-
sen?	Gibt	es	Praxisambulanzen?	Gibt	es	z.	B.	medizinische	
Versorgungszentren?	 Was	 gibt	 es	 stattdessen,	 damit	 eine	
wohnortnahe	Grundversorgung	vor	Ort	gewährleistet	wird?	
Das	sind	die	Forderungen,	die	wir	stellen.

Wir	sind	insgesamt,	was	die	Stellungnahme	zu	diesem	Antrag	
angeht	–	um	jetzt	wieder	an	den	Ausgangspunkt	zurückzu-
kommen	–,	insofern	zufrieden,	als	wir	festgestellt	haben,	dass	
viele	Punkte,	die	wir	angemahnt	haben	und	für	die	wir	Ver-
besserungsvorschläge	vorgelegt	haben,	positiv	aufgenommen	
worden	sind	und	dass	es	in	der	Zwischenzeit	tatsächlich	dazu	
gekommen	ist,	dass	sich	die	Entwicklung	teilweise	genau	so	
vollzogen	hat,	wie	wir	uns	das	vorgestellt	haben.

Ein	Beispiel	ist	die	Übernahme	der	Tarifsteigerungen.	Es	ist	
erreicht	worden,	dass	sich	die	Mittel	für	die	Krankenhausver-
sorgung	insgesamt	erhöht	haben.

Aber	es	ist	für	uns	–	das	muss	ich	wirklich	klar	sagen	–	ins-
gesamt	 ein	Ausverkauf	 der	 Gesundheitspolitik.	 Es	 ist	 ein	
Scheitern	im	stationären	Bereich.	Wir	haben	jetzt	mit	dem	Ge-
sundheitsfonds	einen	zweiten	Block,	bei	dem	wir	sagen:	Das	
ist	auf	ganzer	Linie	gescheitert.	Es	wird	in	Zukunft	darum	ge-
hen,	die	Gesundheitspolitik	auf	völlig	neue	Füße	zu	stellen.

Schönen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	 Das	Wort	 erhält	
Herr	Abg.	Dr.	Lasotta	für	die	Fraktion	der	CDU.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta	CDU:	Frau	Präsidentin,	meine	
sehr	geehrten	Damen	und	Herren!	Frau	Mielich,	danke	für	den	
Antrag,	den	Sie	bereits	im	Jahr	2008	geschrieben	haben.	Zwi-
schenzeitlich	hat	sich	im	Bereich	der	Krankenhauslandschaft	
viel	getan.

(Zuruf	des	Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE)	

Aber	–	in	der	Tat	wurde	der	Antrag	zu	einem	Zeitpunkt	ge-
stellt,	zu	dem	es	große	Probleme	in	den	Kliniken	gab	–	die	
Probleme	sind	auch	nicht	kleiner	geworden.	Selbst	durch	die	
Maßnahmen,	die	jetzt	eingeleitet	wurden,	sind	unsere	Kliniken	
nicht	nur	in	Baden-Württemberg,	sondern	in	allen	Bundeslän-
dern	in	einer	Situation,	in	der	sie	wirklich	an	der	Kante	arbei-
ten.	Die	Zitrone	ist	ausgepresst;	wir	sind	mittlerweile	bei	den	
ätherischen	Ölen	der	Schale.

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sehr	gut!	–	Beifall	
des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)

Das	kann	niemanden	zufriedenstellen,	wenn	es	um	die	Ver-
sorgung	der	Patienten	in	unserem	Bundesland	geht.	

Ich	sehe	das	–	wir	haben	ja	heute	Morgen	die	Diskussion	um	
den	Hausarzt	gehabt	–	weniger	als	ein	Problem	der	Parteien,	
sondern	vielmehr	als	ein	Problem	des	Föderalismus.	Wie	viel	
kann	 der	 Bund	 zentralistisch	 an	 Gesundheitspolitik	 gestal-
ten,

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

und	wie	viel	Mitspracherecht	haben	wir	noch	in	unserem	fö-
deralen	System?	Deswegen	bin	ich	froh,	Frau	Mielich,	dass	
Sie	sich	klar	zu	der	dualen	Finanzierung	bekennen:	die	Be-
triebskosten	über	den	Bund,	aber	die	Investitionskosten	über	
die	Länder.

Ich	glaube,	da	ist	uns	im	vergangenen	Jahr	ein	großer	Erfolg	
gelungen,	auch	der	Landesregierung	von	Baden-Württemberg,	
indem	nämlich	das,	was	geplant	war	–	noch	einen	Solidarbei-
trag	zu	erbringen,	das	Budget	noch	um	1	%	zu	kürzen	–,	auf-
gefangen	und	auf	null	abgesenkt	wurde

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Sehr	gut!	–	Beifall	
des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)

und in diesem 3,4­Milliarden­€­Programm zusätzliches Geld 
für die Pflege an die Krankenhäuser in Deutschland gegeben 
wurde.	Ich	glaube,	das	war	ein	wichtiges	Signal.

Hier	hat	sich	der	Föderalismus	durchgesetzt	im	Gegensatz	zu	
dem,	was	Sie	zu	Recht	kritisieren,	nämlich	den	Gesundheits-
fonds,	der	zentralistisch	und	sozialistisch	ist	und	von	staatli-
cher	Gleichmacherei	geprägt	ist.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP	–	Abg.	
Claus	 Schmiedel	 SPD:	 Der	 heißt	 doch	 „Merkel-
Fonds“!	Seit	wann	ist	das	eine	Sozialistin?	Sie	kommt	

allerdings	aus	dem	Sozialismus!	–	Unruhe)

–	Herr	Schmiedel,	regen	Sie	sich	doch	nicht	künstlich	auf.	Ich	
habe	doch	gerade	eben	gesagt,	dass	das	ein	Problem	weniger	
der	Parteien,	sondern	des	Machtverhältnisses	zwischen	Bund	
und	Ländern	ist.	Der	Bund	hat	diese	Gesundheitspolitik	kom-
plett	an	sich	gezogen.

(Abg.	 Claus	 Schmiedel	 SPD:	Aber	 der	 Bund	 sind	
auch	Sie!)

–	Natürlich	sind	das	auch	wir.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Okay!	Dann	sind	Sie	
auch	Sozialist!)

Ich	kann	doch	auch	einmal	meine	eigene	Partei	im	Bund	kri-
tisieren.	Akzeptieren	Sie	das	einfach,	weil	ich	das	für	wichtig	
halte.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	den	Grünen	sowie	Ab-
geordneten	der	CDU)

Jetzt	akzeptieren	Sie	das	einfach,	weil	ich	hier	als	Landespo-
litiker	stehe	und	das	Beste	für	die	Menschen	haben	will.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	
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Aber	die	Argumentation	Ihrer	Partei	im	vergangenen	Jahr	war	
gefährlich,	 als	nämlich	das	Bundesgesundheitsministerium,	
bekanntermaßen	SPD-geführt,	gesagt	hat:	Wir	haben	noch	ge-
nügend	Wirtschaftlichkeitsreserven	in	den	Krankenhäusern,	
und	deswegen	fordern	wir	diesen	einprozentigen	Solidarbei-
trag,	der	heruntergezont	wurde.

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Aber	der	ist	ja	nicht	ge-
kommen!)

Diese	Argumentation	ist	in	der	Tat	falsch	gewesen.	Zum	Glück	
hat	es	die	Proteste	auf	der	Straße	gegeben.	Die	Ärzte	und	die	
Pflegekräfte sind nach Berlin gezogen und haben da für eine 
öffentliche	Stimmung	gesorgt,	die	wichtig	war,	um	die	Zu-
kunftsfähigkeit	unserer	baden-württembergischen	Kranken-
hauslandschaft	zu	sichern.

Ich	glaube,	dass	es	ganz	wichtig	ist,	in	diesem	Machtverhält-
nis	auch	weiterhin	deutlich	zu	machen,	dass	es	Unterschiede	
in	den	Bundesländern	gibt,	nicht	wie	beim	Gesundheitsfonds,	
bei	dem	es	jetzt	in	Deutschland	für	jede	Leistung	genau	die	
gleiche	Summe	gibt.	Wir	konnten	auch	erreichen,	dass	kein	
bundeseinheitlicher	Basisfallwert	festgelegt	wurde,	sondern	
dass	 wir	 da	 einen	 Korridor	 haben,	 in	 dem	 auch	 die	 spezi-
fischen Länderinteressen berücksichtigt werden können, weil 
wir	natürlich	eine	andere	Struktur	als	ein	Stadtstaat	wie	Ham-
burg	oder	Berlin	haben	und	eben	einen	ländlichen	Raum	ha-
ben,	der	auch	versorgt	werden	muss.	

Deswegen	 muss	 es	 auch	 zukünftig	 die	 starke	 Stellung	 des	
Landes	in	den	Investitionskostenförderungen	geben,	um	eben	
diese	Strukturen	auch	abbilden	zu	können,	und	zwar	gerade	
im	ländlichen	Raum	oder	mit	dem,	was	man	dann	zentrali-
siert.

Deswegen	 haben	 wir,	 Frau	 Mielich,	 auch	 bewusst	 im	 Jahr	
2007	in	die	Änderung	des	Landeskrankenhausgesetzes	hinein-
geschrieben,	dass	wir	eine	zukünftige	Investitionskostenför-
derung	nicht	mehr	rein	an	der	Bettenzahl	orientieren	wollen,	
sondern	dass	wir	andere	Kriterien	ansetzen	wollen.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Ja,	aber	das	muss	dann	
auch	einmal	passieren!)

Sie	haben	zu	Recht	gesagt,	dass	es	wichtig	ist,	bestimmte	Be-
reiche,	die	hoch	spezialisiert	sind,	zu	zentralisieren,	und	an-
dere	Bereiche,	die	in	der	Fläche	vorgehalten	werden	müssen,	
dann	auch	mit	kleineren	Einheiten	zu	versorgen.

Wir sehen die Problematik, die durch die Minderfinanzierung 
an	den	Krankenhäusern	und	durch	den	vorhandenen	Ärzte-	
und Pflegemangel entstanden ist. Das wird momentan in der 
Öffentlichkeit	 zu	 Recht	 groß	 herausgestellt.	Wenn	 sich	 ein	
Krankenhaus	mit	einer	internistischen	Abteilung	einfach	von	
der	Krankenversorgung	abmeldet,	weil	 es	dort	keine	Ärzte	
mehr	gibt,	dann	müssen	wir	entsprechend	gegensteuern.	

Wir	sehen	auch	die	Problematik,	die	z.	B.	im	Bereich	der	not-
ärztlichen	Versorgung,	die	ja	im	Wesentlichen	auf	die	Klinik-
ärzte	zurückgreift,	entstanden	ist.	Wir	erfüllen	gerade	noch	in	
neun von 38 Rettungsdienstbezirken die gesetzlichen Pflich-
ten:	15	Minuten	für	die	notärztliche	Versorgung.	Das	macht	
eigentlich	 deutlich	 –	 wir	 haben	 ein	 paar	Anträge	 dazu	 ge-
schrieben	 und	 auch	 im	 Sozialausschuss	 beraten	 und	 haben	
auch	das	Sozialministerium	gebeten,	in	der	Versorgung	hart	

durchzugreifen	und	dafür	zu	sorgen,	dass	die	Kliniken	genü-
gend	Ärzte	in	diesem	Bereich	haben	–,	wie	sich	die	Versor-
gung	in	den	vergangenen	Jahren	entwickelt	hat.	

Mir	ist	ganz	wichtig,	zu	betonen:	Das	Land	Baden-Württem-
berg stellt jährlich 300 Millionen € Investitionskostenhilfen 
für	die	Kliniken	zur	Verfügung,	und	zwar	kontinuierlich.	Das	
ist	also	nicht	einmal	mehr	und	einmal	etwas	weniger.	In	allen	
Rankings,	die	es	gibt,	schneidet	Baden-Württemberg	bei	den	
Investitionskosten im Bereich der Krankenhausfinanzierung 
am	besten	ab.	

(Glocke	der	Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Abgeordne-
ter,	bitte	kommen	Sie	zum	Ende.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta	CDU:	Das	 sollten	wir	 in	den	
nächsten	Jahren	auch	erhalten.	Das	ist	wichtig	für	die	Versor-
gung der Bevölkerung mit einer hochwertigen, qualifizierten 
Medizin,	und	das	ist	insbesondere	notwendig	für	eine	Versor-
gung	im	ländlichen	Raum.	Deswegen	wird	das	Land	Baden-
Württemberg	hier	auch	in	Zukunft	seiner	Verantwortung	ge-
recht	werden	und	die	notwendigen	Mittel	zur	Verfügung	stel-
len.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Frau	Abg.	Altpeter	für	die	SPD-Fraktion.	

Abg. Katrin Altpeter	 SPD:	 Frau	 Präsidentin,	 liebe	Kolle-
ginnen,	liebe	Kollegen,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Her-
ren!	Der	Antrag	ist	in	der	Tat	bereits	im	Mai	2008	beantwor-
tet	worden.	Die	Entwicklung	im	Krankenhauswesen	ging	seit-
her	weiter.	Seit	diesem	Zeitpunkt	hat	sich	einiges	verändert.	
Deshalb	gestatten	Sie	mir,	die	Gelegenheit	wahrzunehmen,	
ein	paar	grundsätzliche	Bemerkungen	zur	Krankenhausent-
wicklung	in	unserem	Land	zu	machen.	

Zunächst	zum	erwähnten	Gesundheitsfonds.	Herr	Dr.	Lasot-
ta,	ich	denke,	dass	wir	hier	in	diesem	Landtag	nicht	darüber	
streiten	müssen,	ob	der	Gesundheitsfonds	nun	sinnvoll	war	
oder	nicht	sinnvoll	war.	Denn	wir	–	alle	vier	im	Landtag	ver-
tretenen	Fraktionen	–	haben	gemeinsam	beschlossen,	den	Ge-
sundheitsfonds	abzulehnen.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Wer	hat	ihn	erfun-
den?)

Wir	haben	dies	auch	nach	Berlin	weitertransportiert.	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Wer	hat	ihn	erfun-
den?	–	Gegenruf	des	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD)

Das	hat	nichts	mit	Sozialismus	oder	sonst	irgendeiner	poli-
tischen	Ausrichtung	zu	tun.	Das	hat	schlicht	und	einfach	et-
was	damit	zu	tun,	dass	wir	den	Gesundheitsfonds	für	nicht	gut	
für	unser	Land	Baden-Württemberg	halten.	

(Beifall	 bei	 der	 SPD	 und	Abgeordneten	 der	 Grü-
nen)

Das	muss	für	uns	schließlich	an	erster	Stelle	stehen.	
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Dann	haben	Sie	in	Ihrer	Rede	sehr	auf	den	Föderalismus	ge-
drängt.	Sie	haben	die	föderalen	Strukturen	in	der	Kranken-
hausfinanzierung befürwortet. Dazu möchte ich sagen: Ja-
wohl,	Sie	haben	recht,	wir	tragen	die	duale	Finanzierung	wei-
terhin	mit.	Wir	tragen	mit,	dass	die	Betriebskosten	vom	Bund	
finanziert werden. 

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Das	kommt	von	den	
Krankenkassen!)

–	Von	den	Krankenkassen	und	damit	zentral,	lieber	Uli	Noll.	
–	Für	die	Investitionskosten	–	das	ist	der	föderale	Teil	der	Be-
ziehungen	–	ist	aber	weiterhin	das	Land	zuständig.	Da	hat	sich	
Baden-Württemberg	in	der	Vergangenheit	und	bis	weit	in	die	
Gegenwart	hinein	nicht	mit	Ruhm	bekleckert	und	wird	das	
vermutlich	auch	in	der	Zukunft	nicht	tun.	

Im	Jahr	2006	waren	Baumaßnahmen	 im	Umfang	von	1,63	
Milliarden € angemeldet, dazu als dringlich Maßnahmen in 
Höhe von 1,1 Milliarden €; zur Verfügung gestellt wurden 340 
Millionen €. Jetzt sagen Sie mir einmal, wie es angesichts die-
ser	Beträge	gelingen	soll,	eine	moderne	Krankenhausstruktur	
im	Land	zu	installieren,	und	zwar	so,	dass	sie	einerseits	von	
den	baulichen	Gegebenheiten	her	der	Voraussetzung	Mindest-
menge	und	damit	auch	Spezialisierung	gerecht	wird,	anderer-
seits	aber	auch	dem	Kriterium	einer	wohnortnahen	Grundver-
sorgung	gerecht	werden	kann.	

Dazu,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	sind	340	Mil-
lionen €, mit Verlaub, nichts anderes als ein Nasenwasser. 

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Jedes	Jahr!	Jedes	
Jahr,	Frau	Altpeter!)

–	Jedes	Jahr.	Sie	wissen	aber	genau,	wie	groß	der	Antragsstau	
ist.	Sie	wissen	auch	um	die	Leitlinie	der	Landesregierung,	zu	
sagen:	Wir	konzentrieren,	wir	bauen	größere	Einheiten	und	
schaffen	dafür	eine	wohnortnahe	Grundversorgung.	

Auch	dies,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	kostet	
Geld.	Wenn	man	diese	Krankenhauslandschaft	in	Baden-Würt-
temberg	will,	immer	unter	föderalen	Voraussetzungen,	dann	
muss	die	Landesregierung	auch	dieses	Geld	in	die	Hand	neh-
men.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Das	machen	wir	

mehr	als	andere	Bundesländer!)

–	Das	ist	nicht	richtig,	Herr	Dr.	Lasotta.	Sie	haben	die	Unter-
schiede	zu	anderen	Bundesländern	vorhin	angesprochen.	Der	
Bundesländervergleich	zeigt,	dass	die	Landesregierung	für	die	
Krankenhausinvestitionen	im	Jahr	2006	–	das	ist	die	Daten-
basis – pro Einwohner 33 € in die Hand nimmt. In Hessen – 
das	ist	bekanntermaßen	noch	nicht	sozialdemokratisch	regiert	
– sind es 47 €, in Bayern 36 € und in Schleswig­Holstein 
31 €.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Sie	können	doch	
nicht	ein	Jahr	herausgreifen!	Sie	müssen	doch	die	ge-
samte	 Periode	 sehen!	 –	 Gegenruf	 des	Abg.	 Claus	
Schmiedel	SPD:	Das	ist	aber	so!	–	Gegenruf	des	Abg.	
Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Nein,	Herr	Schmiedel!)

Ich	möchte,	wenn	wir	uns	zum	Föderalismus	bekennen	und	
immer	alles	gegen	die	Bundesregierung	und	das	Bundesge-
sundheitsministerium	 geht,	 dass	 auf	 der	 anderen	 Seite	 klar	
wird,	dass	es	in	diesem	Bereich	auch	eine	Länderverantwor-
tung	gibt.	Bevor	diese	Länderverantwortung	nicht	wahrge-
nommen	wird,	brauchen	Sie	gar	nicht	in	Richtung	Berlin	zu	
rufen.	

(Beifall	bei	der	SPD)

Ich	möchte	noch	einen	Punkt	ansprechen,	auch	wenn	meine	
Redezeit	bald	zu	Ende	ist.	Für	uns	als	SPD	sind	die	Kranken-
häuser	ein	wichtiger	Teil	der	sozialen	Infrastruktur	und	der	
sozialen	Daseinsvorsorge.	Die	Stadt-	und	Landkreise	haben	
den	 Sicherstellungsauftrag	 für	 die	Versorgung	 der	 kranken	
Menschen	im	Land.	Wenn	also	immer	über	Privatisierung	ge-
redet	wird,	dann	bitte	ich,	bei	allem	zu	bedenken,	dass	dann,	
wenn	ein	privater	Investor	die	Zitrone	ausgequetscht	und	sich	
die	Rosinen	herausgepickt	hat,	

(Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP:	Oh,	die	alte	Lei-
er!)

noch	immer	die	Stadt-	und	Landkreise	bleiben,	die	einen	Si-
cherstellungsauftrag	für	die	Patientinnen	und	Patienten	haben.	
Hier	hat	das	Land	eine	besondere	Verantwortung.	Das	bitte	
ich	bei	allen	Privatisierungsdiskussionen,	die	in	der	Kranken-
hauslandschaft noch immer stattfinden, zu bedenken. 

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Dr.	Noll	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.	

Abg. Dr. Ulrich Noll	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	verehrte	
Kolleginnen	und	Kollegen!	Es	ist	fast	alles	gesagt,	aber	noch	
nicht	von	jedem.	Deswegen	versuche	ich,	die	aus	meiner	Sicht	
wichtigen	Punkte	zu	betonen.	

Ich	habe	manchmal	das	Gefühl	–	das	war	heute	Morgen	bei	
Ulla	Haußmann	und	jetzt	bei	Frau	Altpeter	so	–,	dass	sie	hier	
nicht	his,	sondern	her	master’s	voice	sind,	nämlich	die	Stim-
me	der	Ulla	Schmidt,	die	noch	immer	versucht,	diesen	Murks	
von	Gesundheitsfonds	zu	verteidigen.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Unglaublich!	–	Abg.	
Claus	Schmiedel	SPD:	Der	heißt	„Merkel-Fonds“!	–	

Unruhe)

–	Ja,	Leute,	so	ist	es	halt.	

(Beifall	der	Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	Genau!	–	Abg.	Bärbl	Mielich	

GRÜNE:	Das	hat	sie	nicht	gemacht!)

Zweiter	Fakt:	Föderalismus	und	Gesundheitsfonds	sind	wie	
Feuer	und	Wasser.	Denn	der	Gesundheitsfonds	setzt	den	Fö-
deralismus	völlig	schachmatt.	Das	muss	man	auch	klar	sehen.	
Deswegen	muss	ich	sagen:	Jeder,	der	auch	nur	irgendwo,	lie-
ber	Herr	Ministerpräsident,	noch	sagt,	so	ganz	schlecht	sei	er	
doch	nicht,	hat	noch	immer	nicht	ganz	verstanden,	

(Beifall	der	Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP)
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dass	Föderalismus	und	Gesundheitsfonds	diametral	gegenei-
nander	gehen.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Sprechen	Sie	zur	Sa-
che,	dann	wären	wir	froh!)

Nächstes	Thema:	 Ich	glaube,	die	Hauptproblematik	 für	die	
Krankenhäuser	ist	im	Moment	die	Investitionsförderung,	bei	
der	wir	zugegebenermaßen,	Frau	Altpeter,	als	Land	zuständig	
sind.	Aber	auch	die	Betriebskosten	sind	natürlich	gestiegen.	
Der	Personalkostenanteil	beträgt	dort	zwei	Drittel	der	gesam-
ten	Betriebskosten.	Über	diesen	Personalkostenanteil	 reden	
wir.

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	3,5	Milliarden!	–	Abg.	
Claus	Schmiedel	SPD:	Na	gut!	Aber	da	haben	wir	

auch	etwas	gemacht!)	

Jetzt	höre	ich	wieder	Beschwichtigungsversuche.	Ich	stimme	
dem	Kollegen	Lasotta	vollständig	zu.	Die	Zitrone	ist	ausge-
quetscht.	Das	Bild	von	den	ätherischen	Ölen	aus	der	Schale	
wird sich auch bald verflüchtigen, 

(Abg.	 Dr.	 Bernhard	 Lasotta	 CDU:	 Das	 geht	 ganz	
schnell!)

weil	wirklich	nichts	mehr	da	ist.

Wenn	 ich	dann	 in	der	Presse	 lese	–	Entschuldigung,	 lieber	
Kollege	Hillebrand,	Ihre	Ministerin	ist	nicht	da	–:	„Auch	wenn	
es	in	einzelnen	Fällen	schwieriger	wird,	offene	Stellen	…	mit	
geeigneten	Ärzten	zu	besetzen,	so	ist	die	Versorgung	in	Ba-
den-Württemberg	kein	generelles	Problem“,	dann	erinnere	ich	
mich	an	heute	Morgen:	Abrüsten,	keine	Panik	machen.	Nie-
mand	will	Panik	machen.	Aber	es	ist	ein	generelles	Problem.	
Ich	lese	vor:	Schramberg,	Freudenstadt,	Tauberbischofsheim,	
Ortenau	 Klinikum,	 Klinikum	 Mittelbaden.	 Örtliche,	 kleine	
Krankenhäuser?	Nein,	das	wird	ein	Problem.

Dieses	Problem	ist	natürlich	von	der	Politik	gemacht,	näm-
lich	von	genau	derjenigen,	die	völlig	unsolidarisch	einen	So-
lidarbeitrag	einführen	wollte,	den	Sie	anfangs	verteidigt	ha-
ben.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	des	Abg.	Dr.	Bernhard	
Lasotta	 CDU	 –	Abg.	 Dr.	 Hans-Peter	Wetzel	 FDP/
DVP:	So	ist	es!	–	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Oje!	
–	Zurufe	der	Abg.	Katrin	Altpeter	SPD	und	Franz	Un-

tersteller	GRÜNE)

Dann	haben	wir	gemeinsam	eine	Aktion	gemacht:	Der	Deckel	
muss	weg.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Die	Gesundheitsver-
sorgung	der	FDP	kennen	wir!	Hohe	Zuzahlung	der	

Patientinnen	und	Patienten!)

Wir	haben	gemeinsam	den	Gesundheitsfonds	abgelehnt.	Da	
möchte	ich	mit	Steinmeier	und	Ricola	fragen:	Wer	hat	den	An-
trag	erfunden?	Es	war	der	Ulrich	Noll.	Ihr	seid	dem	Antrag	
dann	beigetreten.	Es	ist	ja	schön,	wenn	man	Erfolg	hat.	Man	
kann	sich	auch	zu	Tode	siegen.

(Heiterkeit)

Jedenfalls ist Fakt, dass die chronische Unterfinanzierung der 
Pflege, der Krankenhäuser und der ambulanten Praxen – auf 

diesem	Auge	sind	Sie	von	der	SPD	manchmal	ein	bisschen	
blind	–	mit	Ihrer	verfehlten	Gesundheitspolitik	zu	tun	hat.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	So	ist	es!)

Dafür	steht	nun	einmal	die	Ulla	Schmidt.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ursula	Haußmann	
SPD:	Das	waren	doch	die	Ärzte!	–	Abg.	Katrin	Alt-

peter	SPD:	Ein	bisschen	blind	geht	doch	nicht!)

Also	werden	wir	auch	das	lösen	müssen.

Nächster	Punkt:	die	Investitionsförderung.	Wenn	man	wieder	
die	alte	Leier	bringt,	es	gebe	einen	Investitionsstau	in	Höhe	
von 1,6 Milliarden €, und sagt, der müsse aufgelöst werden, 
dann	aber	gleichzeitig	sagt,	Schulden	dürften	dabei	nicht	ge-
macht werden, dann muss man irgendwie eine Lösung fin-
den.	

Wenn	man	dann	aber	sagt,	dass	private	Kapitalgeber	völlig	
ausgeschlossen	werden,	weil	die	alle	böse	sind	–	ob	Stiftung,	
ob	gemeinnütziges	Krankenhaus	wie	die	Filderklinik	oder	so	
etwas	–,	dann	hat	man	einfach	nicht	begriffen,	dass	wir	im	Ge-
sundheitswesen	auf	privates	Kapital	angewiesen	sind.	Dass	
privates	Kapital	für	die	gesundheitliche	Versorgung	nicht	des	
Teufels,	sondern	manchmal	sehr	hilfreich	ist,	zeigt	jeder	nie-
dergelassene	Arzt	und	Zahnarzt,	weil	der	sein	privates	Kapi-
tal	einsetzt,	um	seine	Patienten	ordentlich	zu	versorgen.	

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Nachdem	er	vorher	sub-
ventioniert	worden	ist!	–	Zuruf	der	Abg.	Ursula	Hauß-

mann	SPD)	

Damit	sind	wir	beim	nächsten	Thema.	Wenn	wir	immer	we-
niger	Krankenhäuser	haben	und	darauf	angewiesen	sind,	dass	
diese durch Ärztehäuser ergänzt werden, die privat finanziert 
sind	–	nämlich	von	den	Doktoren,	die	das	machen	–,	

(Abg. Katrin Altpeter SPD: Die sind doch finanziert 
worden!	So	hat	es	heute	Morgen	geheißen!)

sollten	wir	uns	überlegen,	ob	wir	den	Markt	nicht	zu	deren	
Ungunsten verzerren, weil der Staat das Krankenhaus finan-
ziert – übrigens auch das Defizit übernimmt, wenn eine Kom-
mune	der	Träger	ist	–,

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Das	ist	gar	nicht	mehr	
zulässig,	Herr	Noll!)

während	 der	Arzt	 oder	 die	 Ärztegemeinschaft	 pleitegehen,	
wenn sie dauerhaft Defizit machen.

Dann	muss	man	schon	einmal	darüber	nachdenken	dürfen,	ob	
man	bei	diesen	Förderungen	der	Umstrukturierung	der	Kran-
kenhauslandschaft	–	weil	man	sich	bei	beschränkten	Mitteln	
immer	auf	die	großen	Einheiten	wird	konzentrieren	müssen	–	
nicht	genau	das	befördert,	was	wir	heute	Morgen	beklagt	ha-
ben,	nämlich	dass	der	ländliche	Raum	gar	keine	großen	Zen-
tren	bekommt	und	diese	nicht	erhalten	kann,	dass	die	kleinen	
Krankenhäuser	kaputtgehen	und	dass	der	Ersatz	durch	die	am-
bulante	Seite,	durch	niedergelassene	Ärzte	und	niedergelas-
sene	Fachärzte,	schlicht	und	einfach	für	diejenigen,	die	es	gern	
machen	würden,	betriebswirtschaftlich	nicht	mehr	darstellbar	
wird.
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Dann	muss	man	sagen:	In	dieser	Aufzählung	sind	so	viele	po-
litisch	gesetzte	Bedingungen	bis	hin	zum	Thema	Mehrwert-
steuererhöhung.	Da	muss	ich	nach	beiden	Seiten	gucken.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!	–	Abg.	Kat-
rin	Altpeter	SPD:	Das	ist	aber	schwierig!)

Zwei	versprochen,	null	gefordert,	drei	gemacht.	Das	hat	die	
Krankenhäuser	bei	den	Betriebskosten	natürlich	massiv	ge-
troffen.	So	ist	eines	zum	anderen	gekommen.

Keine	Panik;	aber	die	Schwierigkeiten	in	der	Versorgung,	sei	
es	beim	niedergelassenen	Arzt,	sei	es	beim	Facharzt,	sei	es	im	
Krankenhaus,	haben	eindeutig	mit	einer	Reihe	von	Fehlent-
scheidungen	zu	tun,	bei	denen	schon	die	Gesundheitsministe-
rin	Fischer	beteiligt	war.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Hört,	hört!)

An	sie	denkt	gar	keiner	mehr.	Sie	spielt	jetzt	Saxofon.

(Heiterkeit	–	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Die	hat	
schon	damals	Saxofon	gespielt!)

Sie	hat	damals	aber	auch	diese	Richtung	mit	befördert.	

(Widerspruch)

Deswegen	wird	es	darauf	ankommen,	dass	wir	gemeinsam	
wieder	 mehr	 Eigenverantwortung,	 mehr	 föderale	 Elemente	
für	dieses	Land	verlangen,	egal,	wie	die	Reform	dann	aus-
sieht.	Das	muss	unser	gemeinsames	Ziel	sein.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Staatssekretär	Hillebrand.

Staatssekretär Dieter Hillebrand:	Verehrte	Frau	Präsiden-
tin,	 meine	 sehr	 geehrten	 Damen	 und	 Herren,	 liebe	 Kolle-
ginnen,	liebe	Kollegen!	Fragen	der	wirtschaftlichen	Sicherung	
der	Krankenhäuser	sowie	der	adäquaten	Versorgung	der	Be-
völkerung mit hochwertigen und flächendeckenden Kranken-
hausleistungen sind ein häufig emotional geführtes Dauerthe-
ma.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Zu	Recht!)

–	Zu	Recht,	lieber	Kollege	Dr.	Lasotta.	

(Abg.	Dr.	Stefan	Scheffold	CDU:	Dr.	med.	Lasotta!	
–	Gegenruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	So	viel	

Zeit	muss	sein!)

Ich	will	trotzdem	versuchen,	liebe	Kolleginnen,	liebe	Kolle-
gen,	die	Emotionen	durch	Fakten	zu	unterlegen.

(Abg.	 Brigitte	 Lösch	 GRÜNE:	Was	 heißt	 „Emoti-
onen“?)

Das Thema dieser Sitzung ist die finanzielle Situation der 
Krankenhäuser.	Erst	Ende	März	dieses	Jahres	ist	das	Kran-
kenhausfinanzierungsreformgesetz in Kraft getreten. Damit 
wurde	ein	Gesetzgebungsverfahren	erfolgreich	zum	Abschluss	
gebracht,	dem	kontroverse	politische	Diskussionen	zwischen	

dem	Bund	und	den	Ländern	vorausgegangen	sind.	Frau	Kol-
legin	Mielich,	Sie	haben	es	angesprochen:	In	der	Zwischen-
zeit	sind	auch	Großdemonstrationen	über	die	Bühne	gegan-
gen.	Das	Thema	wurde	also	wirklich	auf	den	verschiedensten	
Ebenen	sehr	intensiv	beackert.	

An	den	Ländern,	hier	speziell	an	Baden-Württemberg,	lag	es	
ganz	gewiss	nicht,	dass	im	Hinblick	auf	das	Auslaufen	der	bis-
herigen Regelungen zur Betriebskostenfinanzierung der Kran-
kenhäuser	diese	zeitliche	Verzögerung	eingetreten	ist.	Zahl-
reiche	Initiativen	und	Entschließungen	der	Länder	über	den	
Bundesrat	belegen	dies.	

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, welche finanziellen Ver-
besserungen bringt das Krankenhausfinanzierungsreformge-
setz	nun	mit	sich?

Ich komme zunächst zur Betriebskostenfinanzierung. Im Rah-
men der Betriebskostenfinanzierung sind dies im Wesentlichen 
folgende	Verbesserungen:	Erstens	ist	es	die	Streichung	des	so-
genannten	Sanierungsbeitrags	bzw.	Solidarbeitrags.	Das	be-
trifft	den	Abschlag	von	0,5	%	vom	Rechnungsbetrag	bei	den	
gesetzlich	Krankenversicherten.	Zweitens	ist	es	die	Ersetzung	
der	Deckelung	durch	die	Grundlohnrate	nach	2010	durch	ei-
nen	Orientierungswert,	der	die	Kostensteigerungen	im	Kran-
kenhaus	besser	berücksichtigt	als	die	bisherige	Grundlohnra-
tendeckelung.	Drittens	ist	es	der	teilweise	Ausgleich	der	Ta-
riferhöhungen	für	Löhne	und	Gehälter	in	den	Jahren	2008	und	
2009	durch	eine	gewisse	Erhöhung	des	Budgets,	die	sich	auch	
auf	 die	 Folgejahre	 auswirkt.	 Schließlich	 ist	 es	 viertens	 ein	
Sonderprogramm	–	das	ist	mir	auch	wichtig;	ich	betone	das	
gern – zur Verbesserung der Situation in der Pflege.

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)	

All	diese	Regelungen,	liebe	Kolleginnen,	liebe	Kollegen,	wur-
den	von	der	Landesregierung	unterstützt,	wie	es	bereits	in	der	
Stellungnahme	zu	dem	heute	zu	beratenden	Antrag	heißt	und	
darin	angekündigt	wurde.	Ich	darf	daher	mit	einer	gewissen	
Genugtuung	feststellen,	dass	sich	die	entsprechenden	Fragen	
des Antrags mit dem Inkrafttreten des Krankenhausfinanzie-
rungsreformgesetzes	erledigt	haben.

Was den Umfang der finanziellen Entlastung der Krankenhäu-
ser	angeht,	geht	das	Bundesgesundheitsministerium	bundes-
weit	von	einem	Gesamtvolumen	in	Höhe	von	rund	3,55	Mil-
liarden € aus. Nach ersten Berechnungen der Baden­Würt­
tembergischen	Krankenhausgesellschaft	werden	die	Kranken-
häuser im Land im Jahr 2009 bis zu 285 Millionen € Mehr-
einnahmen	erzielen	können,	von	denen	schätzungsweise	rund	
90 Millionen € auf das Krankenhausfinanzierungsreformge-
setz	zurückgehen.	Mit	dem	anstehenden	Abschluss	des	Ge-
nehmigungsverfahrens	 zum	 Landesbasisfallwert	 2009	 wird	
ein	Großteil	dieser	Entlastungen	auch	tatsächlich	vor	Ort	bei	
den	Krankenhäusern	und	ihren	Mitarbeiterinnen	und	Mitar-
beitern	ankommen.	

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

Insbesondere über das Sonderprogramm Pflege sollen in den 
nächsten drei Jahren bundesweit rund 15 000 Pflegekräfte ein-
gestellt	werden	können.	Durch	eine	zweckgebundene	Finan-
zierung	der	zusätzlichen	Personalstellen	in	Höhe	von	bis	zu	
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90	%	 wird	 verhindert,	 dass	 sich	 der	 Personalabbau	 in	 den	
Krankenhäusern	weiter	fortsetzt.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Siehste!	Das	ist	alles	
Ulla	Schmidt!	Lauter	positive	Nachrichten!)

–	Wir	haben	entsprechend	kämpfen	müssen,	lieber	Herr	Kol-
lege	Schmiedel.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Gegen	wen?)

Hierfür	stehen	in	Baden-Württemberg	in	diesem	Jahr	bis	zu	
22 Millionen € zur Verfügung. Das ist noch nicht das, was 
man	sich	wünschen	würde.	Aber	damit	können	umgerechnet	
immerhin um die 500 zusätzliche Pflegekraftstellen geschaf-
fen	werden.	

In	diesem	Zusammenhang	ist	auch	wichtig,	zu	erwähnen,	dass	
es	dem	Bundesgesundheitsministerium	nicht	gelungen	ist,	ein	
sogenanntes	Einzelvertragssystem	einzuführen.	Ein	 solches	
Modell	 hätte	 es	 den	 Kassen	 ermöglicht,	 an	 der	 staatlichen	
Krankenhausplanung	vorbei	mit	den	Krankenhäusern	direkt	
über	Menge	und	Preis	bestimmter	Behandlungsleistungen	der	
Krankenhäuser	zu	verhandeln.	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Genau!)

Insbesondere	die	bereits	vielfach	zitierten	Krankenhäuser	im	
ländlichen	Raum	hätten	hier	aufgrund	ihrer	niedrigeren	Fall-
zahlen	Nachteile	zu	befürchten	gehabt.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Das	wäre	der	To-
desstoß	gewesen!)

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	lassen	Sie	mich	auch	
ein	Wort	zur	Finanzierung	der	Krankenhausinvestitionen	sa-
gen,	die	ebenfalls	Gegenstand	heftiger	Kontroversen	im	Rah-
men der Beratung des Krankenhausfinanzierungsreformge-
setzes	war.	Im	Bereich	der	Investitionsförderung	können	die	
Länder	bekanntlich	eigene	Schwerpunkte	setzen.	Es	kann	da-
her	nicht	im	Sinne	eines	gut	funktionierenden	Föderalismus	
sein,	dass	sich	die	Länder	bei	der	Ausgabe	 ihrer	Mittel	 für	
Krankenhausinvestitionen	 streng	 nach	 den	 entsprechenden	
Vorgaben	des	Bundes	zu	richten	haben.	Genau	dies	hatte	aber	
das	Bundesgesundheitsministerium	ursprünglich	vor.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Ja!)

Ich	meine,	 liebe	Kolleginnen	und	Kollegen	–	 ich	habe	den	
Eindruck,	wir	sind	uns	in	diesem	Hohen	Haus	darüber	einig	
–,	das	Wie	der	Ausgabe	muss	noch	immer	demjenigen	über-
lassen	bleiben,	der	auch	das	Geld	zur	Verfügung	stellt.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Wenn	man	genügend	
Geld	zur	Verfügung	stellt,	ist	es	okay!)

–	Ich	komme	noch	darauf,	lieber	Kollege	Schmiedel.	–	Nur	
so können die Länder ihrer Verantwortung für eine flächen-
deckende	und	qualitativ	hochwertige	Versorgung	der	Bevöl-
kerung	mit	leistungsfähigen	Krankenhausstrukturen	gerecht	
werden.

Um	hier	entsprechend	handeln	und	steuern	zu	können,	ist	es	
aus	Sicht	des	Landes	unerlässlich,	auch	große	Investitionen	
von kleinen Krankenhäusern weiterhin direkt finanziell be-

gleiten	zu	können.	Ich	bin	daher	froh	darüber,	dass	im	ver-
gangenen	 Gesetzgebungsverfahren	 der	 monistischen	 Kran-
kenhausfinanzierung eine klare Absage erteilt wurde. Grund-
lage	hierfür	war	auch	und	gerade	ein	einstimmiger	Beschluss	
der	Gesundheitsministerkonferenz	aus	dem	Jahr	2007	unter	
Vorsitz meiner Chefin, der Gesundheitsministerin Frau Dr. 
Stolz,	der	übrigens	hier	in	Baden-Württemberg	gefasst	wur-
de.	

Mit	der	nunmehr	gefundenen	Kompromisslösung,	nach	der	
zunächst	eine	Arbeitsgruppe	Kriterien	für	eine	Investitions-
förderung	auf	der	Basis	leistungsorientierter	Investitionsfall-
pauschalen	erarbeiten	soll,	können	wir	leben.	Wir	werden	aber	
die	Tätigkeit	dieser	Arbeitsgruppe	äußerst	kritisch	begleiten,	
weil	das	sogenannte	DRG-System	–	für	die	Zuhörer	auf	der	
Tribüne:	die	diagnosebezogenen	Fallgruppen	–	ausschließlich	
die	Betriebskosten	berücksichtigt.	Liebe	Kolleginnen,	 liebe	
Kollegen,	es	steht	zu	befürchten,	dass	durch	eine	Übertragung	
dieses Systems auf die Investitionskostenfinanzierung der tat-
sächliche	Investitionsbedarf	der	Krankenhäuser	nicht	sachge-
recht	abgedeckt	werden	kann.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)

Darüber hinaus würde ein derartiges Investitionskostenfinan-
zierungssystem	 wiederum	 kleinere	 Häuser	 benachteiligen.	
Wer	kann	dies	wollen?	Wir	jedenfalls	nicht.	Denn	diese	Häu-
ser	können	nicht	die	erforderlichen	Fallzahlen	aufweisen,	um	
über	diese	genügend	Fallpauschalen	für	ihre	Investitionen	zu	
erwirtschaften.	 Baden-Württemberg	 hat	 jedenfalls	 mit	 dem	
derzeitigen	Mischsystem	aus	gezielter	Einzelförderung	und	
starker	Pauschalförderung	beste	Erfahrungen	gemacht.	Dies	
bescheinigen	uns	zahlreiche	unabhängige	Studien	–	z.	B.	das	
Bruckenberger-Gutachten	 –,	 in	 denen	 Baden-Württemberg	
fast	immer	einen	Spitzenplatz	einnimmt.

Nur	durch	einen	gezielten	Mix	aus	Einzel-	und	Pauschalför-
derung	 können	 gerade	 Krankenhausprojekte	 im	 ländlichen	
Raum	zeitnah	und	angemessen	gefördert	werden.	Eine	aus-
kömmliche	Pauschalförderung	ist	gerade	für	diese	Häuser	ei-
ne	zuverlässige	Größe	der	staatlichen	Krankenhausinvestiti-
onsförderung.

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	die	Landesregierung	
wird	sich	auch	in	Zukunft	mit	guten	Gründen	nachdrücklich	
für die Beibehaltung der dualen Krankenhausfinanzierung ein-
setzen.	Hierbei	ist	es	mir	wichtig,	zu	betonen,	dass	das	Land	
seine	Krankenhausinvestitionsmittel	in	den	vergangenen	Jah-
ren	wieder	deutlich	aufgestockt	hat.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Aber	der	Antragsstau	
zeigt	etwas	anderes!)

Ich	nenne	nur	einmal	ein	paar	Zahlen:	Im	Jahr	2007	waren	es	
305 Millionen €, 2008 waren es 310 Millionen €, 2009, also 
in diesem Jahr, sind es 340 Millionen €. Hinzu kommt über 
das	Konjunkturpaket	II	ein	Sonderprogramm,	ein	Kranken-
hausprogramm,	mit	dem	25	zusätzliche	Krankenhausprojekte	
über alle Landesteile mit 174 Millionen € einmalig gefördert 
worden	sind.	Wir	konnten	den	Antragsstau	damit	ein	Stück	
weit	abbauen.	Das	Programm	geht	auch	gezielt	an	Standorte,	
die	nach	dem	Landesentwicklungsprogramm	der	Kategorie	
„Ländlicher	Raum“	zuzurechnen	sind.
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Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	ich	darf	mit	Blick	
auf	die	Zeit	zum	Schluss	kommen.	

(Abg.	Ute	Vogt	SPD:	Schon?)

Ich	denke,	gerade	der	Erhalt	und	die	Verbesserung	der	Versor-
gung	der	Patientinnen	und	Patienten	in	leistungsfähigen	Kran-
kenhäusern	und	mit	motiviertem	Personal	sollte	und	muss	un-
ser	aller	Ziel	sein.	Die	Landesregierung	fühlt	sich	diesem	Ziel	
nicht zuletzt vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels besonders verpflichtet.

(Abg.	 Dr.	 Bernhard	 Lasotta	 CDU:	 Und	 auch	 ganz	
persönlich!)

Ich	darf	mich	bei	Ihnen	allen	für	die	konstruktive	Mitarbeit	
bedanken,	die	dazu	beiträgt,	dass	wir	dieses	Ziel	auch	in	Zu-
kunft	gemeinsam	wenigstens	annähernd	erreichen	können.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	es	liegen	keine	Wortmeldungen	mehr	vor.	Da	es	sich	
um	einen	reinen	Berichtsantrag	handelt,	kann	ich	von	der	Er-
ledigterklärung	ausgehen.	–	Vielen	Dank.	Es	ist	so	beschlos-
sen.	

Damit	ist	Punkt	7	der	Tagesordnung	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 8 der	Tagesordnung	auf:	

a) Große Anfrage der Fraktion GRÜNE und Antwort der 
Landesregierung – Integration durch Bildung – Chan-
cen von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshin-
tergrund an den Schulen in Baden-Württemberg – 
Drucksache 14/2592 

b) Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des 
Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Mehr Mi-
grantinnen und Migranten für das Lehramt gewinnen 
– Drucksache 14/3891 

c) Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des 
Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Chancen 
für Baden-Württemberg nutzen – Integration durch 
Bildung – Drucksache 14/4067

Außerdem	liegt	der	Änderungsantrag	der	Fraktion	der	CDU	
und	der	Fraktion	der	FDP/DVP,	Drucksache	14/4645,	zu	dem	
Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	–	Mehr	Migrantinnen	und	Mi-
granten	für	das	Lehramt	gewinnen	–,	Drucksache	14/3891,	
und	dem	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	–	Chancen	für	Baden-
Württemberg	nutzen	–	Integration	durch	Bildung	–,	Drucksa-
che	14/4067,	vor.

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	zu	b	und	c	fünf	Minuten,	für	die	Aussprache	über	
den	ganzen	Tagesordnungspunkt	fünf	Minuten	je	Fraktion.

Das	Wort	 erteile	 ich	 Frau	Abg.	 Rastätter	 für	 die	 Fraktion	
GRÜNE.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Sehr	geehrte	Frau	Präsiden-
tin,	 liebe	 Kolleginnen	 und	 Kollegen!	 Schüler	 und	 Schüle-
rinnen	mit	Migrationshintergrund	sind	in	Baden-Württemberg	
deutlich	benachteiligt.	Das	wissen	wir	nicht	erst	seit	der	ers-
ten	PISA-Studie	im	Jahr	2001,	sondern	das	ist	schon	sehr	viel	
länger	bekannt.	Allerdings	ist	erst	durch	diese	erste	PISA-Stu-
die	ein	öffentliches	Bewusstsein	dafür	entstanden,	dass	wir	in	
unserem	Bildungswesen	ein	massives	Gerechtigkeitsproblem	
haben.

Wir	 in	Baden-Württemberg	 sind	besonders	 stark	betroffen.	
Bei	uns	sind	Schüler	und	Schülerinnen	mit	Migrationshinter-
grund	stark	benachteiligt.	Aber	wir	haben	gleichzeitig	das	Pro-
blem,	dass	bei	uns	nicht	nur	eine	kleine	Minderheit	betroffen	
ist,	sondern	der	Anteil	der	Menschen	unter	20	Jahren	mit	Mi-
grationshintergrund	 in	 Baden-Württemberg	 bei	 33	%	 liegt.	
Insgesamt	 beträgt	 der	 Migrationsanteil	 der	 Bevölkerung	 in	
Baden-Württemberg	25	%.	Man	sollte	also	meinen,	dass	wir	
in	unserem	Bundesland	besonders	große	Anstrengungen	un-
ternehmen,	um	Schülerinnen	und	Schüler	mit	Migrationshin-
tergrund	besser	zu	fördern.

(Abg.	 Karl	 Zimmermann	 CDU:	 Das	 machen	 wir	
auch!	–	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Die	können	

jede	Schule	besuchen!)

Bis	jetzt	allerdings	sind	hier	noch	keine	entsprechenden	Maß-
nahmen	ergriffen	worden.	Aber	zumindest	hat	Kultusminister	
Rau	das	Gerechtigkeitsproblem	inzwischen	ebenfalls	erkannt	
und	dies	eingeräumt.	In	einer	dpa-Meldung	vom	26.	Januar	
2009	hat	er	gesagt,	dass	die	Integration	ausländischer	Schü-
ler	noch	nicht	ausreichend	gelungen	sei.	Wörtlich	sagte	er:

Wir haben bei der Förderung von Migranten eindeutig 
Nachholbedarf.

Er	hat	daneben	festgestellt,	dass	die	Intelligenz	bei	Schülern	
und	Schülerinnen	mit	Migrationshintergrund	nicht	anders	ver-
teilt	ist	als	bei	den	deutschen.	Das	stimmt	natürlich.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Deswegen	machen	
auch	viele	ein	gutes	Abitur!)

Er	hat	 zudem	 festgestellt,	 dass	wir	hier	 eine	deutliche	Bil-
dungsreserve	haben,	die	wir	noch	nicht	ausschöpfen.

Nun	hat	Kultusminister	Rau	angekündigt,	dass	er	das	Thema	
„Bessere	Förderung	von	Kindern	mit	Migrationshintergrund“	
zu	seinem	Schwerpunkt	machen	möchte.	Von	Januar	bis	heu-
te	haben	wir	davon	allerdings	noch	nichts	gemerkt.

(Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE:	Er	denkt	noch	nach!)

Wir	haben	heute	eine	Große	Anfrage	sowie	zwei	Fraktions-
anträge	mit	umfangreichen	Beschlussteilen	vorgelegt,	in	de-
nen	ganz	pragmatische	Forderungen	formuliert	sind	und	Kon-
zepte	vorgestellt	werden,	mit	denen	wir	in	Baden-Württem-
berg	in	eine	bessere	Förderung	von	Schülern	mit	Migrations-
hintergrund	einsteigen	können.

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen	von	den	Regierungsfrakti-
onen,	wir	hätten	nun	erwartet,	dass	Sie	in	einer	öffentlichen	
Debatte	im	Landtag	klar	zum	Ausdruck	bringen,	welchen	For-
derungen	sie	hier	zustimmen	können,	zumal	das	ja	auch	im	
Mittelpunkt	der	künftigen	Bildungspolitik	in	diesem	Land	ste-
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hen	soll.	Sie	hätten	sagen	können:	„Mit	dieser	oder	jener	For-
derung	kommen	wir	klar;	da	können	wir	zustimmen.“	Ich	hät-
te	durchaus	auch	Verständnis	geäußert,	wenn	Sie	einige	der	
Forderungen	nicht	hätten	unterstützen	können.	Das	 liegt	 in	
der	Natur	des	Verhältnisses	zwischen	Regierung	und	Opposi-
tion.	Aber	dass	Sie	nun	daherkommen	und	einen	Wischiwa-
schi-Änderungsantrag	vorlegen,

(Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE:	Genau!	Wischiwa-
schi!)

in	dem	im	Grunde	nur	nichtssagende	Äußerungen	gemacht	
werden	–	der	Änderungsantrag	hat	lediglich	die	Funktion,	ei-
ne	Abstimmung	über	unsere	beiden	Anträge	im	Landtag	zu	
verhindern –, das finde ich billig, und ich finde es dem The-
ma	gegenüber	absolut	unangemessen.

(Beifall	 bei	 den	 Grünen	 und	 Abgeordneten	 der	
SPD)

Das	wird	auch	nicht	dazu	führen,	dass	wir	als	Landtag	in	ei-
ner	öffentlichen,	kritisch-konstruktiven	Diskussion	zur	Ergeb-
nisfindung in der Öffentlichkeit positiver wahrgenommen wer-
den.	Sie	müssen	schon	eine	klare	Position	dazu	vertreten,	wel-
che	dieser	Forderungen	Sie	zu	unterstützen	bereit	sind	und	an	
welchen	Punkten	Sie	hierbei	Probleme	haben.

Deswegen	möchte	ich	hier	einfach	einmal	Folgendes	ganz	klar	
sagen:	 Kultusminister	 Rau	 hat	 auch	 gesagt,	 er	 wolle,	 dass	
mehr	Lehrer	mit	Migrationshintergrund	an	den	Schulen	un-
terrichten.	Bei	einem	Migrationsanteil	unter	den	Schülerinnen	
und	Schülern	von	33	%	haben	in	Baden-Württemberg	weni-
ger	als	1	%	der	Lehrer	einen	Migrationshintergrund.	Das	muss	
man	sich	überlegen:	weniger	als	1	%!	Dabei	wissen	wir	ge-
nau,	wie	wichtig	es	für	diese	Kinder	ist,	dass	sie	auch	Vor-
bilder	mit	ähnlichem	kulturellem	Hintergrund	haben,	die	auch	
wissen,	wie	es	ist,	in	zwei	Kulturen	zu	leben,	die	denselben	
sprachlichen	Hintergrund	haben	und	daher	besonders	gut	ge-
eignet	sind,	diese	Kinder	zu	fördern.	

Nun	haben	wir	einen	Antrag	gestellt,	mehr	Migrantinnen	und	
Migranten	für	das	Lehramt	zu	gewinnen.	Wir	haben	darin	For-
derungen	formuliert,	und	ich	frage	Sie:	Wieso	können	Sie	die-
sen	Forderungen	nicht	zustimmen,	z.	B.	der	Forderung,	eine	
groß	angelegte	Werbekampagne	an	Schulen	und	Hochschu-
len	zu	starten,	um	junge	Menschen	mit	Migrationshintergrund	
für	den	Lehrerberuf	zu	gewinnen?	

(Abg.	Andrea	Krueger	CDU:	Weil	wir	es	schon	ma-
chen!	–	Gegenruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	
„Weil	wir	es	schon	machen!“	Das	ist	doch	albern!)

Weshalb	wollen	Sie	für	Abiturientinnen	und	Abiturienten	mit	
Migrationshintergrund kein Stipendienprogramm auflegen? 
Weshalb	werben	Sie	nicht	systematisch	bei	den	Oberstufen-
schülerinnen	und	Oberstufenschülern	für	ein	Lehramtsstudi-
um?	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Jedes	Jahr	wird	da-
für	geworben!)

Weshalb	können	Sie	diesem	Antrag	nicht	zustimmen?

Zum	 Zweiten	 haben	 wir	 den	Antrag	 „Chancen	 für	 Baden-
Württemberg	nutzen	–	Integration	durch	Bildung“	vorgelegt.	

Wieso	können	Sie	dem	Antrag	nicht	zustimmen,	in	unserem	
Bildungswesen	ein	neues	Leitbild	zu	entwickeln,

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Welche	Nationalität	
hat	jemand	mit	Migrationshintergrund?)

das	die	Vielfalt	und	Unterschiedlichkeit	von	Kindern	als	Chan-
ce	versteht,	dass	wir	es	als	Reichtum	in	unserer	Gesellschaft	
empfinden, dass wir Kinder aus verschiedenen Kulturkreisen 
haben,	die	wir	in	unserem	Bundesland	integrieren	und	deren	
Vielfalt	wir	auch	als	Markenzeichen	unseres	Bildungswesens	
wahrnehmen,	und	dass	wir	auch	die	Sprachen	als	Reichtum	
betrachten?	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Wie	viele	wollen	Sie	
in	einer	Schule	haben?)

Selbst	Ministerpräsident	Oettinger	hat	vor	wenigen	Wochen	
wieder	betont:	Wir	wollen	mehr	Türkisch	als	Fremdsprache	
an	den	Schulen.	Wieso	können	Sie	dann	diesem	Antrag	nicht	
zustimmen?	

Drittens:	Wieso	stimmen	Sie	nicht	unserem	Antrag	zu,	dass	
wir	Sonderpädagogen	an	den	Schulen	einsetzen,	die	insbeson-
dere	auch	Kinder	mit	Migrationshintergrund	anhand	von	Di-
agnosen	gezielter	 fördern,	anstatt	sie	auf	Förderschulen	für	
Lernbehinderte	auszusortieren?	Ich	möchte	Ihnen	hier	einfach	
einmal	die	Information	geben:	Von	den	türkischen	Kindern	
sind	8,1	%	an	den	Sonderschulen	für	Lernbehinderte.	Von	den	
italienischen	Schülerinnen	und	Schülern	in	der	fünften	Klas-
se	sind	11,4	%	an	den	Sonderschulen	für	Lernbehinderte.	Von	
den	deutschen	Kindern	sind	es	2	%.	Wieso	stimmen	Sie	dann	
nicht	zu,	dass	wir	auch	Sonderpädagogen	oder	Förderlehrer	
an	den	Grundschulen	einstellen,	damit	diese	Kinder	dort	bes-
ser	gefördert	werden	können?

(Beifall	 bei	 den	 Grünen	 –	 Abg.	 Brigitte	 Lösch	
	GRÜNE:	Wieso	nicht?	–	Zuruf	des	Abg.	Karl	Zim-

mermann	CDU)	

Ich	möchte	 Ihnen	noch	ein	weiteres	Beispiel	geben.	Wieso	
stimmen	Sie	dem	Antrag	nicht	zu,	dass	die	Muttersprachen	
der	Schülerinnen	und	Schüler	schrittweise	und	bedarfsorien-
tiert	in	das	Regelangebot	der	Schulen	integriert	werden	sol-
len,	u.	a.	auch	im	Rahmen	der	Ganztagsschule?	

Ich	habe	gerade	erwähnt:	Auch	Ministerpräsident	Oettinger	
sagt,	wenn	er	im	Land	ist:	Es	wäre	doch	nicht	schlecht,	mehr	
Türkisch-Angebote	an	den	Schulen	zu	haben.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Also	Ihnen	geht	es	
vorwiegend	um	Türken?)

Wieso	können	die	Regierungsfraktionen	dann	einem	solchen	
Antrag	nicht	zustimmen?	

Deshalb	bleibe	ich	dabei,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen:	Ihr	
Antrag	hat	nur	die	Funktion,	eine	Abstimmung	zu	verhindern	
und	ein	Eingestehen,	dass	einige	dieser	Forderungen	für	Sie	
auch akzeptabel wären, zu vermeiden. Das finde ich wirklich 
bedauerlich.	Ich	fordere	Sie	auf,	künftig	Ihr	Verhalten	diesbe-
züglich	zu	ändern.	Ich	fordere	Sie	auch	auf,	sich	diesen	For-
derungen	zu	stellen,	auf	diese	Forderungen	einzugehen	und	
sie	an	Ihre	Regierung	zu	richten.	Es	kann	nicht	sein,	dass	man	
verkündet,	man	mache	es	zum	Schwerpunkt,	aber	dann,	wenn	



	 4987

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	69.	Sitzung	–	Donnerstag,	18.	Juni	2009
(Renate Rastätter)

es	tatsächlich	um	das	konkrete	Aufgreifen	von	Forderungen	
geht,	im	Landtag	alles	abbügelt.	Das	ist	keine	positive	Ausei-
nandersetzung	im	Landtag.	Deshalb	werden	wir	unsere	For-
derungen	aufrechterhalten,	auch	wenn	Sie	unsere	Anträge	heu-
te	von	der	Abstimmung	fernhalten,	weil	Sie	sich	weigern,	ab-
zustimmen.	

(Abg.	 Karl	 Zimmermann	 CDU:	Wir	 stimmen	 ab!	
Wenn	Sie	wollen,	stimmen	wir	ab!)

Wir	bleiben	bei	unseren	Forderungen.	Beim	Thema	„Förde-
rung	 von	 Schülern	 mit	 Migrationshintergrund“	 werden	 Sie	
sich	auch	mit	weiteren	Anträgen	vonseiten	unserer	Fraktion	
beschäftigen	müssen.	Sie	glauben	doch	nicht	etwa,	dass	wir,	
weil	Sie	sich	weigern,	über	unsere	Anträge	abzustimmen,

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	glauben	wir	
nicht!)

keine	Anträge	mehr	stellen.	Wir	werden	Sie	weiter	öffentlich	
mit	diesem	Thema	beschäftigen.

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)

Wir	 wollen	 hier	 in	 Baden-Württemberg	 ein	 gerechtes	 Bil-
dungswesen	mit	gerechten	Bildungschancen	für	alle	Kinder.	
Dabei	bleiben	wir	auch	künftig.

Ich	bedanke	mich	für	die	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Frau	Abg.	Krueger	für	die	Fraktion	der	CDU.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Gute	Frau!	–	Abg.	
Jürgen	Walter	GRÜNE:	Die	hat	 es	 jetzt	 schwer!	–	
Abg.	 Bärbl	 Mielich	 GRÜNE:	 Da	 bin	 ich	 jetzt	 ge-
spannt!	–	Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Jetzt	wollen	
wir	aber	klare	Antworten!	–	Gegenruf	von	der	CDU:	

Zuhören!)

Abg. Andrea Krueger	CDU:	Sehr	geehrte	Frau	Präsidentin,	
meine	Damen	und	Herren!	Leider	habe	ich	nur	eine	halb	so	
lange	Redezeit	wie	die	Kollegin	Rastätter.	Deswegen	werde	
ich	nicht	alle	Einzelfragen	beantworten.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Billige	Ausrede!)

Ich	 will	 einmal	 mit	 etwas	 anfangen,	 was	 leicht	 übersehen	
wird:	Bei	 aller	Verbesserungswürdigkeit	 und	 -fähigkeit	der	
schulischen	 Integration	 von	 Kindern	 und	 Jugendlichen	 mit	
Migrationshintergrund,	über	die	wir	uns,	glaube	ich,	nicht	zu	
streiten	brauchen,	muss	man	eines	auch	sagen:	Für	sehr	viele	
dieser	Kinder,	vor	allem	für	viele	Mädchen,	bietet	unser	Bil-
dungswesen	schon	heute	sehr	viel	mehr	Chancen,	als	diese	je	
in	ihrem	Heimatland	gehabt	hätten	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Lebhafte	Zurufe	von	der	SPD	
und	den	Grünen,	u.	a.	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	
Was	ist	das	für	ein	Vergleich?	–	Abg.	Brigitte	Lösch	
GRÜNE:	Das	hat	doch	nichts	mit	dem	Lehramt	zu	
tun!	–	Abg.	Ute	Vogt	SPD:	Ihnen	ist	schon	klar,	dass	

deren	Heimatland	jetzt	hier	ist!)

–	gemach,	gemach;	nicht	aufregen!	–,	und	sie	nutzen	diese	
Chancen	auch	tatsächlich,	liebe	Frau	Kollegin	Mielich.

(Zurufe	von	den	Grünen)	

–	Das	ist	mir	schon	klar.	–	Nehmen	Sie	einfach	einmal	zur	
Kenntnis,	

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

dass	die	absolute	Zahl	der	Kinder	und	Jugendlichen	mit	Mi-
grationshintergrund,	die	 in	Baden-Württemberg	zu	höheren	
Bildungsabschlüssen	gelangen,	seit	Jahren	kontinuierlich	an-
steigt.	Das	können	Sie	übrigens	in	der	Antwort	auf	Ihre	Große	
Anfrage	nachlesen.	

Trotzdem	–	auch	das	ist	ganz	klar	–:	Wir	sind	von	einer	ange-
messenen	Bildungsteilhabe	noch	weit	entfernt,	gar	keine	Fra-
ge.	Aber	man	muss	auch	die	Frage	nach	den	Ursachen	dieser	
Situation	stellen.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	So	ist	es!	Jetzt	sind	
wir	am	Punkt!)

Da	sind	zunächst	einmal	als	eine	Ursache	ganz	unschwer	die	
mangelnden	Deutschkenntnisse	auszumachen.	Solide	Deutsch-
kenntnisse	sind	nun	einmal	das	A	und	O	für	eine	gelingende	
Bildung	und	Integration	in	Baden-Württemberg,	und	das	eben	
vor	der	türkischen	Sprache.

(Zurufe	von	der	SPD	und	den	Grünen,	u.	a.	Abg.	Re-
nate	Rastätter	GRÜNE:	Dann	muss	man	fördern!	–	
Abg.	Gunter	Kaufmann	SPD:	Peinlich!	–	Zuruf	des	

Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

In	Kenntnis	dessen	hat	die	Landesregierung,	gestützt	durch	
die	Regierungsfraktionen	–	das	ist	hier	schon	heute	Morgen	
von	 Herrn	 Staatssekretär	Wacker	 und	 auch	 vom	 Kollegen	
Schebesta	ausführlich	dargestellt	worden	–,	Sprachscreenings	
und Sprachförderung flächendeckend ausgeweitet. Daher will 
ich	an	dieser	Stelle	nicht	mehr	detailliert	darauf	eingehen.	Der	
Weg	als	solcher	–	ich	glaube,	da	sind	wir	uns	sogar	einig	–	ist	
richtig.	Wir	werden	ihn	weitergehen	und	ihn	weiter	ausbau-
en.	

Aber natürlich darf man auch nach den Defiziten, die in den 
Elternhäusern	vorhanden	sind,	fragen;	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	So	ist	es!)

die	gibt	es	nämlich	auch.	

(Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE:	Deswegen	 tun	wir	
nichts?)

Zu	nennen	sind	hier	mangelndes	Bildungsbewusstsein,	man-
gelnde	Kenntnis	über	die	Wege,	Möglichkeiten	und	Chancen,	
die	unser	Bildungssystem	in	Baden-Württemberg	diesen	Kin-
dern	bietet,	und	–	vielfach	wiederum	bedingt	durch	sprach-
liche	Verständigungsschwierigkeiten	der	Eltern	–	eine	oft	un-
zureichende	Kooperation	der	Elternhäuser	mit	den	Bildungs-
einrichtungen	Schule	und	Kindergarten.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Jetzt	sind	wieder	die	
Eltern	schuld!	–	Glocke	der	Präsidentin)	
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Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Frau	Abgeordnete,	
gestatten	Sie	eine	Zwischenfrage?

Abg. Andrea Krueger	CDU:	Nein.	–	Es	gilt	also,	auch	an	
diesem	Punkt	anzusetzen.	Wenn	Sie	die	Antwort	bzw.	die	Stel-
lungnahmen zu Ihren Initiativen sorgfältig lesen, dann finden 
Sie	darin	auch	Antworten	darauf.	Ich	will	als	Stichwort	nur	
die	Bildungsvereinbarungen	nennen,	die	zwischen	Eltern	und	
Schulen	geschlossen	werden	können.

Integration	ist	für	uns	als	CDU	selbstverständlich	und	richti-
gerweise	ein	ganz	zentrales	Thema	unserer	Politik.	Weil	wir	
das	große	Potenzial	für	unsere	Gesellschaft	sehen,	das	in	Kin-
dern	und	Jugendlichen	mit	Migrationshintergrund	liegt,	un-
ternehmen	wir	 seit	Langem	sehr	große	Anstrengungen,	um	
dieses	vorhandene	Potenzial	immer	mehr	zur	Entfaltung	zu	
bringen.	Deshalb	ist	uns	sehr	wohl	daran	gelegen	–	das	wis-
sen	Sie	auch	aus	den	Diskussionen	im	Schulausschuss	–,	mehr	
Lehrerinnen	und	Lehrer	mit	eigenem	Migrationshintergrund	
für	den	Unterricht	an	unseren	Schulen	zu	gewinnen.	Dafür	–	
auch	das	können	Sie	in	der	Antwort	bzw.	den	Stellungnahmen	
längst	nachlesen	–	gab	und	gibt	es	auch	die	Aktivitäten,	die	
der	 Kultusminister	 auch	 mit	 den	 Konsulaten	 ergriffen	 hat,	
z.	B.	was	die	Werbung	angeht.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Konsuln	sind	doch	
Deutsche!)

Diese	Lehrkräfte	 sind	schon	deshalb	 sehr	wertvoll	 für	uns,	
weil	sie	nicht	nur	zusätzliche	sprachliche	und	interkulturelle	
Kompetenz	mitbringen,	sondern	weil	sie	uns	auch	die	Kom-
munikation	mit	den	Elternhäusern	ganz	erheblich	erleichtern.	
Entsprechendes	gilt	im	Übrigen	auch	für	die	Erzieherinnen	in	
den	Kindertagesstätten.

Ich	will	jetzt	nicht	mehr	auf	die	Weiterentwicklung	der	Leh-
rerausbildung,	auf	Deutsch	als	Fremdsprache	und	auf	inter-
kulturelle	Bildung	eingehen.	Das	alles	ist	mit	der	Neustruk-
turierung	der	Lehrämter	bereits	erfolgt;	das	kann	man	alles	
wunderschön	nachlesen.

(Abg.	 Renate	 Rastätter	 GRÜNE:	Aber	 nicht	 fürs	
Gymnasium!)

Mit	anderen	Worten:	Das,	was	Sie,	Kollegin	Rastätter,	vorhin	
ausgeführt	haben,	was	Sie	auch	mit	Ihrem	Antrag	eingefor-
dert	haben,	ist	in	Wirklichkeit	längst	überholt.	

(Widerspruch	bei	den	Grünen)

–	 Ja	 klar	 ist	 es	 überholt.	 Es	 ist	 einfach	 kalter	 Kaffee.	 Die	
Große	Anfrage	stammt	vom	April	2008;	mittlerweile	sind	ein	
paar	Monate	ins	Land	gegangen.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Aber	die	Anträge	
stammen	aus	diesem	Jahr!)

–	Die	beiden	anderen	Initiativen	sind	von	Januar	und	Febru-
ar	2009,	und	die	Große	Anfrage	ist	vom	April	2008;	genau	so	
ist	es.	

(Zuruf	der	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE)	

Unabhängig	davon	ist	ganz	klar,	dass	wir	und	die	Regierung	
selbstverständlich	junge	Menschen	mit	Migrationshintergrund	

noch	stärker	für	das	Lehramt	gewinnen	wollen	und	auch	die	
Elternbildung	nachdrücklich	voranbringen	wollen.	Deshalb	
haben	wir	heute	unseren	Änderungsantrag	vorgelegt	–	keines-
wegs,	um	über	Ihre	Anträge	etwa	nicht	abzustimmen,	sondern	
wirklich,	um	diesen	Weg	weiterzugehen.

Ganz	zum	Schluss,	weil	hier	schon	das	Lichtlein	zur	Beendi-
gung der Redezeit aufleuchtet, noch eine Randbemerkung. 
U.	a.	haben	Sie	wieder	einmal	angeprangert,	es	habe	herbe	
Versäumnisse	gegeben	–	das	ist	zu	Teilen	sogar	anzuerkennen	
–,	Baden-Württemberg	sei	ein	Einwanderungsland,	es	habe	
Versäumnisse	bei	der	Bildungsintegration	gegeben.	Dann	fra-
gen	Sie	nach	den	volkswirtschaftlichen	Kosten,	die	dadurch	
entstanden	sind.

Nicht	gefragt	haben	Sie	–	durchaus	verständlicherweise	–	da-
nach,	was	Ihre	Multikultipolitik,	die	Sie	in	diesem	Land	über	
Jahre	propagiert	haben,	bis	heute	an	gesellschaftlichen	Kos-
ten	verursacht	hat,	 nämlich	dadurch,	dass	mancher	glaubte	
und	leider	bis	heute	noch	glaubt,	die	Existenz	von	Parallelge-
sellschaften	sei	in	unserem	Land	toleriert.

(Abg.	 Jürgen	Walter	GRÜNE:	So	etwas	haben	wir	
noch	nie	gesagt!)

Das,	Kolleginnen	und	Kollegen,	ist	in	höchstem	Maß	integra-
tionsfeindlich.

Danke.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Hel-
mut	Walter	Rüeck	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Bayer	für	die	Fraktion	der	SPD.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Aber	jetzt	wieder	zu-
rück	zur	Realität!)

Abg. Christoph Bayer	SPD:	Frau	Präsidentin,	meine	Damen,	
meine	Herren!	Auch	wenn	Frau	Kollegin	Krueger	sich	ganz	
standhaft	 weigert,	 die	 Realität	 anzuerkennen,	 ist	 die	Aus-
gangslage	seit	Langem	klar.	Es	gibt	viele	größere	und	kleinere	
Studien,	die	Lage	ist	dokumentiert,	sie	ist	kommentiert,	und	
inzwischen	hat	ja	auch	Minister	Rau	öffentlich	Handlungsbe-
darf	eingeräumt.	Baden-Württemberg	ist	ein	Einwanderungs-
land.	Es	ist	sogar 	 d a s 	 Einwanderungsland	in	Deutschland,	
wenn	man	die	Flächenländer	betrachtet.

Jugendliche	mit	Migrationshintergrund	haben	tatsächlich	ge-
ringere Bildungschancen; sie finden sich hauptsächlich in 
Hauptschulen	und	Sonderschulen	wieder.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Warum?	–	Gegenruf	
der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Genau,	warum?)

–	Ich	komme	darauf.

Der	zentrale	Lösungsansatz	ist	unbestritten	eine	systematische	
Sprachförderung.	Auch	hierüber	haben	wir	heute	Morgen	aus-
führlich	 gesprochen.	Aber,	 meine	 Damen	 und	 Herren,	 es	
kommt	eben	nicht	nur	auf	Pläne	an,	sondern	es	kommt	auch	
auf	ihre	Realisierung	an.

(Beifall	bei	der	SPD	und	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE)
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Es	kommt	darauf	 an,	 beispielsweise	den	Orientierungsplan	
verbindlich	 zu	 machen	 und	 Rahmenbedingungen	 dafür	 zu	
schaffen,	dass	er	auch	in	der	Praxis	umgesetzt	werden	kann.

Die	Antworten	der	Landesregierung	auf	die	differenzierten	
Fragen	der	Grünen	in	ihren	verschiedenen	Initiativen	bieten	
vielerlei. Aber sie machen wieder einmal ein Strukturdefizit 
der	Bildungspolitik	in	diesem	Land	deutlich.	Das	Sammelsu-
rium	von	Einzelmaßnahmen,	von	Modellen,	von	Baustellen,	
von	Projekten	gleicht	eher	einem	bildungspolitischen	Bauch-
laden.

Die	Vorschläge	der	Grünen	regen	durchaus	zu	einer	systema-
tischen	Betrachtung,	zu	einem	systematischen	Vorgehen	an.	
Wir	werden	diesen	Vorschlägen	auch	zustimmen,	soweit	sie	
zur	Abstimmung	gestellt	werden,

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Können!)

allerdings	nicht,	weil	wir	sie	in	allen	Einzelheiten	auch	für	gut	
und	richtig	und	zielführend	hielten.	Aber	die	Richtung	stimmt,	
und	es	ist	notwendig,	hier	auch	tatsächlich	Farbe	zu	beken-
nen,	anstatt	nur	allgemeine	Reden	zu	halten.

(Beifall	bei	der	SPD)

Der	Änderungsantrag	der	Fraktion	der	CDU	und	der	Frakti-
on	der	FDP/DVP	ist	durchsichtig,	er	beinhaltet	ausschließlich	
unverbindliche	Absichtserklärungen.	Meine	Damen	und	Her-
ren,	irgendwie	passt	zu	dieser	Auffassung	auch,	dass	Minister	
Rau	heute	offensichtlich	bei	der	KMK	die	weitere	Teilnahme	
Deutschlands	 an	 den	 internationalen	 PISA-Studien	 infrage	
stellen	will.	Das	ist	eine	systematische	Weigerung,	der	Reali-
tät	ins	Auge	zu	sehen.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Unglaublich!)

Mit	Sicherheit	zielführend	ist	die	Einführung	eines	Schulsys-
tems,	das	die	überholte	Dreigliedrigkeit	überwindet.	Richtig	
ist	eine	wesentlich	stärkere	und	systematisch	aufgebaute	Ein-
beziehung der Eltern. Richtig ist, verpflichtende Module mit 
der	Überschrift	„Interkulturelle	Bildung	in	der	Lehrerbildung“	
einzuführen.

Die	Forderungen	nach	zusätzlichem	Fachpersonal,	Schulas-
sistenten,	 Sonderpädagogen,	 Lehrern	 mit	 Migrationshinter-
grund,	wie	es	in	den	Anträgen	steht,	sind	sicherlich	auch	rich-
tig.	Gefordert	werden	sollte	aber	meines	Erachtens	vom	Grund-
satz	her	ein	Personal-	und	Professionenmix	an	den	Schulen.	
Dabei brauchen wir vor allem die Wiedereinführung einer flä-
chendeckenden	Schulsozialarbeit	statt	 immer	mehr	Sonder-
programme	für	besondere	Zielgruppen.

(Beifall	bei	der	SPD)

Integration	ist	für	uns	Teil	von	Bemühungen,	individuelle	För-
derung	zum	durchgehenden	Strukturprinzip	zu	machen	–	mit	
den	jeweils	unterschiedlichen	Instrumentarien.	Es	kann	doch,	
meine	Damen	und	Herren,	nicht	unsere	„Denke“	sein,	nach-
träglich	das	integrieren	zu	wollen	oder	integrieren	zu	müssen,	
was	wir	zuvor	ausgegrenzt	haben.	Das	ist	übrigens	auch	in	
ökonomischer	Hinsicht	Unsinn.	

Die	Gruppe	der	Menschen	mit	Migrationshintergrund	–	da-
rauf	wurde	hier	schon	hingewiesen	–	wächst	ständig	und	ist	

in	sich	hoch	differenziert.	Es	ist	nicht	der	Migrationshinter-
grund	als	solcher,	der	zur	Ausgrenzung	führt,	sondern	es	ist	
die	soziale	Lage.	Deswegen	gilt:	Eine	gute	Sozialpolitik	ist	
die	beste	Bildungspolitik.	Wenn	Sie	hierfür	Kronzeugen	brau-
chen,	dann	lesen	Sie	einmal	in	den	entsprechenden	Schriften	
der	evangelischen	Kirche	nach,	beispielsweise	in	der	Denk-
schrift	der	EKD	2006	oder	dem	brandaktuellen	Schulpapier,	
in	dem	es	u.	a.	heißt	–	ich	zitiere	wörtlich	–:

Sozial benachteiligte Kinder sind von vielen differen-
zierten Bildungsmöglichkeiten ausgeschlossen. Die evan-
gelischen Kirchen setzen sich deshalb für eine energi-
schere Förderung der Befähigungsgerechtigkeit durch das 
öffentliche Bildungswesen ein. 

Sie	konkretisieren	das	auch.	Ich	mache	das	an	einem	Satz	un-
ter	vielen	deutlich:

Wir

–	die	evangelische	Kirche	–

arbeiten mit an Wegen zu einer schulischen Differenzie-
rung ohne Stigmatisierung. Wir wollen längeres gemein-
sames Lernen durch noch weiterzuentwickelnde Differen-
zierungskonzepte ermöglichen – möglichst bis zur 10. 
Klasse. Unser gemeinsames Ziel ist eine bessere Qualifi-
kation für alle. 

(Glocke	der	Präsidentin)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Abgeordne-
ter,	bitte	kommen	Sie	zum	Ende.

Abg. Christoph Bayer	SPD:	Ich	komme	sofort	zum	Ende.	–	
Meine	Damen	und	Herren,	aus	denselben	Gründen	haben	wir	
in	unserem	Leitbild	zum	Bildungsaufbruch	auch	nicht	in	ers-
ter	Linie	allein	auf	Integration	abgehoben,	sondern	wir	sagen:	
Bessere	Bildung	für	alle.	Wir	merken	zunehmend,	dass	wir	
hierfür	in	der	Öffentlichkeit	Zuspruch	erfahren.

Ich	danke	Ihnen.

(Beifall	bei	der	SPD	und	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Frau	Abg.	Dr.	Arnold	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	verehr-
te	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	Damen	
und	Herren!	Wir	können	mit	Ihren	beiden	Anträgen	nicht	so	
furchtbar	viel	anfangen,	Frau	Rastätter,	weil	erstens	die	Maß-
nahmen	zum	großen	Teil	schon	in	der	Mache	sind	–	Frau	Krue-
ger	hat	schon	darauf	hingewiesen	–	und	uns	zweitens	kosme-
tische	Dinge	wie	Werbekampagnen	nicht	wirklich	weiterbrin-
gen.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP	–	
Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Genau!)

Denn	das,	was	wir	wirklich	brauchen,	um	Migrantenkindern	
echte	Bildungschancen	zu	geben,	müssen	wir	ganz	woanders	
ansiedeln.	
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Es	ist	völlig	richtig	–	wir	sehen	die	Probleme	wie	Sie	–:	Wir	
haben	schon	einige	Fortschritte	im	Realschulbereich	erreicht,	
wir haben auch einige Fortschritte im Bereich des beruflichen 
Schulwesens	erreicht.	Wir	wissen,	dass	viele	Migrantenkinder	
über	 das	 Berufsschulwesen	 doch	 noch	 weiterführende	Ab-
schlüsse	erzielen.	Aber	es	ist	in	der	Tat	erschreckend	und	muss	
uns	wirklich	nachdenklich	stimmen,	wenn	ein	Drittel	der	jun-
gen	Menschen	in	unserem	Land	zwischen	25	und	35	Jahren	
keinen beruflichen Abschluss haben. Das ist in der Tat ein 
Alarmsignal.	Hier	müssen	wir	reagieren,	und	hier	reagieren	
wir	auch.

Wir	haben	in	den	letzten	Jahren	nicht	die	Hände	in	den	Schoß	
gelegt,	und	wenn	es	darum	geht,	echte	Bildungschancen	zu	
schaffen,	dann	fängt	das	im	Kindergarten	an.	Das	tun	wir	mit	
dem	Orientierungsplan	und	der	Sprachförderung.	Wir	wissen	
ganz	genau,	wie	wichtig	gerade	Sprachförderung	für	Migran-
tenfamilien	ist.	Wir	haben	dieses	Thema	heute	ja	schon	ange-
sprochen,	wir	haben	unsere	Haltung	dazu	schon	dargelegt.	Wir	
werden	weiter	dafür	kämpfen,	dass	es	auch	so	umgesetzt	wird,	
wie	wir	uns	das	von	Anfang	an	vorgestellt	haben.	

Wir	sind	dabei,	unsere	Hauptschulen	zu	neuen	Werkrealschu-
len	auszubauen.	Auch	das	ist	ein	schulisches	Angebot	mit	Bil-
dungschancen	gerade	für	diese	Schülerklientel.	Junge	Men-
schen,	die	unter	schlechten	Startbedingungen	 in	die	Schule	
kommen,	brauchen	eine	intensive	und	individuelle	Förderung.	
Sie	brauchen	eine	frühe	und	intensive	Berufsorientierung,	und	
sie	brauchen	eine	möglichst	große	Chance,	auch	einen	mitt-
leren	Bildungsabschluss	zu	erwerben.	Das	sind	die	drei	Kern-
elemente	der	neuen	Werkrealschule,	und	das	kommt	genau	
dieser	Schülerklientel	zugute.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD)	

Wir	brauchen	in	der	Lehrerausbildung	Module,	die	unsere	jun-
gen	Lehrer	befähigen,	gerade	im	interkulturellen	Bereich	ak-
tiv	zu	werden.	Wir	brauchen	Module,	die	sie	befähigen,	auch	
Deutsch	als	Zweitsprache	zu	unterrichten.	In	den	Eckpunkten	
der	Lehrerausbildung,	über	die	wir	 im	Moment	diskutieren	
und	an	denen	wir	arbeiten,	sind	all	diese	Dinge	schon	umge-
setzt.	Das	wird	 für	unsere	Lehramtsanwärter	kommen,	und	
zwar nicht auf freiwilliger Basis, sondern verpflichtend. Das 
ist	schon	auf	den	Weg	gebracht,	Frau	Rastätter.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Aber	nicht	für	das	
gymnasiale	Lehramt!)

Unser Antrag, den Sie hier als Wischiwaschi abqualifizieren, 
ist	 in	 meinen	Augen	 überhaupt	 kein	Wischiwaschi-Antrag,	
denn	er	enthält	eine	ganz	wichtige	Botschaft.	Wir	wollen	–	
wir	nehmen	das	sehr	ernst	–	die	Elternarbeit	in	der	nächsten	
Zeit	wirklich	in	den	Mittelpunkt	unserer	Bemühungen	stellen.	
Das	muss	Dreh-	und	Angelpunkt	sein.	Es	ist	außerordentlich	
wichtig,	gerade	in	Migrantenfamilien	das	Interesse	am	Bil-
dungserfolg	der	Kinder	zu	stärken.	

(Glocke	der	Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Frau	Abgeordnete,	
gestatten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Dr.	Mentrup	
und	anschließend	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Wink-
ler?	

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Gern,	wenn	 ich	meine	
Überlegungen	zu	Ende	gebracht	habe.	

(Abg.	Ute	Vogt	SPD:	Heraussuchen	kann	man	es	sich	
nicht,	wann!)

Warum	ist	uns	so	wichtig,	die	Elternarbeit	im	Migrantenbe-
reich	zu	verstärken?	Viele	Familien	mit	Migrationshintergrund	
haben	ein	völlig	anderes	Weltbild,	als	wir	es	in	unserer	mit-
teleuropäischen	Zivilisation	gewohnt	sind.	Für	sie	steht	die	
Familie	im	Mittelpunkt.	Die	Familie	ist	das	Höchste,	und	das	
Individuum	spielt	 in	der	Familien-	und	Gesellschaftspolitik	
entweder	nur	eine	untergeordnete	oder	gar	keine	Rolle.	

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Was	haben	Sie	für	ein	
Weltbild?)

Das	ist	heute	noch	immer	Lebensentwurf	vieler	Migrantenfa-
milien.	Das	Individuum	mit	seinen	Rechten,	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Was	haben	Sie	für	
Klischeevorstellungen?)

das	Individuum	mit	seiner	individuellen	Lebensplanung	spielt	
letztendlich	keine	entscheidende	Rolle.	

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Was	ist	das	für	ein	kul-
turalistisches	Klischee!	Das	ist	unglaublich!)	

Entsprechend	werden	auch	die	Kinder	sozialisiert	und	erzo-
gen.	Diese	Familien	sehen	gar	nicht	die	Notwendigkeit,	dass	
ein	einzelner	individueller	Mensch	in	unserer	Gesellschaft	für	
sein	Auskommen	sorgen	muss,	denn	die	Familie,	die	ihn	auf-
fängt,	ist	ja	da.	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Das	kann	man	nicht	
pauschal	sagen!	–	Zuruf	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE	–	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	So	ein	Ge-

wäsch!)		

Sie	können	mir	gern	widersprechen,	aber	mit	Werbekampa-
gnen	kommen	Sie	keinen	Schritt	weiter.	

(Widerspruch	bei	der	SPD	–	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	
SPD:	Das	ist	ja	lächerlich!	–	Gegenruf	des	Abg.	Dr.	

Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Zuhören!)

Wenn	wir	es	nicht	schaffen,	diese	Sozialisationsvorgänge	auf-
zubrechen	–	hier	liegt	der	Schlüssel	–,	dann	können	wir	uns	
im	schulischen	Bereich	noch	so	sehr	bemühen.	Deshalb	ist	es	
kein	Wischiwaschi-Antrag,	sondern	wir	werden	uns	sehr	in-
tensiv	um	eine	Verstärkung	der	Elternarbeit	bemühen,	weil	
das	einer	der	Schlüssel	ist,	um	diesen	Kindern	hier	wirklich	
größere	Chancen	zu	bieten,	als	sie	bisher	bestehen.	

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Sie	hatten	noch	zwei	Fragen.

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Abg.	Dr.	Men-
trup,	bitte	schön,	Ihre	Frage.	
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Abg. Dr. Frank Mentrup	SPD:	Liebe	Frau	Kollegin,	sind	
Sie	nicht	wie	ich	der	Meinung,	dass	die	Ausführungen	von	
Frau	Krueger	zum	Thema	Herkunftsländer	insofern	diskrimi-
nierend	waren,	als	es	sich	bei	den	jungen	Menschen,	über	die	
wir	hier	reden	und	deren	zu	geringen	Anteil	unter	den	Lehr-
amtsstudierenden	wir	 beklagen,	 um	 Jugendliche,	 um	 junge	
Menschen	handelt,	die	in	der	ersten	und	oft	schon	in	der	zwei-
ten	Generation	in	Deutschland	geboren	sind,	und	daher	alle	
beklagten Bildungsdefizite eher eine Frage an das deutsche 
System	sind	denn	eine	Diskussion	über	die	Herkunftsländer	
auslösen	sollten?

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Herr	Mentrup,	hier	geht	
es	nicht	um	Diskriminierung.	Ich	bin	mir	sehr	wohl	bewusst,	
dass	die	Ausführungen,	die	ich	gemacht	habe,	eine	Gratwan-
derung	darstellen.	Man	ist	da	sehr	schnell	in	eine	bestimmte	
Ecke	gestellt.

Aber	ich	denke,	es	geht	darum,	dass	wir	wirklich	erkennen,	
wo	die	Probleme	liegen.	Wir	können	so	viel	Kosmetik	ma-
chen,	wie	wir	wollen.	Aber	wenn	es	möglich	ist,	dass	eine	jun-
ge	Frau	aus	der	Türkei	in	unsere	Gesellschaft	kommt	

(Abg.	 Dr.	 Frank	 Mentrup	 SPD:	 Sie	 ist	 hier	 gebo-
ren!)

und	hier	in	Mannheim	–	Mannheim	ist	das	beste	Beispiel	–	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Wir	haben	doch	kei-
ne	homogene	Gesellschaft!)

ein	türkisches	Leben	führt,	kein	Wort	Deutsch	kann	und	auch	
kein	Wort	Deutsch	braucht,	wie	soll	ich	an	diese	junge	Frau	
herankommen

(Zuruf	von	der	SPD:	Sie	war	in	Deutschland	in	der	
Schule!	Warum	spricht	sie	kein	Deutsch?)	

und	sie	ermuntern,	sich	um	den	Bildungserfolg	ihrer	Kinder	
zu	kümmern?	Das	ist	für	sie	gar	kein	Thema.	Diese	Menschen	
haben	eine	völlig	andere	Familienstruktur,	sie	haben	andere	
Lebensziele,	sie	haben	ein	anderes	Gesellschaftsbild.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Was	wollen	Sie	machen?	
Was	machen	Sie	denn?)

–	Ja,	was	kann	man	machen,	Herr	Zeller?	

(Abg.	 Brigitte	 Lösch	 GRÜNE:	 Konkretisieren	 Sie	
einmal	das	Wischiwaschi!)

Man	 kann	 z.	 B.	 im	 Kindergarten	 anfangen.	 Es	 gibt	 –	 das	
möchte	ich	Ihnen,	wenn	ich	die	Zeit	noch	bekomme,	gern	er-
zählen	–	viele	ermutigende	Beispiele	dafür,	dass	man	durch	
gezielte	Kindergartenarbeit	an	diese	jungen	Familien	heran-
kommt,	diese	jungen	Frauen	interessieren	kann.	Wenn	es	im	
Kindergarten	anfängt,	dann	bleiben	sie	auch	dabei	und	entwi-
ckeln	auch	ein	Interesse	am	Bildungserfolg	ihrer	Kinder.	Ich	
habe	das	hier	nur	nicht	mehr	erwähnt,	weil	die	Zeit	einfach	zu	
Ende	war.

Es	gibt	viele	ermutigende	Beispiele.	An	dieser	Stelle	müssen	
wir	ansetzen.	Das	ist	im	Moment	unser	Hauptanliegen.

(Beifall	des	Abg.	Thomas	Bopp	CDU	–	Abg.	Renate	
Rastätter	GRÜNE:	Das	 ist	 in	 unserem	Antrag	hier	

enthalten!)

–	Ja,	natürlich.

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Abg.	Winkler,	
Sie	hatten	noch	eine	Nachfrage.

Frau	Abgeordnete,	Herr	Abg.	Winkler	wollte	auch	noch	etwas	
fragen.	–	Bitte	fassen	Sie	sich	kurz,	Herr	Abg.	Winkler.

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Frau	Kollegin,	Sie	wissen,	dass	
jedes	dritte	Kindergartenkind	unter	sechs	Jahren	ausländische	
Wurzeln	hat.	Sie	wissen	zweitens,	dass	in	Stuttgart	mehr	als	
die	Hälfte	der	Personen	nicht	deutschstämmig	sind.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Migrationshintergrund	
haben!)

Sie	haben	vorhin	gesagt:	Wir	müssen	für	Kinder	mit	Migrati-
onshintergrund	mehr	tun.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	kommt	auch	da-
rauf	an,	aus	welchen	Familien	sie	kommen!	–	Zurufe:	

Frage!	–	Wo	bleibt	die	Frage?)

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Und	Ihre	Frage?

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Wenn	schon	jetzt	jedes	dritte	Kin-
dergartenkind	ausländischer	Herkunft	ist,	wenn	schon	jetzt	in	
Stuttgart	jeder	Zweite	kein	Deutscher	ist,	dann	sage	ich:	Wir	
hätten	schon	vor	15	Jahren	mehr	tun	sollen.	Dann	müssten	wir	
nicht	jetzt	mehr	tun	und	hätten	diese	Situation	nicht.

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Unter	der	
SPD-Regierung!	In	der	Großen	Koalition!	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	Herr	Kollege	Winkler,	was	ver-
stehen	Sie	unter	„deutschstämmig“?	Wollen	Sie	den	
Ariernachweis	wieder	einführen?	–	Weitere	Zurufe	–	

Unruhe)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	war	ein	Kom-
mentar.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Herr	Winkler,	da	stimme	
ich	Ihnen	voll	und	ganz	zu.

(Unruhe	–	Glocke	der	Präsidentin)

Wir	 sind	 in	 Baden-Württemberg	 und	 in	 Deutschland	 ver-
dammt	spät	dran.	Aber	warum?	Das	hat	Frau	Krueger	gerade	
gesagt.	Das	muss	ich	nicht	wiederholen.	Das	war	auch	Ihre	
Ausländerpolitik,	Ihre	Integrationspolitik	bzw.	Ihre	Einwan-
derungspolitik.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Jawohl!	–	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	

SPD:	Jeder	blamiert	sich,	so	gut	er	kann!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Staatssekretär	Wacker.

Staatssekretär Georg Wacker:	Sehr	geehrte	Frau	Präsiden-
tin,	meine	Damen	und	Herren!	Ein	kurzer	Blick	zurück	in	die	
Vergangenheit	zeigt,	dass	in	den	letzten	Jahrzehnten	die	Inte-
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gration	von	ausländischen	Mitbürgerinnen	und	Mitbürgern	in	
Baden-Württemberg	sehr	gut	gelungen	ist.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD)	

Das	erkennt	man	daran,	dass	wir	auf	dem	Arbeitsmarkt	stets	
eine	sehr	hohe	Beschäftigungsquote	gerade	dieser	Bevölke-
rungsgruppe	haben.	Wir	haben	die	niedrigste	Arbeitslosen-
quote	deutschlandweit,	 ja	zeitweise	sogar	europaweit.	Dies	
belegt,	dass	die	Integrationspolitik	in	Baden-Württemberg	in	
den	letzten	Jahrzehnten	außerordentlich	erfolgreich	war.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Frau	Krueger	ap-
plaudiert	zu	ihrem	eigenen	Widerspruch!	–	Gegenruf	
der	Abg.	Christine	Rudolf	SPD:	Die	haben	Multikul-
ti	in	ihrer	Fraktion!	–	Gegenruf	der	Abg.	Andrea	Krue-

ger	CDU)

Der	Blick	in	die	Zukunft	besagt,	dass	wir	das	gleiche	Ziel	an-
streben,	nämlich	alle	Voraussetzungen	dafür	zu	schaffen,	dass	
jedes	Kind,	jeder	junge	Mensch	und	jeder	junge	Erwachsene	
später	die	Chance	hat,	die	gleichen	Voraussetzungen	zu	erwer-
ben,	um	in	Ausbildung	und	Beruf	eine	gesicherte	Zukunft	zu	
erlangen.

(Abg.	 Dr.	 Nils	 Schmid	 SPD:	 Das	 haben	 Sie	 aber	
schön	gesagt!	Wunderschön!)

Wenn	es	uns	gelingt,	dass	am	Ende	jeder	einen	Ausbildungs-	
und	Arbeitsplatz	erhält,	unabhängig	davon,	welchen	Migrati-
onshintergrund	er	hat,	dann	können	wir	in	Gänze	sagen,	dass	
die	Bildungspolitik	in	Baden-Württemberg	ein	voller	Erfolg	
war.

Meine	Damen	und	Herren,	ich	sage:	Wir	sind	auf	einem	gu-
ten	Weg,	weil	wir	uns	sehr	wohl	bewusst	sind,	dass	wir	alle	
Anstrengungen	unternehmen	müssen,	um	die	Menschen	mit	
Migrationshintergrund	in	unserem	Bildungswesen	bestmög-
lich	zu	fördern	und	gleichermaßen	zu	fordern.

Es	 ist	angesprochen	worden:	Der	Anteil	der	Menschen	mit	
Migrationshintergrund	in	Baden-Württemberg	beträgt	25	%;	
die	Quote	der	Kinder	mit	Migrationshintergrund	ist	dagegen	
höher	und	stellt	sich	statistisch	anders	dar,	denn	als	Kinder	
mit	Migrationshintergrund	gelten	all	die	Kinder,	die	mindes-
tens	einen	ausländischen	Elternteil	aufweisen.

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Lehrstunde	über	Statis-
tik!)

Wir	 haben,	 Herr	 Kollege	 Schmid,	 im	 Ländervergleich	 die	
höchste	 Quote.	 Das	 ist	 auf	 der	 einen	 Seite	 eine	 besonders	
große	Herausforderung	an	die	Landespolitik,	auf	der	anderen	
Seite	sind	wir	aber	gleichermaßen	auch	sehr	erfolgreich,	weil	
wir	durchaus	viele	Instrumente	im	Rahmen	eines	Gesamtkon-
zepts	angelegt	haben,	um	diese	Kinder	bestmöglich	zu	för-
dern.

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Ja,	„bestmöglich“!)

Ich	möchte	meine	Ausführungen	auf	die	Integrationsfrage	im	
Bildungsbereich	fokussieren.	Es	ist	längst	erwiesen,	dass	das	
allgemein	schlechte	Abschneiden	von	Kindern	mit	Migrati-
onshintergrund	in	den	Bildungsstatistiken	nicht	primär	dem	

Migrationshintergrund	selbst	zuzuschreiben	ist,	sondern	der	
Tatsache,	dass	wir	in	Deutschland	seit	Jahrzehnten	vor	allem	
eine	Zuwanderung	aus	sozial	benachteiligten	Schichten	ha-
ben,	die	dann	auch	hier	wiederum	zu	den	sozial	benachteilig-
ten	Schichten	gehören.	Kollege	Bayer	hat	bereits	zu	Recht	auf	
diesen	Aspekt	hingewiesen.

Migrantenkinder	aus	dem	Angestellten-	oder	Akademikermi-
lieu	schneiden	hingegen	eher	überdurchschnittlich	ab.	Auch	
das	ist	eine	Wahrheit.

(Beifall	der	Abg.	Hagen	Kluck	und	Dr.	Birgit	Arnold	
FDP/DVP	 –	Abg.	 Hagen	 Kluck	 FDP/DVP:	 So	 ist	

es!)

Leider	haben	wir	es	in	Deutschland	nicht	zuletzt	wegen	der	
Verweigerungshaltung	 des	 linken	 Parteienspektrums	 in	 der	
Vergangenheit	lange	Jahrzehnte	versäumt,

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Oh,	was	soll	denn	das	
jetzt?)

Zuwanderung	so	zu	steuern,	wie	das	andere	Staaten	längst	mit	
Erfolg	tun,	meine	Damen	und	Herren.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	So	ist	es!	Beispielsweise	Ka-

nada!)

Nicht	zuletzt	hatten	wir,	wie	die	Bundeskanzlerin	zu	Recht	
einmal	beklagte,	regelrecht	eine	Zuwanderung	in	die	sozialen	
Sicherungssysteme	hinein.

(Abg.	Dieter	Hillebrand	CDU:	Genau!	Das	war	es!)

Nun	dürfen	wir	aber	nicht	beim	Beklagen	des	nun	einmal	ge-
gebenen	Zustands	stehen	bleiben.	Wir	haben	ein	Gesamtkon-
zept.

(Zuruf	des	Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)	

Deswegen	fördern	wir	die	Kinder	von	staatlicher	Seite,	wo	
wir	sie	fördern	können.	Das	bedeutet,	dass	wir	Kindern	mit	
Migrationshintergrund	sowie	auch	anderen	Kindern,	die	ge-
fährdet	sein	könnten,	aus	der	Mehrheitsgesellschaft	zu	fallen,	
früh	Hilfestellungen	leisten	müssen.	Ich	brauche	dies	nur	ganz	
kurz	zu	skizzieren,	weil	wir	einen	Teil	dieses	Aspekts	bereits	
heute	Morgen	in	der	Debatte	über	die	frühkindliche	Bildung	
ausgeführt	haben.	Die	frühe	Förderung	im	Kindergarten	im	
Rahmen	des	Orientierungsplans,	im	Rahmen	der	Sprachför-
derung	ist	hierfür	ein	Beispiel.

(Glocke	der	Präsidentin)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Staatssekre-
tär,	gestatten	Sie	eine	Zwischenfrage?

Staatssekretär Georg Wacker:	Nein,	 ich	 lasse	 jetzt	keine	
Zwischenfrage	zu,	denn	auch	ich	habe	nur	eine	begrenzte	Re-
dezeit	zur	Verfügung,	

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Sie	müssen	vor	allem	
Ihren	Zettel	ablesen!)

um	Ihnen	nicht	noch	mehr	Zeit	am	Ende	dieses	Tages	zumu-
ten	zu	müssen.	



	 4993

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	69.	Sitzung	–	Donnerstag,	18.	Juni	2009
(Staatssekretär Georg Wacker)

(Oh-Rufe	von	der	SPD	–	Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	
Für	einen	Parlamentarier	ist	das	aber	eine	furchtbare	

Aussage!)

–	Herr	Kollege	Schmid,	Ihre	Zwischenrufe	machen	diese	De-
batte	nicht	gerade	besonders	hochqualitativ,	um	das	auch	ein-
mal	deutlich	zu	sagen.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Abg.	Dr.	Nils	
Schmid	SPD:	Ihre	Arroganz	ist	wirklich	unanständig!	
–	Zurufe	der	Abg.	Christine	Rudolf	SPD	und	Franz	

Untersteller	GRÜNE)

Die	Bildungsplanreform	aus	dem	Jahr	2004	hat	gerade	den	
Aspekt	der	Migrantenförderung	besonders	berücksichtigt,	und	
das	nicht	nur	im	Bereich	der	Hauptschulen,	sondern	in	allen	
Schularten.	Das	heißt,	die	Bildungspläne	geben	den	Rahmen	
dafür	vor,	auf	welche	Aspekte	unsere	Pädagogen	im	Unter-
richt	besonderen	Wert	legen	müssen.

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Aber	zu	diesem	Thema	
wäre	eine	Zwischenfrage	nicht	schlecht!)

Die	Einrichtung	der	Vorbereitungsklassen	und	Vorbereitungs-
kurse	ist	ein	weiteres	Beispiel.	Ein	wichtiger	Aspekt	ist,	dass	
die	 operativ	 und	 pädagogisch	 eigenständigen	 Schulen	 die	
Möglichkeit haben, sich im Rahmen ihres Profils nochmals 
besonders	 dieser	 Zielgruppe	 zuzuwenden.	 Gerade	 die	 Ent-
wicklung	der	Ganztagsschulen	eröffnet	den	Schulen	besonde-
re	Möglichkeiten,	durch	zusätzliche	Angebote	im	Rahmen	der	
Integration	tätig	zu	werden.

Jetzt	möchte	ich	mir	doch	eine	Bemerkung	nicht	verkneifen.

(Abg.	Dr.	Nils	Schmid	SPD:	Ich	habe	gedacht,	Sie	
wollten	früher	aufhören!	Wir	wollen	doch	heim!)

Die	PISA-Studien	2000	bis	2006	haben	im	Ländervergleich	
erwiesen,	dass	sich	der	Zusammenhang	von	sozialer	Herkunft	
und	Bildungserfolg	in	Baden-Württemberg	deutlich	gelockert	
hat,	 während	 er	 in	 Ländern	 mit	 sechsjähriger	 Grundschule	
sehr	 eng	 geblieben	 ist.	 Eine	 Schulstrukturdebatte	 verbietet	
sich	also	gerade	in	diesem	Zusammenhang	von	selbst.	Es	gilt	
die	alte	pädagogische	Wahrheit:	Wenn	wir	über	gute	pädago-
gische	und	bildungspolitische	Rahmenbedingungen	diskutie-
ren,	um	im	Besonderen	gerade	die	Kinder	mit	Migrationshin-
tergrund	zu	fördern,	sind	immer	die	Qualität	des	Unterrichts	
und	die	Förderinstrumente,	die	im	Unterricht	selbst	angelegt	
werden,	und	nicht	die	äußere	Form	der	 jeweiligen	Schulart	
maßgeblich.

(Beifall	 der	Abg.	 Dr.	 Klaus	 Schüle	 CDU	 und	 Dr.	
Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)

Deswegen	konzentrieren	wir	uns	in	diesem	Zusammenhang	
auf	die	Qualität	und	nicht	auf	die	Schulstruktur.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 CDU	 und	 der	 FDP/
DVP)

Nun	komme	ich	zu	Maßnahmen,	die	wir	darüber	hinaus	 in	
Angriff	genommen	haben	und	noch	in	Angriff	nehmen	wer-
den.	Natürlich	kommen	neue	Herausforderungen	auf	unsere	
Lehrkräfte	zu.	Lehrkräfte	werden	in	ihrer	Aus-	und	Fortbil-
dung	gerade	auf	diese	Aufgaben	vorbereitet,	was	die	schu-

lische	Förderung	von	Kindern	und	Jugendlichen	mit	Migrati-
onshintergrund	betrifft.	Nicht	ohne	Grund	haben	wir	eine	spe-
zielle	Multiplikatorenschulung	in	die	Wege	geleitet,	um	den	
Lehrkräften	gerade	bei	den	regionalen	Fortbildungsveranstal-
tungen	das	Rüstzeug	zu	geben,	das	pädagogische	Personal	an	
ihren Schulen gerade in diesem Bereich zu qualifizieren. 

Zweites	Stichwort	–	damit	bleibe	ich	konkret,	Frau	Kollegin	
Rastätter	–:	Sie	wissen,	dass	wir	uns	in	der	konkreten	Diskus-
sion über die Neugestaltung des Lehramts befinden, und zwar 
sowohl	im	Primarbereich	als	auch	im	Bereich	des	zukünftigen	
gemeinsamen	Lehramts	der	Werkrealschule/Hauptschule	und	
Realschule.	Die	Diagnose	und	Förderung	gerade	dieser	Kin-
der	und	Jugendlichen	wird	in	den	Inhalten	der	Lehrerbildung	
eine besondere Berücksichtigung finden. Auch Deutsch als 
Zweitsprache	 wird	 einen	 besonderen	 Stellenwert	 einneh-
men.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Auch	am	Gymnasi-
um?)

Wichtig	ist	auch:	Die	Auswirkungen	soziokultureller	Struk-
turen	werden	ebenfalls	mit	in	die	Lehrerbildung	einbezogen.	
Das	heißt,	die	Lehrergeneration	von	morgen	wird	bestens	ge-
rüstet	sein,	um	diese	Herausforderungen	in	Angriff	nehmen	
zu	können.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Auch	auf	dem	Gym-
nasium?)

Darüber	hinaus	haben	die	sechs	Pädagogischen	Hochschulen	
des	Landes	einen	gesetzlichen	Auftrag,	auch	Fortbildungsan-
gebote	zu	etablieren.	Aber	daneben	sind	sie	bereits	tätig,	in-
dem	alle	sechs	Pädagogischen	Hochschulen	des	Landes	An-
gebote	zum	Thema	„Sprachförderung	für	Kinder	mit	Migra-
tionshintergrund“	etabliert	haben.

Damit,	meine	Damen	und	Herren,	mache	ich	deutlich,	dass	
sich die Landesregierung längst auf dem Weg befindet, auch 
für	die	Generation	der	Kinder	und	Jugendlichen	mit	Migrati-
onshintergrund,	die	heute	bei	uns	leben,	die	besten	Vorausset-
zungen	zu	schaffen,	damit	sie	die	gleichen	Bildungschancen	
wie	die	anderen	Kinder	und	Jugendlichen	haben.	Was	der	Ein-
zelne	daraus	macht,	liegt	letztlich	auch	in	seinem	eigenen	Er-
messen	und	 seinem	eigenen	Leistungsvermögen.	Der	Staat	
kann	dem	Einzelnen	seine	persönliche	Verantwortung	natür-
lich	nicht	abnehmen.	

Ich	darf	noch	einen	aktuellen	Hinweis	geben.	Sie	wissen,	dass	
die	Landesregierung,	speziell	das	Kultusministerium,	inten-
sive	Gespräche	mit	den	Konsulaten	führt.

(Zuruf	der	Abg.	Christine	Rudolf	SPD)	

Sie	wissen	auch,	Frau	Rastätter,	dass	wir	hier	schon	sehr	kon-
trovers	über	den	Stellenwert	des	muttersprachlichen	Unter-
richts	diskutiert	haben.	

(Zuruf	der	Abg.	Christine	Rudolf	SPD)	

Infrage	stand	nicht,	dass	dieser	Unterricht	sinnvoll	ist.	Viel-
mehr	ging	es	um	die	Frage	der	Ausgestaltung.	

(Abg.	 Christine	 Rudolf	 SPD:	 Und	 der	 Finanzie-
rung!)
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Wir	sind	mit	den	Konsulaten	 in	 intensiven	Gesprächen	da-
rüber,	im	muttersprachlichen	Unterricht	das	zu	bewahren,	was	
für	die	Kinder	wichtig	ist,	nämlich	die	regionale,	die	natio-
nale	 und	 die	 kulturelle	 Identität.	 Kein	 Migrant	 in	 unserem	
Land	soll	diese	„verhökern“	oder	verleugnen.	Aber	es	muss	
eine	 Brücke	 gebaut	 werden.	 Integration	 gelingt	 nur	 dann,	
wenn	zum	einen	die	Identität	bewahrt	und	zum	anderen	die	
Brücke	zur	Integration	hergestellt	und	Entscheidendes	geleis-
tet	wird,	sich	hier	in	die	Gesellschaft	zu	integrieren.

Damit	ist	es	unser	Ziel,	im	Sinne	einer	Abrede	mit	den	Kon-
sulaten einen Weg zu finden, dass auch Kooperationen vor Ort 
in	Form	von	Tandemunterricht	möglich	werden,	bei	dem	Lehr-
kräfte	der	Konsulate	gemeinsam	mit	den	Lehrkräften	an	un-
seren	Schulen,	besonders	in	den	Grundschulen,	pädagogische	
Konzepte	entwickeln	und	umsetzen.	

Mit	dem	italienischen	Generalkonsulat	sind	wir	diesbezüglich	
bereits	auf	dem	Weg.	Es	freut	mich,	dass	das	türkische	Gene-
ralkonsulat	vor	Kurzem	eine	Öffnung	signalisiert	hat,	dass	wir	
auch	hier	eine	wichtige	Weiterentwicklung	vornehmen	kön-
nen.	

Das	betrifft	übrigens	auch	die	Anwerbung	von	Interessenten	
für	den	Lehrerberuf.	Es	ist	richtig:	Lehrkräfte	mit	Migrations-
hintergrund,	die	wir	in	den	Schuldienst	einstellen	können,	sind	
gute	und	wichtige	Vorbilder	für	diese	Kinder.	Gleichzeitig	ist	
es	aber	auch	richtig,	dass	eine	Werbekampagne	kontinuierlich	
angelegt	werden	muss.	Das	tun	wir	auch.	Nur:	Eine	Wirkung	
auf	dem	Lehrerarbeitsmarkt	wird	sich	nicht	kurzfristig,	son-
dern	nur	mittel-	und	langfristig	entfalten.	Insofern	sind	dazu	
Hartnäckigkeit,	aber	auch	Kontinuität	und	langer	Atem	erfor-
derlich.	

In	diesem	Sinne	darf	 ich	abschließend	sagen:	Baden-Würt-
temberg	ist	das	Land,	das	sich	aufgrund	der	Datenlage,	die	ich	
skizziert	habe,	dieser	Herausforderung	 in	besonderem	Maß	
stellen	muss.	Aber	gleichzeitig	 ist	Baden-Württemberg	das	
Bundesland,	das	in	der	Tat	auch	vieles	vorweisen	kann.	Wir	
sind	damit	auf	dem	richtigen	Weg.

Vielen	Dank	für	die	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	 es	 liegen	 keine	 weiteren	Wortmeldungen	 vor.	Wir	
kommen	 daher	 zur	 geschäftsordnungsmäßigen	 Behandlung	
der	vorliegenden	Initiativen.

Die	 Große	 Anfrage	 der	 Fraktion	 GRÜNE,	 Drucksache	
14/2592,	ist	durch	die	Aussprache	erledigt.	

Der	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE,	Drucksache	14/3891,	be-
inhaltet	in	Abschnitt	I	einen	Berichtsteil,	der	durch	die	Aus-
sprache	ebenfalls	erledigt	ist.	

Ich	lasse	nun	über	den	Änderungsantrag	der	Fraktion	der	CDU	
und	der	Fraktion	der	FDP/DVP,	Drucksache	14/4645,	abstim-
men.	Wer	diesem	Änderungsantrag	zustimmt,	den	bitte	 ich	
um	das	Handzeichen.	–	Gegenprobe!	–	Enthaltungen?	–		Der	
Änderungsantrag	ist	mehrheitlich	angenommen.

Wir	haben	nun	noch	über	Abschnitt	II	des	Antrags	Drucksa-
che	14/3891	abzustimmen.	Wer	diesem	Abschnitt	zustimmt,	

den	bitte	ich	um	das	Handzeichen.	–	Es	handelt	sich	um	einen	
Antrag	der	Fraktion	GRÜNE.	

(Heiterkeit	–	Zuruf	der	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE	
–	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Vielleicht	wollen	sie	

nicht	mehr	zustimmen!)

Sie	stimmen	zu?	–	Wer	stimmt	dagegen?	–	Abschnitt	II	des	
Antrags	Drucksache	14/3891	ist	mehrheitlich	abgelehnt.

Frau	Kollegin	Rastätter,	wollen	Sie	über	den	Antrag	der	Frak-
tion	 GRÜNE,	 Drucksache	 14/4067,	 nicht	 mehr	 abstimmen	
lassen?	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Doch!	–	Abg.	Dr.	
Nils	Schmid	SPD:	Wir	kämpfen!	–	Abg.	Klaus	Herr-
mann	CDU:	Die	Ausführungen	des	Staatssekretärs	
waren	überzeugend!	–	Gegenruf	des	Abg.	Dr.	Nils	

Schmid	SPD:	Er	ist	schon	weg!	Er	hatte	es	eilig!)

–	Doch.	Dann	stimmen	wir	auch	über	diesen	Antrag	ab.	Der	
Antrag	 beinhaltet	 ausschließlich	 Handlungsersuchen.	Wer	
dem	Antrag	Drucksache	14/4067	zustimmt,	den	bitte	ich	um	
das	Handzeichen.	–	Gegenprobe!	–	Enthaltungen?	–	Der	An-
trag	ist	mehrheitlich	abgelehnt.	

Damit	ist	Punkt	8	der	Tagesordnung	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 9 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu der Mitteilung des Justizministeriums vom 
26. Mai 2009 – Unterrichtung des Landtags in EU-Ange-
legenheiten; hier: Bekämpfung von Zahlungsverzug im 
Geschäftsverkehr – Drucksachen 14/4557, 14/4598

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Das	Präsidium	hat	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	
der	Beschlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.	

Ich	rufe	Punkt 10 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu der Mitteilung des Justizministeriums vom 
4. Juni 2009 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angele-
genheiten; hier: Grünbuch über die gerichtliche Zustän-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen („Brüssel I“) – 
Drucksachen 14/4594, 14/4599 

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Es	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	der	Beschluss-
empfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.	

Ich	rufe	Punkt 11 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu den Mitteilungen der Landesregierung vom 5. Dezem-
ber 2008 und 18. Mai 2009 – Berichte der Landesregie-
rung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Denkschrift 
2007 des Rechnungshofs zur Landeshaushaltsrechnung 
von Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 2005 – 
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Beitrag Nr. 9: Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
 Beschussamts in Ulm – Drucksachen 14/3766, 14/4504, 
14/4512 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Auch	hierzu	ist	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	
der	Beschlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.	

Ich	rufe	Punkt 12 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Dezember 
2008 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2007 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2005 – Beitrag Nr. 28: Dienstleis-
tungen der rechtsmedizinischen Institute – Drucksachen 
14/3778, 14/4513

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Es	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	der	Beschluss-
empfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.	

Ich	rufe	Punkt 13 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 27. März 2009 
– Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des 
Landtags; hier: Beratende Äußerung des Rechnungshofs 
vom 1. Oktober 2004 zur kostenorientierten Optimierung 
der Wirtschaftsförderung in Baden-Württemberg – 
Drucksachen 14/4260, 14/4514 

Berichterstatterin: Abg. Veronika Netzhammer

Es	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	der	Beschluss-
empfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.	

Ich	rufe	Punkt 14 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 24. April 2009 
– Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des 
Landtags; hier: Ausbildung und Beschäftigung schwerbe-
hinderter Menschen in der Landesverwaltung – Drucksa-
chen 14/4413, 14/4518 

Berichterstatter: Abg. Helmut Walter Rüeck

Auch	hierzu	ist	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	
der	Beschlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.	

Ich	rufe	Punkt 15 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsaus-
schusses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 
14/4573, 14/4574, 14/4575, 14/4576, 14/4577

Gemäß	§	96	Abs.	5	der	Geschäftsordnung	stelle	ich	die	Zu-
stimmung	zu	den	Beschlussempfehlungen	entsprechend	dem	
Abstimmungsverhalten	 im	Ausschuss	 fest.	 –	 Es	 ist	 so	 be-
schlossen.	

Ich	rufe	Punkt 16 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksache 14/4532

Auch	hier	stelle	ich	gemäß	§	96	Abs.	5	der	Geschäftsordnung	
die	Zustimmung	zu	den	Beschlussempfehlungen	entsprechend	
dem	Abstimmungsverhalten	im	Ausschuss	fest.	–	Es	ist	so	be-
schlossen.	

Meine	Damen	und	Herren,	damit	sind	wir	Ende	der	heutigen	
Tagesordnung	angelangt.	

Die nächste Sitzung findet am Mittwoch, dem 8. Juli 2009, 
um	10:00	Uhr	statt.	

Ich	danke	Ihnen	und	schließe	die	Sitzung.

Schluss: 16:44 Uhr


